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Vorrede. 



Das vorliegende Werk ist im Wesentlichen ursprünglicli 
aus meinem eignen Bedürfnisse hervorgegangen. Zur Ver- 
öffentlichung der von mir gewonnenen Ansichten bewog mich 
hauptsächlich des berühmten Robert von Mohl (s. dessen 
Werk: Die Folizeiwissenschaft^ nach den Grundsätzen des 
Rechtsstaates. Zweite Auflage. Tübingen 1844. I. Seite 134. 
Anmerkung) Äufserung: „ein in richtiger systematischer Ord- 
nung und mit publicistischer sowohl ^ als medicinischer Sach- 
kenntnifs bearbeitetes Werk über Medicinalpolizei würde ein 
lebhaft gefühltes Bedür&ifs befriedigen.^^ 

Mittlerweile ist nun zwar Schärmayers mit vielem 
Beifalle aufgenommenes Handbuch erschienen, welchen es 
auch in polizeilich -medicinischer Hinsicht, d.i. in seinem, 
aus der Medicin und ihren Hülfsfachern herstammenden In- 
halte, wirklich meistens sehr wohl verdient Abgesehen in- 
dessen davon, dafs es ihm an systematischer Ordnung fehlt 
und dafs man seinem Verfasser den Mangel an solchen eignen 
Erfahrungen anmerkt, welche nur von einem höhern, be- 
züglich nur von dem höchsten Standpunkte der Medicinal- 
verwaltung aus erlangt werden können , folgt es in publici- 
stwher Beziehung und nicht einmal immer mit Glück ganz 
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den Mo hl sehen, auf dem Frincip des sogenannten Rechte- 
staates beruhenden, weiter unten zu beleuchtenden Ansich- 
ten vom Wesen der Polizei, denen ich nicht beizutreten ver- 
mag. Auch kam das Schttrmayersche Werk schon im Jahre 
1848 5 also vor den bedeutenden neueren Reformbewegun- 
gen, heraus und konnte daher diese , welcke bekanntlich eine 
währe Fluth yon mitunter doch auch w«rthyoller Litteratur 
hervorgerufen haben, unmöglich berücksichtigen. Eine um- 
fassende gründliche Prüfung der aufgetauchten Forderungen 
ist aber jetzt an der Zeit, nachdem die Anfangs überlaute 
Aufregung auf dem hier fraglichen Gebiete in eine vielleicht 
allzugrosse Stille übergegangen ist, die indessen doch we- 
nigstens den Vortheil einer ruhigeren Erwägung gewährt. 
Wenn auch früher von Seiten der Gesetzgebung und Verwal- 
tung hier und da positiv und negativ zu weit gegangen gewe- 
sen seyn mag — es gab allerdings eine Zeit, wo in der Me- 
dicinalgesetzgebung viel gekünstelt wurde — ; so hat man 
denn doch auf Seiten der Regierten unverkennbar viel häufi- 
ger den richtigen Standpunkt verfehlt. Auf beiden Seiten 
ist man nicht immer eingedenk gewesen, dafs Pflichten und 
Einrichtungen nur aus statthaften Zwecken abgeleitet werden 
dürfen und dafs Standesrechte lediglich aus Standes- 
pflichten, letztere aber nur aus wesentlichen Standes- 
zwecken entspringen können. 

Wie schon erwähnt, habe ich mich der Mohl sehen An- 
sicht von dem Wesen der Polizei nicht anzuschliefsen ver- 
mocht. Mohl selbst konnte ihr im speciellen Theile seines 
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angeführten Werkes nicht immer treu bleiben. Dieser An- 
sicht nach ist nämlich die Polizei „der Inbegriff aller jener 
verschiedenartigen Anstalten und Einrichtungen, welche da- 
hin abzwecken, durch Verwendung der allgemeinen Staats- 
gewalt die aufs er en Hindernisse zu entfernen, welche 
der allseitigen, erlaubten Entwickelung der Menschenkräfte 
im Wege stehen und welche der Einzelne nicht wegräumen 
kann" (a. a. 0. I. Seite 11.). In so weit solche Binder* 
nisse „von andern Menschen herrühren, welche den Bürger 
durch widerrechtliches Eingreifen in seinen Rechtskreis zu 
verletzen drohen ," werden sie von Mo hl dem Gebiete der 
von ihm sogenannten Präventivjustiz, oder Rechts- 
polizei zugewiesen (a. a. 0. I. Seite 10.). Überhaupt er- 
kennt derselbe dem Staate nur das Recht eines negativen, 
auf Hinwegräumung von Hindernissen beschränkten Einschrei- 
tens zu (a. a. 0. I. Seite 8.). — Einmal erschwert nun aber 
jene, an und für sich nicht nothwendige Zerfallung oft innig 
mit einander verwandter Gegenstände den Überblick, und dann 
kommt doch auch offenbar der Polizei nicht blofs eine nega- 
tive Wirksamkeit zu; vielmehr hat sie sich unzweifelhaft, 
und zwar überall da, wo es der Beseitigung eines Mangels 
am Noth wendigen oder Nützlichen gilt, auch positiv thä- 
tig zu erweisen. Die Anstellung von Ärzten z. B., die Her- 
beischaffung von Arzneimitteln u. s. w. kann man denn doch 
nicht füglich Hinwegräumung eines Hindernisses, nicht wohl 
ein negatives Einschreiten nennen, wenn man nicht diese 
fi^iffe ungebührlich ausdehnen will. — Demnächst liegt 
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auch der Polizei keineswegs blofs ein Kampf gegen äufsere 
Hindernisse ob. Unverkennbar sind nämlich die doch 
60 häufig nothwendigen polizeilichen Belehrungen und War- 
nungen derBürger unmittelbar nur gegen ein inneres, sub- 
jectiyes Hindemirs, gegen den Mangel an eigner Einsicht 
oder Vorsicht, gerichtet Im Betreff der alltäglich zur An- 
wendung konunenden Barrieren zum Schutz gegen den Hinab- 
sturz von Brücken, oder in Abgründe, oder zum Schutz ge- 
gen Beschädigungen Vorübergehender durch den drohenden 
Einsturz eines baufälligen Hauses kann von der Hinweg- 
räumung einej» übermächtigen äufsern Hinder- 
nisses mm erst gar in keiner Beziehung die Hede sejn. 

Was dagegen das jetzt in sehr weiter Verbreitung herr- 
schende Princip des sogenannten Rechtsstaats angeht, so 
habe auch ich demselben ziemlich lange gehuldigt Erst 
die von mir ziemlich spät angestellte polizeiwissenschaftliche 
Betrachtung des Selbstmordes erregte in mir Zweifel über 
die Zulänglichkeit jenes Princips zur Bestimmung des ober- 
sten Staatszweckes. Nach Mo hl (a. a. 0« HI. Seite 28.) 
„darP^ im Rechtsstaate „die Fräventivjttstiz keine Handlungen 
untersagen, welche nur dem Handelnden selbst und weder 
unmittelbar noch mittelbar Dritten naehtheilig sind. Jeder 
nach Körper und Geist zur Selbstbestimmung gesetzlich Be- 
fugte ist Herr über Beine Rechtssphäre un4 kann über den 
Inhalt derselben nach seinem Gutdünken yerfngen. Er kann 
sich selbst wohl Nachtheile, aber kein Unrecht zufügen, und 
somit ist auch in dieser Beziehung keiner Rechtsstörung vor- 
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zubaugeil. Enthält ein Übel gar keine Rechtsstörung, so ist 
die Hülfe der Polizei dagegen in Anspruch zu nehmen, Ist 
aber zwar eine Rechtsbeschränkung vorhanden, ohne dals 
jedoch der Handelnde ein Unrecht beginge, indem er sich 
nur seines Rechts innerhalb seiner eignen Sphäre bedient, so 
kann gar keine Staatshälfe Statt finden/^ 

Diese Grundsätze nun auf den Selbstmord angewendet, 
fuhren zu theils empörenden, theils lächerlichen Consequen- 
zen, Mo hl schweigt über den Gegenstand; Schärmayer 
(Handbuch §• 182.) aber meint, das Einschreiten der medici- 
nischen Polizei zur Verhütung des Selbstmordes sej nur in 
denjenigen Fällen gerechtfertigt, wo Geisteskrankheit Anlafs 
oder Ursache desselben werde. — Stelle man sich nun den 
Fall vor, dafs die Polizei einen im Selbstmord Begriffenen 
antrifft, so darf sie, nach obigen Grundsätzen, vollends 
zwangsweise, nicht einschreiten, bis sie sich, — was denn 
doch eine Untersuchung voraussetzt — versichert hat, dafs 
der Thäter nach Körper und Geist zur Selbstbestimmung ge- 
setzlich nicht berechtigt ist, oder dals durch die That Rechte 
Dritter unmittelbar oder mittelbar verletzt werden würden! 
Liegt aber klar vor, dafs gesetzliche Dispositionsfahigkeit 
nicht fehlt und daTs Rechte Dritter nicht bedrohet sind; so 
mufs selbst die Polizei die That vor ihren Augen vollbrin- 
gen lassen! 

Meine weiteren Forschungen fährten mich zuerst in 
Schöns Schrift über die Staatswissenschaft (2. Auflage. 
j|i;^slau 1840. Seite 23.), dann in Maurenbreebers 
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„Grundsätzen des heutigen Deutschen Staatsrechts^^ (3. Auf- 
lage. Frankfurt a. M. 1847. §§.26ff.) auf das Sittlich- 
keitsprincip, wonach der Staat die ihm mögliche Ver- 
wirklichung des Yernunfligen zum Zwecke hat, in so weit 
dieselbe durch die Privatkräfte der Staatsgenossen nicht eben 
so gut erzielt werden kann und wonach die Wahrung der 
Rechte nur als eine der wichtigsten Staatsaufgaben erscheint. 
Dieses Sittlichkeitsprincip steht denn nun auch an der Spitze 
meines Werks und zieht sich durch dasselbe flberall hindurch. 

An Gelegenheit zu reichen Erfahrungen über meinen Ge- 
genstand hat es mir nicht gemangelt Seit mehr als fünf und 
zwanzig Jahren bin ich bei der Medicinalyerwaltung und zwar 
bei Weitem am längsten in der mittlem und in der höchsten In- 
stanz beschäftigt, und es möchte keine, in einem Binnenlande 
mögliche, irgend erhebliche, hierher bezügliche Aufgabe geben, 
die ich nicht auch practisch schon zu lösen gehabt hätte. Denn 
auch in ein^o kleinern Staate bestehen ganz die nämlichen me- 
dieinisch- polizeilichen Interessen, wie in dem grölsten, nur 
kommen üi jenem die einzelnen Fälle minder häufig von Da- 
gegen hat man dort auch in der höchsten Instanz den Vor- 
theil, die ursprünglichen Thatsachen leichter selbst wahr- 
nehmen, die Maafsregeln den einzelnen Umständen genauer 
anpassen und den Erfolg unmittelbarer beobachten zu können. 

Mo hls Forderung einer richtigen systematischen Ord- 
nung liefs sich leicht befriedigen , nachdem mir einmal die in 
§§• 2 lind 3. wohl als richtig hinlänglich bewiesene, übrigens 
auch schon von Sachkundigen, denen ich sie mittheilte, 



Vorrede. IX 

beifallig anerkannte Definition der medicinischen Polizei ge- 
lungen war. Es bedurfte dann, namentlich iur den speciel^ 
len Theil, nur noch des weitem, eines Beweises hier kaum 
noch benöthigten Satzes , dafs die medicinische Polizei — so 
yiel überhaupt an ihr ist — das zu ihren Zwecken Erfor- 
derliche zu beschaffen und das denselben Schädliche abzu- 
wehren habe. 

Ton seinen Vorgängern'^) unterscheidet sich nun mein 
Werk auch hauptsächlich dadurch, dafs man in ihm alles 
Dasjenige nicht näher abgehandelt findet, was, der Medicin 
und ihren Hfilfsfachern entnommen, nur zur sachlichen Auf- 
klärung der Polizei in ähnlicher Weise dienen soll, wie der 
Justiz die gerichtliche Medicin, und was ich daher -mit R^- 
hatzsch, Erahmer u. A. unter dem Namen polizei- 
liche Medicin begreife. Letztere hat vom Stand- 
punkte der Medioin aus zu erörtern, welche Zwecke 
überhaupt, oder in einem gegebenen Staate insbesondere, der 
polizeilichen Berücksichtigung bedürftig seyn möchten und 
welche medicinischen oder der Medicin verwandten Umstände 
dabei in Betracht kommen. Die medicinische Polizei hat 
dagegen zu erwägen, ob, nach den sie leitenden, 



*) mit Aasnahme jedoch hauptsächlich von Erhard's Theorie der 
Gesetze, die sich auf das körperliche Wohlseyn der Bürger beziehen, 
(Tübingen 1800), und voa StoITs staatswissenschaftlichen Untersuchun- 
gen über das Medicinalwesen. (Zürich 1812.) — Beide Werke ent- 
sprechen indessen dem gegenwärtigen Standpunkte der Staats wissen- 
«|||(t nicht mehr. 
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staatswissensehaftliehen Grundsätzen, ein Zweck 
mit Staatsmitteln zu verfolgen ist, in wie weit, mit welchen 
Mitteln und auf welche Weise? Bejahenden Falles liegt ihr 
dann auch die Ausfuhrung ob. 

Die polizeiliche Median eignet sich überhaupt nicht wohl, 
um in ihrem ganzen Umfange mit der medicinischen Polizei 
gemeinschaftlich abgehandelt zu werden. Am Wenigsten wäre 
eine solche Verbindung in einem Werke passend, welches, 
wie das gegenwärtige, auch für nichtärztliche Polizeibeamten 
bestimmt ist. Diese brauchen die polizeiliche Medicin nicht 
näher kennen zu lernen; man kann ihnen daher auch mit 
Billigkeit nicht ansinnen, ein Buch zu kaufen, das dem grö- 
fsem Theile seines Inhalts nach für sie unnütz wäre. Ohne- 
hin würden sie immer nur eine sehr oberflächliche Kenntnils 
der polizeilichen Medicin erlangen können, die schon jetzt 
zu einem so foedejitenden, noch immer wachsenden Um-- 
fange gediehen ist, dafs, bei der grofisen Yerschiedenartig- 
keit ihres Inhalts, ein Einzelner kaum mehr im Stande seyn 
möchte, sie im gehörigen Detail erschöpfend gründlich zu 
bearbeiten. Sie wird, je länger, je mehr, nur monogra- 
phisch abgehandelt werden können. Aufserdem hat die me- 
dicinische Polizeiwissenschaft, als ein Inbegriff Ton Folge- 
rungen aus an und für sich minder wandelbaren Hauptzwe- 
cken, eine mehr stabile Natur, während die polizeiliche Me- 
dicin, als ein Inbegriff von Erfahrungskenntnissen , unauf- 
hörlichen Berichtigungen und Bereicherungen unterworfen ist. 
Auch deshalb scheint eine Verbindung beider Disciplinen in 
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ein und demselben Buche ungeeignet. Anders yerMt es sich 
dagegen bei dem academischen Yortrage beider Fächer für 
Mediciner. Hier kann der Lehrer die neuern Yerände- 
rungen der polizeilichen Medicin immer genfigend berücksich- 
tigen, er braucht selten in das letzte Detail hineinzugehen, 
weil er das Meiste als den Zuhörern schon bekannt vor- 
aussetzen darf, und er rerleihet der an und für sich ziem- 
lich trockenen polizeilichen Medicin durch ihre Verbindung 
mit der medicinischen Polizei ein practisches Diteresse. 

Die besondere Versorgung Armer mit dem zu ihrem 
Leben und Gesundheitswohle Nothwendigen ist nicht Auf- 
gabe der medicinischen , sondern der ArmuthspolizeL (Vgl. 
§* 18. Anmerkung.) Ihre Betrachtung gehörte daher auch 
nicht in das vorliegende Werk« Auch die Militair-^Medi- 
dnalpolizei lag auTser meinem Plane. Über ihr Verhältnis 
zur medicinischen Polizei findißt man das Erforderliche in 
itt dritten Anmerkung zum §. 171 

Da ich auch für Nichtjuristen schrieb, mufste ich hier 
und da in staatswissenschaftlicher Hinsicht weiter ausholen, 
als es sonst nothwendig gewesen seyn möchte. Aus glei- 
chem Grunde waren öfters Erklärungen der unvermeidlichen 
staatswissenschaftlichen und juristischen Ausdrücke unent- 
behrlich. Sie sind meistens nur in Anmerkungen gegeben. 
Die medicinische Polizei ist nun einmal, ihrer Natur nach, 
ein Theil der Staatswissenschaft und darum ohne staatswis- 
senschaftliche Begründung undenkbar. Jeder Arzt, oder 
;4||ptheker, der das Fach gründlich studiren will, murs sich 
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darein fugen. Ich hoffe ihnen durch meine Arbeit den sehr 
mühseligen Weg zu ersparen, den ich gehen mufste, um 
zu einer klaren Einsicht in das Wesen der medicinischen 
Polizei zu gelangen. 

So yiel es mir nützlich schien, habe ich die Littera- 
tur angegeben und zur Bequemlichkeit meiner medicini- 
schen Leser an geeigneten Stellen immer auch auf gute 
polizeilich - medicinische Schriften hingewiesen. Auch auf 
die Gegner meiner Ansichten habe ich überall aufmerksam 
gemacht. Bei den neuerlichen, öfters nur eingeleiteten Ver- 
änderungen in der Gesetzgebung der verschiedenen Staaten 
war ich nicht immer ganz gewifs, ob eine yon mir ange- 
zogene Bestimmung auch wirklich noch bestand. Im We- 
sentlichen kommt zwar hierauf nicht yiel an, indessen habe 
ich mich doch vor Unrichtigkeiten solcher Art möglichst 
zu hüten gesucht. 

Polemik konnte ich nicht fuglich vermeiden. Diejeni- 
gen Schriftsteller, denen ich vorzugsweise entgegen getre- 
ten bin, bitte ich, grade daraus die Wichtigkeit abnehmen 
zu wollen, welche ich ihrer Autorität beimesse. 

Wer sich für die Medicinalpolizei im Grofsherzogthum 
Sachsen - Weimar - Eisenach näher interessirt, dem möge 
mein Werk zugleich als eine Rechenschaftsablage über die 
Ansichten gelten, welche mich bei der Verwaltung indivi- 
duell leiten. 

Weimar den 13. Juny 1853. 

Dr. Vogel. 
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Einleitung §§. l — lO. Factischer Begriff der mediciiiischen Polizei §. t ; ihr 
Yerhaltnifs zur Medicin §. 2 j ihre DefiDition $. 3 ; ihre yerschiedenen Namen 
5. 4 ; ihre Wichtigkeit §. 5 ; Begriff und Werth der medicinischeii Polizei- 
wissenschaft §. 6 ; Quellen derselben §. 7 ; Literatur {. 8 ; Geschichte §, 9 ; 
Eintheilang §. 10. 

Erster Theil. Von der medicinischen Polizei im Allgemeinen 
§§. 11 — 97. 

Erstes Capitel. Von den Zwecken der medicinischen Polizei im All- 
gemeinen §§. 11 — 20. : 
als Staatszwecken §§. 11 — 16; als Polizeizwecken überhaupt §. 17; als 
Zwecken eines Theils der Polizei §. 18; als, ihfer innem Natur nach, 
medidnischen Zwecken §. 19; als Mittel- oder Endzwecken §.20. 

Zweites Capitel. Von den Mitteln der medicinischen Polizei im All- 
gemeinen §§. 21 — 22.: 

als polizeilichen Mitteln §. 21 ; specielle Angabe und Erklärung dersel- 
ben §.22. 

Drittes Capitel. Von der Anwendung der Mittel der medicinischen 
Polizei zu den Zwecken derselben im Allgemeinen §§.23 — 97. 

Einleitung §. 23. 

I. Von dem Subject der medicinischen Polizei §}. 24 
-49. 
Staatsoberhaupt und Staatsbeamte $. 24 ; Zweck der Ämter - und 
Behörden - Bildung §. 25 ; Eintheilung der Geschäfte {. 26 ; Ver- 



XIV Systematische Übersicht des hauptsächlichen Inhalts. 

theiluDg derselben überhaupt §§. 27 — 29; Anstellong technischer 
Beamten zur Berathnng und Verwaltung medicinisch - polizeilicher 
Angelegenheiten §§.30—36; der ihnen gebührende Einflufs §{.37. 
38 ; ihre ' noth wendigen Eigenschaften §§. 39 — 41 ; ihre Prüfung 
§§.42 — 44; Fürsorge für die Erlangung der erforderlichen Sach- 
kenntnifs und Gewandtheit {.45; irrige Ansicht von dem Verhalt- 
nisse der technischen Beamten zu den Medicinalpersonen überhaupt 
§, 46 ; Recht des Staates zur Erzwingung der Übernahme von Äm- 
tern und Geschäften {. 47 ; Mittel zur Erzielung gehörigen Kön- 
nens und WoUens bei den Beamten {{.48. 49. 
II. Von dem medicinisch-polizeilichen Verfahren im 
Allgemeinen §§.50 — 97. 
Hauptquelle und Hauptrichtschnur §.50; Gesetze §§.51 — 56; an- 
dere Quellen §§. 57* 58; wesentliche Verfahrungsordnung $.59; 
Förmlichkeiten §. 60 ; Vorfragen bei jedem Geschäft {. 61. 

1) Wann soll Etwas geschehen? 

Zeit der Geschäfte §.62; Veranlassung $$.63. 64; zu Unter- 
suchungen insbesondere {• 65 ; bei drohenden erheblichen Ge- 
fahren §. 66. 

2) Wo soll das Verfahren Statt finden? {.67. 

3) Wie soll das Verfahren erfolgen? 

Wahl und Anwendung der Mittel überhaupt §§.68 — 70; der 
Untersuchungsmittel {. 71; der Schlufsfassungsmittel {. 72; 
der Vollziehungsmittel {{. 73 — 85; (Aufsicht J. 74; Haus- 
suchung und Beschlagnahme {• 75 ; Belehrung {. 76 ; Beloh- 
nung {. 77; Sicherheitsleistung §.78; Sicherheitshaft §.79; 
Gonfmation {. 80 ; Verweisung §. 81 ; Strafe §. 82 ; Zwang 
{.83; Bekanntmachung §.84; Vorladung {. 85.). 

4) Durch wen soll verfahren werden? 

Fähigkeit zum gültigen Verfahren {{. 86 — 92 ; Competenz 
{{. 93 — 97. 

Zweiter Theii. Von der medicinischen Polizei ioi fiesondern 
§§. 98 — 229. 

Einleitung {. 98. 

Erster Abschnitt. Von der Fürsorge für die Beschaffung des Zweck- 
dienlichen §§.99 — 184. 
Einleitung {. 99. 

Erstes Capitel. Von der Fürsorge für gehörigen persönlichen Bei- 
stand §§. lOQ— 122. 
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Erfordernisse eines gehörigen Beistandes und Beistandspersonen (Ärzte, 
Ghirargen,* Geburtshelfer, Hebammen, Nothärzte, Krankenwärter) 
J. 100; Bedingungen des freiwilligen Aufsudreus und der Annahme 
Ton Beistand , insbesondere Yertrauenswürdigkeit der Beistandsperso- ' 
nen, Sittlichkeit, namentlich Yerschwiegenlieit, anständiges Beneh- 
men $. 101 ; Zuverlässigkeit , Schnelligkeit und Wohlfeilheit des Bei- 
standes §. 102* j technische Tüchtigkeit der Beistandspersonen, Stu- 
dienvorschriften $. 103 ; Ermittelung der Tüchtigkeit und Zulassigkeit 
ausländischer Medicinalpersonen $. 104 ; Classification {. 105 ; gehörige 
Anzahl , Nothärzte §. 106 ; Ursachen des Mangels an Beistandsperso- 
nen §. 107; Abhülfe $§.108 — 111; Überfüllnng und Freizügigkeit 
§. 111; Existenz der Beistandspersonen §. 112; Beistandsrersagung, 
Gonsnltationen $.113; Taxe $.114; Fürsorge für richtige Bezahlung 
$. 115; ungebührliches Anschwellenlassen der Forderungen $. 116; 
Pfuscher und Quacksalber $.117; Befugnifsüberschreitungen approbir- 
ter Beistandspersonen $.118; Vertretung der letzteren $.119; durch 
die Approbation erlangte rechtliche Vermuthung zu Gunsten der Bei- 
standspersonen $. 120; Legitimation derselben §. 121; Mittel zur Er- 
zielung gehöriger Pflichterfüllung $. 122. 

Zweites Gapitel. Von der Fürsorj^ für die erforderlichen sachlichen 
xMitlel §§. 123—184. 

Einleitung $. 123. Allgemeines $$. 124—126. 

1. Von der Fürsorge für Arzneimittel $$. 127 — 173. 
Pefinition $.127; Pharmacie und Apotheker §§. 128—130. 
A. Von der Fürsorge für die Möglichkeit eines 
gehörigen Geschäftsbetriebes der Apotheken 
§5, 131-167. 
a. Im Allgemeinen §§. 131 — 150. 
aa» Von der Fürsorge für die erforderlichen 
persönlichen Eigenschaften der Apothe- 
ker $$. 131 — 133. 
Eigenschaften, Ausbildung und Prüfung §. 131; Kennt- 
nifs der gesetzlichen Vorschriften $. 132; Fortbildung 
(Gremien) $. 133. . 
bb. Von der Fürsorge für die erförderlichen 
änfseren Verhältnisse $$. 134 — 150. 
a) In Bezug auf Personen §§. 134 — 142. 
Apothekenpersonal $. 134 ; Gehülfen und Lehrlinge 
§§. 135 _ 142. (Eigensdiaflten, Ausbildung und Prüfung 
$$.135 — 138; Disdpbn $.139; Verpflichtung $. 140 ; 
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Mittel zur Attspornoog des Pflichteifers, insbesondere 
Gestattnng der Verpachtung und Administration von 
Apotheken §, 141 ; gelegentliche Prüfungen §. 142.). 
ß) In Bezng auf Sachen $§.143— 150. 
Apotheken §. 143; standesmäfsige Existenz der Apo- 
theker Haaptbedingnng far das Bestehen guter Apothe- 
ken {. 144; Gefahren für die Existenz §. 145 — 148; 
Conoessionen und Realprivilegien }. 149; Nebenge- 
schafte und Beschrankung des Arzneihandeb §, 150. 
b. Von der Fürsorge für die Möglichkeit eines 
gehörigen Geschäftsbetriebes der Apothe- 
ken im Besondern. 
a) Hinsichtlich der Zuverlässigkeit der 
Arzneimittel §§.151—157. 
Pharmacopoe $. 151 ; Selbstbereitung gewisser Mittel 
§. 152; Unbeschränktheit der Medicinalpersonen in 
der Wahl ihrer Mittel J. 153 ; Hauptquellen der Un- 
zuverlässigkeit §.154; Prüfung der Mittel durch den 
Apotheker §. 155 ; fehlerhafte und undeutliche Ver- 
ordnungen §. 156; Rücksicht auf besondere Heil- 
methoden, namentlich auf die homöopathische, Selbst- 
dispensiren der Beistandspersonen {. 157. 
ß) Hinsichtlich der rechtzeitigen Erlan- 
gung der Arzneimittel §$.158 — 165. 
Anzahl der Apotheken §§. 158. 159 ; Filialapotheken 
$. 160 ; Selbstdispensiren der Beistandspersonen §. 161 ; 
die Apotheken müssen leicht aufzufinden seyn $. 162; 
Zeitrangordnung der begehrten Arzneimittel $. 163 ; 
zeitweise und völlige Schliefsung der Apotheken $. 164 ; 
Wohlfeilheit der Mittel als Mitbedingung der Schnei I- 
erlangbarkeit $. 165. 
Y) Hinsichtlich der Wohlfeilheit der Arz- 
neimittel $$.166 — 167. 
Zuverlässigkeit und Schnellerlangbarkeit zugleich der 
Wohlfeilheit förderlich $.166; Arzneitaxe $. 167; 
verwerfliche Mittel zur Erzielung von Wohlfeilheit 
$. 167. 
B. Von der Fürsorge zur Erzielung und Erhal- 
tung des gehörigen Willens bei den Apothe- 
kern $$. 168—173. 
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Revisioiieii $§:. 170. 171 ; Strafeti §. 172; Haftpflicht der 
Apotheker för ihr Personal §.173. 

2. Voa der Fürsorge hinsichtlich der übrigen Heil- 
mitte 1 §§. 174 — 178. 

Blutegel {. 177) süfses und Meerwasser , natürliche und künst- 
- liehe Mineralwässer $.178. 

3. Von der Fürsorge fürdienothigenHülfs mittel 
§§.179—184. 

Allgemeines und Krankenhäuser und Entbindungs - Anstalten 
§§. 179. 180; Brunnen- und Bade -Anstalten §. 181 ; Waisen- 
häuser, Findelhauser , Kinderbewahr - Anstalten §. 182; Lei- 
chenhäuser und Rettungsanstalten §. 183; öffentliche Bekannt- 
machungen der Zwecke und der Benutzungsbedingungen §. 184. 

Zweiter Abschnitt. Voo der Abwehr der Sehädliebkeiten §§. 185—229. 
Erstes Gapitel. Allgemeine Betrachtangen §§. 185 — 189. 
Zweites Capitel. Von der Abwehr von hesondern Schädlichkeiten 
§§. 190 — 229, ; 

Einleitung §. 190. 

I. Von der Abwehr schädlicher Speisen und Ga- 
tränke §§. 191 — 192. 

II. Von der Abwehr von Schaden durch gefährliche 
Arzceimittel §§.193 — 203. 

Sachverhältnifs §. 193 ; Maafsregeln im Allgemeinen §. 194 ; je 
nach den verschiedenen Ursachen §§. 195 — 200 ; Controle 
§.201; Geheimmittel §.202; gefahrliche nichtarzneiliche Heil- 
mittel §. 203. 

III. Von der Abwehr von Schaden dnrch Gifte §§.204 
-209. 

Gift $. 204 ; Vergiftung §. 205 ; Veriiütong §. 206— 209 ; Gift- 
scheine und jGiftbuch §. 209. 

IV. Von der Abwehr von Ansteckungsstoff en §§.210 
-229. 

Allgemeines §.210; Vorkehrungen §. 211 ; ^Sperrmaafsregeln 
§§,212 — 214. 

1. Pestartige Krankheiten §§.216 — 217; 

Begriff §.216; Vorkehrungen §. 217. 

2. Menschenblattern §§.218—221. 

Zwangsweise allgemeine Knhpockenimpfung §. 219; 



XVIII SyAtematisdie Übersicht des haoptsächliehen Inhalts. 

Maafsregeln zu ihrer Darchfuhrmig §. 220 ; Menschen- 
blättern -ImpfVing $.221. 

3. Die Syphilis $§.222— 224» 

Ansteckongsweisen $. 222 ; Vorkehmngen {. 223 ; gt- 
werbEdie Unzucht f. 224. 

4. Die Wuthkrankheit $$. 225 — 229. 

Ansteckungsweise §, 225 ; Vermindening der Hnndezahl, 
Hundesteuer {. 226; Verhütung des freiwilligen Ent- 
stehens und der Verbreitung der Wuthkrankhat $.227, 
Tödtung der kranken und yerdachtigen Hunde $.228; 
Benachrichtigung des Publicnms und der Behörden 
$. 229. 



Druckfehler. 

Seite 33* Zeile 11. v. u. fehlt vor „Berathungsbehörden*' das Wort ^»oberen". 
„ 94. ,f 10. y. o. mufs anstatt des Punkts ein Fragezeichen stehen. 
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„ 186. „ 5.' V. u. ist vor „zu befiirditen stehen" „nicht** eiaaoschalten. 



Die 

medicinische Polizeiwissenschaft. 



Einleitung. 



§. 1. 

In sofern die Staatsgewalt, abgesehen von der Fürsorge der 
Militairgewalt för ihre Untergebenen (§• 17« Anm.3.) und von der 
Unterstätzung Armer, als solcher, (§. 18. Anm. 1.)» ihre Wirk- 
samkeit auf die Erhaltung des liebens und der Gesundheit, oder 
auf Heilung oder Linderung von Krankheiten der Staatsgenossen 
richtet, übt sie, wiemanzusagenpflegt, medi ein i sehe Poli- 
zei. Diese hat demnach unverkennbar die nämlichen Zwecke als 
die Me die in, den Begriff dieser letztem im weitesten, im wis- 
senschaftlich - practischen Sinne genommen. 

Die medidnische Polizei gehört, in sofern sie Erhaltung des Lebens and der 
Gesundheit bezweckt , znr sogenannten Sicherheitspolizei, .in. sofern sie 
Hdlang und Linderung von Krankheiten zur Aufgabe hat, zur sogenannten Wohl- 
fahrtspolizei. 

§• 2. 
Die Medicin und die medicinische Polizei sind ihrem Wesen 
Dach sogenannte practische Fächer. Dergleichen können sich 
überhaupt möglicher Weise nur unterscheiden entweder in ih- 
ren Zwecken und in ihren Mitteln zugleich, oder in bloss £inem 
von beiden ; weiter dann allerdings auch hinsichtlich der Art und 
Weise der Anwendung der Mittel zu den Zwecken. Da nun die 
Zwecke der hier fraglichen beiden Fächer im Wesentlichen die 
nämlichen sind ($. 1.), so mufs der wesentliche Unterschied der 
letzteren in den Mitteln liegen. Und in der That kann sich die 
medicinische Polizei, als ein Theil der Staatsgewalt ($. i.), direct 
nur der dieser zukommenden Mittel, der Staatsmittel bedienen, 

Vog^el System d. med. Polisei. 1 
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während die Heilkunst direct nur die ihr eigenthümlichen Mittel 
anwendet» Beide Arten von Mitteln unterscheiden sich^ach den 
Grundsätzen ihrer Anwendung, welche sich hinsichtlich der Er- 
steren aus der Staats Wissenschaft, hinsichtlich der Letzteren aus 
der Heilwissenschaft herleiten. Indirect bedient sich die medici- 
nische Polizei auch medicinischer Mittel, z. B. durch die Ärzte, 
welche sie zur Krankenbehandlung anstellt. 

§. 3. 

Die medicinische Polizei besteht folglich in der 
Anwendung vonStaatsraitteln zu medicinischenZwe- 
cken. Sie hat aber über diese Mittel nur innerhalb der desfalls 
<!er Polizei üb^haupt gesteckten Gränzen %xx gebieten. Daher 
darf man kurÄhin, wenn «chon nicht ohne einigen Verstoß ge- 
gen eine Regel der strengen Logik , doch aber der Deutlichkeit 
zum Froramen wohl sagen, sie bestehe in der Anwen- 
dung polizeilicher Mittel zu medicinischen Zwecken. 

DiejeaigeQ Gegenstände der medicinischen Polizei, welche zu ihrer Bearthei- 
iung nicht mehr medicinische Fachkunde hedürfen, als man bei jedem wissen- 
schaftlich Gebildeten voraussetzen zu dürfen glaubt, z.B. die Maafsregeln zur 
Beschaffung der nothwendigen Menge von Lebensmitteln, zur Verhinderung von 
Lebensverlusten durch Mord, die Vorkehrungen gegen den Einsturz baufälliger 
Häuser , gegen das Hinabfallen in Abgründe , werden , wenigstens in der Praxis, 
in der Regel der sogenannten allgemeinen Polizei zugewiesen. Streng 
wissenschaftlich ist aber ein solcher Unterschied nicht , der auch , schon wegen 
der Ungewifsheit und Veränderlichkeit seiner Gränzen , besonders bei den ein- 
zelnen Personen , allerdings einige practische Unzuträglichkeiten mit sich fuiirt, 
die indessen doch bei gehörigen Geschäftsinstructionen und bei gutem Willen 
der betheitigten Beamten immer leicht ausgeglichen n^erden können. Eigentlich 
ist jede Art der Polizei, je nach der Eigenthümlichkeit ihrer besondem Zwecke, 
Fachpolizei. Der Ausdruck allgemeine Polizei wird übrigens aqch im 
räumlichen Sinne «nd zwar im Gegensätze von Orts - und Bezirks - Polizei ge- 
braucht. , 

Man hat der medicinischen Polizei noch verschiedene andere 
Namen beigelegt, z, B. Staatsai*zneikunde, Sanitätspolizei, Le- 
benssicherheits - Polizei , medicinische Staatsverwaltung u. s. w» 
Keine dieser andern Benennungen bezeichnet aber das Wesen 
dieses Fachs eben so richtig, keine hat sich deshalb auch so all- 
gemein eingebürgert. 
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§. 5. 

Die medicinische Polizei bezweckt die Erhaltung und Beför- 
deniDg der wichtigsten, unschätzbaren irdischen Güter. Will 
man nicht mit seichten Spöttern und eiteln Sophisteü die grofse 
und nützliche Wirksamkeit der die nämlichen Zwecke verfol- 
genden Heilkunst in Zweifel ziehen; so mufs man der mit so 
viel gröfserer Macht (§§• 2. 3.) ausgerüsteten medicinischen Poli- 
zei einen um so hohem Werth zuerkennen. Die Erfolge der 
Heilkunst beruhen aufserdem gröfstentheils auf einer zweck- 
mäßigen Handhabung der medicinischen Polizei, indem nur 
diese z.B. für die Tüchtigkeit des Heilpersonals und für dieZu- 
verlädsigkeit der Arzneimittel gehörig sorgen kann« Fr^eilich sind 
auch die Erfolge der medicinischen Polizei öfters noch sehr un- 
be&iedigend; besonders, wennsie^ wie z.B. bei manchen Seuchen, 
mit mehr oder minder unbekannten Naturkräflen in Kampf tritt. 
Allein sie trägt diese UnvoUkomnienheit mit allem Menschlichen 
überhaupt und mit den verschiedenen andern Zweigen der Staats- 
gewalt insbesondere. 

Ton W e d e k i n d : lieber den Werth der Heilkunst. Darmstadt 1812. 

J. P. Frank: Von der Heilkanst überhaupt und von derselben Einflufs auf 
das Wohl des Staates. System einer voUstandigen medicinischen PolizeL VI. 
Wien 1817. S. IE 

E. Frhr. von Feuchtersleben: Die Gewifsheit und Würde der Heilkunst. 
VSTien 1839. 

$. e. 

Hiernach ist der Werth der medicinischen Polizeiwis- 
senschaft, d. i. der systematisch geordneten Lehren über die 
Anwendung polizeilicher Mittel zu medicinischen Zwecken, klar. 
Sie ist den mit der Ausübung der medicinischen Polizei Beauf- 
tragten unentbehrlich und befähigt namentlich auch die tech- 
nischen und andern Medicinalpolizei- Beamten zu der nothwen- 
digen übereinstimmenden Anwendung ihrer verschiedenen Fach- 
kenntnisse zum Gesundheitswohl der Staatsangehörigen. Au- 
fserdem lehrt sie > was man im Bereiche der medicinischen Poli- 
zei vom Staate fordern darf und ihm zu leisten schuldig ist. 

1 ♦ 



4 Einleittiiig. 

Die Quellen der medicinischen Polizei- Wissenschaft sind 
einerseits die inedicinischen Disciplinen and ihre Hülfsfilcber ^)y 
andererseits die Polizeiwissenschafl *). 

1) Man hat diejenigen Kenntnisse ans dem Kreise der Median und ihrer 
Hülfsfächer, deren die. Polizei überhaupt, z. B. neben der medicinischen Polizei 
auch die Unterrichts- und die Armuths - Polizei , jedoch erstere ganz vorzüglich, 
bedarf, mehrfach zusammengestellt. Sie bilden den Hauptinhalt der bisherigen 
Handbücher und Lehrbücher der medicinischen Polizei - Wissenschaft , als deren 
wesentlich integrirenden Theil man sie irrthümlich zu betrachten pflegt. Den 
Inbegrifif jener Kenntnisse kann man vielmehr angemessener mit dem besondem 
Namen polizeiliche Medicin*) belegen , weil hinsichtlich ihrer in Bezie« 
hung zur Polizei in der That ganz dasselbe Verhältnifs obwaltet, wie hinsichtlich 
der sogenannten gerichtlichen Medicin in Beziehung zur Justiz. Am deutlichsten 
erhellt der wesentliche Unterschied der medicinischen Polizei von der polizeilichen 
Medicin , wenn man beide im practischen Sinne nimmt. Denn dann besteht die 
Erstere in der Anwendung von Staatsmitteln zu medicinischen Zwecken {§, 3.), die 
letztere aber in der Anwendung von medicinischen Kenntnissen zu Staatszwecken 
^Polizeizweekeo). Einen wichtigen Theil der polizeilichen Medicin macht die 
me.dicinische Statistik aus. 

a) Rohatzsch: Handbuch für die Physicatsverwaltunf^ oder die Pflichten, Rechte 
und Obliegenheiten der Gerichtsärste nach Bayrischen, fiadischen, Württembergischeo, 
Hessischen, Preafsischen and Oesterreichiechen Gesetzen. Aagsbarg 1843. 1. S. 183. 

Beer: Einleitung in das Studium und die Praxis der gerichtlichen Medicin. liVien 
1851. S. 1. 

2) Die Polizeiwissenschaft a) ist ein Theil der Staats wissen schaftb). 
■ Diese beruhet auf demsogenannten Natur- und Vö'lker-Rechtec) (als dem 

Inbegriffe aller Pflichten und Rechte , welche sidi aus der Natur des Menschen 
•ergeben] und zerlallt im Allgemeinen in die S t a a t s p hi i o s o p h i e d) d. i. die 
Xehre von dem Zwecke , Wesen und Werden des Staates ; in das Staats- 
redhte) d.i. die Wissenschaft von den Pflichten, welche dem Staate seinem 
Zwecke nach obliegen, und von den Rechten, welche ihm deshalb zustehen ; und 
in die Politikf) d.i. die wissenschaftliche Darstellung dessen, was zur Er- 
reichung des Staatszweckes als vortheilhaft anzusehen ist. 

a) lacob: Grundsätze der Polizeigesetzgebang und der PolizeianstaHen. 2. Aufl. 
Halle 1S37. 

Soden (J.Graf von): die Staatspolizei, nach den Grundsätzen der Nationalöconomie. 
Aaran IBU. 

von Mo hl (Robert): die Polizeiwissenschaft nach den Grundsätzendes Rechtsstaates. 
2. Aufl. Tübingen 1844. 

G. Zimmermann: die deutsche Polizei im 19. Jahrhundert. Hannover 1845. 

G. L. Funke: das 'Wesen der Polizei, zu näherer Feststellung ihres Begriffs und des 
Grundes nnd Umfangs ihrer Wirksamkeit, für Theorie, Gesetzgebnng und Praxis. Leip- 
zig 1844. 

b) K. li. H. Pälitz: die Staatswissenschaft im Lichte unserer Zeit. Leipzig 1827. 
K. S. Zachariä: Vierzig Bücher vom Staat. Heidelberg 1830. 

0. von R 1 1 e c k nnd W e 1 c k e r : ^taatslexicon. Altena seit 1834. 
J. Schön: die Staatswissenschaft. Breslau. 2. Aufl. 1840. 

c) Hoffbauer: BJaturrecht ans dem Begriffe des Rechtes entwickelt. 4. Aufl. Mer- 
seburg 1825. 

Gerlach: Grundrir» der philosophischen Rechtslehre. 
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d) W agner: der Staat. 181S. 

Sehmelziag: Grundlinien der Pkysiologie des Staat«. 1817. 

Leo: Stadien und Skizsen an einer Natorlelire de« Staats. Halle 1833. 

e) Man nennt das Staatsrecht aock öffentlickes {leckt, jus publiciin , iq> Ge- 
gensätze zum Priva treckt (S* 17. Anm. 1. b.). 

Welcker: die letzten Grande von Reckt, Staat und Strafe. Giefsen 1813. 
Krug: Dikäopolttik. Leipng 1828. 

Stak 1 : Piulosopkie des Reckts, nach gesehioktllcker Ansiekt. Heidelberg 1831I. 
Romeo Maurenbrecker: Grundsätze des keutigen Üeutscken Staatsreckts. 3. Aufl. 
Frankfurt a.M. 1847. 

f) im engern Sinne; im weitern Begriife ist Politik gleickbedeatend mit Staatswiasea- 
schaft. Siehe die zu b. angeführten Werke in ikren entspreckeodea Abtkeilungen. 

§. 8. 

Die wichtigsten Schriften über die medicinische Polizeiwis- 
senschaft in ihrem Gesammtumfange sind: 

J. P. Frank: System einer Yollständigeo mediciniscbeu 
Polizei. Mannheim. I. 3. Ausg. 1804. 11. 2. Ausg. 1804. III. 
IV. 1783. 1788. V. Tübingen 1813. VI. in drei Abtheilungeu, 
Wien 1817 — 1819. 

J. Gl. Hufsty Edler von Raszynya: Discurs über die 
medicinische Polizei. Prefsburg und Leipzig. 2 Bde. 1786. , 

J. B. Erhard: Theorie der Gesetze, die sich auf das kör- 
perliche Wohl der Bürger beziehen. Tübingen 1800. 

J. Stoll: Staatswissenschaftliche Untersuchungen und Er- 
fahrungen über das Medicinalwesen nach seiner Verfassung, Ge- 
setzgebung und Verwaltung. 3 Theile. Zürich 1812. 1813. 

J. Bernt: Systematisches Handbuch der Staatsarzneikunde. 

1. Wien 1816. IL ebendas. 1817. 

Chr. F. L. Wildberg: Kurzgefaßtes System der medici- 
uischen Gesetzgebung. 2. Aufl. Berlin 1820. 

J. Fr. Niemarin: Taschenbuch der Civil -Medicinal- Po- 
lizei. Leipzig 1828. 

J. A. H. Nicolai: Grundrifs der Sanitätspolizei. Berlin. I, 
1835. IL auch unter dem besondern Titel: die Medicinal- und 
Veterinair - Polizei. 1 838. 

J. H. Schärmayer: Handbuch der medicinischen Polizei. 
Erlangen 1848. 

F. E. F ödere: Les loix ^clair^es pai* les sciences physiques. 

2. Ed. VI. VoL Paris 1813. 

Parent-Duchätelet: Hygieine publique. Paris 1836. 
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Zeitschriften : 

Kopp: Jahrbuch der Staatsarzueikonde 11. Bände. Frank- 
furt a.M. 1808—1819. 

Henke: Zeitschrift für die Staatsarzneikunde. Erlangen seit 
1819. Fortgesetzt von Siebert und später von Behrend. 

Schneider, Schürmayer und Hergt: Annalen der 
Staatsarzneikunde. Tübingen, später Freiburg, seit 1836 fort- 
gesetzt unter dem Titel : Vereinte Deutsche Zeitschrift für die 
Staatsarzneikunde. Herausgegeben von den Genannten nebst 
Siebenhaar und Martini. 

Siebenhaar und Martini: Magazin für die Staatsarznei- 
kunde. Leipzig 1842 — 1846. 

J. L. Casper: Vierteljahrsschrift fmr gerichtUche und öf- 
fentliche Medicin. Berlin seit 1852. 

Sammlungen von Gesetzen und Verordnungen: 

J. D. John: Lexicon der K.K. Medicinalgesetze. 6 Bände. 
Prag 1790—1798. 

P.J. Ferro: Sammlung aller Sanitätsverordnungen imErz- 
herzogthum Österreich unter der Enns. Wien. I. 1798. IL 
1806. III— y. 1807 — 1824. Herausgegeben von E. V. Gul- 
dener Edlen von Lobes. Wien 1824 — 1825. Fortgesetzt 
von J, J. Knolz'bis zum Jahre 1845. Wien 1847. 

Fr. L. Augustin: die K. Preulsische Medicinalverfassung. 
7 Bände. Potsdam 1818—1842. 

C. von Rönne und Heinrich Simon: Das Medicinal- 
wesen des Preufsischen Staats. Breslau 1844 — 1852. 

G. DöUinger: das Medicinalwesen in Bayern. Erlangen 
1847. 

G. L. Funke: die Medicinalpolizei* Gesetze und Verord- 
nungen des Königreichs Sachsen. Leipzig 1847. 

J. P. Beullac: Code des medecins, chirurgiens et pharma- 
ciens. Paris 1823. 

Wegen der übrigen hierher gehörigen Werke siehe 

J. S. Er seh: Literatur der Medicin. Leipzig 1822. 
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Wildberg: Btbliotheca mediciiiae politicae. fieroL 18i9, 

W. £ngelmaun: Bibliolheca medico-chirurgica. Ed. VI. 
Leipzig 1848. 

Fr. Grävell: Notizen fiir practische Ärzte. Berlin seit 1848. 

Was die Geschichte der medieinischen Polizei betriiR, so 
ist dieselbe bisher nur sehr unvollständig bearbeitet worden. 
£iniges findet sich u. A. in 

C. Sprengel: Versuch einer pragmatischen Geschichte der 
x\rzneikunde. 3. Aufl. Berlin 1821 — 28. 3 Theile. 

J. Stoll: a. a. O. I. S. 88 fl'. 

Haeser: Lehrbuch der Geschichte der Medicin und der 
Volkskrankheiten. Jena 1845. 

Morwitz: Geschichte der Medicin. Leipzig 1848 — 1849. 

Friedreich: Zur Bibel. Naturhistorische, anthropolo- 
gische und medicinische Fragmente. Nürnberg 1848. 

§. 10. 

Da die medicinische Polizeiwissenschaft das Wissen über die 
Anwendung polizeilicher Mittel zu medieinischen Zwecken zum 
Gegenstand hat (§.3.), so zerfällt sie 1) in die Lehre von den 
Zwecken der medieinischen Polizei, 2) in die Lehre von den Mit- 
teln derselben und 3) in die Lehre von der Anwendung der letz- 
teren zu den crsteren. Und da der Inhalt dieser Lehren ei- 
nes Theils für alle oder doch für die meisten Gegenstände der 
medieinischen Polizei gilt, andern Theils sich aber nur auf die 
verschiedenen einzelnen Gegenstände bezieht, oder sich wenig- 
stens je nach deren £igenthümlichkeit besonders gestaltet; so 
ist die Darstellung mit Nutzen in einen allgemeinen und in 
einen speci eilen Theil zu trennen. 

Bisher pflegte man (N i e m a n n : Taschenbuch der Civil - Medicinal - l^oli- 
zei. Leipzig 1828. S. 3. §.5. Schürmayer: Handbuch der medieinischen 
Polizei. Erlangen 1848. §}. 25 u. 26.) die medicinische Polizei in folgende drei 
Theile zu zerfallen : l)Medicinalpflege (Polizei der Medicin , Medicinal- 
ordnaog) als den Inbegriff der verschiedenen medicinisch ~ polizeilichen Gesetze, 
Anordnungen und Einrichtungen eines Landes und als Norm, wie dieselben zu 
verwalten, in Wirksamkeit zu setzen und zu vollziehen sindj 2) öffentliche 
Gesundheitspflege (Sanitätspolizei , Gesundheitspolizei). Sie erstrebt die 
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Erhaltung und ^Förderung des allgemeinen Gesondhettazostandes , zonadist also 
die Entfernung von Krankheitsnrsachen und 3) die öffentliche Kran- 
kenpflege, welche die Wiederherstellaag des gestörten allgemeinen Gesund- 
heitszustandes , also Heilung ansgehrochener Krankheiten zur nächsten Aufgabe 
hat. — Die Gegenstande dieser drei Theile haben aber so viel Gemeinschaft- 
liches und stehen in so vielfacher engster Beziehung zu einander, dafs sie nach 
dieser Eintheilnng ohne' die häufigsten Wiederholungen gar nicht und selbst mit 
solchen nidit wohl klar und übersichtlich abgehandelt werden können. 



Erster Theil. 

Von der medicinischen Polizei im 
Allgemeinen. 



Erstes CapiteL 
Von den Zwecken der medicinischen Polizei im Allgemeinen. 

§. 11- 

Die Zwecke der medicinischen Polizei sind zwar ursprüng- 
lich und ihrer innem Natur nach medicinische Zwecke (§§. 2 u. 
3.), sofern sie aber der Staat zu den seinigen erhebt, werden 
sie zugleich Staatszwecke und haben sich als solche noth- 
wendig den Bedingungen der letztern überhaupt zu fugen. Diese 
Bedingungen zerfallen in staatsrechtliche und in politi- 
sche (§. 7. Anra. 2). 

§. 12. 

Der Staat hat zu Allem , was die Erfüllung seines obersten 
Zweckes wesentlich fordert, die Pflicht und folglich auch das 
Recht. Er mufs thun dürfen, was er thun soll. 

S- 15. 

Nach der höchsten Auffassung des obersten Staatszweckes 
besteht derselbe in der Verwirklichung des Vernünftigen , inso- 
fern diese anders als durch den Staat gar nicht, oder doch nicht 
eben so gut geschehen kann. 

§. 14. 

Unsere Vernunft mufs nämlich anerkennen, dafs überhaupt 
die möglichste Verwirklichung des Vernünftigen die Aufgabe des 
Menschen auf Erden sey. Indem man Sittlichkeit voto ihm for- 
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derty verlangt man das Gleiche. Denn Sittlichkeit im weitem 
Sinne ist bekanntlich eben nur die Vernunft als Triebfeder 
menschlicher Handlungen betrachtet. 

Verwirklichung des Vernunftgemäfsen kann aber offenbar 
nur im gleichen Schritte mit der Entwickelung und Vervoll- 
kommnung der daza erforderlichen Kräfte des Geistes und des 
Körpers erfolgen. Diese Entwickelung und Vervollkommnung 
ist also selbst •eine Forderung der Vernunft. Sie ist aber, der 
Erfahrung nach, nur durch Übung möglich, welche wiederum 
Anreiz und Gelegenheit voraussetzt. Demnach ist esf sittliche 
Pflicht, namentlich auch des Staates, Niemandem ohne Noth 
diese Bedingnisse zu entziehen, oder auch nur zu verkümmern. 
Die Staatsgewalt würde daher dem obersten Staatszwecke zuwi- 
der, also widerrechtlich handeln, wenn sie Dasjenige selbst aus- 
zufuhren unternähme, was die hinsichtlich eines fraglichen, bei- 
fallswerthen Zweckes interessirten Privatpersonen einzeln oder 
vemnt in jeder erheblichen Beziehung eben so wohl leisten kön- 
nen, wenn sie wollen. Nur in Fällen voa gröfserer, zumal drin- 
geuderer Wichtigkeit, wo es zwar den Betheiligten nicht an 
Mitteln, wohl aber an dem nöthigen Wille^a zu ihrer Benutzung 
gebricht, sind Ausnahmen von obiger Regel statthaft, ja unter 
Umständen, wenn nämlich bedeutende Gefahr drohet, geboten. 
Sonach ist auch kein Bürger berechtigt, für sein Privatinteresse 
den Staat über dessen Zweck hinaus in Anspruch zu nehmen^ 
denn der Staat ist nicht dazu da, das ohne ihn Mögliche zu lei- 
sten, sondern nur dazu, das ohne ihn Unmögliche möglich zu 
machen*), sofern es menschlicher Macht überhaupt und der 
Macht des gerade fraglichen Staates insbesondere erreichbar ist. 
Das Unausführbare darf mau vom Staate eben so wenig fordern, 
als er es vernünftiger Weise unternehmen kann. Freilich soll 
man aber auch das nur Schwierige, das nicht gleich vollkom- 
men Ausführbare nicht mit dem Unausführbaren verwechseln *). 
JEs versteht sich übrigens, dafi auch da, wo ein Einschreiten 
der Staatsgewalt sich rechtfertigt, ihr dazu nur je nach der 
Dauer des wirklichen Bedürfnisses, also mitunter nur zu einzel- 
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nen Acten, nicht aber zur vollständigen Sacherledigung Befug- 
nifs zukommt'). 

1) V. Mohl a. a. O. III. S. 187. Aiiin. 8. 

2) Ein Staatsmann, der nicht immer den Grandsatz : le meillear est Tennemi 
du bien, vor Augen hat, läaft oft Gefahr, das mögliche Gate za anterlassen, 
weil er das an and für sich Beste nicht erlangen kann. Friedrich derGrofse 
sagt in einem Briefe an seinen Bruder , den Prinzen Heinrich: ilest facile 
de se reprdsenter les choses comme impossibles et de' se former tonte sorte 
d'obstades ; mais qaand on entre en action, on troave bien des fadlit^s , aux- 
qnelles on ne s'attendait pas. 

3) Je weniger sich die Staatsgewalt pflichtgemäfs zügelt, desto leichter und 
starker ruft sie die neuerlich so häufig und wohl nicht immer mit Unrecht laut 
gewordenen Beschwerden über Zavielregieren , über ungebührliche Bevormun- 
dong , über willkührliche Beschränkung der bürgerlichen Freiheit hervor. 

§. 15. 

Wie der Staat seine eigenen Rechte zu wahren und zu ver- 
theidigen hat, so ist er auch den Rechten Anderer Achtung schul- 
dig. In dieser Beziehung sind die Verhältnisse zu andren Staa- 
ten, zur Kirche und zu Privatpersonen in's Auge zu fassen» Der 
Staat darf deren Rechte nicht schmälern , daher auch in Ange- 
legenheiten, welche solche berühren, nicht eigenmächtig und 
einseitig vorschreiten' Besondere Schwierigkeiten bietet be- 
kanntlich das Verhältnifs zur Kirche nicht selten dar. Auch die 
medicinische Polizei kommt damit mehrfach in Berührung, z. B. 
bei Maafsregeln gegen die Schliefsung gesundheitswidriger Ehen, 
gegen gesundheitsschädliche Vornahme der Taufhandiung , ge- 
gen gefährliche Leichenfeierlichkeiten u. s. w. ^). 

Wenn gleich der Staat ohne Rechtsopfer seiner Angehöri- 
gen gar nicht würde bestehen können; so widerspricht doch 
jede willkührliche Beeinträchtigung von Privatrechten der Ver- 
nunft und dem obersten Staatszwecke. EingrifiFe in Privatrechte 
Einzelner darf sich der Staat nur dann erlauben, wenn das frag- 
liche Recht im Verhältnisse zu dem beabsichtigten Staatszwecke 
unbedeutend erscheint und wenn dem Verletzten für etwaigen 
materiellen Verlust vollständige Entschädigung gewährt wird. 
Aufserdem mufs sich die Verletzung auf den möglichst geringen 
Umfang beschränken*). 

1) Über, das Rechtsverhältnifs des Staats zur Kirche gehen leider die An- 
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nahten noefa immer ziemlich weit auseinander. Yergl. Schön a. a. O. S. 242 ff. 
V. Mohl a. a. O. I. S.592ff. Maarenbrecher a. a. O. S.314. 31ö a.423. 
2) von Mohl a. a. O. L S. 31. 

§. 16- 

Der Vernünftige macht von seinen Piechten^) nur in so weit 
Gebrauch, als es ihm wahren Vortheil bringt. So soll auch der 
Staat handeln, d, h. er soll eine vernünftige Politik üben. Eine 
solche verbietet vorzüglich, dasjenige zu unternehmen, was un- 
verhältnifsraäfsige Opfer kostet, oder das minder Dringende vor 
dem Nothwendigen ; in der Regel auch das hinsichtlich seines 
Princips oder seines Erfolgs Zweifelhafte *). 

1) Leider wird die Politik mitonter mifsbraachlich zum Vorwande der Nicht- 
erfüllung unangenehmer Pflichten genommen. Das ist aber immer ein falsches 
Verfahren. Der directe Vortheil, den man dabei vielleicht einmal erlangt, wird 
durch den Nachtheil des Mifstrauens , das über kurz oder lang sicher erwachst, 
in der Regel bei Weitem überwogen. Was nicht recht ist, ist auch nicht klug. 

2] Besonders auch die medidnische Polizei hat sich , bei der nicht seltenen 
Zwdfelhaftigkeit der medicinisfhen Ansichten , in dieser Beziehung wohl in Adit 
zu nehmen. 

Wie schon ihr Name ergiebt, ist die medicinische Polizei 
Polizei und die Zwecke jener sind deshalb weiter nothwendig 
auch den Bedingungen aller polizeilichen Thätigkeit unterwor- 
fen. Als ein blofser Zweig der Staatsgewalt darf nun die Polizei 
in das Gebiet der andern, ihr nebengeordneten Zweige der Staats- 
gewalt eigenmächtig nicht eingreifen, Angelegenheiten von ge- 
meinschaftlichem Interesse nicht einseitig abmachen. Ein Glei- 
ches hat sie aber auch ihrerseits von den übrigen Zweigen der 
Staatsgewalt zu verlangen. Sie haben ein gegenseitiges An- 
spruchsrecht auf Beihülfe. Jene Nebenzweige sind die Justiz - 
gewalt^), die Finanzgewalt*) und die Militairgewalt'). 

1) Die Justiz hat Ausgleichung von Rechtsverletzungen zur Aufgabe. 

Ihr liegt ob die Wahrnehmung 

o) des öffentlichen Rechts, d.i. der sammtlichen Rechtsverhältnisse der 
Staaten, als solcher, gegen einander nnd des Staats, als solchen, jedoch 
nicht als unmittelbaren Vermögensbesitzers , gegen seine Angehörigen ; 

h) des Privatrechts, d. i. der Rechtsverhältnisse z\«'ischen Privatpersonen 
und zwischen diesen und dem Staat als Yermögensbesitzer; 

c) des Griminalrechts, d. i. alles Desjenigen, was die bürgerliche Straf- 
barkeit der Staatsgenossen angeht ; 

d) der sogenannten willkührlichen (freiwilligen , nicht streitigen) G © - 
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fichtsbarkeit, welche alle diej^eaigea Handlangen omfa&t, welche, zot 
Yorbeugnng von Rechtsstreitigkeiten , Rechtsverhältnisse von Personen ge- 
nau und gesetzmäfsig bestimmen sollen , z< B. Testamente. 
Oft ist die Entscheidung, ob ein Fall in den Wiikungskrds der Polizei 
oder aber der Justiz gehöre, sehr schwierig, da weder die Theorie, noch die 
positiven Gesetze immer eine durchaus sichere Anleitung geben. 
V. Mohl a. a. 0. l §.8. 

Funke: das Wesen der Polizei. Leipzig 1844. §. 4. 
Mitte rmaier: über das Verhaltnifs der Justiz zu den Verwaltungssachen. 
Archiv für die civilistische Praxis von Franke, Linck, von Loh r, 
Mittermaier, Mühlenbruch, Thibaut und Wächter. Heidelberg. 
Bd. XXr. S. 254 ff. Bd. XXn. S. 47 ff. Bd. X^CUI. S. 263 ff. 
Zimmermann a. a. O. L S. 209 ff. 

2) Seltener drohen Gonflicte der Polizei mit der Finanzgewalt, wel- 
che den Zweck hat, Geld nnd Güter für den Staat zu erwerben und gehörig 
zu verwalten. Zweifel über die polizeiliche oder finanzielle Natur einer Ange- 
legenheit entstehen vornehmlich , wenn polizeiliche Anstalten zugleich zur Ter- 
gröfsernng des öfientlichen Einkommens dienen sollen , z. B. Gesundbrunnen. 

von Mohl a. a. 0. I. §.55. Ziffer 2. 

3) Die Militairgewalt hat ihre eigne medicinische Polizei, welche zwar 
im Wesentlichen mit den Zwecken der Civil-Medicinalpolizei übereinstimmt, sich 
aber nach dem Hauptzwecke der Militairgewalt : Aufbringung, Bereithaltung und 
angemessene Verwendung des zu einer tüchtigen Kriegsführung. Erforderlichen, 
modificirt. Beide Zweige der medicinischen Polizei haben selbstredend die man- 
nichfaltigsten Berührungspunkte und in diesen müssen sie im Einvernehmen wir- 
ken , z. B. bei ansteckenden Krankheiten, bei Epidemieen und vornehmlich auch 
beim Recrutirungswesen. Hierbei hat die Civil-Medicinalpolizei das Interesse, Die- 
jenigen, welche darch die Gefahren des Kriegsdienstes in ihrer Gesundheit und 
in ihrem Leben vorzugsweise bedrohet erscheinen , z. B. Schwächliche , durch 
Verhinderung ihres Eintritts in das Militair zu schützen. Andrerseits mufs dem 
Militair daran liegen, nur körperlich Taugliche zugewiesen zu erhalten. 

G. F. Eichheimer: Umfassende Darstellung des Militair - Medicinalwe- 
fiens in allen seinen Beziehungen, zunächst als ein vollständiges Reglement für 
die K. Bayerische Armee. 2 Bde. Augsburg. 1824. 

J. N. Isf ordink: IVlilitairische Gesundheitspolizei, mit besondrer Bezie- 
hung auf die K. K. österreichische Armee. 2 Bde. Wien 1825. 

J. F. Niemann: Taschenbuch der Staats- Arzneiwissenschaft. 2r Bd. 2. Abth. 
Militair - Medicinalpolizei. Leipzig 1829. 

Augustin a. a. O. 

yon Richthofen: Die Medicinal - Einrichtungen des K. Preufsischen 
Heeres. Breslau und Potsdam 1836. 1837. 

§. 18. 

Endlich ist die medicinische Polizei nur ein Zweig der FoU- 
zei und hat deshalb im Allgemeinen ^egen die übrigen , ihr ne- 
bengeordneten Zweige der Polizei ganz dieselben Rücksichten zu 
beobachten, welche der Polizei gegen die ihr gleichstehenden 
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Zweige der Staatsgewalt obliegen (§. 17.) Vornehmlich kommt 
die medicinische Polizei mit der Bevölkerungs - , Armuths^)-, 
Gewerbs-, Sitten- und mit der Unterrichts -Polizei in Berüh- 
rung *). 

1) Die Versorgung der Armen mit dem zar Erhaltung des Lebens und der 
Gesundheit, oder zur Heilung oder Linderung von Krankheiten Erforderlichen 
ist direct Sache der Armuthspolizei, Der medicinischen Polizei liegt nur die Für- 
sorge dafür ob , dafs es Jener» ihre gehörige Ausstattung mit den erforderlichen 
Mitteln vorausgesetzt, möglich werde, ihren Pflegbefohlenen die nöthige Hülfe 
zu verschaffen. Hinsichtlich der Staatshülfe für Arme besteht in der Regd ein 
wesentlich anderes Verhaltnifs , als hinsichtlich der Staatsfürsorge in andern Be- 
ziehungen. Während nämlich die letztere da anfangen soll, wo Privatkräfte 
aufhören ($$• 13. u. 14.), schiebt sich bei der Unterstützung Armer zwischen die 
Privatkräfte und die Staatshülfe noch die Hülfe der Gemeinden, ja selbst der 
Bezirke und der Provinzen und zwar aus Gründen ein , welche man bei v. M o h 1 
a. a. O. L S. 322 £f. nachsehen mag. 

2) Natürlich können die polizeilichen Interessen überhaupt und die medici- 
nisch - polizeilichen Interessen insbesondere nicht immer überwiegen. Die Letz- 
teren müssen namentlich öfters zurücktreten , wenn ihre Befriedigung allzugrofse 
Einschränkungen des Gewerbs -Verkehrs erfordert. Ärzte und andere Medici- 
nalpersonen übersehen bei ihren Kritiken des Verfahrens von Medidnalbehörden 
dieses Verhaltnifs nicht selten. 

Da die Zwecke der medicinischen Polizei ihrer innem Natur 
nach medicinische Zwecke sind (§. 1 .), so werden sie auch noch 
durch diese Eigenthümlichkeit bedingt. In dieser Beziehung ist 
vornehmlich die nicht seltene Ungewifsheit der Medicin und ihrer 
Hülfs Wissenschaften ganz besonders zu beachten (§• 16.), Wenn 
schon der Privatarzt viel Vorsicht üben mufs, um sich bei der 
Behandlung des Einzelnen vor dem Verfolgen irrthümlicher 
Zwecke, ungeeigneter Indicationen, zu wahren; so muls derMe- 
dicinal-Polizei-Beamte noch mit bei Weitem gröfserer Behut- 
samkeit zu Werke gehen, weil seine Fehlgriffe leicht in einem 
sehr bedeutenden Umfange schaden. 

Auch diese Bücksicht wird oft von Ärzten u. s. w. verkannt. Manche sind 
gar zu leicht geneigt , den subjectiven Ansichten , welchen sie und nicht einmal 
immer mit Consequenz huldigen , allgemeine Gültigkeit unterzulegen. 

§. 20. 

Die Zwecke der medicinischen Polizei sind entweder End- 
zwecke oder nur Mittelzwecke, d.h. Zwecke, deren Erföl- 
lung die Erreichung jener nur vorbereitet. So ist z. B. ein Ge- 
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setz nur ein Mittel, sofern dasselbe aber zunächst beabsichtigt 
wird, ein Zweck und zwar ein Mittelzweck. Nur die End« 
zwecke der medicinischen Polizei sind nothwendig immer me- 
diciniscber Natur. Sie zielen, nach dem Vorstehenden, stets 
aufErhaltung desLebens und derGesundheit, und auf 
Heilung oder Linderung von Krankheiten, was Alles 
von der Polizei immer möglichst zuverlässig, schnell 
und wohlfeil mit möglichst geringer Beschränkung 
der natürlichen Freiheit im Allgemeinen und im Be- 
sondern erstrebt werden soll. Zuverlässigkeit undRecht- 
zeitigkeit sind gleich wesentliche Erfordernisse, weil eins ohne 
das andre nichts hilft, Wohifeilheit ist dagegen melir untergeord- 
neter Natun 



Zweites Capitel. 
Von den Mitteln der medicinischen Polizei im Allgemeinen. 

§. 21. 

Schon §§. 2. und 3. fiadet sich dargelhan , dafs die directen 
Mittel der medicinischen Polizei nur polizeiliche Mittel seyn 
können und dafs man unter diesen alle Staatsmittel zu verstehen 
hat, deren sich die Polizei direct bedienen darf. Dieses raufs, 
wegen des sonst aus der Unbestimmtheit des Begriffs „Polizei*^ an 
und für sich leicht hervorgehenden Zweifels, in jedem Staate ge- 
setzlich festgestellt werden. Die Polizeimittel an und für sich über- 
haupt sind nun aber von Privatmitteln nicht qualitativ, sondern nur 
quantitativ, der Macht nach verschieden. In der That wendet 
jeder Hausherr die nämlichen Mittel bei der Regierung seines 
Hauswesens nur zum Theil imter andern Namen an. 

§. 22. 

Die Mittel der medicinischen Polizei sind« speciell, folgende: 
Aufsicht, Belehrung, Erinnerung, Veranlassung, Aufforderung, 
Zurechtweisung, Empfehlung, Ermahnung, Warnung, Befehl, 
Verbot, Belohnung, Bedrohung, Sicherheitsleistung*), Conti« 
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nation*), Verweisung, Haft, Beschlagnahme von Sachen (Gon- 
fiscation), Strafe*), Zwang*), Geld*), Naturalleistungen«) und 
Anstalten ^). 

1) zur Haitang eines Versprechens , tone gewisse Handltmg zn tfann , za an- 
terlassen oderza dalden. Die Sicherheitsleistung kann bestehen in Bekräftigimg 
des Versprechens durch Handgelöbnifs oder durch Eid, in Gaution durch Vermö- 
gensgegenstände, oder in Bürgenstellung. 

2] d. i. Eingranzung in einen bestimmten Bezirk. 

3] d. h. Zufügung eines Uebels zum Behuf rechtlicher Verbälsung Teräbten 
Unrechts. ^ 

4] d. i. directe oder indirecte Nöthigung, etwas zu thnn, zn unterlassen 
oder zu dalden. Der directe Zwang geschieht durch physische Gewalt , der in- 
directe besteht immer darin , dafs man den Willen des Widerspenstigen nur in 
so weit thnt, als auch dieser sich dem an ihn gestellten Ansinnen fügt. 

5) Die Geldmittel werden , je nach Maafsgabe der desfalls im Staate beste- 
henden Bestimmungen und sonstiger Verhältnisse, aus Stiftungen, freivriUigen 
Beiträgen, Geldstraf- Erträgen , Gebührenzahlungen, aus dem Vermögen Der- 
jenigen , welche einen Kostenaufwand veranlassen, oder durch Steuern oder sonst 
ans dem Staatsvermögen beschafEl. 

6) und zwar sowohl Personal - als auch Real - Leistungen, z. B. Wachdienste, 
Ausfuhrung von Anordnungen anstatt des säumigen Pflichtigen u. s. w. 

^ 7) d. h. besondere, oft mit einem eigenen Personal versehene Einrichtungen 
für bestimmte Zwecke , z. B. Behörden , Krankenhäuser , Quarantaine - Anstalten 
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Von der Anwendung der Mittel der medicinischen Polizei 
zu den Zwecken derselben im AUgeraeinen. 

§. 23. 
Jede Anwendung von Mitteln setzt aufser diesen selbst immer 
nothwendig auch noch Jemand, eine Person, ein Subject, voraus, 
der die Anwendung bewirkt. Die medicinische Polizei mufs da- 
her, um zur Wirksamkeit gelangen zu können, zuvörderst per- 
s onif icirt werden, d. h. man mufs zu ihrer Ausübung geeignete 
Personen hinstellen, deren Gesammtheit eben ihr Subject bil- 
det. Demnächst ist Sorge dafür zu tragen, dafs das Subject die 
ihm zukommenden Mittel zweckmäfsig anwenddf, d. h. gehörig 
verfahre. 
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I. Von dem Subject der medicinischen Polizei. 

S- 24. 

Die medicinisclie Polizei ist ein Theil der Staatsgewalt. Letz- 
tere personificirt sich in ihrer Gesaramtheit im Staatsober- 
haupte. Von diesem fordert die Vernunft, dafs es denjenigen 
immer sehr grofsen Theil seiner Gewalt, welchen selbst auszu- 
üben es durch Gesetz (Verfassung) oder durch Herkommen 
(z. B» durch conventionelte Rücksichten auf seine Würde) oder 
physisch gehindert ist, oder den es aus in der Natur der Sache 
liegenden Gründen, z. B. wegen Mangels an der nöthigen Kennt- 
nifs oder Geschicklichkeit, genügend nicht ausüben kann, durch 
andere dazu fähige Personen an seiner Statt Tersehen lasse, sie 
damit beauftrage. Dergleichen Auftrage können entweder nur 
vorübergehend fiir ein einzelnes Geschäft, oder mehr oder we- 
niger bleibend fiir eiaen gewissen Geschäftskreis erfolgen. Vor- 
zugsweise nur im letztem Falle pflegt man die Beauftragten 
Staatsdiener, oder, weil man den Inhalt eines solchen Auf- 
trags auch durch das Wort Amt bezeichnet, Staatsbeamte zu 
nennen. Ein Beamter oder eine Verbindung von Beamten, wel- 
chem oder welcher, als solchen, das Recht eines bestimmten Ge- 
schäftsverkehrs mit dem Publicum oder mit andern in ähnlicher 
Weise Berechtigten zusteht, heilst eine Behörde. Mit Zwangs- 
gewalt gegen das Publicum ihres amtlichen Bereichis ausgestattete 
Behörden nennt man Obrigkeiten. Die Medicinal- Polizei - 
Behörden sind, sofern ihnen nicht blofs die technische Begut* 
achtung, sondern eine wirkliche Polizeiverwaltung obliegt, immer 
Obrigkeiten. 

§. 25. 

Zweck der Beauftragung, der Amter- und.Be^ 
hörden-Bildung und der Anstellung von Staatsdie- 
nern ist vernünftiger Weise nur die möglichst si- 
chere, schnelle und wohlfeile Erledigung der Staats- 
geschäfte. Diese müssen daher zweckmäfsig eingetheilt und 
an die geeignetsten Personen vertheilt werden. Gleichzeitig ist 

Vogel System d. med. Polizei. 2 
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dafür za sorgen ^ dafs letzlere ihre Obliegenheiten gehörig er- 
flillen. 

$. »6. 

Die Anzahl der zu bildenden Theile hängt ab sowohl von 
dem äufsem timfange der vorhandenen Geschäftsmasse^ akauch 
von der verschiedenartigen Natur der Geschäl^sgegenstände« Hier- 
nach sondert man zunächst gewisse Hauptmassen, deren eine die 
medicinische Polizei bildet. jB^tiachdem in einem Staate die Be- 
wältigung einer solchen Hauptmasse die gewöhnlichen^.^räfle 
eines einzelnen, obschon hinlänglich befähigten Mannes über- 
steigt, muls man dieselbe in immer kleinere, gleichartige Massen 
abtheilen, bis man jede einzelne zu der angemessenen Grofse 
herabgebracht hat. Es ist jedoch, aus weiter unten erhellenden 
Ursachen, namentlich auch hinsichtlich der medicinischen Polizei 
nicht immer möglich, jedes Amt so umfangreich zu gestalten, 
dals es die Kräfte eines tüclitigen Mannes völlig in Ansprach 
nähme. Dieses ist fast immer ein Übelstand , weil der Beamte 
unter solchen Umständen Privat- Nebengeschäfte z. B. medicini- 
sche Praxis treiben mufs, die gar leicht das Amt beeinträchtigen. 

§. 27. 

Zuerst stellt sich in jedem Staate die Unmöglichkeit heraus, 
dals das Oberhaupt, neben seinen unveräufserlichen Functionen, 
auch noch die Vorbereitung und Ausführung seiner Beschlüsse 
im letzten Detail selbst versehe. Darum sind auch in dem klein- 
sten Staate iminer wenigstens hierzu besondere Behörden, also 
stets wenigstens eine Centralbehörde (Ministerium) und eine hin- 
längliche* Anzahl peripherischer, zum unmittelbaren Verkehr 
mit dem Publicum bestimmter Behörden unentbehrlich. Erst 
wenn und in so weit die Geschäfte ilires Umfangs oder ihrer 
innern Schwierigkeit wegen durch die gedachten Behörden 
nicht zweckmälsig erledigt werden können, macht sich die Ein- 
-richtung von Zwischen behörden nothwendig, die man auch 
Mittelbehörden nennt. Insofern eine Behörde einer an- 
dern übergeordnet ist, ist sie für diese Oberbehörde, jene 
für letztere aber Unterbehörde. Dje Anzahl aller dieser. 
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nach der Art der ihnen zugewiesenen Geschäftsgegenstände (Ja-* 
stiz-, Polizei-, Finanz-, Militair- Behörden, Verwaltungs - und 
Beralhungs- Behörden) in verschiedene Clas3en zu .t heilenden Be- 
hörden richtet sich nach den geographischen, statistischen und po- 
litischen Verhältnissen des Staates, Hieraus folgt, dafs in grölse- 
ren Staaten mehrere Abstufungen (Instanzen) von Behörden 
übereinander utibedii^gt nothwendig seyn können (unterste, un« 
tere, höhere, höchste Instanzen, z. B. Local-, Bezirks-, 
Kreis'*, Provin^ial-, Central-Behörden). Aberauchin 
kleineren Staaten bat man, um der gründlichem Erörterung 
wichtigerer Angelegenheiten, besonders auch um der Beschwerden 
gegen untere Behörden willen , in der Regel drei Instanzen ein- 
geführt. Die Anzahl, Einrichtung und Competenz der Medi- 
cinalpolizei- Behörden eines Staates muß sich nach dessen Behör- 
den-Organismus überhaupt richten. In der Regel bestehen als 
verwaltende Unterbehörden die gewöhnUchen Unter -Polizeibe- 
hörden, welchen zur technischen Berathung Physiker (Be- 
zirksärzte) beigegeben sind. Die Mittelinstanz wird durch Re- 
gierungen (Landdrosteien , Kreisdirectionen , Bezirksdirectoren 
u. s. w.) gebildet, denen als berathende Behörde MedicinalcoUe- 
gien zur Seite stehen. Das Ministerium ist höchste. Central - 
Behörde, zuweilen mit einer besondern höchsten technischen Be- 
hörde. 

Bn Aligemeinea ^It als Begel , dafs je hdher eine Behörde steht , sie um 
desto weniger mit der Ausführung von Detailgeschäften belastet werden soll und 
dafs Angelegenheiten, welche sich über den Geschaftskreis mehrerer Unterbe- 
hordea erstrecken, der Oberbehörde für letztere zuzuweisen seyen. 

§. 28. 

Sollte jedes einzelne Amt (§. 24.) eine besondere Behörde 

ausmachen; so könnten bei dem vielfältigen Ineinandergreifen 

der denn doch häufig mehr oder weniger gewaltsam abgefachten 

Geschäfissphären öftere, der gehörigen Geschäftserledigung sehr 

hinderliche Zweifel und Streitigkeiten über die Competeiiz und 

zeitraubende, ärgerliche Hin- und Herverhandlungen zwischen 

der grofsen Anzahl verschiedener Behörden nicht ausbleiben. 

DieBeaufisichtigung und Leitung der letzteren würde sehv schwer 

2* 
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fallen» Dazu käme, dafs auch die bei jeder Behörde nothwen- 
digen mehr mechapischen Verrichtungen von dem dazu einer- 
seits zu hoch gebildeten und andrerseits zu wenig geeigneten Be- 
amten versehen, und diesem natürlich höher vergütet werden 
müTsten j als minder gebildeten Leuten , welche sich zu solchen 
Geschäften in der Regel besser eignen. Aus allen diesen Grün- 
den müssen die Behörden in der Regel wenigstens aus einer 
Hauptperson, welcher die Selbstbesorgung des materiell We- 
sentlichen und die Leitung des Ganzen der der Behörde übertra- 
genen Geschäfte obliegt, und aus eiper angemessenen An^hl von 
Nebenpersonen zusammen gesetzt werden, welche nur zur 
Ausführung der Beschlüsse der Hauptperson unter deren, Lei- 
tung thätig seyn dürfen. Dergleichen Nebenpersonen sind ent- 
weder Subalterne (Secretarien, Actuarien, Registratoreä, Ar- 
chivare, Ganziisten, Gopisten, Revisoren, Galculatoren, Gassi- 
rer U.S. w.) oder Bediente, wenn sie blofs zur Aufwartung bei 
der Behörde, oder zur Vollziehung ihrer Befehle mittelst mehr 
körperlicher Verrichtungen gebraucht werden (Thürhüter, Pe- 
delle, Diener, Boten, Gendarmen, Gefangenwärter u. s. w.)« 

Gestattet der Umfang oder die Natur der einer Behörde zu- 
gewiesenen Geschäfte ]:ucht ihre Erledigung durch eine einzige 
Hauptperson; so ist es vortheilhafter, eine entsprechende Mehr- 
zahl von Hauptpersonen (Mitgliedern) derselben anzustellen, als 
die Geschäfte in mehrere Behördensphären zu spalten. Die Ein- 
heit der Geschäftsbehandlung wird durch die Anstellung, eines 
ein- und umsichtigen Chefs (Präsident, Director) gewahrt. 

§• 29, 

Je inniger Geschäftszweige mit einander verwandt sind, ein 
desto häufigeres Zusammenwirken machen sie nothwendig und 
um so weniger dürfen sie an besondere Behörden vereinzelt wer- 
den. Nur geographische und statistische oder dringende poli- 
tische Rücksichten können eine Trennung rechtfertigen. Darum 
ist es nun namentlich auch unvortheilhaft, die verschiedenen 
Zweige der Polizei in derselben Instanz von verschiedenen Be- 
hörden verwalten zu lassen, und fast am Wenigstep verträgt dieses 
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die. medidiiische Polizei, weil sie mit am häufigsten ein Zusam* 
menwirken mit andern Zweigen der Polizei fordert, 

§. 30. 
Bei der Ausübung der medicinischen Polizei, wie bei der 
Staatsverwaltang überhaupt, handelt es sich stets zuerst um die 
gründliche Beantwortung einer oder mehrerer oder aller der fol- 
genden Fragen : 
.1) sind alle erheblichen Zwecke gehörig beachtet? oder 

2) ist die Verfolgung eines fraglichen Zweckes räthlich oder 
gar nothweüdig? und in wiefern? 

3) durch welche Mittel und aufweiche Weise kann der Zweck 
am angemessensten erreicht werden? 

Demnächst kommt es auf gehörige Beschaffung der nöthigen 
Mittel und auf ihre zweckmäisige Anwendung zur Erzielung des 
Beschlossenen an. 

Da nun die Zwecke der medicinischen Polizei ihrer innern 
Natur nach medicinische Zwecke sind (§§• 2. u. 3.) und darum 
ohne besondere Sachkunde in der Regel weder gehörig aufge- 
fafst, noch hinlänglich klar eingesehen und hinsichtlich ihrer 
Wichtigkeit an und für sich vollständig gewürdigt werden kön- 
nen; da ferner dieEigenthümlichkeiten der Zwecke auch die Aus- 
wahl und die Anwendungsweise der Mittel wesentlich bedingen, 
diese Eigenthümlichkeiten von Nichtsachverständigen gar nicht, 
oder meistens doch nicht ohne grolse Schwierigkeiten wahrge- 
nommen , ja selbst oft nicht von den erfahrensten Sachverstän- 
digen im Voraus erkannt und dem Laien bemerklich geschweige 
denn klar gemacht werden können, vielmehr sich nicht selten 
erst im Verlaufe des Geschäfts ergeben ; — so läfst sich wohl 
nicht bezweifeln, dafs überhaupt eine zweckmäisige Ausübung 
der medicinischen Polizei in der Regel nicht ohne durchgängige 
Mitwirkung geeigneter Medicinalpersonen möglich ist. Auf der 
andern Seite setzt die nothwendige gehörige Würdigung der me- 
dicinischen Zwecke hinsichtlich ihrer relativen Wichtigkeit für den 
Staat, so wie die Auswahl, Beschaffung und Anwendung der ihrer 
Natur nach doch polizeilichen ($• 3.) Mittel häufig Kenntnisse und 
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Geschicklichkeiten voraus, welche man in der Regel nur bei tüch- 
tigen eigentlichen Polizeibeamten antrifft. Aus allem D^em 
folgt, dafs die medicinische Polizei nur bei einem gewissen Zu- 
sammen^rken Ton Medicinalpersonen und eigentlichen Polizei - 
Geschäftsmännern gedeihen kann. Es finagt sich nur noch, wie 
ein solches Zusammenwirken am Vortheilhaftesten zu erzielen 
sey? 

S- 51. 

Ursprünglich war die Polizei von der Justizverwaltung noch 
gar nicht, oder doch minder bestimmt getrennt und in ihrer 
Eigenthümlichkeit noch W(pnig erkannt. Man verftihr in poli- 
zeilichen Fällen , wo eine Mitwirkung von medicinischen Sach- 
kundigen nothwendig schien, wie in ähnlichen Justizfdllen: man 
forderte Gutachten von Ärzten oder von medicinischen CoIIe- 
gien (Facultäten). 

Es dauerte sehr lange, bevor die Polizei die doch eigentlich 
schon a priori einleuchtende UnzweckmäTsigkeit dieses Verfahrens 
inöe wurde. Zwar stellte sie mit der Zeit bestimmte Arzte (Phy- 
siker) zur Abgabe d^r erforderlichen Gutachten an , zwar grün- 
dete sie besondere CoUegien dazu (Medicinal-, Sanitats-Colle- 
gien), verpflichtete beide auch wohl, sie, die Polizei, auf das 
dem Leben oder der Gesundheit d^ Staatsgenossen Schädlidie 
oder Diensame aufmerksam zu machen und ihr Vorschläge des- 
halb einzureichen. Die Bemcksichtigung der letzteren hing aber 
meistens von blolsem Gutdünken und von andern Zufälligkeiten 
ab. Häufig machten die zur vollständigen Sacherläuterung noth- 
wendigen, in der Regel schriftlichen Rückfragen und anderwei- 
ten Gutachten den Geschäftsgang so schleppend , da& man Ge- 
duld, Lust und wohl auch die geeignete Zeit verlor und die Sache 
liegen liefs. Nicht selten erfolgte die Entscheidung ohne da3 ge- 
nügende Sachverständnifs und darum mangelhaft, öfters blie- 
ben die Anträge der technischen Beamten und Behörden völlig 
unberücksichtigt, mitunter wohl, weil sie ohne genügende Kennt- 
nifs der medicinischen Polizei gestellt waren« Dadurch niubte 
man aber diesen Beamten und Behörden die Lust zu eignen An- 
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trägen; sie warteten eioe offidelic Anregung ab« Gkidhe JN^oh- 
thetle konnten freilich bei der Justizverwaltmig aus einer ähnli- 
chen Zuziehung der Medicinalpeisonen nicht so leicht entstehen. 
Denn bei der Justiz kommt es immer auf die Erreichung Ton 
Rechtszwecken an und zur Auffassung und Beurtheilung dieser 
ist lediglich der Jurist der eigentliche Sachverständige, er al^ 
lein ist fähig , zu erkennen^ wo und nach welch^i Beziehungen 
hin es medieinischer Erläuterungen bedarf, wenn schon auch 
ihn bekanntlich zuwalen erst der gerichtliche Arzt auf wichtige 
Punkte aufmerksam machen mufs« 

Es währte lange, ehe man auf das einzig richtige Mittel> der 
Sache genug zu tliun, verfiel, nämlich auf eine angemessene Be* 
auftragung von Technikern mit der eigentlichen Medicinal-Pot- 
hzei- Verwaltung in allen, wenigstens in den hohem Instanzen« 
Aber selbst jetzt ist man hierzu noch nicht einiiial in allen 
Deutschen Staaten geschritten, und noch viel weniger findet sich 
diese Maafsregel überall, wo man sie ergriffen hat, vollkommen 
zweckentsprechend durchgeführt. Insbesondere hat man sich 
noch darum häufig verirrt, weil man wähnt, die medicinisch- 
polizeilichen Verwaltungssachen durchgängig in sogenannte tech«* 
nische und nichttechnische Angelegenheiten trennen zu dürfen 
und nur jene den raedicinischen Mitgliedern übertragen^ diese 
aber den eigentlichen Polizeimännem vorbehalten zu soUen. 
Yergl. $« 3« Anm. u. ^. 32. 

§. 32. 

Käme es.blofs darauf an, dem medicinischen, wie dempoli* 
zeilichen Elemente durchgängig den gebührenden Einflufs mög- 
lichst zu verbürgen; so genügte die einfache Vorschrift, daiskein 
medicinisch- polizeiliches Geschäfl, ja kein Schritt in einem sol- 
chen, anders, als in Gemeinschad mindestens eines eigentli- 
dien Polizeibeamlen und einer Medicinalperson geschehen dürfe. 
Zieht man aber in Erwägung 

1) dafs, auch der Erfahrung nach, Arzte — da sie nicht nur 
vermöge ihres gewöhnlichen Berufs in höherem Grade Men-^ 
schenk£nntntis und die Fertigkeit erlangen, Menschen aus ollen 
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Siändeu und in den verschiedensten Verhältnissen zum Zweck zu 
leiten, worauf es doch auch bei Ausübung .der Polizei überhaupt 
und. der medicinischen Polizei insbesondere so wesentlich mit an- 
kommt , sondern auch die letztere, zwar nur im Kleinen und 
privatim , aber in vielen wichtigen Beziehungen schon bei ihren 
Kranken gewissermaafsen ausüben lernen, wobei sie sich im We- 
sendichen der nämlichen Mittel (§§• 21. u. 22»), sogar der Zwangs- 
mittel, nur in geringerem Umfange bedienen, wie die Polizei — 
hei gesundem practischen Verstände , dessen sie auch als blolse 
Arzte nicht entrathen köonen , und bei geeigneter Anleitung und 
Übung sich die zur gehörigen Verrichtung medicinisch - po- 
lizeilicher Geschäfte erforderlichen, nichtmediciniscfaen Kennt- 
nisse und Geschicklichkeiten gar wohl und ziemlich bald in dem 
Grade zu erwerben fähig sind, um bei Weitem die meisten 
derartigen Angelegenheiten genügend erledigen zu können^ be- 
denkt man ferner 

2) dafs die in der Regel aus der Reihe der staatswissenschaft- 
lich und juristisch gebildeten Geschäftsmänner ausgewählten Che£s 
der Polizeistellen, da ihnen alle bei der Behörde vorkommenden 
Sachen ohne Ausnahme zaerst zugehen, schon bei deren Ver- 
theilung etwaige schwieriger wahrnehmbare, oder minder leicht 
zu berücksichtigende nichtmedicinische Interessen, selbst im Falle 
blofser Veimuthung ihres Vorhandenseyns, durch Zuordnung ei- 
nes andern geeigneten Mitgliedes für das besondere Geschäft und 
aufserdem mittelst der dem Chef oder einem sonst dazu bestimm- 
ten Beamten zustehenden Überwachung und Leitung dies Ge- 
schäftsbetriebes, auch durch Anordnung umfassender Vortragser- 
stattung in bestimmten Fällen, immer ausreichend wahren kön- 
nen 5 dafs man aufserdem 

3) nicht wohl berechtigt ist, die Fähigkeit und Geneigtheit, 
das Vorhandenseyn von erheblichen Nebenpunkten, z. B. von ju- 
ristischen, finanziellen, sittenpolizeilichen u. s. w. Interessen wahr- 
zunehmen und dieselben dem Einflüsse dazu vorzugsweise befä- 
higter und bestimmter GoUegen zii unterwerfen, bei dem medi- 
cinischen Mitgliede in einem geringern Grade vorauszusetzen, als 
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bei den Nichttechnikern die Fähigkeit und den guten Willen, 
medicinischen Beirath in jedem erforderlichen Falle anzusprechen; 
dafs endlich 

4} auch der tüchtigste eigentliche PoHzeibeamte in der Regel 
nicht im Stande ist, sich in dem technischen Elemente der me- 
dicinischen Polizei dergestalt heimisch zu machen, dafs man ihm 
auch nur einen einigermaafsen beträchtlichen Theil der fragli- 
chen Geschäfte ohne wesentliche Gefahr fiir den Zweck mit glei- 
cher Selbstständigkeit anvertrauen dürfte — wobei aber allerdings 
Ton solchen Angelegenheiten abzusehen ist, welche in der Regel 
nur solche medicinische Kenntnisse erfordern, wie sie sich in der 
Regel im Besitze jedes allgemein wissenschaftlich Gebildeten be- 
finden (§.5.) 5 — 

zieht man alles Dieses in Betracht; so erscheint es nicht nur 
als eine wahre Verschwendung von Zeit und Kraft und als eine 
bedauerliche Aufopferung der für den £rfolg jedes Geschäfts 
so ersprielslichen Einheit der Behandlung, wenn mati alle me- 
dicinisch - polizeilichen Sachen Schritt vor Schxitt an ein ge- 
meinsames Berathen und Handeln von mindestens zwei Personen 
binden will, sondern es erscheint auch in der Regel als da», in 
jeder Beziehung Vortheilhafteste, jede Medicihal- Polizei -Sache, 
Tomehmlich auch die höhere administrative Leitung medicini- 
scher Anstalten , dem Medicinalmitgliede ^) zu übertragen und 
dasselbe dabei., aufser der beständigen Gontrole darch den Vor- 
sitzenden, geeigneten Falles auch noch der Mitwirkung von Gor- 
referenten, von einer ganzen Abtheilung oder selbst von« dem 
Plenum der Behörde zu unterwerfen*). 

Übrigens wird sich dasMedicinalmitglied um so eher ein- 
arbeiten, um so früher die unentbehrliche Gewandtheit erlangen, 
je mehr Geschäfte ihm zugewiesen werden. Auch wird sich 
dasselbe der medicinisch - pplizeilichen Angelegenheiten mit re- 
gei*em Eifer annehmen, wenn ihm vorzugsweise >) die Ehre ihrer 
tüchtigen Bearbeitung oder die Unehre ihrer Mifsleitung oder 
Vernachlässigung trifft. 

1) öfters wird es aogemessen seyn, medicinisoh - poliseiliche Angelegenhei- 
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teOy nadi Featstdlong des techmsdieii GesicHupaaktA, wegen überwiegender an* 
derer Rücksichten durch Nichttechniker weiter bearbeiten zn lassen, z.B. Ansfiih- 
rungsmaafsregeln wegen einer Handestener, wenn schon dieselbe ursprünglich 
einen blofs medicinischen Zweck hätte. Die Untersuchungen wegen YenUitse ge- 
gen Medicinalpolizei - Gesetze sind eigentlich Rechtssachen and darum in yerwi- 
ekelten Fallen am besten von einem Juristen zu bearbeiten, welcher dabei die 
Mitwirkung des MedicinalmitgHeds nach denselben Grundsätzen in Ansprucli zn 
nehmen hat, wie in Rechtsfallen überhaupt. 

2) In grofsen wohlregierten Staaten mufste sich die Noth wendigkeit einer 
solchen Einrichtung wegen der dort gröfsern Häufigkeit der darauf hinweisenden 
Fälle am frühesten herausstellen. So findet sie sich denn in Oesterreidi bereits 
seit 1785. und in Preufsen seit 1808. im Wesentlichen eingeführt. 

3) Freilich trifft ihn unvermeidlich zuweilen unverdiente Ehre und unver- 
dienter Tadel , wenn nämlich seine Ansicht in einer Sache nicht durchgedrungen 
ist. Indessen ist Beides doch nur Ausnahme und mag sidi miteinander so ziemlich 
ausgleichen. Vgl, §, 37. Anm. 

§. 33. 

Bei welchen Behörden Medicinahnitglieder anzustellen seyen, 
das richtet sich je nach der Behördenverfassung des fraglichen 
Staates, Die untersten technischen Medicinalpolizei - Beamleu 
(Physiker, Bezirksärzte u. s. w.) müssen aus äufseren Gründen 
häufig mehreren, an verschiedenen Oi'ten befindlichen Polizei- 
Unterbehörden gemeinschaftlich zugetheilt werden. Dabei ist es 
freilich nicht wohl ausfuhrbar, ihnen die Bearbeitung der medi- 
cinisch- polizeilichen Angelegenheiten in der oben angegebenen 
Maafse (§. 32.) zu übertragen. Das hat denn auch gerade bei 
der untersten Instanz den geringsten Nachtheii. Denn derPhy- 
sicus kann, wenn sein Bezirk nicht allzugrofs ist, Alles, was 
eines Einschreitens bedarf, leicht wahrnehmen, während das 
Medicinalmitglied der Oberbehörden sich desfalls in der Regel 
blofs auf die Acten beschränkt sieht. 

§. 34. 
Die Zuziehung medicinischer Sachkundiger soll dem medi- 
cinischen Elemente einen der jedesmaligen Ausbildungsstufe der 
Medicin in allen ihren Zweigen und deren Hülfsföchern entspre- 
chenden Einflufs sichern. Diese Wissenschaften haben aber ei- 
nerseits bereits eine so grofse Ausdehnung und Enlwickelung 
erlangt und ihr Inhalt wächst fortwährend so bedeutend, dafs 
Äuch der begabteste Fleife des einzelnen Mannes auf allseitige so 
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genaue Vertrautheit damit, wie solche die möglichst sichere und 
vollständige Ausubang der medicinischen Polizei fordert , schon 
im Voraus Verzicht leisten niufs. Andrerseils zeigen die ge- 
dachten Wissenschaften noch so viel Dunkles und Zweifelhaftes^ 
man begegnet in ihnen selbst in sehr wichtigen Punkten noch^o 
bedeutenden Verschiedenheiten , ja völligen Widersprächen d^ 
Ansichten, dafs die Einsicht, Kenntnifs und Autorität keines ein- 
zelnen Sachverständigen als fiir alle möglichen Fälle hinreichend 
erachtet werden kann und dals nicht dessen Unparteilichkeit, 
wenn auch vielleicht ohne wirklichen Grund , doch zum Nach- 
theil der Sache, hier und da angezweifelt werden möchte, z. B« in 
Fällen angeschuldigter Kuostfehler. Darum ist ftir viele Fälle 
die Zuziehung einer Mehrzahl geeigneter Männer vom Fach 
nothwendig und da eine Masse solcher Fälle häufig, ja mit einer 
gewissen Regelmäfsigkeit vorzukommen und wiederzukehren 
pflegt, z. B. Prüfungen, ist, der Erzielung ihrer gewandteren und 
consequentern Behandlung halber, die feste Anstellung einer ge- 
nügenden Mehrzahl von Fachkundigen angemessen. 

Bei gehöriger Geschäftsvertheilung genügt, der Erfahrung 
nach, die Anstellung eines einzigen, überhaupt geeigneten 
Arztes bei jeder verwaltenden Polizeibehörde nicht nur zur 
angemessenen Erledigung desjenigen Theils der vorkommenden 
medicinischpolizeilichen Angelegenheiten , welcher technische 
£enntnifs erfordert, oder vielmehr nicht unzweifelhaft von je- 
dem wissenschaftlich Gebildeten richtig beurtheilt werden kann, 
sondern sie ist auch , hingesehen auf Einheit und Schnelligkeit 
der Geschäftsbehandlung , der Anstellung mehrerer Techniker 
bei derselben Behörde vorzuziehen. Reichte jedoch etwa, des 
groisen Geschäftsumfanges wegen, ein Einziger nicht aus, so 
müfsten wenigstens die Geschäfte und zwar nach dem Realprin«- 
cipe, d, h. nach der Verschiedenheit der Sachen, nicht etwa nach 
geographischen Bezirken, unter Mehrere dergestalt bleibend rer- 
theilt werden , dafs Jeder die Sachen seines Ressorts in der Re- 
gd ohne fortwährende Concurrenz der Übrigen bearbeitet. Nur 
bei wichtigen und schwierigen Fällen dürfte eine gemeinschaft- 
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liehe Berathabg Statt finden. £3 ist hierbei auch in Betracht 
zu ziehen, dals sich zu Verwaltangsgeschäften geeignete und ge- 
neigte Männer unter den Ärzten und unter andern , hier in das 
Auge zu fassenden Technikern, z.B. Pharmaceuten, denn doch 
nicht so häufig vorfinden, um sie in überflüssiger Anzahl anstel- 
len zu. können, und dafs ein Techniker ohne administratives Ta- 
lent den Geschäftsgang leicht um desto mehr hemmt, je gelehr- 
ter er ist. Ein Solcher sieht, wie man wohl zu sagen pflegt, 
häufig den Wald volr lauter Bäumen nicht und hält die Sache 
durch unnütze Einstreuungen und Bedenklichkeiten auf eine 
mindestens Terdriefsliche Weise auf. 

Zur Erledigung rein technischer, polizeilich -medicinischer 
($• 7.) Angelegenheiten ist die Aufstellung besonderer Behörden 
oder doch mindestens die Bildung einer besondem Section der 
Verwaltungsbehörde nothwendig. Die Beralhung von derglei- 
chen Sachen im Plenum der Verwaltungsbehörde wäre in der 
Regd eine ganz unnütze Beeinträchtigung der Zeit der nichittech- 
nischen Mitglieder, die selbst durch Anhören der yerschiedenen 
Meinungen leicht befangen und dadurch in der Erwägung der 
später unter ihrer Mitwirkung auf das Gutachten der technischen 
Behörde hin zu treffenden polizeilichen Maafsregeln beirrt wer- 
den können. Ausnahmen sind selbstredend vorzubehalten. 

Eine feste Anstellung so vieler ausgezeichneter Specialitäten, 
als möglicher Weise zur Erläuterung tiechnischer Gegenstände 
für die medicinische Polizei nothwendig werden können, bei den 
verschiedenen rein technischen Behörden ist theils meistens un- 
ausführbar, weil eine so grofse Anzahl solcher Specialitäten nicht 
verfügbar ist, theils aber auch überflüssig, weil erfahrungsmä- 
fsig für die überwiegende Mehrzahl der vorkömmenden Fälle 
eine geringere Anzahl von Sachverständigen mit ausgezeichne- 
ter allgemeinerer Fachkunde ausreicht. Dennoch mufs in jedem 
Staate der medicinischen Polizeiverwaltung die Möglichkeit ge- 
geben seyn , bedürfenden Falles auch die speciellste Fachkunde 
selbst in den Hülfswissenschaften der Medicin benutzen zu kön- 
nen. Dieses erreicht man nun am Einfachsten und Besten da- 
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datüh^ dafs man jeder obern rein technischen Behörde zur 
Pflicht macht, sich nöthigen Falles durch Zuziehung wo mög*' 
lieh naber. und einheimischer, in Ermangelung solcher aber 
auch ausländischer Specialitäten in einer, der Eigenthümlich- 
keit und Wichtigkeit der Sache entsprechenden Anzald zu yer-r 
stärken , sobald der Gegenstand eine so specielle Sachkunde 
fordert, wie man sie in. der Regel nur durch ganz besonderes 
Studium erlaugt. Den solcherweise zugezogenen' Personen muls 
fiir den gegebenen FaU das nämliche Stimmrecht beigelegt werr 
den , wie den ordentlichen Mitgliedern der Behörde. Selbst 
noch in den kleinem Deutschen Staaten scheint eine derartige 
£inrichtung ausfuhrbar. Ein Staat, dem hierzu die Mittel wirk-r 
lieh fehlten, thäte am Besten, sich zur gemeinsehafliichen Be- 
stellung einer geeigneten tephnischen Behörde mit benachbar* 
ten Staaten zu vereinigen, oder einen grofsem Staat um die 
Vergünstigung zur Mitbenutzung seiner Behörden zu bitten« 
Auch die medicinischen Facultäten können zur Beantwortung 
wichtigerer, polizeilich -medicinischer Fragen in oberer Instanz 
zweckmäßig benutzt werden, wenn ihnen eine Befugnifs zu- 
steht, sich nöthigen Falls in der oben angedeuteten Weise zu 
verstärken. Denn nicht immer sind alle Disciplinen und ihre 
Hülfsfächer vollständig in ihnen vertreten. Academische Lehrer 
eignen sich immer vorzugsweise zur Verstärkung der techni- 
schen Medicinalbehörden. 

TortrefilHdi scheint die Einrichtung beim k. Sächsischen Ministerinm des 
Innern (Funke a. a. 0. S.2ff,), 

§.35. 

In Voraussetzung der angegebenen Verstärkungsbefugnifs 
genügt es., wenn jede j zumal untere oder mittlere Berathungs- 
behörde mindestens mit drei practischen Ärzten von höherer 
wissenschaftlicher Bildung besetzt wird, von denen jeder theo- 
retisch alle Fächer der Medicin grüudlich kennt und von denen . 
wenigstens Einer zugleich die Chirurgie und die Geburtshülfe 
mit Auszeichnung ausübt. Zur Protocollföhrung mufs der 
Behörde ein dazu geschickter Arzt und zu den übrigen Subal- 
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temarbeiteo (§. 28,) da» dazu erforderliche Personal beigegeben 
werden. Auch ist für ihre Ausstattung mit den nölhigen liie- 
rarischen und sonstigen Hülfsmilteln Sorge zu tragen. Da eine 
solche Behörde aufser ihren eigenen , nicht besonders umfang- 
reichen Personalien fast nur rein technische Angelegenheiten zu 
bearbeiten hat und sich zweckmäfsig nur an dem Orte einer 
hohem Medicinalpolizeibehörde befinden kann, ist ihre Leitung 
fuglich dem Medicinalmitgliede der Letztem zu übertragen« Bei 
einer rein tebhnischen Medicinalbehörde konimt es nämlich ganz 
Torzüglich darauf an 9 dafs der Vorsitzende die für die Verwal- 
tung wesentlichen Berathungspunkte aufzufassen, dieselben in 
leicht verständliche Fragen einzukleiden und eben so unzwei- 
deutige Antworten der Mitglieder hervor zu rufen verstehe. Da- 
zu taugt kein Nichttechniker und auch kein der Verwaltung 
Fremder. Findet man dennoch die Anstellung eines nichtlech«^ 
nischen Ghe& noth wendig , so mufs wenigstens der technische 
Theil der Geschäftsleitung einem Arzt anvertraut werden. 

Für pharmaceotische ADgelegenhetten sind nur wenn es die Masse dersel- 
ben fordert , beständige pbarmaceutische Mitglieder atiznstellen , sonst aber je 
nach der Schwierigkeit und Wichtigkeit der Fälle ein oder mehrere wissen- 
schafllich gebildete Apotheker aufserordentlicher Weise zuzuziehen, sobald und 
in so weit es die ordentlichen Mitglieder für nothwendig erachten. Denn diese 
müssen wenigstens so viel Einsicht in die Pharmacie besitzen, dafs sie zu erken- 
nen vermögen , wann und in wiefern es sich um Fragen handelt , die nur durch 
eigentliche Männer vom Fach hinlänglich beantwortet werden können. An ih- 
rem Willen, nach dieser Erkenntnifs pflichtgemäfs zu verfahren, darf man aber 
eben so wenig zweifeln, als an der Pflichtmäfsigkeit etwaiger pharmacentischer 
Mitglieder. Bekanntlich geht neuerlich ein ganz vorzüglicher Wunsch der Apo- 
theker dahin , dafs bei allen Staatsbehörden , wo Ärzte fungiren , gleichmafsig 
auch Apotheker angestellt werden möchten. Dieser Wunsch findet sich wieder- 
holt ausgesprochen in der neuen Denkschrift über die nothwendigen Reformen 
der pharmaceutischen Veiiiältnisse in Deutschland. Von L. F. B 1 e y und H, F. 
Walz. Hannover 1851. Seite 18. In Bezug auf diesen Gegenstand habe ich 
bereits in einem Aufsatze „Bemerkungen zu mehreren Anforderungen von Seiten 
des Apothekerstandes an die Staaten" S. 350 ff, des Archivs der Pharmacie. 
Bd, CXyj. Heft 3. im Wesentliehen Folgendes zur Beherzigung empfohloi : 

Es ist zuvörderst gewifs, dafs bei den Staatsbehörden Fragen und zwar mit- 
unter sehr wichtige Fragen vorkommen , deren vollständig richtige Beantwortung 
nnr einsichtijg^n Pharmaceuten möglich ist. Daraus folgt denn ganz klar, dafs 
über dergleichen Fragen die geeigneten Männer vom Fache nicht blofs gehört, 
sondern dafs auch Einrichtungen getro£fen werden müssen, welche dem Urtheilß 
solcher Sachkundigen , so weit es rein pharmacentischer Natur ist , die gebüh- 
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rende Geltung sichern. Ist es nun aber daram noihwendig oder doch rÜthlich, 
bei allen Staatsbehörden , wo Ärzte fungiren , gleichmafsig auch Apotheker an- 
zustellen? 

Die für die Bejahung dieser Frage vorgebrachten Gründe beweisen unmit- 
telbar nur , was so eben unbedingt zugegeben und gefolgert wurde. Nur dann 
erst , wenn sich weiter herausstellte , dafs dem Zweck auf andere Weise wenig- 
stens nicht gleich angemessen entsprochen werden könnte, würde man zu der 
Ton dem Apothekerstande gewünschten Maafsregel schreiten müssen oder dürfen. 

Bekanntlich zerfallen die Medicinalbehörden in berathende und ver- 
waltende. Was die Erstem betrifft, so ist es durchaus nothwendig, ihnen 
^ne solche Anzahl geeigneter pharmaceutischer Mitglieder beizugeben , wie sie 
eine gründliche und umfassende Bearbeitung der vorkommenden pharmaceuti* 
sehen Angelegenheiten fordert. Kann man dieses nicht, wie meistens in klei- 
nerü Staaten , so mufs man sich eben durch aufserordentliche Zuziehung von 
Pharmaceuten mit jedesmaliger Rücksicht auf die Wichtigkeit und Eigentbom- 
lichkeit der grade vorliegenden Sachen behelfen. 

Bei den Verwaltungsbehörden kommt es nicht, wie bei den Berathungs- 
b^o'rden, hauptsächlich > wo nicht allein , auf genügende Fachkenntnifs und auf 
eine gewisse aligemeinwissenschaftliche Bildung an, sondern eben sowohl auf 
Xenntnifs der Gesetze, der Verwaltungsnormen, des Geschäftsganges und da- 
neben ganz vorzüglich auf Geschäfts gewandt hei t. Hiezu gehört aber ein 
eignes Talent, besonderes Studium, Erfahrung und Übung in Verwaltungsgeschäf- 
ten. Zu beiden letztern findet sich für den Techniker nur bei solchen Behörden 
ausreichende Gelegenheit, wo Sachen ihres ^achs in hinlänglicher Menge vor- 
kommen. Bei untern und mittleren Verwaltungsbehörden ist dieses hinsichtlich 
der pharmaceutischen Angelegenheiten nicht leicht der Fall. Wo aber dieses 
Bedenken nicht besteht, da stelle man immerhin pharmaceutische Mitglieder an. 

Die Verwaltung der pharmaceutischen Angelegenheiten durch ärztliche Mit-> 
glieder.der Behörden ist übrigens in der That nicht so bedenklich, als sie den 
Apothekern scheint. Bei der Verwaltung handelt es sich in technischer Bezie- 
hung immer nur um Vorfragen, die etwa bei der zu treffenden Verfügung 
Berücksichtigung verdienen. Diese liegen . nun entweder schon durch Sachkutt" 
dige entschieden vor, oder sie bedürfen erst noch einer solchen Entscheidung^ 
-vielleicht nur theilweise. Man darf wohl nicht behaupten, dafs selbst ein ge- 
'wöhnlicher, tüchtiger ärztlicher Veiwaltungsbeamter nicht so viel von dem Ajio- 
thekerwesen verstehen könne und verstehen werde, um schon vorhandenen 
pharmaceutischen Entscheidungen die gehörige Berücksichtigung angedeihen zu 
lassen und noch etwa obwaltende Dunkelheiten wahrnehmen und zur gebühren- 
den Aufklärung durch Pharmaceuten bringen zu können. An ihrer Gewissen- 
haftigkeit darf man im Allgemeinen nicht zweifeln. 

§. 36. 
Es wäre eben so überflüssig, als unausführbar^ jeder, auch 
der untersten Medicinalpolizei -Behörde eine eigene, vollständig 
besetzte technische Berathungsbehörde zur Seite zu stellen« Die 
Erfahrung hat vielmehr dargethan, dafs selbst in Provinzen mit 
Millionen von Einwohnern eine einzige obere rein technische Medi- 
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cinalbehörde sogar zur Miterledigung der ihr gewöhBÜch zugleich 
in höherer Instanz übertragenen gerichtlich -ntedicinischen An- 
gelegenheiten genügt und nur allenfalls eine stärkere Besetzung 
mit fest angestellten Mitgliedern verlangt. Staaten , welche den 
Umfang so grofser Provinzen noch nicht erreichen, bedürfen 
bl.ols einer einzigen obern Berathungsbehörde. Sind aber in einem 
Staate mehrere dergleichen Behörden vorhanden , so muls über 
ihnen eben sowohl eine technische, wie über den verwaltenden 
Medicinalpolizei - Behörden eine administrative Centralbehörde 
bestellt werden y damit die aus irgend einem Grunde von einan- 
der abweichenden Ansichten der untern Behörden von einem ho- 
hem Standpunkte aus gewürdigt, ausgeglichen, vereinigt oder 
berichtigt werden können. Nur auf diese Weise ist die Erzie- 
lung principieller Gleichmäfsigkeit im ganzen Staate möglkh. 

$.37. 
Soll dem medicinischcn Elemente der ihm gebührende Ein- 
fluls wirklich gesichert werben, so mufs man den technischen 
Aussprüchen auch die erforderliche äufserliche Autorität beilegen. 
Kein einzelner Michttechniker, auch keine ganze nichttechnische 
Behörde darf sich eine willkührliche Abweichung von dem we- 
sentlichen Inhalte eines competenten technischen Urtheils erlau- 
ben 5 denn durch die Anordnung der Zuziehung von Technikern 
erklärt ja eben die oberste Staatsgewalt die Unfähigkeit der Nicht- 
techniker zur Beurtheilung technischer Gegenstände als solcher. 
Der einzig statthafte Weg in allen Fällen, wo Nichttechniker über 
die Richtigkeit eines technischen Ürtheils Zweifel hegen, welche 
der Urheber des bezweifelten Ürtheils selbst genügend zu heben 
nicht vermag, öder wo man ihn dazu aufzufordern Bedenken 
trägt, ist Befragung eines technischen Collegiums , und zweifelt 
man an der Richtigkeit oder sonstigen Zulänglichkeit des Aus- 
spruchs eines solchen, Recurs an ein höheres GoUegium, bis 
entweder der Zweifel beseitigt, oder bis die Sache in der höch- 
sten technischen Instanz, entschieden worden ist. Es versteht 
sich, dafs dem technischen Urtheil irgend ein Ausfuhr ungszwang 
nicht beigelegt werden darf 5 nur sollen Verwaltungsschritte, 
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welche eine technische Grandlage wesentlich yoraussetzen^ nicht 
geschehen, ohne diese Grundlage von den dazu competenten 
Sachverständigen erlangt zu haben, und eben so wenig dürfen die 
technisch festgestellten Grundlagen von der Verwaltung eigen-* 
mächtig verlassen oder modificirt werden. Dagegen mufs die 
Wahl vollkommen frei bleiben, ob überhaupt vorgeschritten 
werden soll. Glaubt der Techniker im Verneinungsfalle einen 
erheblichen Nachtheil besorgen zu müssen; so steht ihm der 
Weg der Beschwerde zunächst bei der unmittelbar höhern Ver- 
waltungsbehörde offen und diesen Weg kann er bis zum Staats- 
oberhaupt verfolgen, dafern bestimmte Gesetze nicht entgegen 

stehen, 

Aaf diese Weise mochte den sonst nicht anbegründeten Besorgnissen von 
Mohl's (a. a. O. JJ. S. 551. )" eines Theils, dafs der Sachverständige in einem 
Coilegio leicht in den Fall käme, seine Einsicht der, abweichenden Meinung min- 
der Unterrichtetei unterwerfen zn miissen, und andern Theils, dafs die Anwesen- 
heit oft nur Eines Mannes vom Fache, auch bei den hohem Instanzen, dessen 
vielleicht unrichtigen Ansichten einen nachtheiligen Einflufs gestatten könne — 
genügend zu begegnen seyn. 

§. 38. 
Der Zweck der Einrichtung technischer fierathungsbehör* 
den würde nur unvollständig erreicht werden, wenn es der Will- 
kühr der Verwaltungsbehörden , oder gar ihrer einzelnen tech- 
nischen Mitglieder ganz überlassen bliebe, ob und in welchen 
Fällen sie den Beirath jener ansprechen wollen , oder nicht. Es 
bedarf daher deshalb der Ertheilung und Äufrechthaltung be- 
stimmter Vorschriften. Nothw endig sollten deni'Berathungsbe- 
hörden immer wenigstens wichtigere Prüfungen von Medicinal- 
personen und die Begutachtung ihres Ergebnisses^ so wie die 
Begutachtung der technischen Grundsätze allgemeiner Gesetze 
und Verordnungen und der Anlegung oder wesentlichen Umge- 
staltung wichtigerer medicinischer Institute übertragen werden, 
sobald hinsichtlich dieser Grundsätze irgend ein erheblicher Zwei- 
fel besteht. Im Übrigen mufs es der Verwaltungsbehörde und 
dem Techniker in dieser unbenommen seyn , sich in allen dazu 
geeignet scheinenden Fällen die beirathende Unterstützung der 
technischen Behörde zu verschaffen. Zweckdienlich ist es end- 

Vogel System d. med. Polizei. 3 
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lieh , die BerathuDgsbehörden in ihrer Thätigkeit nicht blofs auf 
desßillsige Veranlassungen der Verwaltung zu beschränken. £s 
kann der medicinischen Polizei nur von Nutzen seyn , wenn die 
Berathungsbehörden das Recht und die Pflicht haben , auch aus 
eigener Anregung der Verwaltung an die Hand zu geben. 

V«rgl. die lastruction für die K. PreofsiMhe wisseosdisiUiche Depatation 
(ar das Medicinalwesea vom 23. Januar 1817 (Augustin a. a. O. I. S. 262.) 
und die Instruction für die K. Preufftischen Medicinalcollegien Yom 23. October 
1817 (Ebendas. 8. 236.). In Österreich dienen die medicinischen Faciiltäiten als 
Berathungsbehörden. Der Director ist befugt , nebst dem Vicedirector sowoiil 
Professoren, als auch practische Aerzte zuzuziehen (Bernt: System. Handbuch 
des Medicinal Wesens etc. 8. 142.). Die Österreichische Facnltatseinrichtung weicht, 
wenigstens war diefs früher der Fall^ wesenUich von der Einrichtung auf an- 
deren Deutschen Universitäten ab. Die medicinischen Facultäten auf letzteren 
könnten nur dann als polizeilich - medicinische Berathungsbehörden in allen Fäl- 
len benutzt werden , wenn ihnen die Befiignifs zustände , sich erforderlichen 
Falles durdi Special - Sachkundige zu verstarken (}}. 34. 35.). 

$. 59* 

Nur tüchtige Beamte können den Zweck ihrex* Anstellung 
erfüllen und das Amt ist um so besser yersorgt, je tüchliger sein 
Inhaber sich zeigt. Daraus folgt, dafs nur tüchtige Personen 
mit Ämtern betraut werden sollen und dafs bei freistehender 
Auswahl stets dem Tüchtigsten , d» i. demjenigen , von welchem 
man überzeugt seyn darf, dafs er die Obliegenheiten des Amtes 
am besten erfiillen könne und wolle, stets der Vorzug ge- 
bühre. 

§• 40. 

Die Bedingungen der Tüchtigkeit zu medicinisch- polizei- 
lichen Ämtern sind theits die allgemeinen 1) für jedes Staatsamt, 
2) für jedes polizeikehe Amt, $) fiir jedes medicinisch- polizei- 
liche Amt, 4) für jede Classe der letztem (Berathungs- und Ver- 
waltungs-Amt) und 5) für jede Instanz, theils endlich 6) die 
besonderen für das gerade in Frage stehende Amt. 

§. 41. 

Die Tüchtigkeit setzt gewisse persönliche (moralische, in- 
tellectuelle und körperiiche) und äußere Eigenschaften voraus. 
In moralischer Hinsicht mufs jeder Staatsbeamte von imbeschol- 
tener Ehre, RechtschafFenheit, Humanität, Treue, Fleifs, Eifer 
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und Charaeterfestigkeit seyn; in intellectueller Beziehung mufe 
er, je nach der BeschafFenheit des Amtes, die nöthigen Natur- 
gaben ^ naraentlioh Fassungskraft, Urlheil, G&si und Gewandt- 
heit, aueh die erforderlichen Kenntnisse besitzen. Hierher ge- 
hört insbesondere auch Kenntnifs der Staatsverfassung, des Be- 
hördenorganismus und der Staalsdienerrerfassung^ in so weit sie 
ihn und sein Amt angehen. In Betreff des Körpers ist auf ge- 
hörige Gesundheit und Rüstigkeit und rücksiditlich der aufser- 
lichen, vornehmlich der Familien- und Vermögens -Verhältnisse, 
darauf zu hallen, dafs in ihnen kein Grund zu einem erheblichen 
Verdachte liege, sie könnten den Beamten an der gehörigen Ver- 
richtung seines Dienstes hindera. 

Zu jedem, zumal unteren verwaltenden Polizeiamte ist be- 
sonders Umsicht, Beobachtungsgabe, schnelle Auffassung und 
schnelles ürtheil , Enlschlossenheit und Energie, Klugheit, Ge- 
wandtheit und Rüstigkeit nothwendig. Die Erfolge der Polizei- 
zwecke hängen vorzüglich mit davon ab, dafs der Polizeibeamte 
die Menschen , auf welche er einwirken soll , dafür zu gewinnen 
wisse. Deshalb ist ihm denn ganz besonders Menschenkenntnils 
unentbehrlich. Übrigens mufs auch mindestens der obere tech- 
nische Verwaltungsbeamte die Polizeiwissensehaft überhaupt we- 
nigstens in so weit kennen, dafs er sich in jedem Falle, der «in 
Zusammenwirken verschiedener Zweige der Polizei fordert, ei- 
nigermaaßen zu orientiren vermag. Von ihm ist überhaupt hö- 
here Bildung und Gelehrsamkeit zu fordern« Letztere ist be- 
sonders den Mitgliedern von Berathungsbehörden unerläfsUch. 

Der nichttechnische Madicinal- Polizeibeamte braucht die 
mediciuische Polizeiwissensehaft nur in so weit inne zu haben, 
dafs er den Techniker gehörig begreifen und unterstützen kann. 
Der letztere mufs dagegen nicht allein jene Disciplin, sondern 
auch die polizeiliche Medicin (§. 7.) so gründlich und speciell, 
theoretisch und practisch verstehen , als es die gehörige Lösung 
der Aufgaben eines in Frage kommenden Amtes verlangt. 

§. 42. 

Um sich zu vergewissern, dafs Jemand zu einem Amte die 

5* 
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erforderlichen Eigenschaften besitase, mufs man ihn einer Prü- 
fung unterwerfen* Die Prüfungen sind nun iheils föimliche und 
eigentlich so genannte, theils bestehen sie in einer, kürzere oder 
längere Zeit fortgesetzten Beobachtung , nach Umständen wäh- 
rend einer Probezeit, oder — sofern es sich von bereits Ange- 
stellten hinsichtlich ihrer Fähigkeit zu einem höhern oder an- 
dern Amte handelt — während der bisherigen Uiensizett. Alle 
diese Mittel gewähren jedoch keine absolute, Gewifsheit, vidmehr 
nur mehr oder weniger Wahrscheinlichkeit, mit der man sich 
indessen begnügen mufs. 

S- 45. 
Förmliche Prüfimgen sind in der Regel nur für die unter- 
sten medicinisch - polizeilichen Amter nothwendig, wenn es , wie 
es sich gebührt, als Regel gilt, dafs Niemand in ein höheres Amt 
gelange, der nicht in einem Examen wenigstens seine Fähigkeit 
zu dem untersten Amte nachgewiesen hat. Es bedarf kaum der 
Erwähnung, dafs hier überhaupt nur von solchen Medicinal- 
Polizei -Stellen die Rede ist, welche eine fachwissenschafiliclie 
Bildung voraussetzen, Insbescmdere sollten die höheren Ver- 
waltungsposten niemals anders besetzt werden, als mit Personen, 
welche sich schon auf der untersten Stufe mit den Schwierigkei- 
ten der wirklichen Ausführung der Maafsregeln vertraut gemacht 
und Gewandtheit in ihrer Besiegung gezeigt haben. Medicinal* 
persönen, welchen diese Schule mangelt, verfallen gar leicJit in 
den Fehler, Unausführbares anzuordnen, oder Ausführbares 
falsch zu leiten. Auch sind sie minder geeignet, die Ausübung 
der medicinischen Polizei in unterster Instanz gehörig zu über- 
wachen und zu beurlheilen. Alles dieses ist von geringerer. Be- 
deutung bei den Mitgliedern von Berathungsbehörden* Indessen 
nimmt es sich wenigstens doch nicht gut aus, wenn Personen, 
die selbst eine Prüfung in einem Fache nicht abgelegt haben, an- 
dere hinsichtlich ihrer Fähigkeit dazu prüfen und beurtheilen. 

§. 44. 
Am Besten geschieht die Prüfung in der medicinischen Po- 
lizeiwissenschaft und in der polizeilichen Medicin (§. 7.) sogleich 
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mit der Prüfung hinsichtlich der Zulassung zur arztlichen Pra- 
xis *)• Die Mühe für die Gandidaten und für die Examinatoren 
ist die nämliche^ wie bei einer spätem Prüfung, aber der Can- 
didat spart Zeit, Mühe und Kosten der sonst in den meisten 
Fällen nothw€ndigen Reise. Auch braucht er seine Kranken 
nicht zu verlassen« Dann ist das Nichtbestehen für einen eben 
erst von den Studien Kommenden weit weniger empfindlich, als 
fiir einen bereits in die Praxis eingetretenen Arzt 5 nicht zu ge- 
denken der doch auch nicht ganz unerhörten Fälle, dafs ein and 
der andere Examinator aus Eifersucht gegen einen in der Privat- 
praxis vielleicht mit ihm rivalisirenden Gandidaten Unbilligkeiten 
ausgehen lassen möchte. Der Gandidat kann sich die erforderli- 
chen theoretischen Kenntnisse auch dann schon erworben haben, 
und was dic*übrigen, zu einem Amte nöthwendigen Eigenschaften 
(§. 41.) anbelangt; so kann man darüber nach dem theoreti- 
schen Examen eben so wohl einUrtheil begründen, als vorher. 
Die Zulassung zur ärztlichen Praxis braucht durchaus nicht von 
dem glücklichen Ergebnisse des medicinisch- polizeilichen und 
polizeilich -medicinischen Theils der Prüfung unbedingt abhän- 
gig gemacht zu werdend Nur müTste in Staaten, wo sich die in 
der Prüfung wohl bestandenen Ärzte nicht nach eigner völlig 
freier Wahl niederlassen dürfen, sondern wo ihnen ein Wohn- 
sitz angewiesen wird (§. 110.), derjenige, welcher ceteris pari- 
bus zugleich die medicinisch *- polizeiliche und die polizeilich - 
medicinische Prüfung bestanden hat, in der Regel eher approbirt 
werden, wenn er auch an und für sich jüngerer Expectant wäre. 
Für die medicinische Polizei ist es wichtig, dafs alle Arzte 
gründliche Kenntnifs von ihr besdtzen. Dann sieht sie sich we- 
der von ihnen, noch von Seiten des Publicums, welches darin 
meistens den Ansichten seiner Ärzte folgt,, ungebührlichen An- 
sprüchen und Widersetzlichkeiten blofs gestellt, vielmehr wer- 
den die Ärzte und das Publicum dadurch den Zwecken der me- 
dicinischen Polizei geneigt gemacht, die ohne ihre einsichtige 
und bereitwilhge Mitwirkung öfters und in wichtigen Punkten 
unerreichbar bleiben, z. B. bei ansteckenden Seuchen. Zugleich 
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wird der Medicinalpolizei dadurch die wüoschenswerthe Auswahl 
Ton Stellvertretern und Ersatzmännern fiir technische Beamte 
sehr erleichtert« Sie kann diejenigen , welche sich bei der Prü- 
fung auch in der hier fraglichen Beziehung ausgezeichnet haben, 
fortwährend beobachtend im Auge behalten. 

Durch das oben angerathene Verfahren kann man nament- 
lich auch das hier und da bei Stellenbesetzungen übliche soge- 
nannte Goncursv^rfahren ^) entbehrlich machen. Ein solches hat 
alle Nachtheile der spätem Prüfungen überhaupt und den der 
gröfsem Demüthigung der Besiegten insbesondere« Tüchtige, 
sich fäfalende Ärzte gehen nicht leicht darauf ein, was sicherlich 
nicht Yoriheilhaft für die Ämter ist. 

1) So geschieht es z. B. in Österreich. Berat a. a. O. §. 387. 

In Preufsen kann, nach §. 75. des Priifungsreglemenfs Tom 1. December 
1825., der Arzt^ der aber auch zugleich Geburtshelfer seyn mufs, wenn er eine 
vielseitige Bildung nachgewiesen und die Staatsprüfungen pro praxi -mit einem 
ausgezeichneten Erfolge zurückgelegt hat , bald nath erlangter Approbation sich 
die Thranata zur schriftlichen Bearbeitung für die Physicatsprüfung erbitten imd 
ein Jahr darauf zu den übrigen Abschnitten der letztem admittirt werden. Alle 
Übrige werden aber erst mehrere Jahre nach erhaltener Approbation znr schrift- 
lichen Prüfung zugelassen, w«an sie, anfser einem guten moralischen Betz^gen, 
zugleich nachweisen können, dafs sie während dieses Zeitraums als wissenschaft- 
liche Arzte einen guten Ruf, das Vertrauen ihrer Kranken und die Achtung 
ihrer Collegen sich erworben haben. 

2) z. B, in Österreich (Müller a. a. 0. I. §.30.). 

§. 45. 

Wenn der Staat und zwar mit Recht verlangt, dafs seine 
sämmtlichen künftigen Medicinal- Polizei -Beamten die medici- 
nische Polizeiwissenschaft und seine technischen Beamten dieser 
Categorie auch die polizeiliche Medicin inne haben sollen; so 
muCs er auch dafiir Sorge tragen, dafs sie dieser Anforderung 
entsprechen können. Zwar ist es nicht unmöglich, selbst jene 
Disciplin theoretisch auch durch blofses Privatstudium aus Bü- 
chern zu erlernen, indessen wird man ohne verständige Anlei- 
tung dabei leicht auf Abwege und in Irrthümer gerathen. Da- 
her hat die Medicinalpolizei durch Vermittelung der Unterrichts- 
polizei Veranstaltung zu treffen, dafs es an den Universitäten 
an dem Unterrichte in jenen Fächern nicht mangele. 
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Zur Erwerbung praclischei- Keantoisse und der nöthigen 
Gewandtheit in der raedicinischen Polizei gewährt Ibisher ge-* 
iTvöholich, vor der eignen Anstellung in einem Medicinalpolizei- 
Amte, nur die gelegentliche Stellvertretung in einem solchen Ge- 
legenheit. Das Ziel wird auf dem einen ^ wie auf dem andern 
Wege nicht ohne öfteres, mitunter gefährliches Straucheln er- 
reicht* Die angehenden Ärzte zu ihrer desfallsigen Ausbildung 
an die Physiker zu verweisen ^ durfte, da bei diesen mehr poli- 
zeilidb-medicinificbe^ als eigentlich medicinisch- polizeiliche Ge- 
schäfte vorzukommen pfl^en nnd atis sonstigen, nahe liegen-^ 
den Gründen ^ den Zweck in der Regel nicht fördern. Voll- 
ständigere Gelegenheit gewährt die Beschäftigung bei höheren 
Medidnalpolizei'- Behörden» Dergleichen giebt es aber im Ver- 
hältnisse zu der Anzahl von Ärzten , deren Ausbildung in der 
hier fraglichen Richtung man wünschen mufs, zu wenige. Auch 
lernen hier die Aspiranten zwar in kürzerer Zeit mehr Gegen- 
stände practisch kennen und die leitenden Principien besser ein- 
sehen* Aber die Schwierigkeiten ihrer unmittelbaren Anwen- 
dung bleiben ihnen unbekannter^ sie erwerben minder leieht 
Gewandtheit und schnelle Entschlossenheit, indem bei denOber- 
behörden Alles meistens mit mehr Ruhe erledigt Werden kann. 
Dagegen liegt ein andres , bisher unbeachtetes Mittel sehr nahe, 
welches dennoch den meisten Erfolg verspricht. Man mache 
nämlich denjenigen Ärzten, welche dereinst ein medicinisch- 
polizeiliches Amt erlangen wollen , einjährige Übung bei einer 
geeigneten untern Polizeibehörde zur Pflicht. Im Anfange ihrer 
Praxis haben sie dazu in der Ptegel Zeit genug imd das Verfah- 
ren, worauf es allein ankommt, ist in allen polizeilichen Ange- 
legenheiten wesentlich einerlei. Vorzüglich mögen diejenigen 
Acten solcher Behörden studirt werden, welche medicinalpoli- 
zeiliche Angelegenheiten betreifen. 

Zur ersten Einweisung in die medicinisch- polizeilichen und 
polizeilich -medicmischen Geschäfte könnte gar wohl auch auf 
den Universitäten in ähnlicher Weise ein praeiiscbes Gollegium 
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Statt finden , wie ein solches för die gerichtliche Medicin schon 
hier und da besteht , z. B. in Berlin. 

In Österreich besteht, zur Yerbreitiuig hölierer, sanhätspoliseüicher Kennt- 
nisse, das iDstitnt der Sanitats - Coacepts - Fracticaaten bei den Provinzial - ond 
Kreis - Behörden. Der Eintritt io dasselbe gewahrt keinen Ansprach auf Unter- 
stützung nnd künftige BerucksichtignDg. (Müller a. a. O. I. $. 24i)« 

S- 46. 
Man hat besonders bekanntlich auch neuerlich bei den so- 
genannten Reformbestrebungen wiederholt darauf gedrungen, 
dafs namentlich die Mitglieder der Medicinalcollegien ^,als Re- 
präsentanten des ganzen Medicinalsiandes in wissenschafUicher 
Hinsicht^' von den Ärzten des Landes gewählt werden müXsten. 
Dieser Forderung liegt jedoch ein völliges Verkennen der eigent- 
lichen Verhältnisse zum Grunde, wie aus dem Vorstehenden 
leicht erhellt. Die Mitglieder der Medicinalcollegien sollen nicht 
den Medicinalstand, sondern einen Theil der Staatsgewalt 
und die Wissenschaft repräsentiren. Die Regierung kann 
auch weit besser diejenigen Ärzte auswählen, welche den Stellen 
gewachsen Und darum auch des Vertrauens ihrer Fachgenossen 
würdig sind. Sie übersieht alle Ärzte , jeder einzelne Arzt kann 
nur wenige in seiner nächsten Umgebung genau genug kennen 
lernen. Und welchen unleidlichen Wahlumtrieben würde mcht 
Thür und Thor geöffnet werden! 

Vrgl. Kaiisch: Materialien 2. Höft. S.76. 

§. 47. 

Aus dem Staatszwecke folgt das Recht des Staates, in Er- 
mangelung befähigter Freiwilliger, taugliche Staatsgenossen zu 
seinem Dienst, insbesondere zur Übernahme einzelner Aufträge 
zu zwingen, versteht sich gegen Vergütung ihrer Leistungen; 
denn wer einen Zweck erfüllen soll, dem müssen die dazu nolh- 
wendigen Mittel gegeben werden. Dieses gilt denn auch fiir die 
Medicinalämter. 

§. 48. 

Was nun die Erzielung eines gehörigen Könnens und Wol- 
lens (§. 39.) bei bereits erwählten oder angestellten Medicinalpo- 
lizei- Beamten anbelangt; so dienen dazu noch folgende Mittel : 
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1) eine feierliche Verpflichtung, Vereidigung auf treuliche 
Erfüllung der Amtsobliegenheiten« 

2) Verleihung eines angemessenen äufsern Ansehens hin- 
sichtlich des Dienstranges, der Besoldung und der Gebühren. 
Bei der Bestimmung dieser beid^a letzteren ist für solche Medi- 
cinalbeamte , welche zugleich auf den Ertrag einer Priyatpraxis 
angewiesen bleiben , billige Rücksicht darauf zu nehmen , dals 
das Einkommen aus dieser Praxis in der Regel leidet, wenn die 
Amtspflicht gewissenhaft erfüllt wird, weil sich dann der Beamte 
unausbleiblich Feindschaften unter den practischen Collegen und 
im Publicum zuzieht. Die Fälle, wo sich , ein Polizeibeamter 
gefölhg zeigen kann, sind selten, die Fälle, wo er Privatriei- 
gungen und Wünschen entgegen treten mufs , häufig und die 
letzteren wirken stärker und nachhaltiger auf die Betroffenen 
und ihre Freunde. 

3) Aufmunterungen durch Belohnungen mittelst (nach Be- 
finden auch öffentlicher) Belobungen oder sonstige Ehrenaus- 
zeichnungen, durch Geld, durch Beförderung im Dienste. 

4) Verstattung der nöthigeü Erholung durch jeweiligen 
Urlaub. 

5) Aussicht auf dereinstigen ehrenvollen Ruhestand mit an- 
gemessener Pension , auch für die Witwe und für erwerbsun- 
fiihige und bedürftige Kinder. 

6). Verhinderung der Wahl eines unpassenden Wohnsitzes, 
eigenmächtiger Entfernung vom Dienste und der Übernahme 
oder Fortsetzung von. Privat -Nebengeschäften, in so weit die- 
selben das Amt gefährden. Etierbei kommt besonders die Be- 
treibung der ärztlichen Privatpiraxis in Betracht. Gut wäre es, 
wenn diese wenigstens denjenigen Medicinalpolizei-Verwaltungs- 
beamten ganz untersagt werden könnte, welche amtlich unmit- 
telbar mit dem Publicum in Berührung kommen. Die Rück- 
sichten auf die Privatpraxis werden gar leicht der Erfüllung der 
Amtspflichten gefährlich. Durch angemessene Besoldung wäre 
die Maalsregel zu ermöglichen. Machte man die Sprengel der 
Physicate, als derjenigen Ämter, welche hier vornehmlich ins 
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Auge zu fassen sind, gröfser und befireiete dieselben von den 
ihnen meistens anklebenden armenärztlichen Fimctionen wenig- 
stens in so weit, als es die gehörige Ausübung der mediciniscben 
Polizei und der polizeilichen und gerichtlichen Medicin erfor- 
dert, so möchten sich doch wohl die nöthigen Geldnoiittel auf- 
bringen lassen« 

7) Schutz gegen Überlastung und gegen Plackereien, über- 
haupt anständige und freundliche Behandlimg, jedoch, erfor- 
derlichen Falles, auch unnachsichtige Strenge; aufserdem auf- 
merksame, aber nicht kleioliche und unwürdige Überwachung; 
Erleichtemng der Beschwerdefuhrung über die Beamten; Begeg- 
nung des Mangels an gutem Willen durch Erinnerungen, Er- 
mahnungen, Warnungen, Bedrohungen, Strafen, Zwang; und 
daneben Anflegung von Schadenersatz nach Privatrechts-6rund- 
Sätzen. 

Unfähige und unverbesserliche Beamten sind bei Zeiten aus 
dem Dienste zu entfernen* 

8) Disciplinarmaafsregeln, d« h» mit einer Unan- 
nehmlichkeit für den betroffenen Beamten verbundene Maafs- 
regeln zur Erzielung eines gehörigen Wollens bei ihm. Die 
gewöhnliehe Justiz und Polizei haben nämlich nur die Verhü- 
tung und Bestrafung allgememer Verbrechen und Vergehen zur 
Aufgabe. Um den Beamten zur Erfüllung seiner besondern 
Pflichten anzuhalten, müssen daher den Vorgesetzten, bis zum 
Throne hinauf, noch besondere Mittel zu Gebote stehen , die 
man eben Disciplinarmittel nennU Hierher gehören Vcr- 
v^^eis, Ordnungsstrafe n« s. w. Die Anwendung der Disciplhaar- 
mittel geschieht imm^ aufsergerichtlich und blofs durch Vor- 
gesetzte. 

Man hat neuerlich eSagewendet, dafs, wer eioen solchen allgemein gefafs- 
ten Diensteid geschworen ^ sich schon dorch das unhedentendste Dienst -Ver- 
gehen immer zugleich auch eines Eidesbrnches schuldig mache. Dieses Beden- 
keri möchte sich jedoch durch eine Torsichtige Fassung der Eidesformel an- 
schwer beseitigen lassen. Die allerdings bedenklichere Häufigkeit der Dienst- 
eide kann man dadurch sehr verringern, wenn man nur bei der ersten Anstel- 
lung schwören läfst mit Erstreckung der Wirksamkeit des Eides anf alle etwa 
nachfolgende AmtSTeranderungen* 
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§. 49. 

Andere Behörden und Beamte sowohl, als auch das Publi- 
cum, jeder so weit es ihn angeht, müssen wis^sen, wem gewisse 
Staatsgeschäfte obliegen und in welchem Umfange, und wo der 
in Ansprach za nehmende Beamte zu finden ist. Darüber ist 
stets eine alsbaldige Benachrichtigung, in der Regel durch öiFent-» 
liehe Bekanntmachung erfolgter Anstellungen und BeföHerun- 
gen, und — ~ sofern es nicht als (z. B. durch allgemeine Gesetze) 
schon hinläBgltcfa bekannt erachtet werden darf •*<- aach der 
Obliegenheiten und B^ugnisse des Angestellten oder Beförderten 
itnerläfslich. Über seine Pflichten und Rechte mufs sich der 
Beamte jederzeit glaubwürdig ausweisen können und zu diesem 
Befaufe eine Legttimationsurkunde (AnsteUangspatent, Be- 
stallung, Decret) eingehändigt erhalten« 

VergL Schmidt: Über Anstellungen und Beförderungen 
im Medicinal- Departement. Berlin 18Si. 

II. Von dem raedieinisch -polizeilichen Verfahren 
im Allgemeinen. 

§. &0. 

Als Hauptquelle der Bedingungen und Regeln und als die, je- 
der andern vorgehende Richtschnur des medicinisch - polizeilichen 
Verfahrens gilt ohne Ausnahme der im Gesetze ausgesprochene 
Wille des Gesetzgebers. 

Gesetze sind Vorausbestimmungen darüber, was im Staate 
Recht seyn BöU und wie Rechte erworben, behauptet, geltend 
gemacht, oder auch verloren gehen sollen. Die zur Ertheilung 
von dei^leichen Vorschriften verfassungsmäfsig befugtij und ver- 
pflichtete Gewalt heifst gesetzgebende Gewalt. 

Es ist durchaus immer ein Gesetz nothwendig, wenn über 
Rechtsverhältnisse im Staate etwas Neues im Voraus bestimmt 
werden soll. £ben so kann auch nur durch ein Gesetz eine blols 
durch einen Act der Machtvollkommenheit mögliche (authen- 
tische) Erklärung (1 nt erpretalion) vorhandener gesetzlicher Vor- 



44 Erslcr Theil. Drittes Capilel. 

schiifteu gültig erfolgen; wogegen eine blof» logische Erklärung 
(doctrinelle Interpretation), so wie jede zur Anwendung 
des Gesetzes auf einen gegebenen Fall nöfhige Form und Ein- 
richtung auch den vollziehenden Behörden freisteht. 

Namentlich dürfen Strafen und Zwangs -Maafsregdn, ja alle 
Beschränkungen der bürgerlichen Freibeit übei^ianpt, nur Kraft 
eines ausdrücklichen Gesetzes angedrohet und vollzogen wer- 
den ; sonst sind sitQ widerrechtlich und überhaupt ist Niemand 
verbunden, seinem freien Willen Schranken setzen zu lassen, so- 
fern dieselben nicht auf dem ausdrücklich erklärten Willen der 
dazu befugten höchsten Staatsgewalt unmittelbar oder mittelbar 
beruhen. 

£ine unmittelbare Erklärung dieser Art heifsteben Gesetz, 
eine mittelbare: Verordnung. Letztere mufs immer mit Jo- 
gischer Richtigkeit aus einem Gesetze hergeleitet werden können. 

Eine besondere Art von Gesetzen sind die sogenannten Sta- 
tuten d.h. Gesetze, welche sich Vereine im Staate (z. B, Pro- 
vinzen, Städte, ärztliche Vereine) selbst geben. Sie können nur 
dann als öffentliche Gesetze gelten, wenn sie vom Staate als solche 
anerkannt werden. Ohne diese Anerkennung sind sie blofse Pri- 
vatverträge. 

§. M. 

Die Kraft der Gesetze und Verordnungen beruhet haupt- 
sächlich auf ihrer Angemessenheit. Sie müssen jedem Einsichti- 
gen die Überzeugung von ihrer Nothwendigkeit und Zweckmä- 
Csigkeit einflöfsen. Dazu dient vornehmlich auch, dais man 
ihre Veranlassung und ihren Zweck bestimmt und klar aus- 
spreche. Aulserdem sollen sie thunlichst nur solche Vorschrif- 
ten enthalten, deren Befolgung den Betroffenen ohne gröfsere 
Einsicht, als man ihnen billig zutrauen darf, und ohne unver- 
hältnifsmäfsige Opfer möglich ist, und deren Ueberwachung 
ohne unrechtliche und uusittliche Mittel geschehen kann. Ihre 
Übertretung mufs sich leicht erkennen lassen. 

S. 53. 

Jedes Gesetz soll dem Zustande der Nation, der Denkart 
und den Begriffen derselben entsprechen. 
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Es giebt garnjauche SUten, Gewohnheiten, Einrichtungen 
und Gesetze eines Volkes, welche aus der Ferne thöricht erschei- 
nen , welche man aber in der Nähe begreifen und achten lernt. 
Je höher entwickelt der geistige und sittliche Gultiirzustand eines 
Volkes ist, desto weniger allgemeine medicinisch -polizeiliche 
Gesetze und Verordnungen sind für dasselbe nöthig. Sonach 
kann ein Gesetz für das eine Volk, ja fiii: den einen Theil, z. B^ 
fiir eine Provinz desselben, unangemessen seyn, das für ein 
anderes Volk oder für einen andern Theil des nämlichen Volkes 
sich noch als ein wirkliches Bedürfnifs zeigt. Die Gesetzgehung 
soll nicht starr die Veränderungen der Umstände ignoriren, 
aber auch nicht quecksilbern von jedem, auch dem geringfü- 
gigsten Motiv zu Umgestaltungen sich bewegen lassen. Lelz- 
teres zumal untergrabt das Vertrauen. Darum vermeide man 
mögHcbst, •Etwas, was seiner Natur nach überhaupt, oder zur 
Zeit noch schwankend ist, gesetzlich bestimmen zu wollen« Diefs 
gilt ganz besonders für die medicinisch - polizeiliche Gesetzge- 
bung. Endlich soll die Gesetzgebung nicht revolutionair, son- 
dern reformatorisch zu Werke gehn , -d. h. lieber das alte Gute 
zum Bessern entwickeln, als ohne Noth das Letztere sogleich 
einfuhren wollen. Man kommt sonst leicht in die Gefahr, das 
Richtige zu verfehlen. Das Bessere ist oh nur schembar, das 
Neue immer ungewohnt und darum unbequem. 

§. 54. 

Gesetze erfordern demnach die umsichtigste, nach Umstän- 
den auch ößentlicheBerathung durch die Presse, damit nicht 
leicht ein Nachtrag, eine Umänderung, oder gar eine Zurück- 
nahme nothwendig werde«, was dem -Ansehen der Gesetzgebung 
schadet. 

Man mache sich vor Allem den Zweck des Gesetzes recht 
klar und stelle sich alle Hindernisse vor Augen, welche dem be- 
absichtigten Erfolge entgegen treten könnten. Jedes Gesetz be- 
schränkt die natürliche Freiheit, und kostet Geld, Zeit und 
Kräfte, nicht allein bei seiner Verfertigung, sondern auch bei 
seiner Vollziehung. Je mehr Gesetze, desto leichter wird das 
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Eine über die Andern vergessen« Es ist daher immer wohl zu 
erwägen, ob der Zweck wichtig genug ist, um diese Bedenken 
zu überwinden. 

Vieles Aendern der Gesetze ist sehr mifslich, denn es fuhrt 
dahin, dals dieselben nicht als ein wohl überlegter Ausfluß der 
Nothwendigkeit, sondern als Geschöpfe leichtfertiger WilÜLÜhr 
angesehen, und deshalb gering geschätzt werden« 

Die wichtigsten Mcdicinalgesetze sind 

a) Die Medicinalyerfassung, d«i« der Inbegriff der gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Form, in welcher die medi- 
cinische Polizei und die polizeiliche Medicin ausgeübt werden 
sollen. Sie giebl Vorschriften sowohl darüber, wer diese 
Fächer auszuüben hat, als auch darüber, w i e dieses gesche- 
hen soll. In der Regel enthält die Medictnalverfassuog auch 
ähnliche Bestimmungen im Betreff der gerichilicbeü Medi^ 
ein , der Veterinairpolizei und der gerichtlichen Thierheü- 
kunde , welche uns indessen hier nicht näher interessiren. 

b) Die MedicinalordnuQg, welche die gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Rechte und Pflichten der ausübenden Me- 
dicinalpersonen, als solcher, in sich begreift. Hinsichtlich der 
gerichtlichen Medicin und der Thierbeilkunde gilt hier gleich- 
falls das bei a. Bemerkte. 

Medicinalverfassung und Medicinalordnung werden gewöhn- 
lich unter der letztern Benennung zusammen verschmolzen* Die 
Apothekerordnung bildet eigentlich einen Theil der Medicinal- 
ordnung. Öfters besteht sie auch für sich allein. 

§. 65. 
Bei Abfassung^ der Gesetze mufs mit möglichster Sorgfalt 
zu Werke gegangen werden. Logische Richtigkeit, Deutlich- 
keit und Bestimmtheit sind wesentliche Erfordernisse. Jedes Ge- 
setz soll seinen Gegenstand erschöpfen, ohne jedoch auszuspre- 
chen , was sich schon von selbst versteht, und ohne in Gasuistik 
zu verfallen. Es muls endlich mit den übrigen Gesetzen im Ein- 
klang seyn. Der technische Inhalt von medicinisch -polizeilichen 
Gesetzen mufs von Technikern bearbeitet werden und man sollte 
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ohüe deren Zu^tiramUDg selbst keinen von ihnen gebranchlen 
wesentlichen Aiisdi-uck ändern. Es giebt sonst leicht MifsgrifFe. 
GroJsen Vorlheil bei der Beralhtmg und Abfassung von 
- Geset2^n gewährt die Benutzung von Gesetzen gleichen Zweckes 
andei-er Staaten« Longa via per praecepta^ brevis per exempla. 
Es kommt hierbei in Betracht^ dafs in Gesetzen^ z, B, in der Apo- 
thekerordnung, oft Vorschriften über sehr verschiedene Gegen- 
stände zusammengefalst werden müssen, die im System sich an 
vei'schiedenen Stellen abgehandelt finden und daher ohne den Leid- 
faden eines achon vorhandenen Gesetzes leichter übersehen werden. 

§. Ö6. 
Gesetze und Verordniingen können zuweilen ohne grofse 
Unbilligkeit auf eieren gegebenen Fall nicht Anwendung finden. 
Dann ist es vernünftig, von ihrer Vollziehung zu dispenst- 
ron. Zu häufige Dispensationen schaden aber dem Ansehen der 
Gesetze. Ein Gesetz,, welches solche oft nöthig macht, ist ge- 
wifs fehlerhaft, und mufs lieber selbst abgeändert oder aufgeho- 
ben werden. Das Nämliche gilt, wenn die Unterthanen Alles 
versuchen, um ein Gesetz zu umgehen , und wenn zugleich die 
Rechtsgelehrten ihren ganzen Scharfsinn aufbieten, um an einem 
Gesetz zu drehen und zu deuteln. 

Nur in Ermangelang eiper unmittelbar gesetzlichen Quelle, 
eines Gesetzes, dürfen die Bedingungen und Regeln des medi^ 
cinisch- polizeilichen Verfahrens aus aiKlern (mittelbar gesetzli- 
chen) Quellen geschöpft werden. Es genügt nämlich dann, wetfn 
)ene Bedingungen und Regeln überhaupt nur auf eine von dem 
Gesetze anerkannte Quelle zurückgeführt werden können* 

§. 58. 

Soldie mittelbar gesetzliche Qxiellen sind die Natur der 
Sache und das Herkommen (Observanajen). Eine Regel 
entspricht der Natur der Sache, wenn man sie als mit dem We- 
sen der Letztem übereinstimmend darsteilen kann. Wo der 
Gesetzgeber etwas unbestimmt gelassen hat, da darf man an- 
nehmen, dafs er stillschweigend Alles, gebilligt habe, was sich 
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aus <)eiu Wesen eines von ihm anerkannten Dinges mit logischer 
Richtigkeit folgert. 

Observanzen sind auf Übereinkunft der Behörden beru- 
hende Beslimmungeu über die Einrichtung der ihnen obliegen- 
den Geschäfte. Die Gesetzgebungen haben für die Bildung von 
Observanzen^ zumal in Polizeisachen, einen ziemlich w^ten Raum 
gelassen, indem es überhaupt dem Gesetzgeber in aufserwesent- 
liehen Dingen nicht sowohl darauf ankommt^ was uad wie et- 
was geschieht, wenn es nur zweckmafsig, gleichförmig und auf 
eine den ausdrücklichen Gesetzen nicht zuwider laufende Weise 
erfolgt, 

S. 59. 

Alles was uacb dem Gesetz, nach der Natur der Sache, oder 
nach Observanzen bei Ausübung der medieinischen Poli^sei über- 
haupt oder bei bestimmten medicinisch -polizeilichen Geschäften 
insbesondere notbwendig geschehen mufs , das ist ein wesent- 
liches Stück des Verfahrens und die Folge, in welcher diese 
Stücke aus den nämlichen Gründen notbwendig aneinander ge- 
reiht werden müssen, ist die wesentliche Verfahrungs- 
Ordnung. 

Fehlt ein wesentliches Stück, oder wird die wesentliche Ver- 
fahrungsordnung verletzt; so nennt man das Verfahren ein tu- 
mul tu arisches, dessen Ergebnisse mehr oder weniger ungül- 
tig siiid. 

§. 60. 

Besondere Maafsregeln, welche bei einem Verfahren beobach- 
tet werden müssen, ohne dafs sie der blofsen Natur der Sache 
nach als wesentlich anzusehen sind, heifsen Förmlichkeiten 
(Formalitäten). Durch ausdrückliche Gesetze können . dieselben 
zu wesentlichen Stücken eines Verfahrens werden. Im Allgemei- 
nen vertj-ägt das polizeiliche Verfahren , seinem Zwecke, nach, 
wenig Formalitäten. Dergleichen sind ihm denn äu,ch fast über- 
all nur im unumgänglichsten Maafse vorgeschrieben. Ganz form- 
los darf indessen auch die Polizei nicht ohne Noth handeln. 

Verstöfst ein Verfahren gegen ein bestimmtes Gesetz^ oder 
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gegen die Natar der Sachen so ist es nichtig (völlig ungültig), 
wenn der Verstofs nicht nachträglich vollkommen ausgeglichen 
werden kann. Ans der Nichtigkeit eines einzelnen Acts folgt 
nicht unbedingt die Nichtigkeit des ganzen Geschäfis. Vielmehr 
wird dieses nur in so weit ungültig, als es unzertrennlich auf der 
nichtigen Handlung beruhet. 

§. 61. 

Bei jedem Vorkommnisse, auch im Laufe eines Geschäfts 
fragt es sich 
i) soll überhaupt etwas geschehen? 

und wird dieses bejahet, weiter 

2) was soll geschehen? 

3) wann? 

4) wo? 

5) wie? und 

6) durch wen soll es geschehen? 

Keine dieser Fragen kann gründlich beantwortet werden, be- 
vor nicht der Fall in allen seinen deshalb in Betracht zu ziehen- 
den, wesentlichen Einzelnheiten klar vorliegt. Mangelt es hier- 
an , so mufs zunächst eine weitere Untersuchung Statt finden. 
Abgesehen in Beziehung auf die Beantwortung obiger Fra- 
gen überhaupt von den in §§% 50 bis 60. dargelegten Bedingungen, 
richtet sich die Beantwortung der beiden ersten Fragen nach den 
im ersten Gapitel dieses Theils entwickelten Grundsätzen. £s 
sind daher nur noch die vier letzten Fragen in nähern Betracht 
zu ziehen. 

I) Wann soll Etwas geschehen? 

§. 62. 

Im Allgemeinen soll jede medicinisch- polizeiliche Handlung 
zu rechter Zeit und nach gehöriger Veranlassung geschehen. 
Wenn nicht Gefahr auf dem Verzuge haftet, dürfen öffentliche 
Geschäfte nicht an einem vom Staate anerkannten religiösen oder 
andern Feiertage vorgenommen werden, öffentliche Beamte ha- 
ben in der Begel das Recht, sich die Vornahme polizeilicher Ver- 

Vof«l System d. med. PoUiei. 4 
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haiidluDgen mit ihnen während eigner dringender Dienstgeschäfte 
zu verbitten. 

$. 63. 

Veranlassung zu amtlichen Handlungen kann die Polizei er- 
halten durch Behörden, durch Privatpersonen oder aus eigner 
bestimmter Amtspflicht (ex officio). 

§. 64. 

Behörden können die Medicinalpoiizet- Behörden im Allge- 
meinen nur innerhalb der Gränzen der beiderseitigen Competenz 
(§. 86fF.) veranlassen, indessen steht aufserdem jeder Staatsbe- 
hörde das nämliche Recht und strenge genommen eine gröfsere 
Pflicht zur geeigneten Veranlassung medicinisch - polizeilichen 
Einschreitens äu, als den Privatpersonen. Letztere können, so- 
fern es sich nicht um Privat- Rechtsangelegenheiten, z.B. die Er- 
werbung von Concessionen, handelt, selbst anonym gültige Veran- 
lassung geben, namentlich wenn sonst irgend ein wichtiger Zweck 
vereitelt werden möchte, z. B. bei drohender Gefahr. Handelt 
es sich aber um Rechtsangelegenheiten der genannten Art, so mnfs 
die Privatperson unzweifelhaft zur Erhebung ihres Anspruchs be- 
fugt seyn und sich darüber ausweisen können. 

$. 65. 

Untersuchungen wegen erheblicher Vergehen gegen Gesetze 
der medicinischen Polizei dürfen in der Regel nur auf solche 
Thatsachen geschehen, fär deren Wirklichkeit bestimmte acten- 
mäfsige Gründe nachgewiesen werden können. Von der vor- 
herigen Verzeichnung der Thatsachen in beglaubigten Acten- 
stücken mufs jedoch in dringenden Fällen abgesehen werden 
und eine derartige Verzeichnung ist überhaupt nicht nothwendig, 
wenn sich die Sache in geringfügigen Angelegenheiten ohne Wi- 
derspruch der Betheiligten abmachen läfst. Auch das allgemeine 
Gerücht giebt in der Regel nur dann die Befugnifs zu weiterer 
Untersuchung, wenn dessen Vorhandenseyn actenmä&ig erhellt. 
Übrigens kann dasselbe noch so unverbürgt seyn. 

Um eine Untersuchung wegen eines Vergehens gegen eine 
bestimmte Person als Urheberin desselben zu- eröffnen, 'muis we- 
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nigstens eine driDgende Vermuthimg gegen diese Person existi^ 
ren. Bis dahin darf die Untersuchung nur auf Ermittelang von 
Thatsachen und ihrer Beweise gerichtet werden, ausweichen 
mindestens ein dringender Verdacht gegen eine bestimmte Person 
begründet werden kann. 

Der Anfang, so wie die Fortsetzung jeder Untersuchung 
gegen einen Angeschuldigten ist ungültig 

1) wenn entweder ein über die nämlichen Gründe der Anscfaul'* 
digung unbedingt lossprechendes rechtskräftiges firkenntnifs 
der zuständigen Behörde erfolgt ist, oder . 

2) nach dem Tode des Angeschuldigten, oder 

3) wenn eine Verjährung eingetreten, d. h« eine gesetzlich 
bestimmte Zeit abgelaufen ist, nach welcher eine Untersu- 
chung nicht mehr Statt finden soll, oder endlich 

4) wenn die höchste Staatsgewalt eine gültige Dispensation er- 
theilt hat, durch welche die Einleitung oder Fortsetzung 
des Verfahrens untersagt wird (Abolition). 

§. 66. 
Zur Verhinderung drohender Gefahren ist häufig kein Au-^ 
genblick zu verlieren. Niemandem darf daher die Befugnifs ein*- 
geräumt wei*den , die desfalls wirklich erforderlichen Maafsregeln 
aufzuhalten. Die thätige Behörde kann sich aber mindestens ir* 
ren und darum mufs den Betroffenen im Aligemeinen das Recht 
sustehen , gegen eine ihnen lästige Maafsregel entweder Vorstel- 
lung bei der verfugenden Behörde einzulegen, oder gegen die 
Anordnungen dieser letztern bei der ihr vorgesetzten Behörde 
um Schutz nachzusuchen. Die Entscheidung, ob ein solches 
Gesuch Suspensivkraft haben solle, hängt von der verfü- 
genden Behörde unbedingt ab. Eine Beschwerde über Verwei- 
gerung des Aufschubs ist gleichfalls zulässig. 

2) Wa soll das Verfahren Statt finden? 

§. 67. 
Der Ort mufs in der Regel innerhalb des disr fraglichen Be- 
hörde zugewiesenen Bezirks liegen« Aufträge der Oberbehörde 

4* 
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und allenfalls Observanzen können eine Ausnahme bien'on be- 
gründen« 

Wie soll das Verfahren erfolgen? 

$. 68. 

Die medicinische Polizei darf jedes in ihrer Macht befind- 
liche Mittel anwenden, sofern es dem Zwecke entspricht und 
weder einem Rechtsgesetze, noch der Moral, noch der Klug- 
heit zuwider läuf^. Gleiches gilt im Allgemeinen für die Än- 
wendungsweise. 

$. 6»- 

In der Wahl und Anwendung ihrer Mittel sey die medici- 
nische Polizei möglichst einfach. Was man durch Weniges er- 
reichen kann, soll man nicht durch Vieles versudien, sonst ban^ 
delt man thöricht* Bei der Auswahl ist vor Allem auf Zuver- 
lässigkeit des Mittels zu sehen , demnächst auf gehörige Schnel- 
ligkeit des Erfolgs, dann auf Milde und Wohlfeilheit* Hinsicht- 
lich der Letztem fasse man nicht hlots den nächsten , unmittel- 
baren, öfters unbedeutenden Aufv^and in's Auge, sondern eben 
so wohl den entferntem , mittelbaren , z. B. die Vermögensver- 
luste durch Verkehrshemmungen bei Sperrmaalsregeln wegen 
ansteckender Krankheiten. Aber auch umgekehrt bedenke man, 
dals zuweilen ein ursprünglich anscheinend beträchtlicher Auf- 
wand in der Folge bedeutende Kosten ersparen kann. Um die 
Kosten im Voraus möglichst übersehen zu können , sind häufig 
Voranschläge erforderlich, die man von Sachkundigen, z. B. 
bei Bauten durch Architecten anfertigen läfst. Zur Beurtheilung, 
ob die verfugbaren Geldmittel ausreichen, dienen Cassenüber- 
sichten (Gassen- oder Rechnungs-Extracte), welche man dem 
betreffenden Rechnungsführer abfordert. Dergleichen Übersieh* 
ten setzen, wenn sie zuverlässig seyn sollen, eine gehörige Rech- 
nungsführung voraus, welche auch aufserdem nothwendig ist. 
Sie besteht, wenn Einnahme und Ausgabe ordnungsmäfeig ge- 
schehen, verbucht und belegt werden. 

Vorzugsweise muls immer das mildeste Mittel angewendet 
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werden, von dem man sich nur noch gegründete Hoffnung des 
Gelingens machen darf. Sonst beschränkt man die natürliche 
Freiheit unnöthig ($. 14.). Die medicinische Polizei hat übrigens 
die humansten Zwecke , sie mufs also auch deshalb möglichst 
human verfahren, was denn doch die etwa erforderliche Strenge 
nicht ausschliefst. 

Je mehr man das Verfahren nach dem Sinne des betheilig- 
ten Publicums einrichtet, desto eher erreicht man sein Ziel. 
Man braucht deshalb nicht in unwürdige Liebedienerei zu ver- 
fallen. 

Eine kurze nnd gute Anleitang zur Redmangs - und Casse-Fuhnmg enthalt das 
Lehrbach des Subalternen- Dienstes, oder gründliche und fafsliche Anweisung, sich 
in kürzester Frist auf jedes Subalternen-Examen vorzubereiten. Von mehreren Ge- 
schäftsmännern. Glogau 1830. 2te AbtheUung u. I. If. n. III. der dritten Abtheilung. 

$. 70. 

Der Erfolg eines jeden medicinisch- polizeilichen Verfahrens 
ist bedingt: 

1) durch hinreichende Kenntnifs der vorhandenen thatsäcbli-^ 
eben Umstände von Einfluls^ 

2) durch richtige Folgerung des danach zur Erreichung des 
beabsichtigten Zweckes Erforderlichen und 

3) durch angemessene Herbeiführung dieses Letztem. 

Hiemach sind folgende wesentliche Hauptacte des Verfab* 
rens zu unterscheiden , deren jedem mehr oder weniger seine 
besondem Mittel zukommen : 
i) Die Untersuchung, d. i. die genaue Erforschung der 
^ thatsächlichen Umstände des gegebenen Falles nach ihrer 
Existenz und nach ihrer, möglicher Weise in Frage kom- 
menden Beschaffenheit; 

2) die Schlufsfassung, d. i. die bestimmte Folgerung: ob? 
inwiefern? und in welcher Weise? die ermittelten Umstände 
einer Abänderung bedürfen ($.61.)$ und 

3) die Vollziehung, d. i. die Verwirklichung des Beschlos- 
senen. 

S- 71. 
Die Untersuchung ist entweder auf ein bestimmtes Et- 
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was gerichtet (Untersi^chang im gewöhnlichen Sinne) oder sie 
bezweckt zunächst überhaupt nur zeitige Wahrnehmung alles 
Desjenigen ) was die medicinische Polizei interessirt (Au&icht). 

Untersuchungsmittel sind stets die eignen oder frem- 
' den unbewaffneten oder bewäfibeten Sinnesorgane. 

Jedes Verfahren y wobei man sich von dem Daseyn oder 
von der Beschaffenheit eines zu untersuchenden £twas unmittelbar 
vermöge der eigenen Sinnesorgane überzeugt, heilst Beaugen- 
scheinigung, Besichtigung, auch wenn dabei das Seh- 
organ nicht mitwirkt. Zu den Besichtigungen gehören vor- 
nehmlich auch die Visitationen und insbesondere die soge- 
nannte Haussuchung. 

Wenn man mündliche, oder schriftliche, oder bildliche, oder 
durch Geberden ausgedrückte Wahrnehmungen oder Meinun- 
gen Anderer über die £xistenz oder über die Beschaffenheit ei- 
nes £iwas auffalst, so bezeichnet man das Verfahren mit dem 
Worte Vernehmung. 

Die richterliche Vernehmung von Angeschuldigten, von Par- 
teien oder von Zeugen nennt man Verhör. Eine besondere 
Art der Vernehmung sind die sogenannten Confrontationen, 
wobei zwei in ihren Aussagen über gewisse Punkte nicht zu- 
sammen stimmende Personen einander unter die Augen gestellt 
werden, um sich über diese Verschiedenheit und über die Gründe 
derselben zu erklären. Erklärungen von Sachverständigen , als 
solchen, über die Existenz oder über die Beschaffenheit eines 
fraglichen Dinges heilsen Gutachten. 

Die Schlufsfassung ist entweder blofs ein innerer, gei- 
stiger Act, für welchen äulsere Mittel nicht existiren, oder sie 
ist zugleich eine äulsere Handlung, nämlich bei coUegialisch ein- 
gerichteten Behörden. 

Man kann nämlich die Befuguifs, Beschlüsse in den, einer 
Behörde übertragenen Angelegenheiten zu fassen, entweder un- 
getheilt einer einzigen Hauptperson oder mehreren Hauptperso- 
nen, und dann zwar dergestalt verleihen, dafs in der Regel diese 



Anwendojig der Mittel der mediciniselien Polizei. ,56 

Befugnils nicht anders , als nach gemeinschaftlicher Überlegung 
und ferner, wo nicht mit Stimmeneinheit, doch wenigstens nach 
Stimmenmehrheit ausgeübt werden darf. Die letztere Art von 
Behörden nennt man Gollegien und ihren Geschäftsgang einen 
coUegialischen 5 die erstere Art Büreaucratien (besser M o n o t 
cratien) und ihren Geschäftsgang den büreaucratischen» 

Alle polizeilichen Vollziehungsmittel sind zunachstund 
unmittelbar nur zur Einwirkung auf Personen bestimmt , auch 
selbst dann, wenn es eigentlich einer Sache gilt, denn auch auf 
eine solche kann immei* nur durch Personen eingewirkt werden. 

Soll eine Person zu einem gewissen Zwecke handeln, oder 
etwas unterlassen, oder dulden, so muis sie es können und 
wollen. Gebricht es hieran nicht, so genügt eine blofse Ver- 
anlassung, je nach den Verhältnissen in der Form eines Befehls, 
einer Anweisung, einer Aufforderung, eines Ersuchens oder ei-^ 
ner Bitte. 

Hat man Grund, an dem Können oder Wollen oder an Bei- 
dem zu zweifeln, so bringt man die für den Fall geeigneten Mit- 
tel (§• 22.) in Anwendung, indem man hilft, sofern es am 
Können, und zwingt oder selbst ausfuhrt, sofern es am 
Wollen gebricht. 

Das Können hängt ab von subjectiven und von objectiren 
Bedingungen, von geistiger oder körperlicher Fähigkeit , oder 
vom Vermögen in Mitteln; fehlt es lediglich an Letzteren, so 
mufs angemessene Unterstützung eintreten. Gegen den Mangel 
geistiger Fähigkeit, insbesondere der Einsicht, dienen Belehrun- 
gen, Zurechtweisungen, Ermahnungen, Warnungen, Gebote 
und Verbote, besondere Begünstigungen (z. B* durch Privile«- 
gien und Concessionen) , besondere Erschwerungen (z.B. 
Steuern zur Verminderung des Hundehaltens), Gonfination, Ver- 
weisung, Haft, Beschlagnahme von Sachen. 

Die vier letztem Mittel sind auch zur Erzielung und Erhal- 
tung eines gehörigen Willens wirksam, zu welchem Behufe dann 
auch noch, je nach den Umständen, Aufmunterungen, Belohn- 
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nungen, Bedrohung , Strafe» Sicherheitsleistung und physischer 
und moralischer Zwang, Anwendung find^i. 

Im Allgemeinen muls man den guten Willen überall vor- 
aussetzen, bis das Gegentheil mindestens wahrscheinlich gewor- 
den ist* Die Polizei unterscheidet sich hierin von der Justiz, 
welche stets den vollen Beweis des Gegcntheils verlangt. 

Da die Polizei Übel verhüten soll, erklärt sich dieser Un- 
terschied. 

Kann mim durch die zu Gebote stehenden Mittel eine Per- 
son gar nicht oder doch nicht rechtzeitig zur Selbstausfiihrung 
einer ihr obliegenden Handlung bestimmen, so bleibt nichts 
übrig, als dieselbe durch Andere auf Kosten des eigentlich 
Pflichtigen vollziehen zu lassen. 

$. 74. 

Die Aufsicht wird theils durch die Behörde unmittelbar, 
theils mittelbar durch die Unterbehörde oder durch angestellte 
Wächter (Polizeidiener, Gensdarmeü u.s. w.), oder durch im 
Allgemeinen dazu aufgerufene Personen geübt. Auf die Letz- 
teren wird man sich um so sicherer verlassen dürfen , jemehr 
ihr eigenes Interesse Wachsamkeit fordert. Die Aufsicht mufs 
2war wadbsam aber nicht kleinlich und chicanös seyn. Sie 
dient, theils um im Allgemeinen etwas wahrzunehmen, theils um 
sich insbesondere zu überzeugen, ob gewissen Anordnungen 
nachgelebt werde; letztem Falls nennt man sie auch Gontrole, 
Wache, Revision, Visitation. 

S- 75. 

Haussuchung und Beschlagnahme von Sachen, na- 
mentlich von Papieren ist nur dann gestattet, wenn blofs dadurch 
eine dringende und bedeutende Gesetzwidrigkeit mit Wahr- 
scheinlichkeit verhindert oder entdeckt werden kann , z. B. die 
Veräufserung von Giften. 

Die Beschlagnahme muls, wenn eine Widerspenstigkeit des 
Besitzers zu besorgen steht , stets im Beiseyn amtlicher Zeugen 
und unter Aufnahme eines genauen Protokolls geschehen, damit 
kein Zweifel über die Identität des in Beschlag Genommenen 
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aufkommen kann. Die Identität kann jedoch auch durch eine 
blolse, Yon dem Besitzer der fraglichen Sachen mit unterzeich- 
nete einfache Niederschrift hinlänglich dargethan werden. 

§. 76. 

Belehrung verdient unter den Mitteln zur Beförderung 
medicinisch-poUzeilicher Zwecke eine der ersten Stellen. Be- 
lehrung, Unterricht und Erziehung müssen den Boden gewäh- 
ren, auf dem allein das Gute mit sicherem Bestände erzielt wer- 
den kann. Aus freiem Antriebe und mit Selbstüberzeugung 
muls das Gesetz befolgt werden, wenn es durchgreifenden Nu- 
tzen bringen soll. Der geistig wahrhaft Gebildete kennt seinen 
eigenen wahren Yortheil und seine daher entspringenden Pflich- 
ten am Genauesten und erhebt sich leichter über kleinliche und 
engherzige Rücksichten. Er ist fähiger, mit Ruhe und Beson- 
nenheit zu handeln. Stolzer auf seinen Werth, schlägt er den 
Tadel Anderer , die Schande höher an. Je höher die Bildung 
der Staatsgenossen in iutellectueller Hinsicht steigt, desto we- 
niger bedarf sie eigentlicher.Gesetze. Von diesen unterscheidet 
sich die Belehrung, wenn sie in der Form einer Bekanntmachung 
ertheiit wird, dafs jene gewöhnlich unter Androhung eines Nach- 
theils fpr den Zuwiderhandlungsfall etwas bestimmt vorschreibl^^ 
während diese durch Appellation an die Vernunft den eigenen 
freien Willen anregt. 

Herrschenden Vorurtheilen und Irrthümern begegnet man 
am angemessensten durch Belehrung. Leider bleiben die beleh- 
renden Bekanntmachungen meistens gerade demjenigen Theile 
des Volkes, welchem sie am noth wendigsten sind, dem unge- 
bildetsten, unbekannt, oder sie werden doch bald vergessen. 
Um Letzteres zu yerhüten , müssen sie nach Befinden yon Zeit 
zu Zeit wiederholt werden. Die Belehrungen sind bald blofse 
Benachrichtigungen, bald bezwecken sie die Aufklärung des 
Urtheils der Menge und zwar entweder im Voraus oder nach- 
träglich. Sehr vorsichtig sey die medicinische Polizei im öffent- 
lichen Aussprechen von nicht ganz sicheren Pnncipien. Sonst 
enthalte sie sich jeder Geheimnils -Kramerei. Eine gewissen- 
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hafte mediciDische Polizei bat in der Regel nur Vorlheile von 
einer redlichen Öffentlichkeit zu erwarten. Sie erweckt Vertrauen 
und Folgsamkeit« Geflissentliche Täuschungen des Publikums 
und wäre ihre Triebfeder auch noch so rein, sind stets ver- 
werflich, z. B. zu geringe Angaben der Sterblichkeitsverhält- 
nisse bei schweren Seuchen, zur vermeintlichen Beruhigung des 
Publikums. Sie erreichen ihren Zweck niemals auf die Dauer 
uud erwecken immer ein gerechtes, dem Ansehen der Behörde 
höchst verderbliches Mifstrauen gegen die Wahrhaftigkeit der- 
selben überhaupt. Was man bekannt macht , sey daher stets 
der strengsten Wahrheit gemäfs. Zweifelhaftes stelle man als 
solches hin , wenn man es nicht mit Stillschweigen übergehen 
darf. Wer sich heutzutage noch in einen Nimbus von Unfehl- 
barkeit hüllen zu können wähnt, der macht sich lächerlich und 
verdächtig. 

Der Zweck der Belehrungen erfordert, dafs sie für diejeni- 
gen , für welche sie bestimmt sind , leicht verständlich und an 
einem passenden Ort gegeben werden. Sie geschehen entweder, 
durch die Behörde selbst, oder im Namen derselben, oder auf 
ihre VeranlassuDg, indem z. B. der Schulunterricht in Anspruch 
genommen wird, oder indem tüchtige Männer zur Abfassung 
und Herausgabe populärer Abhandlungen über bestimmte Ge- 
genstände bewogen werden, oder indem man schon vorhandene 
brauchbare Schriften unentgeltlich oder fiir einen geringen Preis 
verbreitet. Der Erfolg der Belehrungen und Wahrnehmungen 
hängt sehr wesentlich von dem Vertrauen zu Denjenigen ab, von 
welchen sie ausgehen. Es ist daher insbesondere in Fällen, wo 
man Unfolgsamkeit zu besorgen bat, sehr erwünscht, wenn die 
Belehrungen von Männern entworfen, oder öffentlich unterstützt 
werden, deren Einsicht und Character allgemein geschätzt wird. 

Man sey auch bei den Belehrungen, namentlich bei der of- 
ficiellen Anempfehlung von Heilmitteln und Heilmethoden, sehr 
vorsichtig und bedenke, dals man fiir jeden Nachtheil,, den sit 
veranlass^i) mindestens moralisch verantwortlich ist. 
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Belehrung kann endlich auch durch Beispiele, z. B. in 
Musteranslalten erfolgen. 

§. 77. 

Durch Belohnungen vergütet die raedicinische Polizei die 
Mitwirkung zu ihren Zwecken und muntert hierzu damit zu- 
gleich durch Anreiz auf. 

Die Belohnungen müssen möglichst nach dem Geschmacke 
der in Frage kommenden Personen berechnet werden und kön- 
nen sehr Yerschiedenartig seyn. Die gewöhnlichsten bestehen in 
Geld, in Belobung (auch öffentlicher) und in Titel-, Ran^- und 
Ordensverleihungen. Ihr Erfolg setzt eine sittliche Schwäche 
Voraus; denn der sittlich Starke thut das Gute schon um des 
Guten willen. Aber es giebt wohl wenig Menschen, die das 
Gute nicht eifriger übten, wenn sie dabei zugleich einen äufsem 
Vortheil für sich erblicken , und da es der Staat mit den Men- 
schen zu thun hat, wie sie nun einmal sind, so würde er sich 
eines doch an und für sich nicht unsittlichen Hebels begeben, 
wenn er auf die Einwirkung durch Belohnungen Verzicht leisten 
wollte. Indessen mufs man sich dieses Mittels mit vorsichtiger 
Sparsamkeit bedienen. Beim Gelde lehrt sich das in der Regel 
schon von selbst. 

Bei Ehrenauszeichnungen bedenke man, dafs dieselben 
durch zu häufige Verleihung an ihrem Werth verheren. 

S- 78. 

Sicherheitsleistung (durch HandgelÖbnifs , eidliches 
Versprechen, Niederlegung einer Geldsumme, oder Stellung von 
Bürgen) soll Haltung eines Versprechens verbürgen; sie giebt 
aber nur Wahrscheinlichkeit, nicht Gewifsheit. Sie ist nicht 
zweckmäfsig, wenn ein überwiegender Anreiz zur Woilbrüchig- 
keit zu besorgen steht. 

§. 79. 

Ohne die Befugnifs, Sicherheitshaft zu verhängen, kann 
die medicinische Polizei in gewissen Fällen ihre Aufgabe nicht 
lösen, z.B. bei hartnäckigen Gesetzesüberti^etern, gegen welche 
gelindere Mittel sich fruchtlos erwiesen haben. Sicherheitshafl 
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setzt jedoch immer schon ein in höherem Grade gefährliches 
Benehmen , wenigstens einen desfallsigen dringenden Verdacht 
voraus. Sie darf nicht länger dauern , als zur Verhütung der 
drohenden Ungebühr wirklich nothwendig ist, und der Ver- 
haftete darf nicht unnöthig hart behandelt werden. Die Ein- 
sperrung Geisteskranker oder mit geßihrUchen ansteckenden 
Übeln Behafteter gehört mit hierher. 

$. 80. 
Die Confination findet in der Regel durch Eingränzung 
in den Wohnort oder in den'Wohnbezirk unter gleichzeitiger 
Anordnung polizeilicher Überwachung Statt. Man kann noch 
Sicherheitsleistung gegen die Grenzüberschreitung damit yerbin- 
den. Die Confination dient zur Verhütung von Handlungen, 
wache vorzüglich nur auTserhalb des angewiesenen Bezirkes 
Nachtheil drohen , z. B. Verbreitung von im Orte herrschenden, 
ansteckenden Krankheiten , das Hausiren mit verbotenen Arz- 
neimitteln u. dgl. m. 

S- 81. 

Zweck der Verweisung ist entwederEutfemimg Verdäch- 
tiger aus der Nähe von durch dieselben bedrohten Personen oder 
Sachen 9 oder die Entfernung Bedroheter aus der Gefahr. Die 
Verweisung aus dem Wohnorte, oder gar aus dem Lande ist 
leicht eine sehr harte Maalsregel, welche nicht ohne wichtige 
Veranlassung ergriflfen werden darf. Am wenigsten bedenklich 
ist die Ausweisung eines Fremden. 

§. 82. 

Strafen dürfen nur in sofern verfügt werden, als sie in 
einem Gesetze oder Kraft eines Gesetzes ausdrücklich angedroht 
worden sind. 

Die Polizeistrafen beschränken sich in der Regel auf Ver- 
weis, auf Gcldbufse bis zu einem gewissen geringeren Betrage 
und auf Entziehung der äulsem Freiheit (Haft, Gefangnils, Ar- 
rest) bis zu einer gewissen kürzeren Zeit, endlich, wiewohl 
neuerlich nur noch selten, auf körperliche Züchtigung. Die Po- 
lizei-Strafgesetze geben hierüber Maafse und enthalten zugleich 
die zu beachtenden Milderungs- und Schärfungs- Gründe. 
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Die Möglichkeit, Vergehen schon durch blofse Androhung 
von Strafen zu verhindern, hängt meistens nicht so sehr von der 
Strenge der Strafe, als von der unnachsichtlichen Vollziehung 
derselben ab. Unverhältnifsmäfsige Strenge der Strafgesetze 
lahmt die Vollziehung und ist daher zweckveidrig« Sie verletzt 
das Gefähl für Recht und Billigkeit und erregt Mitleid. Die 
Zeugen sind dann weniger geneigt hcrvo^rzutreten , oder die 
Wahrheit zu sagen. Dagegen ist stracke Vollziehung billiger 
Strafgesetze geeignet, von Vergehen abzuhalten, weil sie die 
Hoffnung auf Straflosigkeit nicht aufkommen läfst« 

Der Staat darf selbst über Einwilligende unverdiente Strafen 
nicht verhängen. Daher ist es eine wichtige Bedingung für die 
Gültigkeit eines jeden Straferkenntnisses, daü kein für die Ver- 
theidigung des Betroffenen möglicher Weise erheblicher Um- 
stand bei der Untersuchung unberücksichtigt bleibe. Hieraus 
ergiebt sich von selbst , dafs Niemand verurtheilt werden darf, 
ohne mit seiner Vertheidigung gehört worden zu seyn. Jeder 
Angeschuldigte hat das Recht, sich auch schriftlich zu verthei- 
digen, und sich dazu eines von ihm frei gewählten Rechtsbei-* 
Standes zu bedienen. Beiden ist die Einsicht in die TJntersu- 
chungsacten zu gestatten, jedoch erst nach geschlossener Unter- 
suchung und unter Aufsicht. 

Polizeistraf - Erkenntnisse treten in der Regel sogleich in 
Kraft, d.h. sie dürfen sofort vollstreckt werden, wenn der Ver- 
urtheilte nicht ungesäumt erklärt, ein gesetzlich zulässiges 
Rechts- oder Begnadigungs-Mittel dagegen gebrauchen 
zu wollen. Das Rechtsmittel besteht in dem Antrage auf noch- 
malige Prüfung und auf Abänderung der Sentenz durch eine hö- 
here Medicinalpolizei- Behörde oder durch eine Justizbehörde. 
Unter Begnadigungsmittel versteht man die Bitte an eine dazu 
befugte Oberbehörde um Erlafs oder Milderung der Strafe. In 
jedem Staate giebt es hierher bezügliche, besondere gesetzliche 
Bestimmungen. 

Vielfach ansprechend ist hierüber die Ansicht des berühmten Griminaßsteii 
A.von Feuerbach. Derselbe betrachtet Polizeistrafen lediglich als ünjge- 



62 Erster Tbeil. DriUes Capitel. 

honamastrafen , welche den Übertreter nicht wegen seiner an ond för sich oa- 
sträflichen Handlung oder 'Unterlassnng , sondern nur darum treffen , weil er 
den Verfügungen der Polizei - Thatigkeit den schuldigen Gehorsam versagt hat. 
Das Wesen aller Polisei bestehe darin, nicht durch Gesetzgebang ond 
Gerichtsbarkeit, sondern durch Aufsicht ond Anstalten zu wirken, 
wobei sie nur insoweit von Strafen Gebrauch machen dürfe, als nothig sej, 
nm ihrer Aufsicht nnd ihren Anstalten Nachdruck zu rerschaffen. Dem 
Staate könne es gewifs nicht darum zu than seyn, tüchtige Summen an Poliaei- 
Strafgeldern zusammen zu bringen, und er wolle gewifs nicht allen Untertha- 
nen zumuthen , ihre Seele zu einem Polizeistrafgesetz - Register zu machen und 
dieses Register stets gegenwärtig zu haben. Darum sej vor der YoUziehong 
jeder, wenn auch gesetzlich angedroheten , nnbeaditet gebliebenen Polizebtiufe 
erst noch eine besondere Warnung erforderlich. A. v. Feuerbachs Leben 
nnd Wirken. 11. Lpz. 1852. S. 3d7. 

§. 83. 

Zwangsmittel sollen entweder zu Handlangen , oder zu 
Unterlassungen y oder zu Erduldungen nöthigen. Zwang darf 
im Allgemeinen überall Statt finden, wenn es gilt, den Menschen 
abzuhalten Ton dem, was er nicht soll, und ihn zu bringen zu 
dem , was er soll. Es versteht sich , dals das Bezweckte seiner 
Natur nach erzwingbar seyn mufs. Dieses ist aber niemals der 
Fall, wenn es sich nicht äufserlich wahrnehmen läist, oder wenn 
sein Erfolg wesentlich vom Willen desjenigen abhängt, um des- 
sen Nölhigung es sich fragt. Strenge genommen darf Zwang 
nur in so weit angewendet werden , als seine Unentbehrlichkeit 
im gegebenen Falle nachgewiesen oder wenigstens wahrscheinlich 
gemacht werden kann und als das Mittel mit dem Zwecke in 
einem angemessenen Verhältnisse bleibt. Je wichtiger der Zweck 
und je stärker die Widerspenstigkeit, desto höher darf der 
Zwang steigen, unter Umständen, z.B. bei Widersetzlichkeil 
gegen Pestsperren, selbst bis zur augenblidLlichen Tödtung des 
Widerspenstigen. Zwang mufs dem Gebote oder Verbote auf 
dem Fufse nachfolgen, wenn Gehorsam verweigert wird und der 
Gegenstand keine Verzögerung verträgt. In einem solchen Falle 
hat keine Berufung auf ein Recht oder auf eine höhere Behörde 
aufschiebende Wirkung. Nur klarer Beweis der Befugnifs, auf 
der Stelle, hebt den Zwang auf. Auch kann sich der Betroffene 
nicht durch etwaige Erlegung einer Strafe vom Zwange befreien. 
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Zur BewerkstelligUDg des directen Zwanges, d.i. der Nö- 
thigung durch physische Gewalt, gebraucht man die der Polizei 
unmittelbar zur Verfügung stehenden Diener, Gensdarmen u. dgl. 
und wo diese nicht ausreichen, das fililitair und Bürgerhülfe. 

Eine besondere Art des Zwanges besteht ferner darin , dafs 
die Behörde eine gesetzlich angeordnete^ von Pflichtigen aber 
unterlassene Handlung an seiner Statt und auf seine Kosten voll- 
bringen, z. B» mit gefährlichen Ansteckungsstoffen behaftete Ge- 
genstände reinigen oder vernichten lafst. Zu dieser Art des 
Zwanges ist zu schreiten , wenn entweder die milderen Zwangs- 
mittel fruchtlos geblieben sind , oder wenn sie wegen Gefahr im 
Verzuge nicht erst angewendet werden können. 

Der indirecte Zwang, d. i. die Nöthigung dadurch, dafs 
man Wünschen des zu. Zwingenden entgegen tritt y -edcr seine 
Wünsche nicht orfällt , ist so mannichfaltig, als es die nicht auf 
entschiedenen Rechten beruhenden erfüllbaren Wünsche des Wi- 
derspenstigen seyn können ; Verletzungen solcher Rechte sind 
auch zum Behufe selbst des vernünftigsten indirecten Zwanges 
stets unstatthaft. 

S- 84. 

Alle medicinisch- polizeilichen Verfügungen müssen den Be- 
theiligten gehörig bekannt gemacht werden. In jedem Staate 
bestehen darüber gesetzliche Bestimmungen. Nur gegen das- 
jenige, was ihnen gemäfs bekannt gemacht worden ist, gilt nicht 
die Einrede der Unwissenheit. Auf dem Grunde des strengen 
Hechts kann man von der Polizei nicht verlangen, dafs sie ihre 
für das Publikum bestimmten Bekanntmachungen auch noch auf 
andern Wegen zur öffentlichen Kenntnifs bringe. Indessen ist 
Letzteres doch ofl sehr zweckmäfsig. Es eignen sich hierzu be-« 
sonders viel gelesene^ auch nicht ofBcielle Blatter, Kalender, 
Auscfaläge, Umläufe, Ausruf u. s. w« 

S. 85. 

Jeder, mit welchem eine persönliche medicinisch -polizeili-» 
che Verhandlung Statt finden soll» .wird mündlich oder schrift-^ 
lieh geladen (citirt), d.h. er wird befehligt, sich zu einer be«> 
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stimmten Zeil an einem bestimmten Ort persönlich zu stellen. 
Die Ladung mufs den Betroffenen gehörig bekannt gemacht 
(insinuirt) werden. In der Regel soll die Bekanntmachung an 
den Geladenen selbst erfolgen. Nur wenn dieses nicht möglich 
ist, dürfen Familien- oder Haus -Genossen oder Nachbarn mit 
Übermittelung der Ladung beauftragt werden , oder man läfst 
eine schriftliche Ladung in Gegenwart von Hausgenossen oder 
von Nachbarn an die Haus- oderStubenthür des Geladenen 'hef- 
ten. Ist der zu Ladende der Botmäfsigkeit der yerfaanddten 
Behörde nicht unterworfen, so darf die Citation nicht unmittel- 
bar an ihn ergehen, vielmehr muls die zuständige Behörde durch 
Requisitionsschreiben ersucht werden, sein Erscheinen zu yer- 
fiigen. Natürlich kann dieses nur geschehen, wenn sein Auf- 
enthaltsort bekannt ist. Kennt man Letztern nicht, und ist der 
Gegenstand, um den es sich handelt, nicht zu unbedeutend, so 
schreitet man zur öffentlichen Ladung (Gitatio edictalis), vermit- 
telst welcher man den zu Ladenden, nach Befinden unter An- 
drohung eines seiner Natur nach auch in Abwesenheit zu reali- 
sirenden Nachtheils, in öffentlichen Blättern zum Erscheinen 
aufFordert. Steckbriefe sind in Medicinal- Polizeisachen in der 
Regel unzulässig. 

Lälst der Geladene die Citation unbeachtet und kann man 
seiner habhaft werden, so schreitet man zur Realcitation, d.h. 
man wendet (durch Polizeidiener, Gensdarmen, Militair, Bür- 
gerhülfe) physische Gewalt an , um ihn zum Erscheinen zu nö- 
thigen. 

4) Durch weo soll verfahren werden? 

S. 86. 
Jeder, welcher eine medicinisch- polizeiliche Handlung mit 
Gültigkeit unternehmen will, mufs dazu fähig und compe- 
tent seyn. 

S- Ö7, 

Fähig zur Ausübung der medicinischen Polizei ist nur 
Derjenige, hinsichtlich dessen rechtlich nicht zu bezweifeln steht, 
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dafs er die medicinische Polizei gehörig aasüben könne und 
wolle. Wem die zur gehörigen Verrichtung medicinisch- po- 
lizeilicher Geschäfte nothwendig erforderlichen Eigenschaften 
überhaupt abgehen, oder von wem rechtlich zuTcrmuthen ist, 
dafs ^r überhaupt seiner Obliegenheit nicht gehörig nachkom- 
men wolle, der ist zur Ausübung der mediqinischen Pohzei 
durchaus unfähig. Findet der Mangel an den erforderlichen 
Eigenschaften, oder die Vermuthung üblen Willens nur in Be- 
ziehung auf einen bestimmten Fall Statt , so erstreckt sich die 
Unfähigkeit nur auf diesen. Von wem rechtlich zu vermuthen 
ist, dafs er in einem bestimmten Falle seiner Amtspflicht nicht 
nachleben werde, den nei^nt man verdächtig. 

§. 88. 

Alle Handlungen eines Unfähigen sind völlig nichtig. Ein 
unfähiger Beamter darf nicht in seinem Amte gelassen werden. 
Der verdächtige Beamte darf zwar im Amte bleiben,, indessen be- 
rechtigt der Verdacht einerseits sowohl Privatpersonen, welche 
von dem Verdächtigen benachtheiligt werden, könnten, sich des- 
sen Wirksamkeit in der fraglichen Sache zu verbitten , wie der 
vorhandene Verdacht andrerseits auch der zuständigen Behörde 
ohne ein solches Verbitten die Beseitigung des Verdächtigen för 
den bestimmten Fall zur Pflicht macht. 

§. 89^. 

Was. von der Fähigkeit des einzelnen medicinisch -polizeili- 
chen Beamten gilt, das findet auch auf ganze Behörden Anwen- 
dung« Sind nur einzelne Mitglieder einer solchen unfähig oder 
verdächtig; so wird dadurch noch nicht die ganze Behörde gleich- 
falls unfähig oder verdächtig, wohl aber kann sie in den Fall 
kommen, sich ergänzen zu müssen, wenn z. B* bei einem Golle- 
giam nicht so viele Mitglieder fähig und unverdächtig geblieben 
sind , als zur verfassungsmälsigen Thätigkeit desselben nothwen- 
dig erfordert werden., 

§. 90. 

Unfähig im Allgemeinen sind Beamte , wenn sie 

i) genügsame Kenntnisse nicht besitzen; 

Vofrel System d. med. Polizei. 5 
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f) wenn sie durch Mangel aa Geistes-* oder Körper ^Kräf-' 
len sich aufser Stande befinden, ihr Amt überhaupt oder in ei- 
nem bestimmten Falle gehörig zu versehen» 

Hätte aber ein geisteskranker Beamte .lichte Zwischenräume^ 
so würde den Handlungen , welche er erwiesener Maafsen inner- 
halb derselben vorgenommen , Gültigkeit nicht abgesprochen 
* werden können. Befallen körperliche Gebrechen den Beamten 
während der Ausübung seiner Functionen,, so trifil die von ihm 
unternommenen Geschäfte nur dann Nichtigkeit, wenn za den- 
selben naoh Vorschrift positiTer Gesetze, oder der Natur der 
Sache nach , die Abwesenheit gerade dieses Gebrechens wesent« 
lieh erforderlich war. 

3) Wenn sie durch ihre Handlangen den Verhist ihrer bür- 
gerlichen Ehre und ihres guten Namens sich zugezogen haben. 

Verdächtig sind Beamte, 
. i) wenn mai^ mit gutem Grunde annehmen darf, dafs sie 
in einem fraglichen Falle ein Interesse haben könnten, eine rechts^ 
widrige Anwendung von ihi*en Befugnissen zu machen; 

3) wenn sie weder ein für alle Mal , noch für den fraglichen 
Fall vereidigt sind. 

Soll eine medicinisch -polizeiliche Handlung vollkommene 
Gültigkeit haben, so mufs ihr Urheber nicht nur fähig und un- 
verdächtig seyn , sondern es mufs ihm auch vermöge der ihm 
von der obersten Staatsgewalt unmittelbar oder mittelbar über-» 
(ragenen Befugnifs das Recht zustehen, in der gegebenen Sache 
auf die fragliche Weise thätig zu seyn« Wofern er diese Befuge 
nifs besitzt, ist er zuständig, competent. 

$. 93. 

Eine solche Befugnifs kann übertnigen worden seyn ent-i* 
weder 

1) ein iiir alle Mal, krafi: eines öffentlichen Amtes. Dann 
heifst die Corapetenz eine ordentliche und erstreckt sich 
ohne Weiteres bald über alle innerhalb eines bestimmten Bezir- 



Anwendung der Mittel der medicfaiischen Polizei. 67 

kes vorkommende, nicht ausdrücklich ausgenommene medici-* 
nisch- polizeiliche Angelegenheiten, bald begreift sie nur einebe* 
sondere Gattung von Geschäften, oder bestimmte Personen, z.B. 
Militairpersonen ; 

oder 

2) diese Befugnisse sind von einer dazu ermächtigten höheren 
Behörde einer untergeordneten Behörde, oder einer einzelnen 
Person för einzelne bestimmte Geschäfte oder Fälle übertragen. 
In diesem Falle ist die Competenz eine aufserordentliche. 

Der Staat kann übrigens auch noch die Polizeigewalt als ein 
vererbbares Recht gewissen Personen verleihen, oder dieselbe 
mit gewissen Besitzungen verknüpfen (Patrimonial-Poli- 
zeigewalt). 

§. 94. 

£ine aufserordentliche Gompeten« in der Form von Com- 
missionen und Delegationen mufs, wenn sie ständig seyn 
soll, von der obersten Staatsgewalt, eine zeitige kann auch 
von andern vorgesetzten Behörden ihren Untergebenen ertheilt 
werden. 

Oft ertheilen Behörden einzelnen ihrer Mitglieder Auftrage 
zur Ausübung amtlicher Handlungen im Namen der Behörde, 
weil es bald unmöglich, bald unnöthig seyn würde, dafs die Be- 
hörde selbst in ihrer Gesammtheit das fragliche Geschäft ver- 
richte. ' 

Solche Beauftragte heifsen Deputirte. Häufig nennt man 
ßieauch, wiewohl mit Unrecht, Gommissarien, und den Auf- 
trag selbst Cpmmission. Die eigentlichen Gommissarien üben 
eine ihnen von einer höhern Behörde, als diejenige, deren Mit- 
glieder sie sind, übertragene eigene, zunächst dem Gommitten- 
ten untergeordnete Gewalt aus , und es kann von ihnen nur aü 
den Gommittenten appellirt werden, wogegen über Handlungen 
von Deputirten bei der deputirenden Behörde höchstens ange- 
fragt werden darf, ob sie zu gewissen Schritten des Deputirten 
Auftrag ertheilt habe und» sie genehmige. £ine Verneinung die- 
ser Sache ma^ ht die Handlung des Deputirten ungültig.. Bei ei- 
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ncr Bejahung derselben bleibt dem Bethieiligten nur Beschwerde 
bei der der deputirenden Behörde zunächst vorgesetzten Be- 
hörde übrig. 

$. 95. 

Jeder, der eine öfFenthche Gewalt ausüben will, mufs, auf Er- 
fordern, sich über seine Befugnifs dazu ausweisen, unddielskauo 
bald durch Anstellungs- Urkunden ($.49.), bald durch Com- 
missorien, bald aus Instructionen, bald aus organischen Gesetzen, 
zuweilen auch durch Hinweisung auf die Natur der Sache, oder 
auf Observanzen geschehen. 

§. 96. 

Bei einer Ungewifsheit über die Zuständigkeit mehrerer Un- 
terbehörden desselben Staates tritt eine aufserordentliche Goni- 
petenz der ihnen nächst vorgesetzten Behörde ein, welche dann 
gewöhnlich eine Gommission ernennt. Bei einer CoUision zwi- 
schen gleichmäisig zuständigen Behörden gebührt derjenigen 
der Vorzug, welche die erste gültige Verfugung erlassen hat. 
Hat eine Behörde einmal Zuständigkeit in einer Sache erlangt, 
so kann keine andere eigenmächtig eine zum Verfahren in die- 
ser Sache gehörende Handlung gültig vornehmen. 

$. 97. 

Die Gompetenz der Polizeibehörden erstreckt sich über Je- 
den, der sich in ihrem Amtsbezirke befindet, sogar über Aus- 
länder. Es geschieht lediglich aus Billigkeit, wenn Letzteren 
etwas nachgesehen wird. Selbst fremde Gesandte, welche sonst 
keiner Art von Gerichtsbarkeit des bescliickten Staates unterwor- 
fen sind , müssen die Polizeieinrichtungen desselben achten , so- 
weit allgemeine Sicherheit und Ordnung dieses erfordern. Frei* 
lieh können gegen sie Strafen niemals angewendet werden, auch 
darf eine unmittelbare thätige Möthigung zur Befolgung beiihnen 
nur in solchen Fällen eintreten, wo ein sehr bedeutender und 
später nicht wieder gut zu machender Nachtheil aus der Unfolg- 
samk^it gegen die fragliche Nachsicht entstehen würde, wie z.B. 
bei gefährlichen ansteckenden Krankheiten. In andorn Fällen 
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würde nur eine Beschwerde über den Gesandten bei 3eineni Hofe 

begründet seyn« 

Mo hl im Staatslexicon von G. v. Rotteck undG. Welcker XII. Altonalö41 
S. 655. 



S. meiue Schrift: Das staatsarztliche Verfahrea; für Ärzte, Ghirurgeu, Apo- 
theker, Thierärzte iiad für Rechtsgelehrtc theoretisch und practisch dargestellt. 
Jena 1836. 



V 



Zweiter TheiL 

Von der medicinischen Polizei im 
Besondern. 



§. 98. 

Die Erhaltung des Lebens und der Gesundheit, so wie die 
Heilung und Lindei*ung von Krankheiten erfordert eines Theils 
die Beschaffung des Zweckdienlichen, andern Theils die Ab- 
wehr des Schädlichen. 



Erster Abschnitt 

Von der Fürsorge für die Beschaffung des 

Zweckdienlichen. 

§. 99. 

Die alltägliche Erfahrung lehrt , dafs der Mensch sehr häu- 
fig in Gefahren des Lebens und der Gesundheit gerälh, in denen 
er sich theils aus Mangel an Kraft, theils aus Mangel an Mitteln 
nicht selbst zu helfen vermag, also des Beistandes Anderer be- 
nöthigt ist. In sofern man sich nicht darauf verlassen darf, dafs 
dieser Beistand überall und immer der hohen Wichtigkeit des 
Gegenstandes angemessen , also möglichst zweckmälsig und si- 
cher mit blofsen Privatkräften erlangt werden kann, in sofern 
mufs die medicinische Polizei einschreiten, wenn sie die Macht 
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dazu hat« Es kommen hierbei der erforderliche persönliche 
Beistand und diejenigen sachlichen Mittel und Hül&mittel in Be^ 
trachty ohne welche die Beistandsbedürftigen selbst, oder die Bei- 
stand Leistenden den Zweck nicht möglichst vollständig erreichen 
können. Die Fürsorge in diesen Beziehungen ist eine der wich* 
ligsten Aufgaben der mcdieinischen Polizei , die fär ihre desfall- 
sige Wirksamkeit ein weites und fruchtbares Feld offen findet. 
Ihre Thätigkeit ist selbstverständlich um desto mehr anzustren- 
gen f je stärker das Bedürfnils und je ohnmächtiger die Privat- 
kraft sich zeigt. Insbesondere verdienen weit verbreitete gefähr- 
liche Seuchen^ Epidemieen und Endemieen hier eine nament- 
liche Erwähnung. Die medicinische PoUzei mufs jederzeit zu 
ihrer Bekämpfung möglichst gerüstet «feyu. 



Erstes CapiteL 
Von der Fürsorge für gehörigen persöaiii:hen Beistand. 

§. 100. 

Der persÖDÜchc Beistand ist gehörig, wenn er das nach 
der Ausbildung der hierher bezüglichen Kenntnisse und Fertig- 
keiten , d. h. nach dem Standpunkte der Medicin als Wissen- 
schaft und Kunst Mögliche rechtzeitig und mit Humanität leistet. 
Im Folgenden wird, der Kürze halber, oft der Aosdrack Beistandspersonen 
gebraoehCy und es werden daronter alle Diejenigen begriffen, welche bei den Häl&- 
bedürft^en Rath ertheilen oder Mittel anwenden, also Arzte, Chirurgen, Geburts- 
helfer, Hebammen, Krankenwärter, nicht aber Diejenigen, welche, wie z. B. die 
Apdtheker, Mofs Mittel beschaffen. Selbstredend gehören dagegen zu den Bei- 
standsliersoQea audi Alle« welchen, wenn schon nicht aas Standesberbf^ die Pflicht 
obliegt, in gewissen anfserordenUichen Fällen, z. B. bei plötzlichen Lebensge- 
fahren, eine gewisse ärztliche Hülfe zu leisten (NothärZte). 

§. 101. 
In der Regel gebricht es den Hülfsbedürftigen, bei gehöriger 
Einsieht, nicht an dem gaten Willen, solchen Beistand zu su- 
chte, oder anzunehmen, wenn sie können, und zwar um so 
weniger, wenn man sie in der Freiheit, den Beistand nach eig- 
nem pei^sönltchen Vertrauen zu wählen, nichl ohne die dringend- 
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sten Gründe beschrankt« Bekannt ist der grolse Einfluls die- 
ses Vertrauens auf den Erfolg der Beistandsleistung. Darum 
darf denn namentlich die Zuziehung auch auslandischer appro- 
birter Medicinalpersonen selbst dann nicht verwehrt werden, 
wenn der bezügliche fremde Staat Gegenseitigkeit hierin versagt* 
Hinsichtlich der Hebammen findet in den meisten Deutschen 
Staaten eine Beschränkung in sofern Statt , dals im Falle der Zu- 
ziehung einer Hebamme aus einem andern Orte oder Bezirke 
die Oiis-, bezüglich Bezirks <- Hebamme eine gewisse Gebühr 
als Entschädigung beanspruchen kann. Man hält dieses zur Si- 
cherstellung der Letzteren in ihrer Existenz fiir nothwendig. Die- 
ser Zweck kann aber auch wohl auf andere Weise, z. B. durch 
angemessene Beihülfe aus Gemeindemilteln, erreicht werden« 
Fälle der Art werden überhaupt nur selten vorkommen, wenn 
man die Gandidatinnen zu Hebammenstellen in Orten, wo nur 
eine Hebamme existiren kann, nach Stimmenmehrheit der ver- 
heiratheten Frauen auswählt *). In gröfseren Ortschaften mit 
mehreren Hebammen ist dieses nicht ausfuhrbar, sie gewähren 
aber auch schon eine Auswahl. 

Das Vertrauen zu den Beistandspersonen wird durch Un- 
sittlichkeit und durch unanständiges Benehmen derselben leicht 
erschüttert. Diesem ist daher von der medicinischen Polizei nach 
Kräften zu steuern. Vornehmlich kommt hier der Mangel an 
Verschwiegenheit in Betracht. Über den Umfang der den 
Beistandspersonen aufzuerlegenden Verschwiegenheit hat man be- 
kanntlich viel gestritten, dabei aber oft übersehen, dafs sich die 
Frage nicht vom Frivatstandpunkte der Beistandspersonen allein 
entscheiden läfst, dals dabei vielmehr auch sehr wichtige Staats- 
interessen in's Spiel kommen. Im Allgemeinen wird es richtig 
seyn, wenn man die Beistandspersonen zur Verschwiegenheit 
über Alles verpflichtet, was ihnen bei Ausübung des Berufs über 
die Hülfebedürftigen und ihre Umgebung bekannt geworden ist, 
sofern weder ausdrückliche Gesetze, noch der Willwi derjeni- 
gen , welche mit Recht in der Mittheilung des Wahrgenomme- 
nen eine Verletzung ihres Vertrauens erblicken können. Aus- 
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nahmen rechtfertigen. £s könnte Schemen, als ob damit auch 
jede unschuldige Mittheilung verboten wäre ; practisch ist das aber 
nicht der Fall, rnur wird nicht der Beistands person, sondern 
f|er Behörde und dem Eigenthümer des Geheimnisses die Ent- 
scheidung über die Unschuld einer Mittheilung zugesprochen. 
Bekanntlich haben leider Manche einen sehr laxen BegrifiF von 
den Gränzen unschuldiger Mittheilungen. 

Es ist hier zugleich der Ort zur Beantwortung der schwieri- 
gen Frage: ob Beistandspersonen in gewissen Fällen zu einer An- 
zeige von Wahrnehmungen bei ihren Kranken an die Behörden 
verpflichtet werden dürfen, und in wie weit? 

Dabei kommen vornehmlich Verbrechen, Vergehen und an- 
steckende Krankheiten in Betracht, und es ist von Seiten der Ge- 
setzgebung bei Ertheilung von Vorschriften über die Anzeige- 
pflicht fiir jeden fraglichen Fall wohl zu erwägen, ob in demsel- 
ben aus einer Unterlassung der Anzeige ein gröfseres Übel fiir 
den Staat zu besorgen istj oder aus ihrer Erstattung. Natürlich 
hat man das kleinere Übel zu wählen. Übrigens verlangt es die 
Billigkeit, die pflichtmäfsig anzeigende Beistandsperson vor nach- 
tbeiligen Folgen auch durch möglichste Geheimhaltung ihres Na- 
mens von Seiten der Behörden zu schützen. 

Zur Erzielung der er'fordetlichen Einsicht, um Beistand zu 
suchen oder ihn anzunehmen, dient sowohl im Allgemeinen, 
als in besonderen Fällen geeignete Belehrung, und sofern es den 
Hülfsbedürfligen an den nöthigen Geldmitteln zur Erlangung 
des Beistandes fehlt, hat die Armuthspolizei Fürsorge zu treffen. 
Etwaigen Hindernissen aus Mangel an gutem VVillen bei den An- 
gehörigen des Hülfsbedürfligen ist, danöthig, selbst zwangs- 
weise zu begegnen* Directer Zwang (§. 83.) gegen Letztern selbst 
zur Annahme des Beistandes rechtfertigt sich nur, sofern ihn die 
Vernunft offenbar fordert, z. B. bei intendirtem Selbstmord ®) und 
bei Kranken, die ihres freien Vernunftgebrauchs nicht mächtig 
sind , oder denen das Gesetz diese Fähigkeit abspricht (Unmün- 
dige). Niemals aber darf der Zwang weiter gehen , als man ei- 
nen günstigen Erfolg des beabsichtigten zwangsweisen Beistan- 



S 
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des wenigstens mit grofser Wahrscheinlichkeit Terbfu^eu kann. 
Durch heftigen Widerwillen allein schon wird aber ein solcher 
Erfolg leicht sehr zweifelhaft, und im Allgemeinen sollen blofae 
Wohlthaten nicht aufgedrungen werden. Gegen indirecten Zwang 
(J. 83.) möchten meistens die wenigsten Bedenken obwalten. 

1) Im Groüshorzogtham Sactuen - Wdmar - Eitenaoh ist dieses Yerfifibren 
schon seit geramner Zeit gesetzlich vorgeschrieben and es hat sich immer er- 
freulich bewährt. ^ 

2) S ch ä r m a 7 e r a. &. O. $. 182, behauptet , das Binschreiten der medici- 
nischen Polizei zu Verhütung des Selbstmordes sej nur in den Fällen gerechtfer- 
tigt, wo Geistes -Krankheit Anlafs oder Ursache desselben werde. Dieser An- 
sicht nach dürfte man also z. B. einen noch Lebenden , der sich selbst erhangt 
hat, nidit zwangsweise vom Stricke befreien, bevor man sich nidit äbenteu^ 
hätte , dafs er aus Geisteskrankheit gehandelt habe ! 



Strehlen: Sind die Gebärenden gesetzlich zn verbinden, dafs sie sidi ei- 
ner Hdbamme bedienen , oder mufs es ihrer Wfllkuhr überlassen ble3»en, ob sie 
dieses thon wollen oder nicht? (Henke's Zeitschrift 1841. S. Heft. S. 150 ff.) 

Schreiber: Tn wiefern kann die Medicinalpolizei Anwendung von Schutz- 
mittdn fiir die menschliche Gesundheit und die Zuziehung von Medicinalperso- 
nen bei Erkrankungen gesetzHch vorschreiben? (Henke's Zeitschrift Ergän- 
zungsband XXI. S. 180 £f.). 

§. 102. 
Die Hülfsbedürftigen können den ihnen üothigen 
persönlichen Beistand nur dann erlangen^ wenn eine 
hinlängliche Anzahl geeigneter und zu seiner Lei- 
stung verpflichteter Personen vorhanden^ und so 
zweckmäfsig vertheilt ist, dafs die Hülfe immer mög- 
lichst schnell, mindestens rechtzeitig erfolgen kann. 
Dieselbe darf aulserdem nicht mehr Opfer kosten, als der min- 
der Bemittelte ohne erhebliche Schwierigkeit aufzuwenden ver- 
mag; denn sonst wird er sieh scheuen, den Beistand rechtzeitig 
in Anspruch zu nehmen. Im Allgemeinen mufs daher die 
Beistandsleistung auch möglichst wohlfeil zu haben 
5 ey n, und zwar sowohl was die Kosten derselben an und för sich, 
als was den Aufwand fiir Mittel und HüIJGsmittel anbelangt. 

Hierin lassen die Beistandspersonen oft viel zu wünschen übrig , was mei«^ 
stens daher kommt, dafs sie die Arzneitaze (§. 166.) nicht studiren, also die 
Prebe der Mittel, Arbeiten und Cfefäfse nicht kennen. In den Univertitats- 
Klmiken wird auf diesen wichtigen Punkt zu wenig Aufinerksamkeit gewendet. 
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§. loa. 

Was zunächst die technische Tüchtigkeit der zur Beistands- 
leistUDg Berufenen anbelangt, so steht erfahrungsmärsig fest, 
daJb dieselbe in mancherlei wesentlicher Beziehung durch Privat- 
mittel wenigstens nur sehr selten genügend erworben werden 
kann» Man erinnere sich z. B. an die selbst mit den grölsten 
Geldmittdn allein nicht leicht und nicht ohne grofj^e Bedenken 
durch Privatpersonen herbeizuschaffende, zur Erlernung der 
Anatomie und der operativen Chirurgie erforderliche Menge von 
Leichnamen. 

Sofern nun Priratkrafte zur Möglichkeit der Erwerbung der, 
nach dem Gutachten der polizeilichen Medicin, zur gehörigen 
Beistandsleislung in deren yerschiedenen Beziehungen minde«- 
stens erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten nicht ausrei-» 
chen, muls die medicinische Polizei die nothwendigen Mittel und 
Htilfsmittel entweder selbst beschafien , oder, wenn dieses über 
ihre Macht hinausgeht, die Mitwirkung der Unterrichtspolizei 
dazu in Anspruch nehmen* Auch in solchem Falle hat die mediei« 
nische Polizei, nach polizeilich -raedicinischem Gutachten, denfär 
die Zulassung zur Praxis nothwendigen Grad der Ausbildung al- 
lein zu bestimmen. Der Unterrichtspolizei kommt dagegen die 
Feststellung der Art und Weise zu , wie jener Ausbildungsgrad 
erzielt werden soll ^). In der Regel steht aber der medicinischen 
Polizei selbst die Bestimmung und obere Leitung des Unter* 
richtsganges bei allen, ihrer Natur nach von ihr allein abhängigen 
Personen und Instituten , welche nur nebenher zur Ausbildung 
gewisser Klassen von Beistands personen, wie z.B. niedere Chi- 
rurgen, Apotheker und Apotheken, dienen, ohne obligate Gon- 
currenz irgend eines anderen Zweigs der Polizei zu. 

Aber mit den bezeichneten Maalsregeln hat die medicinische 
Polizei ihre Obliegenheiten hinsichtlich der Bildung der Beistands^- 
personen noch nicht erschöpft. Sie mufs vielmehr, da sie fiir 
möglichst tüchtige Hülfe zu sorgen hat, auch noch dahin wir- 
ken, dafs jene Personen in ihrer Bildung immer weiter fort- 
schreiten. In der Regel sind die Medicinalpersonen von wissen- 
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schaftlicher Vorbildung zur Benutzung von Fortbildungsmjttela 
geneigt, nur können sie leider oft den dazu erforderlichen Geld- 
aufwand nicht bestreiten. Man errichte deshalb , oder unter- 
stütze wenigstens Allen leicht zugängliche und besonders mit 
theureren wichtigen Werken ausgestaltete Bibliotheken undLese- 
cirkel, bringe, geeigneten Falles, wichtige Entdeckungen durch 
die öffentlichen Blätter oder durch besondere Zufertigungen zur 
Kennt nifs der Betheiligten, lasse Einzelne, Torzüglich qualifi- 
cirte, auf Staatskosten reisen, zeichne rühmliche Ldstungen aus 
und ermuntere dazu durch Preisaufgaben*) und sonst. 

Für die Weiterbildung des niedern, eigner Strebsamkeit mei- 
stens haaren Personals, namentlich der niedem Chirurgen und 
der Hebammen rege man die höheren Mediciaalpersonen an, dafs 
sie jede Gelegenheit zur Belehrung Jener ergreifen , denen man 
zugleich bereitwillige Annahme und Benutzung einer solchen För- 
derung zur Pflicht macht. Auch manche der oben angegebenen 
Maafsregeln finden hier Anwendung. Wichtig ist eine solche 
Fürsorge besonders bei den Hebammen, da diese mehr, als die 
niedern Chirurgen, in den Fall kommen, selbständig zu handeln, 
und der Erfahrung nach in ihrem Wissen leicht zurück gehen. 
Zweckmäfsig ist es daher, nicht nur ihre gelegentliche Prüfung 
und Belehrung den Accoucheurs und den Physikern zur Pflicht zu 
machen , sondern auch regelmäfsige Prüfungen durch einen er- 
fahrenen und geschickten Geburtshelfer ■■ zu veranstalten und 
nach Befinden einzelne Hebammen zur Wiederholung des Heb- 
ammenunterrichts anzuhalten. 

1) Gegen" die Vorschreibung eines bestimmten Bildungsganges auf Univer- 
sitäten hat man sich in nenerer Zeit bekanntlich nicht ohne practischen Erfolg 
lebhaft erklärt. Die vielfach gepriesene Lernfreiheit ist neben der nicht min- 
der gerühmten Lehrfreiheit in mehreren Deutschen Staaten eingeführt worden. 
Für die Arzte wenigstens möchte sie jedoch nicht zweckmäfsig seyn. S!e mag 
für die Genies frommen, aber nicht für die Mehrzahl der Studirenden. Mau 
sagt , diese konnten sich leicht Raths erholen , wenn sie wollten. Zugegeben ! 
aber finden sie immer den richtigen Rath? Wie — und es wäre nicht uner- 
hört — wenn eigenthümliche Modeansichten , ja Parteiinteressen diese und jene 
Vorlesung, würde sie auch sonst allgemein für wesentlich nothwendig erachtet, 
für überflüssig erklären? Wem soll der junge Mann folgen, wenn ihm von 
~ verschiedenen Seiten verschiedener Rath ertheilt wird? Wie soll er dem so 
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haafigen eignen oder äofseren Antriebe zil möglichst schneller Beendigung sei^ 
ner academischen Stadien widerstehen , wenn ihm nicht das gesetzliche Gebot 
dabei za Hülfe kommt ? Und wenn er denn doch einmal — was wohl Niemand 
bestreitet — > dem Rathe Anderer folgen mofs: warum nicht dem Rathe der 
sachverstandigen Behörde, in deren Händen sein künftiges Schicksal liegt und 
die einen unlautern Nebenzweck dabei ja gar nicht haben kann ? Die Nach- 
theile eines ungenügenden Studiums , namentlich die Zurückweisung bei der 
Staatsprüfung, treffen den Gandidaten nicht allein, sondern auch seine Familie. 
Ja, wenn viele solche Zurückweisungen längere Zeit hindurch erfolgen müfsten, 
könnte sogar ein Mangel an Ärzten entstehen. Und was wird denn dem Studiren- 
den durch eine Studioivorschrift zngemuthet ? Nichts weiter, als dafs er zweck- 
mäfsig studire. Das soll er aber selbst wollen, er kann es nur öfters nicht. 
„Der Mensch," sagt Schön (a.a.O. S. 39.) „braucht nicht zu dürfen, was 
er nicht soll. Wenn aber eine andere Macht (sie sey, welche sie wolle) ihn 
nöthigen möchte zn demjenigen, was er soll, so dürfte ^ an und für sich 
keineswegs Widerstand leisten; denn die zwingende Macht beriefe sich auf die 
vernünftige Nothwendigkeit dessen , wozu sie nöthigt." 

Darf man denn etwa die Lehrfreiheit so unbedingt ausdehnen, dafs jeder 
einmal angestellte academische Lehrer ohne alle Rücksicht auf den Zweck der 
Universität , als Bildnugsschule für den öffentlichen Dienst , lehren oder auch 
nicht lehren konnte , was und wie er wollte oder nicht wollte ? Hat der Staat 
nicht ein Recht, ihn zur Haltung derjenigen Vorlesungen zu zwingen, für die 
er angestellt worden ist? Hat man aber ein solches Recht gegen den Lehrer, 
soll man da nicht auch das Recht besitzen, den Schüler zu zwingen, dafs er so 
lerne, wie es der Zweck seines Studiums erheischt? 

Es bedarf kaum der Bemerkung , dafs auch in der hier fraglichen Bezie- 
hung die allgemeinen Bedingungen des Staatseinschreitens vollständig Platz grei- 
fen. Vergl. §§. 11 ff. 

Über den medicinischen Unterricht vergleiche 

J. P. Frank a. a. O. Bd. VI. Theü 1. n. 2. 

S h ü r m a y e r a. a. O. S. 365 ff. 

Vertraute Briefe an einen Deutschen St^iatsmann über personelle und wis- 
senschaftliche Zustände in der Verwaltung, Lehrweise, Vertretung und Ausübung 
der Medidn. Aus den Papieren eines Verstorbenen (K 1 e n c ke). - Gassei. T. 1845. 
IL 1846. 

Jörg: Wie und wo müssen Ärzte gebildet und examinirt werden ? Leip- 
zig 1845 n. 1846. 

J. H. Schmidt: die Reformen der Medidnalverfassung Preufsens. Berlin 
1846. S. 31 ff. 

2) Günther: Über medidnische Preisaufgaben als Gegenstand der Staats- 
obsorge für das physische Wohl sdner Bürger. (H e n k e 's Zeitschr. VI. S. 388 ff.) 

§. 104. 

Dals nun diejenigen Seistandspersonen^ deren Tüchtigkeit 

das Publicum hinreichend zu beurtheilen nicht vermag , — also 

alle, welche ausübende Medicinalpersonen werden wollen, — die 

hierzu für nöthig erachteten Eigenschaften , namentlich die er- 
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forderlichen technischen Kenntnisse und Fertigkeiten auch wirk- 
lich besitzen 9 darüber mufs sich die medicinische Polizei mög- 
lichst yergewissern. Ohne diese Gewüsheit darf sie den Eintritt 
in die Praxis nicht gestatten. Sie wird erlangt darch glaubwür- 
dige Zeugnisse , die im Betreff der technischen Qualification in 
der Regel nur auf dem Grunde vorgängiger vorschriftsmälsiger 
Prüfung durch die dazu bestellten Behörden ausgefertigt werden 
dürfen. Die Bedingungen der Zulassung zur Prüfung, die Ge- 
genstände der letztern und das Maafs der zum glücklichen Be- 
stehen erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten sind öffentlich 
bekannt zu machen. Über die Art und Weise der Prüfungen, 
sowie über diebeiBeinlheilung ihres Ergebnisses anzuwendenden 
Normen müssen die Prüfungsbehdrden, zumal wenn deren meh-^ 
rere gleichberechtigte im Staate vorhanden sind , der Gleicbmä- 
fsigkeit des Verfahrens wegen, Instruction erhalten. Da es in 
manchen Beziehungen, z. B. wegen der Stellenbesetzungen, von 
wesentlichem Belange ist, den Fähigkeitsgrad jedes Candidaten 
möglichst genau kennen zu lernen , so ist es z weckmälsig , die 
Prüfung recht umfassend und gründlich yorzunehmen. Unge- 
recht aber wäre es , wenn man den ohnehin von Zufälligkeiten 
nicht durchaus unabhängigen Grad der Prüfungscensur allein als 
Richtmaafs bei künftigen Fällen gelten lassen wollte. Unter sonst 
gleichen Umständen wird er aber allerdings den Ausschlag geben 
müssen. 

Den Qualificationszeugnissen fremder Staatsbehörden darf 
in der Regel nur bei völliger Reciprocität die Kraft inländischer 
amtlicher Zeugnisse dergestalt beigelegt werden, dafs sie, wenn 
der Inhaber die vollen Rechte einer gleichnamigen inländischen 
Medicinalperson' erlangen will , von einer nochmaligen Prüfung 
befreien. 

Bei als ausgezeichnet hinlänglich bekannten ausländischen 
Medicinalpersonen ist eine Dispensation von der nochmaligen 
Prüfung an ihrem Orte. Zum Theil aus bereits oben ($. iOl.) an- 
gegebenen Gründen, zum andern Theil aber auch aus Rücksiqh* 
ten flir die Schnelligkeit, Wohlfeilheit und sonstige Bequemheit 
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der HülfserlanguDg hat man die Zuzlehang von approbirten 
ausländischen Medicinalpersonen) welche an der G ranze wohnen^ 
ohne Weiteres zu gestatten, selbst wenn der jenseitige Staat Re- 
ciprocität hierin nicht gewährte« Allerdings kann dieses zum 
Nachtheil inländischer Medicinalpersonen ausschlagen, und aller- 
dings verursachen solche Gränzverkehrsverhältnisse leicht un- 
angenehme Weiterungen für die Behörden. Indessen verdienen 
diese Umstände doch nur untergeordnete Berücksichtigung, wo 
das Wohl des Publicums so offenbar in Frage steht. Einen Thetl 
jener Weiterungen kann man vermeiden, wenn man die jensei- 
tigen Medicinalpersonen zur diesseitigen Praxis nur unter der 
Bedingung zuläfst, dals sie sich in Beziehung auf diese Praxis 
den diesseitigen gesetzlichen Vorschriften unterwerfen. 

Wie schon angedeutet, i^t eine amtliche Prüfung solcher 
Beistandspersonen, die, wie z.B. die Krankenwärter, von dem 
Publicum selbst hinlänglich beurtheilt werden können, nicht 
nothwendig. Wünschen dergleichen Personen zur Erlangung 
empfehlender Zeugnisse eine Prüfung , so ^mögen sie sich des- 
halb an eine angesehene ausübende Medicinalperson privatim 
wenden. 

Um sidi recht za versichern, dafs der Arzt vor Erlangung völliger Selb* 
ständigkeit sich die nöthige practische Fertigkeit aneigne , hat man vorgeschla- 
gen und, wenn ich nicht irre, in einigen Deutschen Staaten auch vorgeschrieben, 
dafs die Ärzte naeh dem Bestehen der Staatsprüfung zunächst erst noch eine 
gewisse Zeit in gröTsere« Krankenanstalten oder unter der Aufsicht und Lei- 
tung eines altern , tüchtigen Fachgenossen practiciren sollen. Abgesehen aber 
davon, dafs man zwar wohl den angehenden Ärzten eine solche Bedingung stel- 
len, nicht. aber auch füglich die altem Ärzte und die Kranken zur Mitwirkung 
zwingen kann, und dafs daher die wirkliche Durchfuhrung dieser Maafsregel um 
so schwieriger wird , je stärker der Zuwachs an jungen Ärzten steigt ; so liegt 
auch in der Maafsregel an und für sich implicite das bedenkliche Gestandnifs, 
entweder dafs man den Privatpractikem , von deren Zengnifs die Selbständig- 
keit des Aspiranten abhängig gemacht wird , ein Urtheil beimifst , hinsichtlich 
dessen man der vom Staate eigends bestellten Prüfungsbehorde nicht recht 
trauet, oder dafs die Staatsprüfung unvollkommen eingerichtet ist. 

$. 106. 
Hauptsächlich im Hinblick auf die Rechtzeitigkeit der Hülfe, 
deshalb aber auch auf Zuverlässigkeit und Wohlfeilheit derselben 
dürfen die ihrer Benötbiglen so wenig als nur immer möglich 
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zweifelhaft seyn, wo sie Beistand zu sucheu, an welche Person sie 
sich Torkommenden Falles zu wenden haben 3)* Da nun nicht 
alle Beistandspersonen gleichmäfsige Befugnisse haben und haben 
können, und da, wenn jeder einzelnen, je nach ihrer eigenthüm-* 
liehen Qualificalion, ein besonderes Maaß beigelegt würde, die- 
ses, selbst wenn seiner Zeit öffentlich bekannt gemacht, den 
Hül&bedürfligen häufig nicht recht verständlich) auch, eintre- 
tenden Falles, meistens dem Gedächtni£s entschwunden und nicht 
immer gleich wieder aufzufinden seyn möchte; so ist es noth- 
wendig, die Beistandspersonen in gewisse Glassen mit je gleich- 
artigen Befugnissen einzutheilen und jeder Glasse einen ihren Be- 
fugnifskreis auch dem minder gebildeten Theile des Fublicums 
möglichst deutlich bezeichnenden Namen ^) zu geben, Aus- 
nahmsbefugnisse aber nur in dazu ganz besonders geeigneten 
Fällen zu yerleihen« Die polizeiliche Medicin hat die technische 
Grundlage für jene Classification zu liefern und dabei das Be- 
dürfnifs des Fublicums mit der Natur der verschiedenen Arten 
von Hülfsleistung thunlichst in Einklang zu bringen 8). 

Die Classification mufs mit deutlicher und genauer Angabe 
der jeder Classe zustehenden Befugnisse öffentlich allgemein be- 
kannt gemacht werden. Außerdem ist bei der Approbation 
jeder einzelnen Beistandsperson die Classe, in welche sie tritt, 
ihre etwaige Ausnahmsbefugnifs und ihr künftiger wesentlicher 
Wohnsitz in demjenigen Bezirk öffentlich bekannt zu machen, 
auf welchen sich ihre practische Wirksamkeit hauptsächlich er- 
streckt. Bei Wohnsitzveränderungen ist eine Wiederholung die- 
ser Bekanntmachung je nach den Umständen mehr oder weni- 
ger vollständig erfordei^lich. Scheidet eine approbirte Beistands- 
person aus ihrem bisherigen Wirkungskreise, so ist auch davon 
das Fublicum zu benachrichtigen*). 

1) HinsichtUch dieser wesentlichen ÄnforderUDgen läfst die auch sonst viel- 
fach angefochtene Preufsische Classification der Medidnalpersonen vom 28. März 
1825 gar Manches zu wünschen übrig. Selbst unter den gebildeten Laien wer- 
den nicht Viele im Stande seyn, die Unterschiede in den practischen Befug- 
nissen, z. B. der sogenannten Chirurgen erster und zweiter Classe, genügend an- 
zugeben , noch dazu, da diese Befugnisse sich theilweis durch blofse Wohnsitz- 
verÜnderung modificiren. Wie will man nun erst eine richtige Distinction bei 
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dem grofscrOy mmder gebüdeten Theile des Publicams enrarten ! ? Kommt der 
Landmann in einem Falle, der zur Gompetenz des Ghirargen erster Classe ge- 
hört , ZQ einem, vielleicht weit von diesem wohnhaften Chirurgen zweiter Classe 
und ist der letztere ein gewissenhafter Beobachter des Gesetzes, so wird der 
Hiilfesachende abgewiesen nnd mafs -einen neuen Weg machen. Nimmt es aber 
der angesprochene Chirurg mit dem Gesetze nicht so genau , so erfolgt eine 
B^fugnifsuberschreitung , wozu Eitelkeit, Erwerbsreiz und vielleicht Mitleiden 
das ihrige leider nur allzu oft beitragen. 

2) In einem von mir ausgearbeiteten Entwürfe zu einer nenön Medicinal- 
Ordnung fiir das Grofsherzogthnm Sachsen - Weimar - Eisenach , weldier dem 
Landtage sdion vor dem Jahre 1848 zugefertigt, von diesem aber wegen der 
hierauf folgenden politischen Unruhen noch nicht zur Berathnng gezogen wor- 
den ist , ist nachstehende Classification angenommen : 
g) Ärzte, zur Ausübung der Medicin im engem Sinne. Nor Ärzte dürfen, das 
günstige Bestehen der desfallsigen besondem Prüfung vorausgesetzt, auch 
die Chirurgie und die Gebnrtshülfe unbeschränkt ausüben. Zur Ausübung der 
sogenannten niedem Chirurgie sind sie nur in Notfafallen verpflichtet. 
b) Wundärzte. Sie sind zur Ausübung der niedem Chirargie, zur Anlegung 
von Fontanellen und Eiterbändera, zum Zahnausziehen und zur Behandlung 
solcher Fälle berechtigt und verpflichtet, welche in der Regel schnelle, blofs 
chirurgische Hülfe erheischen und sich ohne gründliche wissenschaftliche 
Fachbildung richtig erkennen und beurtheileu lassen, z.B. einfacher äufse- 
rer Wunden, einfacher Knochenbrüche und einfacher Verrenkungen. Diese 
Wundärzte sind ferner zur vorzugsweisen Hülfsleistung bei andern dringen- 
den Gesundheits- oder Lebens - Gefahren bis zur Ankunft eines schleunigst 
herbei zu rufenden Arztes bestimmt. Sie dürfen übrigens bei der Ausübung 
ihres Berufs von den ihnen instractionsweise ertheilten Konstvorschriften 
unter keiner Bedingung abweichen. Dem etwa mit zugezogenen Arzte müs- 
sen sie Folge leisten. Sie sollen in der Regel zugleich Barbierconcessionen 
erhalten, um ihre Existenz desto mehr zu sichern. — Man hat früher hier 
und da die Verbindung beider Gewerbe für mit der Chirurgenehre unver- 
einbar gehalten. Vornehmlich ist dieses von Seiten eitler Chirurgen ge- 
schehen. Freilich hat man sie in manchen Staaten zu solchem Dünkel durch 
gesetzliche Einrichtungen hinauf geschroben. Keinenfalls stehen die für 
Weimar künftig beabsichtigten Chirurgen so hoch, dafs das Barbieren ihrer 
Standesehre zu nahe träte. Sie sollen eben nicht oben hinaus, weil sie 
dann aus Eitelkeit auch gern den Arzt spielen. Schon Nie mann a. a. O* 
S. 135. Anm. fragt : Soll man den Wundärzten zweiter Classe das Rasiren 
untersagen? Liegt denn wirklich in dem Bartscheeren etwas Schimpfliches? 
Warum hält man denn das Cljstiersetzen nicht für gleich schimpflich? Mufs 
denn nicht der gröfste Operateur die Kopfhaare abscheeren, wenn er tre- 
paniren will? Verschafft das Rasiren nicht Leichtigkeit der Hände? M. s. 
Henke's Zeitschr. Vf. S. 364 ff*. Vergl. auch: Fischer: der Dorfbar- 
bier in einer veredelten Form, als nothwendiges Bedürfnifs des platten 
Landes im Regierungsbezirk Erfurt. Erfurt 1837. 
e) Hebammen, mit der Berechtigung, bei Schwangerschaften, Entbindungen 
und Wochenbetten die in dem, bei ihrem Unterricht zu Grunde gelegten 
Lehrbuche vorgeschriebenen Hülfsleistungen zu verrichten. Auch dürfen 
sie, unter gleichfalls vorgeschriebenen Bedingungen, bei weiblichen Perso- 
Vh«1 System d. med. PoliseL 5 
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nen an verborgenen Körpertheüen Blutegel and Haotzüge anlegen und Bin- 
' spritznngen machen. Sie sind den Anordnungen der Arzte^ Folgsamkeit 

schuldig. 
3) Sollen die Gensnrgrade mit öffentlich bekannt gemacht werden? Sta- 
tuirt man de überhaupt , so mufs man auch annehmen , dafs sie wohl verdieilt 
worden und warum dann dem Ausgezeichnetem seinen Lohn in der hier frag- 
lichen Beziehung vorenthalten ? warum nicht auch das Publicum auf den Aus- 
gezeichneten aufmerksam machen ? Geschieht dieses doch auch bei andern £h- 
renaoszeichnangen. Der Wetteifer wird dadurch angeregt. 

4) Wedekind (Henke's Zeitschr. Yll. 8. 1 ff.) hat eine Uniformirung der 
Ärzte vorgeschlagen, um dieselben för das Publicum erkennbar zu machen, und 
N i e m a n n (a. a. O. 8. 158. Anm.) halt diese AI aafsregel wenigstens für große 
Städte nützlich. Für gewöhnliche Zeiten scheint jedoch eine solche MaaCiregel 
überflüssig, und in Zeiten besonderer Noth genügen einfachere Erkennungszeichen. 

§. 106, 
Je naher der Beistand zur Band ist und je schleuniger er 
somit erlangt werden kann , desto eher wird er in Anspruch ge- 
nommen werden , und desto sicherer wird in vielen , ja grade 
in den gefahrlichsten Fällen sein Erfolg seyn. Leider ist es un- 
möglich, so viele eigentliche Beislandspersonen anzustellen, dafs 
Jedem die ihm etwa nöthige Hülfe von solchen immer sofort zu 
Gebote stände^ denn eine solche Anzahl würde ihre Existenz 
nicht finden. Wohl aber kann man deren genug anstellen, dafs 
in der Regel Niemand unter einer wesentlich gefahrlichen Ver- 
zögerung eigentlich sachkundiger Hülfe nothwendig zu leiden 
braucht. Für die ausnahmsweise allerdings vorkommenden Fälle, 
wo solche Beistands personen wirklich nicht mit der durch die 
Dringlichkeit der Gefahr geforderten Schnelligkeit herbeigeholt 
werden können, mufs för Äushülfspersonen (Nothär»te) gesorgt 
und ihnen eine fafsliche Unterweisung über die bis zur Ankunft 
eines eigentlich Sachverständigen ^u leistende Hülfe ertheilt wer^ 
den. Zu derartiger Hülfsleistung sind im Betreff gewisser plötz- 
licher, sehr bedeutender Lebensgefahren, z.B. durch Scheintod, 
Vergiftung, Verblutung u. s. w., alle Staatsgenossen, je nach 
Krallen , geset;&lich und unter Strafandrohung fiir den Unter- 
lassungsfall zu verpflichten, aber ancb^ pach Uitistanden, durch 
Belohnungen aufzumuntern. 
Vergl. §. 105. Anm. 2. 
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$. 107. 

Ein Mangel an Beistandspersonen von Fach kommt theiis 
allgemein, theiis nur örtlich, theiis andauernd, theijs mehr oder 
minder bald vorübergehend zuweilen vor. Seine gewöhnlich- 
sten Ursachen sind: 
1) Abneigung gegen das Fach wegen ihm anklebender wider- 
wärtiger Verhältnisse, z. B. Qeringscbätzuog , zu grofse 
Kostspieligkeit der Aiisbildung, übertriebene Schwierigkeit 
der Prüfunjgen und der Approbation , geringe Einträglich- 
keit der Praxis; 
ö) ungewöhnliche Gröfse des Bedarfs , z. B. in Kjriegszeiten, 

oder bei sehr verbreiteten Seuchen; 
3) ungewöhnliph starker Abgang, 55. B,,Jurch Todesfälle, Aus- 
wanderung u. 5. w^ 
Hierher gehört bei Ärzten namentlich die kostspielige Doctorpromotion, ab 
Vorbedingung derZalassaog zar Staatsprüfung und folgeweise der Approbation. 
Sie ist nur für die an ihren Ertragen participirenden IVfitglieder der Facoltaten 
erspriefslich , sonst aber eipe völlig unnütze Prägravation der Ärzte gegenüber 
4en Geistlichen und Juristen. Sogar den Titel theilen die Ärzte im gewöhn- 
lichen Leben fast mit jedem Chirurgen. 

Vgl. StoM a. a. O. §.378. — yon Wedekind: Ideen zur Polizei der 
Heilkun4e (Kopps Jahrb. X. S.23.)— Rust: Medidnalverfassung S.1J6. — 
Hufeland: Journal der practischen Heilkunde LX. St. 1. S. 124. — Fran- 
que in Henke 's Zeitschr. V. S. 60. — F o r m e y : Vermischtie med. Schrif- 
ten. Berlip. I. 1821. S.2? u. 2$. 

$. iOB. 
Die Abhülfe des Mangels ist um so schwieriger, je zahlrei- 
cher und in einein je weitem Umkreise die Ursachen dessel- 
ben zusammen treffen. Im Allgemeinen ist es leichter, ihm 
Torssubeugen , als ihn , wenn er erst eingebrochen , zu beseiti- 
gen. Von dßn zustüpdijgen Behörden mufs de^h^b unablässig 
die wachsamste Aufinerksamkeit gep.bt werden^ Mit Strenge 
sind die Unterbehorden anzuhalten, dafs sie jeden, wenn auph 
nur (erst mit gröiserer Wahrscheinlichkeit drohenden Mangel, 
dem sie nicht selbst sicher und schnell genug zu begegnen nsr- 
mögen, unverzüglich der Oberbehörde anzeigen, welche sich 
imm^r ia Übersicht der vorhandenen Beistapd/spersonen , so- 

6* 
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wohl der bereits approbirlen , als auch der nur erst geprüften 
(§. Hl.) erhallen miifs, damit sie jeden Augenblick über deren 
allenfallsige Verwendbarkeit zur Ausfüllung entstandener Lücken 
nrtheilen und Entschliefung fassen kann. Nach Befinden sind 
deshalb stets genaue und vollständige Tabellen zu fuhren. 

§. 109. 
Im Übrigen mufs man den Ursachen des aus Abneigung 
gegen das Fach entspringenden Mangels nachspüren und sie, 
nachdem man sie erkannt hat, bei Zeiten möglichst heben, oder, 
nach Umstanden, durch Verleihung von überwiegenden Vorthei- 
len unwirksam machen. Kann man aber damit dem Übel ge- 
nügenden Einhalt nicht thun, so mufs man zu förmlichen Be- 
rufungen schreiten, die freilich um so schwerere Opfer kosten, 
je weniger irgendwo in bequemer Nähe ein Übcrflufs an Perso- 
nen des gesuchten Faches vorhanden ist. Je nach den Umstän- 
den wendet man sich entweder an die Einzelnen , von welchen 
man die Annahme eines Rufes am Ehesten hoffen darf, selbst, 
oder man fordert, namentlich^ wenn man eine gröfsere Anzahl 
braucht und Einzelne nicht besonders kennt, oder eine mög- 
lichst freie Auswahl wünscht, durch öffentliche Blätter zur An- 
meldung auf, oder man beauftragt Vertrauens wert he und sonst 
geeignete Personen, vornehmlich Medicinalbeamte und Profes- 
soren der Medicin, mit der Anwerbung. 

§. 110. 

In den civilisirteren Staaten, namentlich in Deutschland, 
pflegt es neuerlich nicht sowohl im Allgemeinen , als vielmehr 
nur örtlich und nur dann an Beistandspersonen zu mangeln, 
wenn man diesen die freie Wahl ihres Wohnsitzes gestattet* 
Dieses Unstatten wird um desto empfindlicher an den Tag tre- 
ten , je mehr in einem Staate die anziehenden Ortschaften und 
Gegenden von minder begünstigten an Anzahl und Grölse über- 
wogen werden. Es könnte nun vielleicht nach blofsem, stren- 
gen Rechte allen Beistandspersonen als Bedingung ihrer Appro- 
bation die Verbindlichkeit aufgelegt werden, sich, wenigstens 



Von der FQrsorge für gehörigen perstfniichen Beistand. 85 

während der erstell Jahre ihrer Praxis, je nach dem Ermessen 
der zuständigen Behörde , jederzeit in andere Gegenden ver- 
setzen lassen zu müssen, und man könnte dann, zumal nach Er- 
folglosigkeit des Versuchs, dem Mangel durch Freiwillige ab- 
zuhelfen , von dieser Bedingung zur Beseitigung des Nothstan- 
des Gebrauch machen. Rathsam ist aber eine solche Maafsregel 
keineswegs. Sie fuhrt, consequent angewendet, unvermeidlich 
zu grolsen Härten gegen Einzelne der Verpflichteten und gegen 
ihr bisheriges Publicum, dem es mitunter sehr empfindlich fal- 
len möchte, einen beliebten Helfer zu verlieren. Auch könnte 
eine solche Maafsregel, welche mindestens immer das Damodes- 
schwert über die der gedachten Verbindlichkeit noch unterwor- 
fenen Beistandspersonen schwebend hält, von der Wahl des Fa- 
ches überhaupt abschreck^i und dadurch erst recht sogar einen 
allgemeinem Mangel verursachen. 

S- in. 

Ein bei Weitem milderes und dem blols örtlichen Mangel 
an Beistaodspersonen sicher vorbeugendes Mittel empfiehlt sich 
in einer gesetzlichen Bestimmung, wonach denselben, als sol- 
chen, weder die Wahl des ersten Niederlassungsortes, noch die 
Übersiedelung an einen andern Wohnsitz beliebig freisteht. Auf 
Krankenwärter ist jedoch diese Maafsregel nicht anwendbar, weil 
es überhaupt in der. Regel nur an grofsen Orten möglich ist, 
dergleichen, welche sich diesem Beruf ausschliefslich widmen, 
zu beschaffen, denn anderswo nährt derselbe nicht leicht voll- 
ständig. Die oben empfohlene Maafsregel gewährt zugleich Si- 
cherheit gegen das Entstehen örtlicher und allgemeiner Über- 
fullung des Standes, welche für diesen und für das Publicum mit 
so grofsen Nachtheilen verbunden ist, indem sie die Existenz der 
Ersteren gefährdet, die Fortbildung derselben hemmt und in ein- 
zelnen Fällen sogar auf verbrecherische Abwege fuhrt. Aufser- 
dem ist sie mit dem Vortheile verknüpft, dafs man die verschie- 
denen Orte und Gegenden immer mit solchen verfugbaren Bei- 
standspersonen versehen kann, welche dem grade vy>rhandenen 
Bedürfnisse am meisten entsprechen. 
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Man bat zwar dem Staate die Befagiu& zu einer derartigen 
Beschränkung der Niederlassongsfreiheit streitig machen wollen^ 
aber gewiis mit Unrecht , da^ der £rfahrang nach, weder Pri-« 
Vaikräfle, noch Frivatwille, noch auch gelindere Maalsregeln 
einer ÜberfuUung des Standes und einer unsweckmälsigen Yer-« 
theilung der Beistandspersonen ausreichend entgegen Inrirken« 
t)ie Härte der Maal^regel ist in der That mehr' scheinbar, als 
wirklich. Schon durch ihr bloises Bestehen hält sie den Zu^^ 
drang tum Studium der ihr unterworfenen Fächer in gewissen 
Schranken. Für die einmal Approbirten ist aber die gröfsere 
Sicherheit der Existenz eine Wohlthat, welche die für die Aspi-^ 
ranten allerdings zuweilen eintretende Unannehmlichkeit, ei-> 
nige Zeit auf die Admission zur Praxis Warten ^ oder sich yiel-^ 
leicht im Anfange einen minder anziehenden Niederlas^lUDgsort 
gefallen lassen zu müssen , bei Weitem überwiegt« Wer Glück 
hat, dem kann trotz der Beschräi^kung der Niederlassungsfrei- 
beit alsbald Alles nach Wunsche gehen ; wen aber Unglück Ter-«- 
folgt, der ist leicht bei der sogenannten Freizügigkeit noch üb- 
ler daran , denn diese gewährt ihm niemals Schutz vor erdrü- 
ckender Goncurrenz* Sie setzt selbst den vielbewährten Practi« 
ker jeden Augenblick der Gefahr aus, durch irgend einen jungen 
Charlatan uin seine £xistenZ zu kommen. Das Publicum ist 
nun einmal nicht fähig, die Beistandspersonen nach ihrem wah* 
ren Werthe zu beurtheilen« Angehende Ärzte gelangen bei be- 
stehender Niederlassungsfreiheit schneller zur Approbation t ge« 
währt ihnen denn diese aber immer auch sofort Beschäftigung? 
Müssen sie nicht vielmehr häufig recht lange auf eine auskömm- 
liche Praxis warten? Und befinden sie sich nicht während die-^ 
ser Zeit leicht in einer viel peinlichem Lage, als Diejenigen, wel- 
che nach der Prüfung noch einige Zeit ohne Approbation 
bleiben ? 

Wäre die anempfohlene MaaTsregel wirklich ungeredit , so 
wüi'de eine ganz ähnliche schwerlich bei der Justizverwaltung 
Boden gefunden haben. Bekanntlich besteht aber eine solche 
hinsichtlich des Advocatenstandes wohl in allen Deutschen Staaten* 
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Für den beabsichtigten Zweck genügt es übrigens, wenn man 
die Beistandspersonen blols hindert , sich ohne Erlaubnifs nie- 
der zu lassen, wo sie wollen. Nicht nöthig ist es aber, sie di- 
rect zu zwingen, sich da nieder zu lassen, wo sie nicht wollen. 
Die Verhältnisse üben den erforderlichen Zwang in der Regel 
schon indirect. Bleiben ausnahmsweise manche Gegenden ohne 
die noth wendige Anzahl von Beislandspersonen, was, wenn der- 
gleichen nur überhaupt genug vorhanden sind, wohl nur ledig- 
lich wegen' Existenzbesorgnifs der Fall seyn möchte 3' so mufs 
eine solche Besorgnifs je nach den Umständen ans Gommu- 
nalmitteln und, sofern diese nicht ausreichen, aus Bezirks-, Pro- 
vinzial - upd endlich aus Staatsmitteln gehoben werden. Aulser- 
dem kann man durch Eröffnung von Aussichten auf gelegent- 
liche Versetzung In bessere Gegenden, nach Befinden auch in 
Staatsämter noch nachhelfen. 

Bei der Auswahl unter den Aspiranten zur Praxis ist zu- 
nächst auf die Art des vorhandenen Bedürfnisses, z*B. ob ein 
blolser Arzt, oder ein Arzt, der zugleich Geburtshelfer -Befug- 
nifs hat, fehlt, dann auf den Grad der Würdigkeit der verschie- 
denen Bewerber, weiter auf die Wünsche des betreffenden Pu- 
bUcoms hinsichtlich der Personen, ferner auf die Anciennelät der 
Expectanten und endlich auf die Wünsche dieser letzteren selbst 
geeignete Rücksicht zu nehmen. 

Gegner der empfohlenen Maafsregel, welche u. A. auch in Bayern (Döl- 
linger a.a.O. I. 8.8.) and in Karhessen (Medicinalordnang vom 10. Jaly 
1830. §§. 114. 117.) gesetzlich eingeführt ist, sind unter Anderen Ulrich 
(Henke's Zeitschr. 11. S. 36.), von Mohl (a. a. O. f. S. 199. Anm.) und 
Schürmayer (a.a.O. S. 382. Anm.). Dagegen sind Rost und Stieglitz 
(Rast: die Medicinalverfassong Preolsens, wie sie war und wie sie ist. Acten- 
maCsig dargestellt und kritisch beleuchtet. Berlin 1838. S. 142flF.), Nicolai 
(a. a. O. II, S. 38. Grundzüge der Medicinalordnang (Entwurf) für das Königreich 
Hannover. Hannover 1850.) meiner Meinung. In manchen Staaten besteht be- 
kanntlich die Niederlassungsfreiheit, z. B. in Preufsen, und aas diesen sind neuer* 
lieh Stimmen genug für die Aufhebung dieser Freiheit laut geworden, während 
man Anträge auf Abänderung in denjenigen Ländern, wo die Wolmsitzwahl von 
der Regierung abhängt, meines Wissens nicht vernommen hat. 

Im Grofsherzogtham Sachsen »Weimar- Eisenach hat sich die Maafsregel 
seit sehr langer Zeif als gut bewährt. Den Behörden verursacht sie freilich 
mandies Ungemach ; ladessen kann es darauf nicht ankommen. Ich war selbst 
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früher Arzt in Freufsea und im Anfange meiner jets^^en SteUong keineswegs 
für die fragliche Eiarichtong eingenommen. Vergleichende Erfahrong hat mich 
des Bessern belehrt. 

Man vergleiche übrigens noch 

von We de kind: Ideen zor Polizei der Heilkunde (Kopp 's Jahrbach 
Vlil. S. 54flf.). 

Günz: Betrachtangen über die Anhaofong der Ärzte in groEsen Städten 
(Siebenhaar's Magazin II. S. Ö2ff.). 

Ein Ungenannter : Welche Folgen hat die Goncessionirong zn vieler Ärzte ? 
(H e n k e *8 Zeitschr. XXI. S. 437 E). 

Strehler: Die Frage über die Freigebong der arztli^en Praxis in Bayern. 
Begensbnrg 1847. 

Zar Ausmitteluug der Seeleozablen ^), auf welche je ein Mit* 
glied der verschiedenen Klassen von Beistandspersoaen durch- 
schnittlich erforderlich sey, hat man viele and vergebliche Mühe 
angewendet. Die ausgerechneten Zahlen gehen ziemlich weit 
auseinander. In der That kann man die Frage: auf wie viel 
Einwohner ein Arzt, Wundarzt u. s. w. kommen müsse? im 
Allgemeinen mit wesentlichem Nutzen für die medicinische Po* 
lizei nicht beantworten* Im gegebenen Falle leiten am Sicher- 
sten die Ergebnisse besonders anzustellender, sorgfaltiger Er- 
örterungen über das Bedürfnifs, wobei man auf die Verhältnisse 
in andern ähnlichen Ortschaften und Gegenden vergleichende 
Rücksicht zu nehmen hat. Man höre die Orts* und Bezirks- 
Polizei -Behörden, nach Befinden auch die in der fraglichen Ge- 
gend schon ansässigen , betheiligten Beistandspersonen , so wie 
allenfalls die Apotheker und andere einsichtige unparteiische Per- 
sonen. Über die Gränze des nothwendigen Bedürfnisses hinaus 
darf eine Vermehrung der in einer Gegend vorhandenen Bei- 
standspersonen immer nur in so weit erfolgen, als dadurch die 
Möglichkeit standesmäfsiger Existenz Aller, als solcher, d.h. 
aus den Erträgen der Praxis, nicht wesentlich in Gefahr kommt. 
Die Wirklichkeit einer solchen Existenz kann ohne (un- 
statthaften) Zwang dem Einzelnen niemals, selbst dann nicht 
verbürgt werden, wenn die Anzahl der Beistandspersonen das 
Bedürfnifs des Publicums kaum deckt. 

Hinsichtlich der Bestimmung der nothwendigen Hebammen- 
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anzahl sind zwei verschiedene Principien zu practischer Geltung 
gelangt. Nach dem Einen werden nur so viel Hebammen an- 
gestellt, als von der blofsen Praxis leben können, nach dem An-* 
dem in der Regel ftir jeden nicht gar zu kleinen Ort mindestens 
Eine. Keins von beiden Principien kann man ohne wesentlichen 
Nachtheil consequent durchfuhren. Auf jenem Wege erhält 
man ohne Zweifel geschicktere Hebammen, und er yerdient daher 
überall den Vorzug, wo man ihn, wie in ansehnlichen Ortschaf- 
ten, einschlagen kann, ohne die nothwendige Schnelligkeit der 
Hülfe allzusehr zu gefährden. Auf dem andern Wege ermög- 
licht man schnelleren Beistand , ohne doch die Zuverlässigkeit 
desselben innerhalb derjenigen Gränzen, welche der Hebammen- 
praxis ihrem eigentlichen Zwecke nach gezogen werden müssen, 
zu nahe ^u treten. Die Hebammen sind nämlich doch eigentlich 
nur dazu bestimmt, bei regelmäfsigen Fällen selbstthätig, bei un- 
regelmäfsigen aber besonders durch den Ratli der Zuziehung eines 
Arztes oder Geburtshelfers Beistand zu leisten. Aulserdem sollen 
sie bei plötzlichen Ge&hren einstweilen die nöthige Hülfe nach ei- 
ner ihnen desfalls ertheilten Instruction gewähren. Das Alles ist, 
der Erfahrung nach, in der Regel auch solchen Hebammen mög- 
lich, welche nur wenig Entbindungen jährlich zu besorgen haben, 
wenn man ihnen nur genügenden Unterricht angedeihen lälst 
und auf die oben ($. 103.) angegebene Weise Maafsregeln zd 
ihrer Fortbildung trifft. Wollte man das erste Princip auch auf • 
kleinere Orte anwenden > so müfsten deren oft mehrere einer 
einzigen Hebamme zugewiesen werden, wenn dieselbe blois von 
dem Ertrage ihrer Kunst subsistiren sollte. Denn die. Anzahl 
der Geburten verhält sich zur Einwohnerzahl durchschnittlich 
höchstens ungefähr wie i : 20*). 

1) Vgl. n. A. Erhard a. a. 0. S. 138- 

2) von Mohl a. a. O. I. S. 97. Anm. ^ 

S. 113. 

Alle vorgenannte Maafsregeln sichern aber den Hül&bedürf- 
tigen den nöthigen Beistand noch nicht, so lange den zur Lei- 
stung desselben Vorhandenen gestattet bleibt, ihn nach Will- 
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kühr zu verweigern oder zu verzögern, oder durch die Forde- 
rung unverfaältnifsmäisiger Opfer zu bedingen« Den Beistands- 
personen darf daher, die Approbation nur unter der Yerpflicli- 
tung ertheilt werden, dafs sie, innerhalb der Gränzen ihrer 
tLunslbefugnifs , in der Regel Jedermann, auf Ersuchen, ohne 
Verzug die erforderliche Hülfe gewähren, sofern nicht unübef^ 
windliche Hindernisse entgegen stehen. Nur für solche Fälle ist 
auch bei minder Wichtigen Hindernissen eine Ausnahme statthaft. 
Wo die nöthige Hülfe unzweifelhaft ohne erheblichen Nachtheil 
für den derselben Benölhigten auch sonst erlangt werden kann^ 

Aus der aufgestellten Regel folgt, dafs ohne dringende Noth 
keine Beiätandsperson den ihr angewiesenen Wirkungskreis, zu- 
mal bereits übernommene Hülfisbedürflige verlassen darf, ohne 
für geeignete Stellveilretung wirksame Sorge getragen zu haben. 
Hierüber muls bei dem Herannahen und während der Dauer ge-^ 
iährlicher Seuchen mit besonderer, unablässiger Strenge ge- 
wacht werden* Was für einzelne FäUe gilt, das gilt um so mehr 
für das gänzliche Aufgeben der Praxis. In Staaten, wo Nieder- 
lassungsfreiheit nicht besteht, ist 2u solcher Niederlegung der 
Praxis nothwendig die Genehmigung der Medicinalpolizei- Be- 
hörde erforderlich. Sie darf aber nicht versagt und auch nicht 
nnnöthig verzögert werden. Hinsichtlich desblols. theilweisen 
^lufgebens der Praxis ist die Sache schwieriger, weil der £rsatz 
leicht unmöglich wird , wenn nur der minder einträgliche und 
bequeme Theil niedergelegt werden wilL Doch darf auch hierzu 
die Genehmigung nicht ohne wirklich triftige Gründe verweigert 
werden. 

£s folgt ans der obigen Regel femer, dafs, aufser in dem 
schon bezeichneten Ausnahmefalle, keine Beistandsperson sich 
der von Seiten eines Hülfsbenöthigten verlangten Berathung mit 
irgend einem approbirten Fachgenossen entziehen, oder dersel- 
ben sonst hinderlich entgegen ti-eten darf, es wäre denn , dafs 
der Zweck der Gonsultalion voraussichtlich unmöglich erreicht 
werden könnte. Dieser Zweck kann aber ein zweifacher seyn, 
nämlich einmal Aufklärung des vorhandenen Zustandes des Hülfe- 
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bedürftigen und zweitens Ermittelung des angemessensten Ver*« 
fahrens. kn erstem Falle ist kein Orund vorhanden^ die,Verwei-» 
gerung nicht ganz an dieselben Bedingungen t\i knüpfen, Wie 
die Ablehnung der Beistandsleistung überhaupt'; im andern Falle 
ist die Verweigerung jedoch dann zulässig, wenn die zur Gonsul* 
tation Berufenen in ihren OjUndansichten von der Krankenbe-» 
handlung unvereinbar von einander abweichen, wie z, B, streng 
exclusive Bekenner der allöopathischen und homoopatischen 
Methode. Denn dann kann eine Gonsultation über die Wahl 
der Mittel und der Art und Weise ihrer Anwendung nicht zum 
Ziele fuhren. 

Endlich folgt fiir die approbirten Beistaüdspersonen. die fei*- 
nere Pflicht, zugezogenen Fachgenossen, auch wenn diese die 
Hülfsieist ung allein fortsetzen sollen, auf Begehren des Hülfs«^ 
bedürftigen die erforderliche Auskunft aufrichtig und mit thun-« 
iichster Beschleunigung zu geben. 

Um dem Publicum möglichst wohlfeile tlülfezu yerschaffen^ 
hat man kein andres Mittel, als den Beistandspersonen eine Taxe 
TOi*zuschreiben , über deren bezügliche Sätze sie mit ihren For- 
derungen nicht hinausgehen dürfen. Eine solche gewährt den 
Beistandspersonen zugleich den Vortheil eines Maalsstabes für 
ihre Ansprüche, mit dessen Hülfe sie von deren Billigkeit über'* 
zeugen können. Den Behörden dient sie zu einer Richtschnur 
£ur Entscheidung streitiger Fälle nach gleichmäfsigen Grund« 
Sätzen. Die Ausarbeitung einer solchen Taxe von Haus aus hat 
grolse Schwierigkeiten. Ihre Grundlagen hat die poUzeiliche 
Medicin zu gewähren. £s ist bei der Ausarbeitung zunächst ei« 
nerseits die Ermöglichung nicht nur standesmäfsiger Existenz 
und Fortbildung der Medicinalpersonen , sondern auch des Zu-* 
rückgewinns des auf ihre Ausbildung verwendeten Gapitals 
durch Bernfserwerb, andrerseits die höchst verschiedene Zah-» 
lungsföhigkeit der Hülfsbedürftigen und die grofse Mannich- 
faltigkeit der vorkommenden Fälle zu berücksichtigen. Indes- 
sen lassen sich diese Schwierigkeiten denn doch jetzt überwin- 
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den 9 da man, aalser dem Herkommen, vorhandene Taxen an- 
derer Staaten benutzen und sie den eignen Verhältnissen anpas- 
sen kann. Billig werden in der Taxe die Kunstverrichtungen 
je nach ihrer Schwierigkeit, Gefahr und £kelhaftigkeit fiir die 
Beistands person, die darauf zu verwendende Zeit und die dabei 
etwa vorkommenden Auslagen in Anschlag gebracht« Letztere, 
die Auslagen, müssen in allen Fällen gleichmäfsig vollständig er- 
stattet werden, sofern sie nothwendig waren, z. B. Auslagen fär 
Verbandstücke, für Zehrungs- und für Transport - Kosten. 
Die verschiedenen Vermögensverhältnisse der Zahlungspflichti- 
gen und die sonstige Verschiedenheit der einzelnen Fälle machen 
fiir jede Venichtung und ftir den Zeitaufwand einen höchsten 
und einen niedrigsten Satz nothwendig, zwischen denen sich ein 
angemessener Spielraum befinden mufs. 

Da nicht selten Streitigkeiten über die taxmäfsige Bichtig« 
keit der Forderungen vorkommen) müssen Bestimmungen über 
deren Entscheidung getroffen werden. Diese setzt in den mei- 
sten Fällen Sachkunde voraus und wird daher am zweckmäfsig- 
sten Technikern übertragen, 

Sämmtliche die Taxe angehenden Vorschriften sind mit Ge- 
setzeskraft in eine Tax Ordnung zusammen zu fassen und als 
. ein wesentlicher Theil der Medicinalordnung ($. 54.) öffentlich 
bekannt zu machen. Anwendbarkeit auf alle Fälle und leichte 
Übersichtlichkeit sind wesentliche Erfordernisse einer guten Tax- 
ordnung, welche, aufser dem bereits Angegebenen, auch noch 
Bestimmungen über das Recht, schriftliche Liquidationen zu for- 
dern, über die Form derselben und über die Art und Weise ihrer 
Feststellung in Streit- oder Zweifels -Fällen und übfer die Stra- 
fen für Überschreitungen enthalten. 

Jm Obigen bin ich von der Ansicht aasgegangen, dafs ans Rücksicht auf die 
mmdere Vermöglichkeit vieler Hulfsbedürftigen, den Beistandspersonen für diese 
mit Billigkeit zwar angesonnen werden könne, sich mit einem geringeren Erwerb 
zu begnügen , nicht aber auch baare Einbofsen zu erleiden. Hiemach kann 
ich mich mit S chürmayer a. a. O. S. 384. nicht ein verstehen , nach dessen 
Meinung der Arme und wenig Bemittelte, so wie Diejenigen , welche für jene za 
zahlen verpflichtet sind, als Gemeindecassen, milde Stiftungen u. s. w., dem Arzte 
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nor die Zeit, der veitnögliche Kranke aber aoch die Konstverrichtung 
bezahlen solle. Ich sehe keinen Grand hierfür. 

Man hat es für anstatthaft erachten wollen, die Taxsätze überhaupt mit 
Rücksicht anf das 'Vermögen des Kranken za bestimmen. Aach die Rücksicht- 
nahme auf die Gefahr für den Arzt hat man verworfen (Ffeufer in Henke's, 
Zeitschrift Xn. S.426iF.). Es giebt eben paradoxe Ansidtten. Die jetzigen Ta- 
xen haben sich aus demjenigen entwickelt, was früher, wo jeder sich nach Kräf- 
ten dankbar erwies, herkömmlich war. Offenbar ist auch die im Wesentlichen 
gleiche Leistung bei Reichen nnd Armen von nicht unbeträchtlicher accessori- 
scher Verschiedenheit« Eben so gewifs verdient das gröfsere Risico der Beistands- 
personen bei' für sie gefahrlichen Krankheiten Anderer eine billige Berücksichtigung. 

Um die standesmäfsige Existenz der Ärzte besser zu sichern , hat man ver-* 
schiedene andere, zum Theil sehr künstliche Mittel vorgeschlagen und selbst an- 
gewendet. Die gewöhnliche Weise ist aber, als die natürlichste nnd einfach- 
ste, vorzuziehen und sie gewährt im Allgemeinen denn doch auch| was man 
billig verlangen kann. 

Vogler: über die Nassauische Medicinalverfassung und ihren Werth, nach 
ihrer zehnjährigen Wirksamkeit benrtheilt (Henke's Zeitschrift Ergänzungs- 
heft JX. S. 1 ff.). 

Über die Verhältnisse der Ärzte im Staate (Henke's Zeitschrift IX. 
S. 122 ff.). 

Knaner: Vorschläge zn einer zweckmafsigeren Einrichtung im Retreff der- 
Medicinalanstalten (Henke's Zeitschrift , Ergänzungsheft XVIII. S. 1 ff.). 

Nasse: Von der Stellung der Ärzte im Staate. Leipzig 1823. S. 295 ff. 

§. 115. 
Durch dieTaxordnung werden nun zwar die den Beistands-r 
personen gebührenden Vergütungen bestimmt, sie sorgt aber 
nicht zugleich auch für die wirkliche Entrichtung derselben. Von 
dieser hängt aber die Existenz jener Personen und folglich auch 
die Möglichheit der nöthigen Hülfserlangung ab ($.111.). Im 
Allgemeinen bleibt aach den Beistandspersonen gegen säumige 
Zahler nur die Anrufung der Justiz übrig. Indessen ist es doch 
billig y ihnen, in sofern sie ihre Hülfe nicht beliebig und insbe- 
sondere nicht aus Besorgnifs wegen etwaiger Nichtbezahlung ver- 
weigern dürfen (§. HS ), zur sicherern Erlangung ihres verdienten 
Lohnsund der Erstattung ihrer Verläge gesetzliche Vorrechte vor 
denjenigen Gläubigern einzuräumen, welche zur Eingehung ihres 
Forderungsverhältnisses durchaus nicht gezwungen waren. Die 
Gesetzgebungen haben meistens dergleichen Vorzugsrechte na- 
mentlich bei Goncursen bewilligt. 

Pfeuf er a. a. O. (s. Anm. zn §. 114.) meint, wenn der Staat darch eine 
zweckmafsige Taxe seinen Bürgern oder Untertlianen die Gelegenheit zor unge- 
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hioderten Benotzimg der mediciiiiscdiea Kunst eröffiaet habe, so sey er aach auf 
4er andern Seite rerpfiichtet, diese Taxen zu garandreQ. So lange diese t^i-an- 
tie nicht geleistet werde, seyen alle Medicinalgesetze ein leeres Luftgebilde, wel- 
dies den arztlichen Stand beschwere, den Forchtsamen (?) nochf mehr einsähftdi-? 
. tere , den Freisinnigen aber nicht im Geringsten (?) berühre. Im lieben Deut- 
schen Vaterlande sey für diese Garantie noch wenig oder gar nichts geschehen« — 
Welche Garantie Ipann denii aber der Staat, abgesehen Ton der Jnstizpflege, noch 
leisten ? ^11 er selbst etwa for den Schuldner eintreten , auch' wenn es sidi 
nicht um Anne handelt, for welche allerdings die Armuthspolizei Sorge tmgeD 
mufs. 

Schürmayer a. a. O. S. 385. ^ndet es unzulässig, wenn der Staat, nach- 
dem er eine for die Ärzte bindende Taxe aufgestellt hat , denselben Verträge 
mit Corporationen , Gemeinden u. s. w. über Kranlenbehandlung unter der Taxe 
geitattbt. Die positiv nachtheüigen Wirkungen davon für Arzt und Publicum 
seyen bereits nachgewiesen. Mir scheint es denn doch, als ob es an einem aol- 
chen genügenden Nachweise noch mangelte, obschon man genug Gdegenheit zu 
Erfahrungen deshalb gehabt hat. Der Staat bindet ja den Arzt auch nur in so 
fem an die Taxe, dafs dieser sie nicht überschreiten 4arf» ^>^ sonst das 
Publicum leicht übertheuert werden möchte. Die natürliche Frdheit des Arztes 
aber auch dahin zu beschränken , dafs er seine Hülfe mcht unter der Taxe lei- 
sten dürfte , dazu scheint doch wahrlich ein triftiger Grund um so weniger vor- 
zuliegen, als man es ja unbedenklich findet, wenn 4er Ant ganz unentgdtlidi 
wirken will. 

§. «16. * 

Eine die Zahlungspflichtigen vielfach sehr belästigende Un? 
sitfe mancher Beistandspersonen, ihre i^'orderun^en für Hülfs-r 
Leistungen ungewöhnlich lange zurück zu halten , wodurch diese 
Forderungen öfters zugleich s^u einer beunruhigenden Höhe an- 
schwellen, einerseits, und die für die Fordernngsberechtigten nicht 
weniger drückende Unsitte von Zahlungspflichtigen, die Lösung 
ihrer Verbindlichkeit ungebührlich lange hinaus zu schieben, 
andererseits, so wie die in beiden Fällen, ^^ B. bei eintretendem 
Ableben des Gläubigers oder des Schuldners, leicht entsteheade 
SLecbtsunsicherheit lä|st eine gesetzliche Moafsregel dagegen als 
aehr wünschenswerth erscheinen. Man hat eine solche denn auch 
in manchen Staaten getroffen und fiir die hier in Rede stebendßQ 
Forderungen zweckmäfsig kur^e Verjährungsfristen bestimmt. 

Im Grofsherzogthum Sachsen -Weimar- Exsenach z. P. yeijahren nadi §, 3. 
Ziffer 2. des Gesetzes vom ?6. März 1839. die Forderungen nach vipr JahrePr 

Die fixistena; der epprobirten Beistandspersonen (§. ild.) wird 
Jim» beßonder^ leipbt durch Eingri^ Nichtbefii^ter (Pfqscber> 
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Quacksalber) in ihre Rechtssphäre beeinträchtigt. Es mufs 
daher jede Art der Beistandsleistung, welche Ermächtigung von 
Seiten der medicinischen Polizei Torausbedingt,, durch Unberech- 
tigte, bei strenger Ahndung verboten werden, sofern irgend 
eine Vergütung in Geld oder in Geldeswerth dafür 
Statt findet, Pagegen erscheint ein Strafverbot auch gegeu 
unentgeltliche Leistungen der Art an und für sich allein, d. h^ 
ohne Rücksicht auf etwa angestifteten Schaden, um so mehr be-? 
denküch» ja ungeeignet, da durch solche Eingriffe die Exislenss 
der Approbirten bei VVeitem minder gefährdet wird, weil der 
Pfuscher , wenp es ihm , wie m0istens , hauptsächlich um 6eld-r 
gewinn %vi thun ist, die Lust ^u unentgeltlichen Dienstleistungen 
schnell verliert. Pepn 

i) lehrt die Erfahrung, dafs sogenannte Pfuscher, wenn 
sie, wie zuweilen vorkommt, von der Natur mit einem beson- 
deni practijschen Talent ausgestattet sind, nicht selten eigenthüm-r 
liehe Mittel und Methoden erlinden und damit Krankheiten hei* 
len, welchß den Bemühungen selbst mehrerer ausges^eichneter, 
vom Staate anerkannter Männer vom Fach hartnäckig Trotz bo- 
ten, und der Staat dürfte nicht das Jlecbt haben, dem Leidenden 
irgend einen Weg möglicher Heilung und d^r Kunst irgend eine 
Quelle möglicher B^reichßrung abzuschneiden. 

2) ist es unmöglich, so viele Beistandspersonen zu appro-r 
biren, dafs sie für alle, auch geringfügige Fiille, in denen der 
Leidende docji aber auch Hülfe begehrt, hinreichten, und es ist 
nicht in Abrede au stellen, dafs nian<;he, häufiger vorkommende 
Krankheiten, z. B. einfache Verletzungen , Catarjrhe, Rheuma-» 
tismen u. s. w. , zu ihrer richtigen Behandlung der Zuziehung 
eines eigentlich Sachverständigen in der Regel nicht bedürfen» 
Auch dürfte der Kostenpunkt für die meisten Jliilfsbedürftigen 
sehr schwer in die Wage fallen^ 

S) Für den HülfsbedürfUgen sind, wenn er sich eines Nicht- 
approbirten bedient, viererlei Möglichkeiten vorhanden. Ent- 
weder nämlich erreicht er sein 2iel, er wird geheilt, dann mag 
man ihm Glück wünschen j oder es wird ihm ein positiver Nach- 
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theil zugefügt, dann mag er die Justiz anrufen, oder diese mag 
nach Befinden auch von selbst einschreiten; oder er erleidet einen 
negativen Schaden durch Versäumung rechtzeitiger gehöriger 
Hülfe, das ist dann lediglich seine eigne Schuld; oder endlich es 
entsteht weder Nutzen noch' Schaden und dann ist die Sache 
gleichgültig. 

4) Die unbedingte polizeiliche Verfolgung der Pfuscher ist 
nicht mit der von der Gerechtigkeit geforderten Gleichmäfsig- 
keit durchführbar. Fast Jedermann macht sich der Pfuscherei 
mehr oder weniger schuldig. 

5) Die Verfolgung von Pfuschern führt sehr leicht zum Ge- 
gentheil des Bezweckten , indem sie das Publicum auf den Ver- 
folgten erst recht aufmerksam macht , ja öfters sogar einen ge- 
wissen Nimbus um ihn verbreitet. Der grölsere Theil des Pu- 
blicums ist nun einmal in dem Glauben befangen , die Pfuscher 
würden nur aus Brodneid der Approbirten verfolgt und zwar 
um so eifriger, je grölser der Erstem Geschicklichkeit sey. Man 
hat daher erlebt, dafs grade erst durch die Verfolgung der Zu- 
lauf Hülfesuchender so massenhaft anwuchs, dafs die polizeiliche 
Repression aufgegeben werden mufste, was dann begreiflich dem 
Ansehen des Gesetzes und der Behörden nicht eben förderlich 
war. Dagegen lehrt andrerseits gleichfalls die Erfahrung , dals 
esy neben der Fürsorge für das Vorhandenseyn eines tüchtigen 
approbirten Beistandspersonals, und iux Volksaufklärung, in 
der Regel kein wirksameres Verfahren grade gegen Pfuscher 
giebt, als Gewährenlassen, versteht sich , vorbehaltlich des Ein- 
schreitens der Justiz in Schadenfallen und des Verbotes der An- 
nahme irgend einer Vergütung in Geld oder Geldeswerth. Be- 
währt sich dann die Kunst des Pfuschers nicht , so wird das Pu- 
blicum durch die bald hervortretende Menge ungeheUt Gebliebe- 
nen am wirksamsten enttäuscht. Erweist sich aber der Pfa- 
scher wirklich tüchtig , so möge man ihm , je nach Maafsgabe 
seiner Fähigkeit, die Erlaubnifs zu gewerbsmälsiger Ausübung 
seiner Kunst ertheUen. 

über die Qaellen der Quacksalberei s. Ti s s o t bei S ch ü rma y e r a. a. O. 
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S. 448. auch Reimarus: Uotersuchnng der venneinteo Nothwendigkeit eines 
autorisirten GoUegii medid und einer medidnischen Zunftordnung. Hamburg 1787. 
P f e u f e r : Welches sind die vorzüglidisten Quellen der ärztlichen Pfusche- 
rei im AUgemeinen und die der Landbader insbesondere (Kopps Jahrbuch IV. 
S. 1 fF.). 

S- M8- 

£iQ€ besonders häufige Art der Pfuscherei besteht in Aus- 
schreitungen (gewöhnlich niederer) approbirter Beistandsperso- ' 
nen über die Gränzen ihrer Befugnisse. Eigennutz , Eitelkeit 
und Dünkel sind davon in der Regel die Ursachen. Zur Dul-* 
düng von dergleichen ungebührlichen Übergriffen ist weniger 
Grund vorhanden, als bei andern Pfuschern (§• 117.), denn solche 
ausschreitende Medicinalpersooen mifsbrauchen in der Regel zu«« 
gleich den guten Glauben der Hülfsbedüritigen an ihre Befug- 
nifsy wogegen das Publicum mit seltenen Ausnahmen immer 
weifs, dafs ea gewöhnliche Pfuscher ohne irgend eine Staats- 
Bürgschaft, also durchaus auf eigne Gefahr in Anspruch nimmt«. 
Jede Medicinalperson ist daher bei ihrer Approbation auf Be-, 
obachtung der ihr gezogenen Befugnii^gränzen zu verpflichten 
und Verletzungen derselben sind in der Regel unnachsichtlich zu 
ahnden. 

§. 119. 

Nicht selten übertreten approbirte Medicinalpersonen' ihre 
Befugnisse und zwar nicht ohne Gefahr für das Pubhcum da- 
durch j dals sie sich durch andere Personen wenn auch nur in 
einzelnen Acten auf eine Weise vertreten lassen^ wozu diese 
anderen Personen als berechtigt nicht erachtet werden kön- 
nen. Eine Stellvertretung darf sich, über die eigne practi- 
scbe Befugnils des Stellvertreters hinaus , niemals auf wesent- 
liche Acte der Beistaudsleistung erstrecken. Als solche sind aber 
Bathsertheilungen und Verordnungen immer, die An- 
wendung von bereits verordneten Mitteln aber nur in 
so weit anzusehen, als es dazu einer besondern Staatserlaubnifs 
bedarf. Zu allen andern Verrichtungen, namentlich zu Un- 
tersuchungen und Berichterstattungen über Kranke mag man 
sich beliebiger Stellvertretung, wenn der Kranke damit zafrie- 

Vofel System d. med. Polixei. 7 ' 
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den isty eben so wohl nach eignem Ermessen bedienen, als es ja 
freisteht y sich mit brieflichen oder mündlichen Mitlheilungen 
der HülfsbedürfUgen selbst ^ oder seiner Angehörigen zu be- 
gnügen. 

Jeder Tom Staate in seinem Fache Approbirte hat, zumal 
wenn er dabei verpflichtet worden ist, die rechtliche Vermiithung 
für sich, dafs er bei Ausübung desselben innerhalb seiner Appro- 
bation stets mit der erforderlichen Einsicht und gewissenhaft 
handle. Der Staat hat daher kein Recht, ihn in der techni- 
schen Art und Weise seiner Kunstausübung zu^ beschränken, 
bis erwiesen vorliegt, dafs ihm dennoch diese Einsicht mangle. 
Allgemein wird anerkannt, dals die Medicin, als eine Erfah- 
rungswissenschafl, der Vervollkommnung fähig und immer- 
dar bedürftig ist. Ob sich flir die Wahl und Anwendungsweise 
der medicinischen Bilittel jemals ein für alle Fälle genaues Maafs 
enthaltendes und über jede wesentliche Anfechtung erfaabene.s 
Princip auffinden lassen werde, das ist sehr zweifelhaft, aber so 
lange ein solches, wie zur Zeit, in der That noch nicht existirt, 
so lange darf man, in Verkennung der UnvoUkommewheit imd 
Perfectibilität der Kunst, keinem zur selbständigen Ausübung 
der Medicin in ihrem Gesammlumfange oder in einzelnen Thei- 
len Berechtigten irgend eine Ansicht als Richtschnur aufzwingen, 
vielmehr mufs man einem jeden Solchen, innerhalb der ihm 
duixh di« Approbation gesteckten Gränzen, Freiheit gewähren, 
derjenigen Ansicht au folgen, weiche er fiir die richtige hält *). 
(Vgl. $$• iSi7. 161.) Ei^weislichen absichtlichen oder fahrlässi- 
gen^) Mk&brancben dieser Kunstireiheit ist mit Strafgesetzen 
entgegen zu treten. 

1) Hitrnach amd die Fälle von angeblichen Kaustfehlera ^ so wie die Strei- 
tigkeiten über die Zulawigkeit ungewöhnUcher Mittel und Heilmethoden 3tt eut- 
scheiden , Streitigkeiten , welche bekanntlich neuerlich im BetreflF der Homöopa- 
thie ond des Magnetismus zum Theil sehr leidenschaftlich geftihrt worden sind. 
Allerdings gehört von Seiten der lotenden Medicinalbehördeo oft viol Selbstver- 
leugnung dazu, Ansichten, wie z. B. die Homöopathie, nidit nur walten zu las- 
sen , sondern auch noch zu unterstützen. Denn an diese glauben , scheint dem 
gesoodoa MfiMbcbenvmstemde kawn schlimmer, als bezweifeln, dafs das Wasser 
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oasst, dafs das Fener brennt und dafs in den Irrenhäusern nicht die yon einer 
wahnsinnigen Majorität eingesperrten Yemünftigen sitzen. Allein wir haben denn 
doch nar einen , wenn auch noch so nmfassenden Indactionsbeweis. Übersieht 
der gesunde Menscheaverstand d59 ^ 59' 59'^ eines Kreisbogens ; so wird er sich 
freilich berechtigt finden, das Vorhandenseyn eines vollständigen Kreises an- 
zunehmen ; aber möglicher Weise kann ja dennoch unlaugbar die letzte noch 
verdeckte Secunde (um nicht gewissermaafsen homöopathisch von noch kleineren 
Theilen zu sprechen) ganz fehlen oder eine Ecke enUialten! (Vgl. noch $. 117. 
Ziffer 5.) 

In Bayern ist , nach öffentlichen Blättern , neaerhch Militairärzten die An- 
wendung der homöopathischen Methode , der Sympathie und dgl. mehr verboten 
worden. Es ist hierbei wenigstens eine wirksamere Gontrole möglich ; ' auch be- 
stehen für das MiKtair wesentlich verschiedene , hier zu berücksichtigende Ver- 
hältnisse (vgl. 5. 17. Anm. 3.). 

Wedekind: Unparteiische Beantwortung der Frage : können die Magne« 
tisenrs und die Homöopathen auf Belohnung von ihren Kranken gerichtlichen 
Anspruch machen ? (Henke's Zeitschrift XXII. Sl. 230 ff). 

8tachelroth: Randglosse zu der in neuerer Zeit hier und da in Aawen*- 
dung gebrachten politischen und rechtlichen Benrtheilung der homöopathischeo 
Heilkunst in Vergleichung mit aller andern medidnischen Kunstausübung (Hen- 
ke's Zeitschrift XXIX. S. 199 ff.). 

C A. Alb recht: Die Homöopathie vom Standpunkte des Rechts und der 
Medicinal - Polizei beleuchtet. Dresden 1829. 

CA. Tittmann: Die Homöopathie in Staats - polizeilicher Hinsicht. Mei- 
fsen 1829. 

Schürmayer a. a. 0. §. 349. 

Vgl. auch 5. 157. 

2) Strafbare Fahrlässigkeit ist vorhanden , wenn bei einer Übertretung 
die in ihr enthaltene Reditsverletzung von dem Thäter nicht beabsichtigt wurde, 
aber von- ihm hatte vorhergesehen und vermieden werden können ,. falls er die 
unter den obwaltenden Umstanden gewöhnliche, oder ihm besonders obliegende 
Aufmerksamkeit, Überlegung oder Befleifsignng angewendet hatte. 

§• i2i. 
Möglicherweise können approbirte Belstandspersonen durch 
Einspruch gegen ihre Berechtigung an der Ausübung ihres Be- 
rufs gehindert, und es kann ein solcher Einspruch nicht immer 
genügend dur<;h Berufung auf die desfallsige öflFentliche Bekannt- 
machung (§. 105.) gehoben werden. Zur Beseitigung solcher 
Fälle, ja auch jeden blofsen Zweifels sind die zur selbständigen 
Praxis Approbirten mit einer Legitimationsurkunde (Ap- 
probationsschein^ Admissionsschein) zu versehen. 

§. 122. 

Aufser den bereits abgehandelten Bedingungen gehöriger 
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Beistandsleistung dienen nun auch noch folgende Maafsregeln 
zu diesem Zwecke und zwar yornehmlich durch £rzielung eines 
berufsmälsigen Wollens auf Seifen der Medicinalpersonen. 

i) Feierliche Verpflichtung derselben (vgl. §.47. Zifler 1.). 

2) Fernhaltung oder Befreiung von ungerechten oder un- 
billigen Lasten , in&besondere von solchen , welche nicht jedem 
andern Staatsbürger gleichmäfsig obliegen , z. B. unentgelt- 
liche Berichterstattungen und Listenluhrungen zu öfFentlichen 
Zwecken , unentgeltliche Behandlung Armer. Standes - Vor- 
rechte können sie aber mit Fug nur in Anspruch nehmen^ ent- 
weder wenn sie sonst ihren Benif nicht zu erfüllen vermögen, 
oder als Äquivalent fiir Lasten der oben bezeichneten Art. Hier- 
nach ist namentlich auch die Frage zu beantworten ^ ob den 
Medicinalpersonen eine Steuer von dem Einkommen aus ihrer 
Praxis angesonnen werden dürfe. 

3) Achtungs- und vertrauensvolle Behandlung von Seiten 
des Staats und besonders der vorgesetzten Behörden, Nament- 
lich sollen um einer sogenannten Gontrole willen nicht solche 
allgemeine Vorschriften ertheilt werden , welche sich nur durch 
Mifstrauen gegen einen ganzen Stande eine ganze Classe ^ eine 
Mehrheit überhaupt motiviren * ). 

4) Aufmunterung durch Belohnungen^ durch Aussicht auf 
Anstellungen in Staatsämtern ^) » auf eine anständige Unterstü- 
tzung nicht nur unbemittelter würdiger Invaliden ^ sondeiii auch 
dürftiger Hinterbliebener verdienter Beistandspersonen, zumal 
wenn die Invalidität oder der Tod als Folge rühmlicher Auf- 
opferung eingetreten ist. Zu solchem Behufe ist besonders auch 
auf die Bildung von Unterst ützungs vereinen hinzuwirken, die 
man dann aus Staatsmitteln möglichst fördert **). 

5) Eine zweckmäfsige Disciplin (vgl. §. 48.) *). Es ist mit 
Rücksicht auf das wünschenswerthe Ansehen der wissenschaftlich 
gebildeten Medicinalpersonen und zur besseren Vermeidung auch 
des Scheins von etwaigen Parteilichkeiten angemessen, dieselben 
nicht unter die Disciplin von Unterbehörden zu stellen, bei 
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deaexi immer Special - Collegeia der Ärzte die slaalsarzt liehen 
Fanctionea versehen. 

1) Wie z. B. die Yorschnft im J. 126. der ^urhessischen MediciiialordnuHg 
vom 10. Jaly 1830 and im §. 25. der Weimarischen Medicinalordnung vom 
11. Januar 1814, wonach der Arzt ein Tagebuch fuhren soll, um wichtige Kran k- 
keitsgeschichten nebst den gebrauchten Mitteln täglich eintragen, }\m bei Ver- 
antwortungen Auskunft geben zu können u. s. w. 

2) Bei der jüngsten Reformaufregung ist vielfach sehr laut über das so* 
genannte Gumuliren der Medicinalämter geklagt worden und zwar mit Recht, 
sofern dasselbe mehr ans Rücksicht auf Personen , als auf die Sache Statt g^ 
fanden haben sollte. Indessen ist dieses doch wohl nur der seltenere Fall ge- 
wesen y vielmehr scheinen die Klagenden meistens in dem Glauben befangen, 
die Ämter seyen eine Art von Versorgung, worauf den Ärzten ein ge^wisser An- 
spruch zustünde. 

Vgl. Kalis ch: Matenalien zur neuen Medicinal Verfassung Preutsens If. 
Berlin 1849. S.13fi. 

3) Eine solche Fürsorge empfiehlt sich um so mehr, da die Ärzte meistens 
ein höheres Alter nicht erreichen. Vgl. Gas per: Über die wahrsctieinliche 
Lebensdauer der Ärzte. Dessen Wodienschrift. 1851. S. 33. 

H. Bürger: Hafelands Stiftung für nothleidende Ärzte, ihrem Zwecke 
ond Wirken nach dargestellt. Berlin 1832. 

Pfeufer: Entwurf zu einem Unterstützung^verein für die Witwen der 
Ärzte. Erlangen 1835. 

Albert: die Stiftung N a s s e 's für arztliche Witwen nnd Waisen (Deut- 
sche Klinik. 1850 u. 1852. N. 18.). 

Statut der Pensions- und Unterstützungs - Anstalt für Witwen und Waisen 
von Medipinalpersonen des Grofsherzogthums Sachsen - Weimar - Eisenach vom 
23. Februar 1838. 

Auch in Bayern ist neuerlich, mit Unterstützung des Staates, eine Pen- 
sionsanstalt in^s Leben getreten, die, nach öffentlichen Blattern, grofsen Bei- 
fall findet. 

.4) Man hat in sogenannten ärztlichen Ehrenrathen eine neue Art von, aus 
Standesgenossen gebildeten Disciplioarbehörden einzuführen versucht. Ohne 
Zwängsgewalt würden sie wenig fruchten, und eine solche möchte der Staat ili- 
uen schwerlich verleihen. Schon haben sich bei einem neuem Versuche dieser 
Art öffentliche Stimmen dahin vernehmen lassen , dafs die Ärzte sich lieber je- 
dem andern ürtheil unterwerfen würden, als dem ihrer Collegen. Leider wahr, 
aber nicht erfreoHch! In den Times (s. Deutsche allgemeine Zeitung vom 11. 
July 1852) heifst es über den eben angedeuteten Versuch nicht ganz mit Un- 
recht: Es giebt in Deutschland nicht Ein Gewerbe, nicht Eine Beschäftigung, 
die nicht die Manie hätte, die Gesetze und Regulative, denen sie unterliegt, 
zu vervielfältigen. Wenn die Gesetzsammlung, da^ Ministerium und die Polizei 
ihnen noch nicht genug zu schaffen machen, so arbeiten sie auf eigne Hand 
Statuten aus, die einen Jeden fast von der Gnade des Nachbars abhängig ma- 
chen. Dafs derselbe Geist sich auf eine freie Kunst ausdehnt, die eine so hohe 
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und wissenschaftliche Stellong einnimmt » wie die Medicin in Deatschland , ist 
wahrhaft bejammemswerth. < 

Es sey hier noch folgenden trefflichen Worten S c h ü r m a y e r 's (a. a. O. 
}. 350. Anm.) eine Stelle vergönnt : 

Des Arztes Beruf ist ein schwerer , mühesamer , sorgenvoller , der die kör- 
perlichen ntid geistigen Kräfte gleich stark in Anspruch nimmt. Es giebt kei- 
nen Stand, der so wenig ein vollständiges Ausruhen des aufsern und innem Le- 
bens gestattete, als der ärztliche, wo körperliche Anstrengungen, Wittemngs- 
einflüsse, Störung der nächtlichen Ruhe, Nachtwachen, unterbrochene und un- 
ordentliche Mahlzeiten, Gemuthsbewegnngen aller Art im steten Wechsel Statt 
finden, um die Gesundheit allmählig, aber sicher und oft bald zu untergraben. 
Viele y zumal junge Ärzte , sterben, laut der täglichen Erfahnmg , in Folge von 
Ansteckung; denn der Arzt mufs, um das Leben und die Gesundheit seiner 
Mitbürger zu schützen, sein eignes körperliches Wohl daran setzen, sein eignes 
Leben wagen. 



Zweites Capitel. 
Von der Fürsorge fiir die erforderlichen sachlichen Mittel. 

S. 123. 

Die Hülfsbedürftigeu und ihretwegen auch die ßeistandsper- 
sonen müssen die zur Erzielung der hier zu berücksichtigenden 
Zwecke erforderlichen realen Mittel in möglichst zuverlässiger 
Beschaffenheit und ausreichender Menge stets schnell genug und 
möglichst wohlfeil erlangen können. £s kommen hier, aulser 
den gewöhnlichen Lebensbedürfnissen an gesunder Luft, Spei- 
sen, Getränken, Wohnung, Kleidung, Lagergeräthschaften, 
Heitzung imd Erleuchtung, die sämmtlichen Heilmittel (§. 124.), 
so wie diejenigen Hülfsmittel, namentlich an eigenthümlichen 
Einrichtungen, z.B. Krankenhäusern, in Betracht, ohne welche, 
der Erfahrung nach, die Mittel zur Erhaltung des Lebens und 
der Gesundheit und zur Heilung und Linderung von Krankhei- 
ten in gewissen Fällen nicht durchaus zweckentsprechend an- 
gewendet werden können. 

Was die gewöhnlichen Lebensbedürfnisse anbelangt, so hat 
die medicinische Polizei, der allerdings zweckmäfsigen Praxis 
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nach (S^ 5.), nui' für detea uuschädliche Becsch^fienbett direct 2u 
sorgen, nach Umständea aber die deshalb zuständigen andern 
Zweige der Polizeiverwaliung , vornehmlich die Handels*^ und 
Armnihs - Polizei in Anspruch zu nehmen. 

I. Von der Fürsorge für Heilmittel. 

Heilmittel, im weitesten Sinne, ist jedes> Etwas, das zur 
Verhütung , Heilung oder Linderung von Krankheiten dienen 
kann und nach diesem Begriffe giebt es eine unübersehbare Menge 
von Heilmitteln« Hier wird diese Bezeichnung in ihrer gewöhn-^ 
Itcheren uad engeren Bedeutung genommen , wonach man dar- 
unter nur solche Dinge versteht, die man ausschliefslich oder 
doch hauptsächlich zu den angegebenen medicinischen Zwecken 
anzuwenden pflegt. 

$. 125. 

Die Heilmittel zerfallen in solche , deren Güte in der Regel 
von Jedermann genügend beurtheilt werden kann , z* B. solche 
einfache Arzneimittel, welche zugleich gewöhnliche Gegenstände 
der Haushaltung sind , z.B. Mandeln, Feigen, alllägliche Gcr 
würze; dann in solche, welche, wie z.B. chirurgische und ge- 
burtshüiniche Instrumente, in der Regel von Denjenigen hin- 
reichend geprüft werden können , welche sie anwenden 5 ferner 
in solche, welche zu ihrer Prüfung Kenntnisse erfordern, die 
in der Regel selbst den sie anwendenden Beistandspersonen ab- 
gehen und sich nur bei eigends Gebildeten finden, z. B. viele rohe 
Arzneimittel aus dem Thier-, Pflanzen- und Mineralreiche; und 
endlich in solche, die sich hinsichtlich ihrer Zuverlässigkeit so- 
gar von Personen der zulelzt gedachten Art mit sicherem Er- 
folge nicht beurtheilen lassen und deshalb nur in der Gewissen- 
halligkeit sachkundiger Verfertiger eine Bürgschaft ihrer Güte 
darbieten, z.B. Aufgüsse und Abkochungen von manchen ve- 
getabilischen Slofien. Diese Unterschiede sind für die medicini- 
sclie Polizei wichtig, da es von ihnen abhängt, ob und in wieweit 
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man im Betreff der Zuverlässigkeit der Heilmittel einzaschreitea 
habe oder nicht. Bedenkt man die Unentbehriichkeit der Heil- 
mittel und ihre groDsen Theils schwierige Herbeischaffung, die 
leider nur allzu häufige Geneigtheit der Menschen, von den Be- 
dürfnissen ihrer Nebenraenschen, selbst auf Gefahr der Gesund- 
heit^ ja des Lebens derselben hin, auf betrügerische Weise den 
höchstmöglichen materiellen Vortheil zu ziehen; bedenkt man 
femer die noch häufigere Fahrlässigkeit, Unachtsamkeit, Be- 
quemlichkeitsliebe ^ den Leichtsinn und die Sorglosigkeit der 
meisten Menschen, so wird man leicht einsehen, dals hinsicht- 
lich des Verkehrs mit Heilmitteln häufige Veranlassung zum £in- 
schreiten der medicinischen Polizei, zumal in Zeiten der Noth 
z* B. bei herrschenden Seuchen, vorhanden ist. Und in der 
That haben weise Regierungen diesem Gegenstande >sckon in 
ziemlich frühen Zeiten thätige Aufmerksamkeit angewendet. 

$. 126. 

Für die medicinische Polizeiwissenschafl bildet man am Be- 
quemsten zwei Gruppen von Heilmitteln, deren eine die soge- 
nannten Arzneimittel ($• 127.) und deren andere die übrigen 
Heilmittel in sich begreift. Hierauf folgen dann die Hül&mit- 

tel (§.123.). 

1. Von der Fürsorge hinsichtlich der Arzneimittel). 

§. 127. 

Arzneimittel nennt man diejenigen Heilmittel, welche 
als solche nur in irgend einer sogenannten phannaceutischen 
Form innerlich oder äulserlich angewendet werden. Pharmaceu- 
tische Formen sind aber feine und grobe (Species) Pulver; kalte 
und heifse Aufgüsse, Abkochungen, Solutionen, Saturationen, 
Tropfen, Mixturen, Emulsionen, Pillen, Zeltchen, Bissen, Pa- 
sten, Latwergen, Morsellen, Conserven, Linimente, Salben, Ge- 
rate und Pflaster, So lange die Arzneimittel einer solchen Form 
noch ermangeln, heifsen sie rohe Arzneimittel, Droguen, in 
eine solche Form gebracht aber zubereitete Arzneimittel*). 
1) Die hierher bezüglichen Vorschriften, nebst den gesetzlichen Bestim- 
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mangen über den Verkehr mit gefährlichen Arzneimitteln nnd mit Giften, pfle- 
gen den Inhalt der sogenannten Apothekerordnangen zu bilden. 

2) Zubereitete Arzneimittel verabreichen heifst dispensiren. 

Viele beachtenswerthe Abhandlongen über die Arzneimittel - Polizei ent- 
hält das 

Archir der Pharmade, eine Zeitschrift des Deutschen Apothekervereins, 
welche seit einer Reihe von Jahren in Hannover erscheint und noch fortgesetzt 
wird« Heransgeber sind H. Wackenroder nnd L. B 1 e y. 

§. 128. 

Die zur gehörigen UnterscheiduDg , AnsebafFung, Aufbe* 
wahrang und Zubereitung der Arzneimittel erforderlichen Kennt- 
nisse und Fertigkeiten sind wegen der immer noch zunehmen- 
den, sehr grofsen Menge und Yerschiedenarligkeit dieser Mittel 
^a dem Umfange einer eigenen weitschichtigen Wissenschaft und 
Kunst (Pharmacie, Apotheker - Wissenschaft und 
Kunst) angewachsen, deren Erlernung und zweckmäfsige Aus- 
übung mehrjährige tüchtige Anleitung, andauerndes Studium 
und fortwährende Übung durch aufmerksame und fleifsige Be- 
schäftigung in dem Fache und in der Regel in Apotheken in so 
grolser Ausdehnung erfordert, dals man, mit seltenen Ausnah- 
men, jetzt keine Beistandsperson mehr, wie ehemals, zur voll- 
ständigen Lösung auch nur irgend einer der oben bezeichneten 
Aufgaben der Pharmacie für fiihig erachten darf. Hiervon über- 
zeugt überliefsen denn auch schon vorlängst gewissenhafte Bei- 
standspersonen aus eignem Antriebe die practische Pharmacie in 
allen ihren Theilen gern besonders dazu gebildeten und beru- 
fenen Personen, den Apothekern, um so mehr, da es jeder 
in ihrem eigentlichen Fache einigermaafsen beschäftigten und 
fortstudirenden Beistandsperson, insbesondere dem Arzte, in 
der Regel selbst an der erforderlichen Mu&e gebricht und es 
ihrem Pflichtgefühle widerstreben mufs, die Beschaffung des- 
jenigen, wovon, der Erfolg ihres Heilverfahrens so wesentlich 
mit abhängt, in die Hände von noch minder Befähigten (Fami- 
liengliedern, ja Dienstboten) zu geben. Beistandspersouen von 
weniger Einsicht und Gewissen fanden dagegen in der minde- 
stens theilweisen Ausübung der Pharmacie, dem sogenannten 
Selbstdispensiren , eine erwünschte Erwerbsquelle. Die Regie- 
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riiDgen mufsten auf Andringen der Bessergestnnten die Regiilt-^ 
riing dieser Angelegenheit in die Hand nehmen und die vollstän- 
dige Ausübung der Pharmacle den Apotfadtem übertrügen. Sie 
gewannen dabei zugleich ein öfters diensames Mittel zu einer 
Conlrole der Beistandspersonen> die den Tüchtigen kaum je- 
mals unangenehm zu berühren braucht, die ihm in Fällen von 
Verlaumdung vielmehr sehr nützlich werden kann, die dagegen 
zu Pflichtwidrigkeiten Geneigte theils zur Erfüllung ihrer Ob- 
liegenheiten anzuspornen 9 theils von Vcrstölsen wider die Vor- 
schriften der Kunst und der Gesetze abzuhalten geeignet ist. 

Unter der Benennung Apotheker ist in gegenwärtigem Werke immer 
jeder Pharmaceot ea verstehen , welcher eine Apotheke »abständig verwaltet. 
Apotheker ist daher nicht gleichbedeutend mit Apo thekeneigenthü- 
mer, wohl aber mit Principal. 

§. 429. 
In einem wohlgeordneten Staate ist daher die Versorgung 
des Publicums mit Arzneimitteln hauptsachlich den Apothekern 
anzuvertrauen. Hauptsächlich sie haben den Zweck, den Hülfs- 
bedürftigen und dieserweg^n auch den Beistandspersonen mög- 
lichst zuverlässige Arzneimittel hinreichend schnell und möglichst 
wohlfeil zu verschaffen. Sollen die Apotheker jenen Zweck er- 
füllen; so müssen sie dieses können und wollen. Beides 
hängt sowohl von persönlichen Eigenschaften der Apotheker, 
als auch von äufsern persönlichen und sachlichen Verhältnissen 
derselben ab, die zum Theil einander wechselseilig bedingen. 

$. 130. 

Die Bedingungen des Könnens sind zu betrachten theils 
im Allgemeinen: insofern sie sich nämlich auf den Gesammt- 
Geschäftsbetrieb beziehen, theils im Speci eilen: sofern sie 
entweder, wenigstens vorzugsweise, nur die Zuverlässigkeit 
der Arzneimittel, oder die rechtzeitige Erlangung und Beschaf- 
fung derselben, oder endlich ihre Wohlfeilheit, mitunter jedoch 
auch mehrere dieser Requisite gemeinschaftlich betreffen. Die 
Bedingungen des Wollcns, als moralische, sind dagegen nicht 
nach Einzelnheilen wescnlltch verschieden. 
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A. Von der Fürsorge für die Möglichkeit eines gehörigen Geschäfts- 
betriehes der Apotheker. 

a) Im Allgemeinen. 

aa) Von der Fürsorge für die erforderlichen persönlichen Eigenschaften der 
Apotheker selbst. 

§. 131. 

Die dem Apotheker nolhwendigen , von der polizeilichen 
Medicin näher zu bestimmenden persönlichen Eigenschaften 
müssen theils angeboren, theils erworben und immer weiter 
au3gebildet werden ^). Wie beides Letztere am Zweckmä- 
fsigsten geschieht, hat erforderlichen Falles die polizeiliche 
Medicin anzugeben. Pflicht der medicinischen Polizei ist es 
demnächst, so viel ihr überhaupt zukommt (SS* ^1 — *ö.), da- 
für zu sorgen, dafs jenen Anforderungen entsprochen werde. 
Sie hat deshalb nicht nur zu verhindern, dafs sich Irgendwer 
mit Ausübung des Apotheker gewerb es im Ganzen oder in ein- 
zelnen Theilen ohne Staatserlaubnifs (Approbation) befasse, son- 
dern sie hat auch diese Erlaubnifs von dem durch das Bestehen 
einer förmlichen Prüfung zu liefernden Nachweise hinlänglicher 
Kenntnifs*) und technischer Fertigkeit und von dem durch 
glaubwürdige Zeugnisse nachzuweisenden Besitze der sonst er- 
forderlichen Eigenschaften abhängig zu machen. Hinsichtlich 
der Verschwiegenheit gilt auch für den Apotheker das oben für 
die Beistandspersonen Gesagte (§. 101.). 

Seit langen Zeiten wird allgemein gefordert, dafs sich der 
Apotheker zuerst als Lehrling und dann als Gehülfe unter der 
Anleitung von Apothekern in Apotheken wissenschaftlich und 
practisch ausbilde. 

1) Joden schon als solche von demApothekeratande anbedtogt auszoschlie- 
fsen, wie wenigstens bis vor Korzem noch in einigen Deutschen Staaten ge- 
schah (Müller a. a. O. IIL §, 357. — A u g a s t i n a. a. O. III. S. 346.), scheint 
doch kaum gerechtfertigt, znmal da man^aach in diesen Staaten kein Bedenken 
tragt , Joden die ansdiche Pkraxis nnbeschrankt ao gestatten. Nicolai a. m* O. 
II. S.43. will sie anch hiervon aasgeschlossen wissen. 

2) In den wissenschaftlichen Anforderungen an die Apotheker scheint man, 
selbst mit hingesehen auf die Fürsorge für die gerichtliche und polizeiliche Che- 
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mie, neaerer Zeit Ton Seiten des Apothekerstandes mitoBter wohl zn weit zo 
gehen. (Vergl. n. A. Bley: Entwarf emer zeitgemäfsen Apoth&erordniing 
§§. 12 fF. S. 34. der neuen Denkschrift über die nothwendigen Reformen der 
pharmaceutischen Verhältnisse in Deutschland etc. von L. B 1 e y und Walz. Han- 
nover 1851.) Allgemein vorschreiben darf man auch hierbei nur das zur Er- 
füllung des Berufs wesentlich Nothwendige. Die allerdings wünscheoswerthe, 
ja nothwendige holiere Ansbildang wird sich dennoch wie bisher immer bei ei- 
ner genügenden Anzahl Einzelner finden. Wozn brancht der Landapotheker, 
der, oft noch , seiner Existenz wegen , ein Nebengeschäft , als Materialkram und 
dergl. , zu betreiben hat , wesentlich eine Universitatsbildung , ja auch nur die- 
jenige höhere Ausbildung, wie sie auf gaten pharmaceutischen Instituten erlangt 
wird? Dagegen verleidet das Kosten der academischen Freiheit dem Pharma- 
ceuten gar leicht seinen mit grofser Freiheitsbeschränkung verknüpften eigent- 
lichen Berufl Vgl. von M o h 1 a. a. O. I. S. 218. §. 36. Anm. u. Schürmayer 
a. a. O. S. 397. 

Ganz unnöthig erscheint der Besitz eines academischen Grades als Bedin- 
gung der Zulassung zur selbständigen Verwaltung einer Apotheke. In Österreich 
wird der Magistergrad gefordert. (Müller a. a, Ü. III. $.349. Schneller 
und von Würth: Entwurf einer Apothekerordnung für den Österreichischen 
Kaiserstaat. Wien 1849. S. J2.). 

$. 132. 
Wenn aber auch der Apotheker seine Wissenschaft und 
Kunst in noch so grofsem Umfange sich gründlich zu eigen ge- 
macht hat , so weifs er damit doch noch nicht Alles , was ihm 
zur vollständigen Erfüllung seines Berufs unentbehrlich ist. Da- 
zu ist vielmehr auch noch genaue Kenntnifs der seinen Stand 
betreffenden Landesgesetze und Verordnungen erforderlich. Die- 
selben sind aber so umfangreich und in's Einzelne gehend , zum 
Theil auch unvermeidlich so veränderlich, wie z. B, die Arznei- 
taxe, dafs er deshalb seinem Gedächtnisse allein nicht vertraueo 
darf. Man mufs daher daraufhalten, dafs er die gültigen ge- 
setzlichen Vorschriften vollständig besitze und wohlgeordnet 
stets zur Hand habe. 

$. 133. 

Soll der Apotheker seinem Berufe Genüge leisten, so mufs 
er sich nicht nur in beständigem Besitze des bereits Erlernten 
erhalten , sondern es ist ihm auch ein gewisses Fortschreiten in 
seinem, von Tage zu Tage sich weiter entwickelnden Fache un- 
erläfslich. Hierzu sind literarische und andere Hülfsmittel un- 
entbehrlich, die ihm daher nicht fehlen dürfen. Apotheker, 
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welche über einen langen Zeitraum hinaus ^) ihre Kunst in einer 
Apotheke auch nicht einmal als Gehülfen ausgeübt haben , ha«^ 
ben die Vermuthung genügender technischer Qualißcation nicht 
mehr für sich und müssen sich dieselbe durch eine Prüfung; von 
Neuein erwerben, wenn sie wieder als selbständige Verwalter ei- 
ner Ofiicin auftreten wollen •)• 

1) Dieser ist gesetzlich zu bestimmen. 

2) Inr roanchen Staaten z. B. in , Österreich, jcdobh mit Ausnahme von Dal- 
matien mid dem lombardisch - venetianischea Königreiche (M ü U e r a. a. O. J. 
§. 381.) nnd in Bayern (Döllinger a. a. O. I. S. 37.) bestehen gesetzlich 
sogenannte Apothekergremien, mit Beitrittszwang. B 1 e y ( Entwarf 
gg. 6 — 10.) erklärt sich für solche Anstalten , obschon er L i n k 's Ausspruch : 
der Nutzen derselben sey nicht einzusehen, der Schaden könne grofs werden — 
in einer Anmeikung anführt. 

Die Gremien sollen mehr oder minder folgende Zwecke erfüllen: 
a) Förderung des wissenschaftlichen Betriebs des Apothekerwesens, insbeson- 
dere durch Verbreitung dahin einschlagender nützlicher Kenntnisse und 
Entdeckungen ; 
h) Anzeige von Mifsdrauchen oder Mifsständen im Bereiche des Apotheker- 
wesens , erforderlichen Falles mit gntachUichen Verbesserungs-Yorschlagen ; 

c) Aufsicht auf die Disciplin der Gehülfen und l^ehriiuge; 

d) Unterstützung dürftiger Gewerbsgenossen i 

e) Prüfung und Aufnahme der Lehrlinge; 

f) Beilegung ron Mifshelligkeiten zwischen Mitgliedern. 

Nach Bley (a. a. O. §. 8.) sollen die Gremien sogar den Gharacter von 
Schieds - und Ehren - Gerichten für ihre Mitglieder und deren Gehülfen haben.. 
Ob und inwiefern Gremien der bezeichneten Art angemessen seyen, das 
wird sich nur nach Localverhaltnissen sicher beurtheilen lassen. Im Allgemein 
ncn scheinen sie entbehrlich und ihre Zwecke, allenfalls mit Ausnahme ron e. 
auf andere Weise besser erzielt werden zu können. A b 1 (Plan zur Reform 
der Pharmacie im österreichischen Kaiserataate. Prag 1851. S. 60 ff.) spricht 
sich entschieden gegen die Gremien aus, wie solche bis dahin in Österreich be- 
standen. Er sagt: „Soll ein hundertjähriges Alter die Gebrechen einer verro» 
steten Institution für die Gegenwart heiligen, die nicht mehr Stillstand ist, son- 
dern sich durch ein umgestaltendes Yorwartsschreiten diaracterisirt ? Ich habe 
die Gremialverhandlnngen in den Provinzstädten und in den Universitätsstädten 
Icennen gelernt und geschaudert über die Indolenz des Gongremialen für ihre 
wichtigsten Angelegenheiten. Dafs die Gremien, trotz ihres Greisenlebens, die 
Pharmacie nicht förderten, auch keine grofsartige practische Idee zu fördern 
vnfsten und eben so wenig zur collegialen Eintracht unter den Pharmaceuten 
beitnigen, dagegen, glaube ich, wird kein Widerspruch zu besorgen seyn.<< 
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bh) Von der Fürsorge für die erforderlichen aubem Yerhältnisse 
a) in Besaf aaf Personen. 

$. iS4. 
Es kommen hier nur diejenigen Personen in Belracht, wel- 
che, auFser dem Apotheker selbst» das sogenannte Apotheker- 
personal bilden: Gehülfen, Lehrlinge und Aufwärter (Stöfeer). 
Beide Erstere sind nicht nothwendig in jeder Apotheke vorhan- 
den. Von dem Können und Wollen seines untergebenen 
Personals hängt das Können des Principals immer wesentlich 
mit ab. 

§. 135. 
Die medicinische Polizei mufs darauf sehen, dals ein jun- 
ger Mensch , der sich dem Apothekerstande widmen will , nicht 
ohne die dazu erforderlichen, von der polizeilichen Medicin 
anzugebenden wesentlichen Eigenschaften zugelassen, oder, 
wenn dieses ja geschehen seyn sollte, baldmöglichst wieder 
ausgeschlossen werde; dann, dafs er die gleichfalls polizei- 
lich - medicinisch festzustellenden nothwendigen Qualitäten ei- 
nes tüchtigen Gehülfen sich erwerbe, und endlich, dals Nie- 
mand sich der unvermeidlich mit einer gewissen Selbständig- 
keit verknüpften Geschäfte eines Gehülfen anmaalse, ohne dazu, 
in Folge einer Prüfung, vom Staate ermächtigt zu seyn. Dem 
sogenannten Lehrbriefe, d.h. derjenigen in der Regel von dem 
Lehrherrn ausgefertigten Urkunde, welche den Gehülfen, als 
solchen, jedodi nur hinsichtlich seiner technischen Fähigkeit, le- 
gitimirt, darf daher nur mit Slaatsgenehmigung öffentliche Gül- 
tigkeit beigelegt werden und er ist deshalb von einer zuständi- 
gen Behörde , z. B. von dem Physicus , zu beglaubigen. 

$. 136. 
Die zweckmäßige Ausbildung hängt nicht blofs von den Ei- 
genschaften des Lernenden , sondern auch von den Fähigkeiten 
und Mitteln, so wie von dem Gharacter des Lehrers ab. Nicht 
bei jedem, wenn auch sonst tüchtigen Apotheker und nicht in 
jeder, wenn auch ihrem nächsten und hauptsächlichsten Zwecke 
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en(8pi*echeadea Apotheke finden sich diese Requisite» Die Lehr- 
lingsaspiranlen und ihre Angehörigen sind, aber häufig nicht im 
Slande, sich auf Privatwegen rechtsseitig darüber zu vergewis- 
sem , bei welchen Apothekern und in welchen Apotheken die 
Er&teren erspriefsliche Ausbildung erlangen können. Es ist da- 
her Pflicht der medicinischen Polizei , ihnen dabei zu Hülfe zu 
kommen und deshalb zu bestimmen, welche Apotheker Lehr- 
linge annehmen dürfen und in welchen Apotheken. Verliert der 
£ine oder die Andere die erforderlichen Eigenschaften, so ist für 
sie die Erlaiibnifs zurück zu ziehen. 

§. 137. 

Der Erfahrung nach macht sich zur Verhütung und Schlich- 
tung von Streitigkeiten übei* die Verhältnisse zwischen dem 
Lehrberrn und dem Lehrlinge, Streitigkeiten ^ welche leicht 
auch auf die Ausbildung des Letztern einen öfters sehr bedeu- 
tenden Nachtheil ausüben, die jedesmalige Abfassung eines schrift- 
lichen Contraeta und die Hinterlegung desselben bei der zustän- 
digen Behörde nothwendig. Es versteht sich, dafs in einem sol- 
chen Contracte nichts den gesetzlichen Vorschrifi:en Zuwiderlau- 
fendes eigenmächtig verabredet werden darf. 

§. 138. 

Die Gehülfen suchen sich gewöhnlich in verschiedenen Apo- 
theken weiter auszubilden. Geschieht dieses mit Sinn und Ver- 
stand, so gilt es for vortheilhaßer, als das fortwährende Verblei- 
ben in einer und derselben Apotheke. Sowohl zu ihrem eignen 
Fortkommen dabei, als auch später zur Beurtheilung, ob sie des 
Vertrauens, ihnen die Erlaubnifs zur selbständigen Verwaltung 
einer Apotheke zu ertbeilen, in jeder Beziehung werth seyen, 
müssen sie von jedem ihrer Principale ein durch die zuständige 
öffentliche Behörde beglaubigtes Zeugnifs beibringen. 

§. 13g. 

Der Principal kann Lehrlinge und Gehülfen sowohl zu 
ihrer eignen Ausbildung, als auch zu Zwecken des Apotbe- 
kenbetriebs nur dann mit Erfolg leiten , wenn sie zum Gehör* 
sam gegen ihn verpflichtet sind. Zu desto wirksamerer Erzie- 
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lang der erforderlichen Folgsamkeit ist der Principal nöthigen 
Falles durch medicinisch - polizeiliche Mittel zu unterstützen, und 
es sind zu diesem Ende, — wie er selbst auch in allen übrigen 
Beziehungen seines Standesberufs — wenigstens die Gehülfen in ein 
medicinisch - polizeiliches Disciplinarverhältnils (vgl. $$. 48. u. i 22.) 
zu. stellen. Es bedarf hierbei kaum der Bemerkung , dals den 
Letztem auch geeigneter Schutz gegen Ungebührlichkeiten des 
Erstem gewährt werden mufs. 

§. 140. 

Um sich des gehörigen WoUens möglichst zu versichern, 
ist zwar nicht bei dem , von Rechts wegen kaum jemals selb- 
ständigen Lehrling, wohl aber bei dem 6ehülfen>, sobald er als 
solcher zum ersten Mal in einem Staate thätig werden will, obrig- 
keitliche Verpflichtung unerläfslich. Aufserdem hat die me- 
dicinische Polizei ihn, wie den Lehrling, durch geeignete Organe 
(Physicus, Apothekenrevisor) überwachen zu lassen, was auch 
schon der Zeugnifsbeglaubigung (§. 138.) wegen nothwendig ist« 

§. 141. 

Die im Vorstehenden bezeidhneten Mittel sind ihrer Natur 
nach mehr geeignet, Vergehen zu verhüten ^ als den zur mög* 
lichsten Erreichung des Zweckes erforderlichen Eifer anzuspor* 
neu. Hierauf wirkt yornehmlich eine begründete Hoffnung auf 
dereinstige Gelangung zur Selbständigkeit im Beruf. Die Aus- 
sicht, wahrscheinlich immer Gehülfe bleiben, oder einen an- 
dern Stand ergreifen zu müssen, wirkt leicht lähmend. Sehr vie- 
len falligen jungen Leuten , die sich dem Apotbekerstande wid- 
men, fehlt es aber an Geldmitteln zum Ankauf einer Apotheke, 
und auf besondere Glücksfalle, wie z. B. das Erheirathen eines 
Geschäfts , ist denn doch nur wenig zu rechnen. Daher ist es 
rathsam, auch die Verpachtung und Administration von Apo- 
theken in allen Fällen zu gestatten , wo es der Convenienz der 
Betheiligten entspricht. Die Erfahrung lehrt, dals auch verpach- 
tete und administrirte Apotheken gut, ja vortrefflich, eigene da- 
gegen auch schlecht verwallet werden können und dafs man den 
Unstatten, welche man bei der Verpachtung und Administration 
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besorgt , hmlanglich begegnen kann , wenn man nur die Pachter 
lind Administratoren in ein gehöriges DisciplinarTerhältniis (§. 48.) 
bringt y das Erforderliche lediglich an sie yerfilgt, oder anstatt 
imd auf Kosten des Pflichtigen ausfuhrt und es ihm überläfst, 
sich mit dem Eigenthümer deshalb abzufinden. 

Ich spreche hierbei ans eigner langjähriger Erfahrung. Die Gründe ^ welche 
man gegen die Administration nnd gegen die Verpachtung von Apothekea an- 
führt, sind in der That nicht stichhaltig. 

Gegen die Administration, die man denn doch wenigstens für gewisse 
Fälle, namentlich aus Rücksichten für das Beste Hinterbliebener von Apothekern* 
ziemlich allgemein zuläfst, führt Niemann a. a. O. S. 663. an, der Verwalter 
finde dabei nie (?) eine feste Versorgung nnd die Apotheke sey dabei einJem 
nicht immer (!) vortheilhaften Wechsel Ton Vorgesetzten unterworfen. 

Wackenroder (Unmaafsgebliches technisches Gutachten über die Frei- 
heits - , Eigenthums - und Erbrechte der Apotheker. Hannover 1846. S. 4.) sagt : 

„Gleichwie jede Administration theurer zu stehen kommt, als die Verwaltung 
des Eigenthums , so findet dies namentlich im Betreff der Apotheken statt , in 
denen auf sehr viele kleine, im Einzeln unbedeatende pecuniäre Vörtheile geach- 
tet werden mufs , um die Rentabilität in ein richtiges Verhaltnifs zu den bestem 
henden Arzneipreisen zu bringen ; oder mit andern Worten : die bei Weitem mei- 
sten Apotheker können ohne tüchtige Geschäftsöconomie nicht bestehen. Eine, 
wenn auch die vernünftigste Sparsamkeit kann da , wo keine Controle Statt fin^ 
det, nimmer durch eine gesetzliche Vorschrift bewirkt werden, sondern mufs le- 
diglich dem eigenen Interesse überlassen bleiben." — Ich will kein besondere^ 
Gewicht darauf legen , dafs möglicherweise ein tüchtiger Administrator diese In«- 
teressen besser wahrnehmen kann , als ein minder tüchtiger Eigenthümer , wohl 
aber mufs ich bemerken, dafs die angeführten Gründe allerdings den E i g e n t h ü • 
m e r gegen eine Administration bedenklich machen können, dafs sie aber nicht 
die medicinische Polizei berechtigen, die Administration vonApothe^- 
ken allgemein zu verbieten. Wie wenn nun der Eigenthümer nicht Ursache Hat, 
oder nicht Willens ist, vorzugsweise auf die Rentabilität seiner Apothek« zusehen? 

Die Verpachtung verbietet eine Verordnung des königlich Preufsischen 
Ministeriums der Medidnalangelegenhelten vom 19. May 1821., „weil bei Man« 
^eln der Pachter sich in der Regel auf den Verpächter und so umgekehrt bezie- 
hen , so dafs die Behörden zweifelhaft bleiben müssen , an wen sie sich halten 
sollen." — Dem kann aber durch angemessene Disciplin und durch die sonst in 
der Befugnifs der Behörden liegenden Maafsregeln hinreichend begegnet werden. 
Die medicinische Polizei hat hierbei immer nur ein Verhältnis zum selbständigen 
Verwalter der Apotheke, sey dieser Eigenthümer oder nicht. 

Wackenroder ist S. 5. seiner oben angezogenen Schrift der Meinung, 
die Verpachtung widerspreche, wenngleich aus entgegengesetzten Gründen, doch 
mit ähnlichem Erfolge dem Zweck und der Bestinunung der Apotheken (?). Ne- 
ben dem Pachtzinse müsse auch eine Rente für den Pachter übrig bleiben. Die- 
sem könne es weder zngemuthet (?) , noch billiger Weise verargt (?) werden, 
wenn er auf die nothwendige Erhaltung des Gapiti^Is , auf die unerläfsliche an- 
dauernde Renovation und Vervollkommnung der zahllosen Bestandtheile einer 
Apotheke, an Sdriff und Geschirr, keine sonderliche Rücksicht nehme, — 
Vogel System d. med. Polizei. 8 
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JHmc Gründe kponen allerdings wohl den Bigenthümer von einer yerpachtnng 
abhalten. Sie rechtfertigeo aber noch nicht ein Verbot des Yerpachtens. 

Vererbpachtungen hiHigt Wackenroder a. a. O. 

B I e y (Entwurf $. 86.) gestattet das Verpachten 

a] Realberechtigten mit ßenehmigung der Paehtbedingungen durch die oberste 
Medicinalbehörde ; 

b) den Personalberechtigten unter derselben Bedingung, aber nur bei TÖlliger 
Unfähigkeit des Besitzers, der Apotheke selbst vorzastehen. 

Abgesehen von der Unantniglichkeit, die Genehmigung der Pachtbedingnngen 
auch in grofsen Staaten blofs von der obersten Medicinalbehörde abhangig zn 
machen, dürfte diese Bedingung nur zn sehr imerspnetslicherVielsciireiberei füh- 
len. Für rechtliche Betheiligte ist sie nicht nöthig, Unredliche kennen aie leicht 
minätz machen. Zur Ergänzung eines etwaigen Mangels an Einsicht ist die Be- 
hörde nicht da. Ein solcher Mangel ist im Allgemeinen nicht an vermudien. 
Läfst sich einer der Contrahenten in seinem Privatinteresse benachtheiligen , so 
ist das an und für sich lediglich seine Sache. Erst wenn sich &n Nachtheil für 
das Publicum zeigt, hat die Medicinalpoiizei einzuschreiten. 

Neuerlich ist bekanntlich öfters an den Staat das Ansinnen gestellt worden, 
bedürftige Apothekergehülfen besonders zu unterstützen, Wackenroder 
(Neue Denkschrift etc* 8. 84.) hat schon die Unstatthaftigkeit solcher Ansprüche 
dargethan« 

§. 442. 

Wie die Gehülfen und Lehrlinge ihren Pflichten nachkotn- 
meDy darüber hat sich die mediciuische Polizei bei jeder geeigne- 
ten Gelegenheit, voraehmlich auch bei den Apothekenvisitatio- 
nen (§. 170.), nach Befinden durch Prüfungen Überzeugung zu 
verschaffen und etwa bemerkten Mängeln möglichst abzuhelfen. 
Aus ähnlichen Gründen, wie den Apothekern (§• i32.), müssen 
auch den Gehülfen und Lehrlingen die von ihnen zu beachten- 
den gesetzlichen Vorschriften immer leicht zugänglich seyn. 

Wackenroder ond Bley: Über die Ausbildung der Pharmaceoten« Eine 
Gelegenheitsschdft. Hannover 1853* 

ß) In Besag «af S.aclien. 

§. 143. 
Für diejenige Heilmethode, welcher nicht nur die bei Wei- 
tem überwiegende Mehrzahl der Ärzte, sondern auch alle Kunsl- 
coryphäen huldigen, d. i, für die sogenannte allöopalhische Me- 
thode, steht als Regel seit lange ohne irgend eine erhebliche 
Widerrede fest, dafs das Publicum nur durch wohl beschaffene 
und wohl verwaltete Apotheken, d. h. durch zur Aufbewah- 
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rung, Zubei^eitung und Verabreichung der Araneimittel cigend^ 
zweckmäfsig eingerichtete und ausgestaltete Anstalten , mit Arz-» 
neimitteln gehörig versehen werden kaon. Selbst die Anhänger 
der neuerlich zu einiger Verbreitung gelangten, sogenannten ho- 
möopathischen Heilmethode möchten damit , wenigstens bis zu 
einer gewissen Gränze, jelzt wohl einverstanden seyn. Dem*- 
nach mufs eine hiDlängliche Anzahl gehörig eingerichteter und 
verwalteter Apotheken vorbanden seyn und weil, erfahrungs«^ 
mäfsig, dieses durch Privatkräfte in manchen wesentlichen Be-» 
Ziehungen nieht zu erreichen steht, hat die medicinische Poli- 
zei ihre Fürsorge auch hierauf mit zu erstrecken. 

Der Apotheker Körb er, in Posen, hat neuerlich in einem Schriflchen 
„Gegenwart und Zukunft der Pharmacie" gar den Vorschlag gemacht, die Apothe- 
ken ahnlich den Postanstalten gradezu in Staatsanstalten zu verwandeln. — Schür- 
mayer (a. a. O. §.357. Anih.) . meint , die Eigenthüralichkeit der Stellung des 
Apothekers gegenüber dem Staate, dem Publicum and dem Arzte mache ihn schon 
der Natur der Sache nach (?) zum Staatsdiener, und indem er auch in der 
Form als solcher erklärt werde, liefsen sich im Interesse des HeildJenHefi alle er* 
forderlichen Ansprüche an ihn machen und deren Erfüllung mit der nothigen Zu- 
versicht erwarten. Die practische Erfahrung (?) spreche ganz für die Zweckmä- 
fsigkeit der förmlichen tybertregung der Staatsdiener •^fitgensehaft In die ApcK^ 
theker. 

S- 144. 
Will man wohl eingerichtete, ausgestattete und verwaltete 
Apotheken haben, so mufs den Pharmaceuten die Lösung dieser 
Aufgabe möglich und aünehmlich gemacht, es mufs deshalb da- 
für gesorgt werden, dafs sie, bei gewissenhafter und geschickter 
Erfüllung ihres Berufs, nicht allein übliche Zinsen für das zu 
ihrer Ausbildung und Etablirung zu verwendende Capital,, son- 
dern auch Entschädigung für jihre Geschäftskosten und einen 
anständigen Lebenwtnterhalt mit möglichster Wahrscheinlichkeit 
— denn ganz sicher ist nichts auf Erden -^ erlangen können. 
Sonst werden sich schon nicht leicht Bewerber io hinreichender 
Menge finden , und Diejenigen , welche das Wagnifs unterneh- 
men, werden, wie die Erfahrung lehrt, bald und zwar ofl noih- 
gedrungen wenigstens in der einen oder in der andern wesentli- 
chen Beziehung hinter ihrer Bestimmung zurückbleiben. Ver 
Kampf zwischen Existenz und Pflicht beginnt; Noth macht 
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bekanntlich leicht schlecht , und wehe dann dem Araneibedürf- 
tigenl 

Zunächst läuft dann das wichtigste Erfordeniils der Arz- 
neimittel, ihre Zuverlässigkeit, Gefahr, weil darüber eine 
sichere Controle sehr enge Gränzen hat {§. 125.). Auch die 
Wohlfeilheit leidet schon mit, wenn fitr minder gute Waare der 
nämliche Preis bezahlt werden mufs, wie für gute 5 sie kann aber 
auch noch dadurch beeinträchtigt werden , dafs der Apotheker 
die verlangten Quantitäten geschmälert verabreicht, und doch 
den vollen Preis nimmt, wohinter auch in der Regel niclii leicht 
zu kommen ist. Vor Allem darf demnach nichts geschehen, wo- 
durch die standesmäfsige Existenz des Apothekers in seinem Ge- 
schäft auf das Spiel gesetzt werden möchte. 

§. U5. 
Erfahnmgsmäfsig wird aber die Existenz des Apothekers 
durch Folgendes am meisten gefährdet: 

1) Durch allzugrofseConcurrenz. Es dürfen daher nicht zu 
viele Apotheken vorhanden seyn. Die Errichtung einer zu gro- 
fsen Anzahl von Apotheken zu verhindern, ist nicht schwer. Ist 
aber schon eine übermäfsige Menge vorhanden, so muls man 
die Überzahl mit möglichster Schonung der dabei in Frage kom- 
menden Privatinteressen einziehen. Kann man den Zweck nicht' 
durch gütliches Übereinkommen mit und zwischen den bethei- 
ligten Apothekern erreichen und ist die Sache dringend 3 so bleibt 
endlich nur die zwangsweise Expropriation mit Entschädigung 
des Expropriirten übrig. 

Es ist hier der Ort, die selbst anter sonst einsichtigen Ärzten onbegreiflich 
weit verbreitete Meinung: der Besitz einer Apotheke sichere in der Regel Wohl*- 
habenheitj ja Reichtham — in ihrer Grundlosigkeit darzustellen and za zeigen, 
dafs der Apotheker, seltenere Glücksfalle, z. B. einen sehr niedrigen Erwerbspreis, 
ausgenommen, in der That keine leichte Existenz hat. Man pflegt — nur in ei- 
nem andern als dem gewöhnlichen Sinne — richtig za sagen, eine Apotheke sej 
einem Rittergate, einer Goldgrobe gleich« Mafs man denn nicht aber auch bei 
dem Kaufe oder bei der Erpachtang der beiden Letztem den Ertragswerth be- 
zahlen? Dazu kommt, daüs der Rittergbts- oder Goldgroben - Besitzer frei spe^ 
cnliren darf, der Apotheker aber nicht« Diesem wird nicht allein der Ort und 
die Einrichtung seiner Apotheke , sondern auch die Anzahl , Beschafienheit , Be- 
reitungsweise ond Menge der von ihm za fahrenden Mittel ^ ja sogar die Frist 
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ihrer Ablieferung und ihr Preis yorgesdbrieben. Er mnfs dem Publicum bei Tag 
und bei Nacht aufwarten u. s. w. Die Anforderungen an ihn steigen immer hö- 
her, während sein Absatz sich theils durch die gröfsere Einfachheit und Spar- 
samkeit im Verordnen von Arzneimitteln und durch die Anwendung von Heilme- 
tlioden ohne Arzneien , z. B. der Kaltwassercur , theils .dadurch vermindert , dafs 
viele Artikel , welche man früher fast nur aus den Apotheken entnahm , z. B. 
Ghocolate, Pomaden und andere Luxnsgegenstande, jetzt vorzugsweise aus andern 
Quellen bezogen werden. Die Receptur hat zwar in den letzten Decennien zuge- 
nommen (W ackenroder: Über die allein zulässige Art des Verkaufs der Ge- 
heimmittel [Archiv der Pharmacie CXXIII. Heft 2. S. 235.]), aber wohl nicht in 
einem Grade, welcher die angegebene Abnahme des Absatzes auch nur ansglicKe. 
Nach einer glaubwürdigen Angabe (S. 46. der ^^Denkschrift über den der- 
zeitigen Standpunkt und die Verhältnisse ,der Pharmacie in Deutschland über- 
haupt , insbesondere in den Staaten , in welchen sich der norddeutsche Apothe- 
kerverein verbreitet j entworfen von dem Directorium, dieses Vereins. Hanno- 
ver 1845.") stellte sich die jährliche Ausgabe bei einer Apotheke von 15000 Thlr. 
Kaufpreis durchschnittlich auf 

600 Thlr. Zinsen zu 4 Procent für diesen 

134.) 



1050 - 


für Waaren 


340 - 


Kosten des untergeordneten Personals (§. 


65 - 


Fracht und Spesen 


50 - 


Geräthschaften 


80 - 


Feuerung, Papier und Porto 


35 - 


Abzug, Rabatt und Almosen 


20 - 


Feuerversichernng 


35 - 


Hausreparatur 


35 - 


Bücher und Vereinsbeitrag 


2310 Thlr 


'. in Summa. 


fie Bruttoeinnahme betrug durchschnittlich 3000 Thlr. 1 



Es blieben daher, 
nach jener Denkschrift, für die eigne Mühe des Apothekers, für Verluste durch 
zahlungsunfähige Schuldner und zum Unterhalte nur 690 Thlr. übrig. Diese Summe 
scheint zwar insofern etwas zu niedrig, als wohl unter dem Ansätze von 600 Thlr. 
Zinsen auch die Zinsen des Kaufgeldes für den Wohnungstheil des Gebäudes mit 
begriffen , und als Almosen und der Vereinsbeitrag nicht eigentlicher Geschäfts- 
anfwand sind. Dennoch wird man zugeben müssen, dafs der Besitzer einer sol- 
chen Apotheke Reichthümer damit nicht erwerben kann. Die meisten Apothe- 
ken sind aber noch kleiner und werfen verhältnifsmäfsig noch weniger ab. 

Selbstredend entsprechen in der Regel Apotheken mit sogenanntem reinen 
Medicinalgeschäft, d. h. Apotheken , deren Verwalter durch Nebenge- 
schäfte nicht abgezogen wird, dem Zwecke am Besten. Zum Bestehen einer sol- 
chen erachtet man in der Regel in Österreich 3 — 4000 Seelen erforderlich (M ü 1 - 
1er a. a. O. III. §.368.). 

B 1 e y (Entwurf §. 77) hält , im Allgemeinen für die jetzigen Verhältnisse 
wohl richtiger, in wohlhabenden Gegenden mindestens 7000, in andern 9000 See- 
len für nöthig. Nimmt man ein mittleres Apothekergeschäft zu jährlich 3000 Thlr. 
Brnttoumsatz an (s. oben), so kommen im ersten der beiden letzteren Fälle schon 
immer durchschnittlich beinahe 13 Sgr. und im letzten 10 Sgr. auf den Kopf 
und 2 Thlr. 5 Sgr., bezüglich 1 Thlr. 20 Sgr. auf die Familie, diese, wie ge- 
wöhnlich y ZU fünf Personen angenommen. 
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$. 14Ö. 

2) Durch die Errichtung von Apotheken an einem ungün- 
stigen Orte. 

Apotheken dürfen an solchen Orten niemals nachhaltig auf 
genügenden Absatz yon Arzneien rechnen , wo nicht wenigstens 
ein Arzt wohnt und wohin nicht zugleich regerer Markt rerkehr 
oder eine Justizbehörde die Landbewohner häußg zu fuhren 
pflegen» Der Arzt allein sichert einen genügenden Arzneiabsatz 
bei Weitem nicht gewifs. Denn hat er wenig Praxis, oder be- 
kennt er sich zu einer Heilmethode » die wenig oder gar keine 
Arzneimitte) anwendet, so steht es um den Apotheker mifslich. 
Schürmayer (a. a. O. S. 388.) meint, es sey nicht nöthig, dafs 
sich an Orten, wo sich Apotheken befinden, auch Ärzte nieder- 
lassen. Die Erfahrung spricht aber darin gegen ihn. Der Kranke 
macht nicht leicht gern zwei Wege, einen zum Arzt und einen 
in die Apotheke. Auch yerstöfst es gegen das Princip der Schnell- 
erlangbarkeit und Wohlfeilheit der Arzneien , wenn man nicht 
dafür sorgt, dafs am Orte einer Apotheke auch wenigstens ein 
Arzt wohne, 

S. 147. 

S) Durch eine zu niedrige Arzneitaxe (§.167.), durch über- 
triebene Rabattforderungen (§. 167.)| und durch andere, mit Auf- 
wänden oder Einbufsen für den Apotheker terknüpfte Ansin- 
nen an ihn , welche nicht wesentlich durch den Zweck der Apo- 
theken geboten werden« Namentlich fordert man öflers ent- 
behrlichere Einrichtungen, welches dann immer der Fall ist, wenn 
der Apotheker bei seiner bisherigen Einrichtung dem Zwecke ge- 
nügte, nämlich gute Mittel führte» Hierher gehört auch die Ver- 
pflichtung zum Creditgeben in allen nicht dringlichen Fällen 
(§. 163.). Aber selbst in diesen muß für möghchsle Verminde- 
rung desfallsiger Einbufsen des Apothekers gesorgt werden, was 
namentlich durch gesetzliche Bevorzugung seiner desfallsigen 
Forderungen geschehen kann und was noch billiger erseheiBt, 
als bei den Beistandspersonen (§• 115«), da der Apotheker immer 
nicht blofs Zeit undMühe, sondern audi haare Auslagen Terbert* 
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Freilich wird* ein einsichtiger Phartnaceut bei dem Kauf oder bei 
der Erpachlung einer Apotheke auf den dürchscbniltlichen Ver- 
hist fraglicher Art Rücksicht nehmen und sich so sdbdt schülzen 
können« In Bezug auf kurze Vei^jährungsfriftten gilt für den 
Apotheker das Fiifämliche, wie für die Beistandspersonen (§. 116.) 
Endlich ist hier noch vornehmlich auch solcher gesetzlichen Vor- 
schriften zu gedenken, wonach der Apotheker Mittel yorräthig 
halten mufs, die erweislich weder eine Medicinalperson , nodi 
das Publicum seiner Gegend braucht, oder Präparate, welche 
leicht verderben und immer schnell genug bereitet werden kön- 
nen, oder Luxusmittel, wie die meisten Syrupe, deren man »ehr 
leicht entrathen kann« 

Letzteres ist z* B. in Preufsen (A a g a s t i n a. a. O. If . S. 671.) und in^Österreich 
(Müller a.a.O. in. §.411.) der Fall. In Bay e rn (Döllinger a, ä. O. I. S. 18.) 
ist wenigstens für die Apotheken kleinerer Orte nachgelassen, den Umfang des je- 
derzeit bereit za haltenden Vorraths entweder mit districtspolizeilicHer Genehmigung 
durch Übereinkunft zwischen dem Apotheker, dem Gerichtsarzte und den übri- 
gen practischen Ärzten des Districts festzusetzen, oder, im Nichtvereinigungs-^ 
falle, Ton der Kreisregierang, nach Einvernahme des Kreis - Medicinal » Aus*^ 
schasses, näher zu bestimmen. 

Im Grofsherzogthum Sachsen - Weimar - Eisenach brauchen, nach einer Ver- 
ordnung vom 13. April 1837. , die Apotheker kein Mittel vorräthig zu halten, 
von welchem der zuständige Physicus ihiren bezeugt, dafs es von den benach«^ 
harten Medicinalpersonen nicht verordnet zu werden pflege. Aufserdem brauchen 
gewisse Präparate und Zusammensetzungen nicht stets vorräthig zu seyn. 

* Wünschenswerth wäre es allerdings, wenn man dem neuerlich überhand neh-^ 
menden Luxus in den Apotheken atenern könnte. 8. 31» der „Denksohiift*' ist 
dieser Wunsch den Staatsregierungen an's Heiz gelegt worden. Die Geschichte 
lehrt aber , dafs es mit Luxusgesetzen überhaupt immer ein mifsliches Ding ge-* 
Wesen ist and der jetzige Zeitgeist möchte ihnen noch stärker widerstreben. Da- 
von aber auch abgesehen , müfste man doch weiugstens im Stande seyn , die 
Granzlinie genau zu bezeichnen, jenseits welcher der übertriebene Luxus be- 
ginnt — und das ist unmöglich. Wäre es aber auch möglich und vermödite 
man wirksame gesetzliche Vorschriften zu ertheilen : was geht es den Staat an^ 
wenn der Apotheker in seinem Geschäfte Luxus treibt , so lange er gute Arz- 
neien für den gehörigen Preis ohne Sänmnifs verabreicht ? Dafs der Luxus den 
Apotheker in der Regel zu Pflichtverletzungen führe, das kann man doch mit 
Recht nicht behaupten. Verhielte sidi das aber auch umgekehrt ; so würde nicht 
blofs der Luxus im Geschäft , sondern auch jeder anderweitige Laxus , dem 
sich ein Apotheker etwa hingiebt, in*s Ange zu fassen seyn. Wohin möchte nlaa. 
damit gerathen ! 

§. 148. 
4) Durch die Gestatluag unnöthigeu Selbstdispenaireas 
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($$• ^^^* ^* i^7J) und durch Daldiing eigennütziger Anspräche der 
beamleten oder blofs ausübenden Medicinalpersonen an die Apo- 
theker. Hier sind die Schmausereien bei Apotheken Visitationen ^), 
die Procentabgaben für die Zuweisung von Recepten, die For- 
derung freier Medicin fiir den Arzt und die Seinigen, und die so^ 
genannten Weihnachtsgeschenke zu erwähnen. Alles dieses, ist 
immer eine Last für den Apotheker und wozu soll es dienen? 
Damit diese Personen dem Apotheker ihre Gunst, zuwenden und 
erhalten? Dazu ist das einzige ehrliche Mittel eifrigste und voll- 
ständigste Pflichtübung von Seiten des Apothekers. Damit sie 
über Nachlässigkeiten und Fehler ein Auge zudrücken? Das 
wäre Bestechung zum Schaden der Kranken« Sollen die Erwei- 
sungen eine vorzugsweise Empfehlung der Apotheke erwirken, 
so müssen sie, die Bestechlichkeit vorausgesetzt, die Geschenke 
anderer Apotheken überbieten. Dadurch wird die Last immer 
grölser und die Andern werden einen Wettkampf beginnen, oder 
wenn sie das nicht wollen, oder mit siegreichem Erfolg nicht 
können, in ihrer £)xistenz gefährdet. 

Man darf daher dergleichen Unstatten, wenn sie sich nicht aus- 
nahmsweise aus einem besondern, aufserhalb der allgemeinen Be- 
rufsverhältnisse der Beiheiligten liegenden Grunde rechtfertigen, 
schlechterdings nicht dulden. Es sind strenge Strafen auf Zu- 
widerhandlungen fär beide Theile, den gebenden und den empfan- 
genden, anzudrohen und unnachsichtlich zu vollstrecken. Den 
ausübenden Medicinalpersonen ist das vorzugsweise Empfehlen*) 
der einen Apotheke vor der andern im Allgemeinen ^) gleichfalls 
bei Strafe zu verbieten. Haben sie Beschwerden gegen einen Apo- 
theker, so mögen sie die Behörde um Abhülfe angehen. 

1) Im Jahre 1547. wurden die beiden Apotheken «a Brandenbarg visitirt. 
Das Geschäft dauerte drei Wochen und kostete an Es^en, Wein, Bier und Konst- 
pfeifem 165 Thir. 4 Sgr. (Augustin a. a. O. III. S. 45. Aom. 1.) So arg 
wird es nun wohl neuerlich nicht mehr getrieben y aber mir ist doch bekannt, 
dafs die Visitationsschmause an einem Orte^ den ich nicht nennen mag, vor dreifsig 
Jahren jedem der dortigen beiden Apotheker sehr bedeutende Summen kosteten. 

2) Dieses Verbot ist freilich leicht zu umgehen. Man kann dem Arzt nicht 
verwehren, wahr zu antworten, wenn er gefragt wird, aus welcher Apotheke er 
selbst seine Arzneien beziehe ? nnd damit ist dann diese empfohlen. 
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3) Hinsichttieh de» einen oder des andern Mittels, welches yielleidit nar 
in der einen ApothdLe geführt wird, ist selbstredend eine Ausnahme nothwendig. 

§. 149. 
Es ist eine bekannte und leicht begreifliche Sache, dafs ein 
frei veräu&erliches, insbesondere ein vererbliches Eigenthum in 
der Regel besser verwaltet wird und werden kann , als ein blofs 
persönliches , welches spätestens beim Tode seines Inhabers er- 
lischt. Schon deshalb ist es vorzuziehen, den Apothekern Real- 
privilegien zu verleihen, damit aber ein Ausschlieüsungsrecht 
nicht zu verbinden, weil man sonst der, im Interesse des Pu- 
blicums etwa nothwendigen Errichtung neuer Apotheken eine 
gewöhnlich sehr mifsliche Schwierigkeit in den Weg legt. Real- 
privilegien müssen immer mit einem bestimmten, zur Betreibung 
des Apothekergeschäfts wohlgelegenen und sonst wohl geeigne- 
ten Hause verknüpft werden und auf ein anderes ohne Geneh- 
migung der medioinischen Polizei nicht übertragen werden dür- 
fen^). Als sehr wirksames Mittel zur beständigen Anspornung 
des Pflichteifers ist dem Privilegium der Vorbehalt der Zurück- 
nahme für den Fall wesentlicher und beharrlicher Pflichtver- 
letzung anzuknüpfen. Die Ertheilung von Realprivilegien er- 
zeugt nicht nur einen nicht unbedeutenden Capitalwerth , son- 
dern sie vermehrt auch den Credit des Apothekers, und es Ist da- 
her billig, dafs derBeliehene dem Staate dafür eine angemessene 
Summe entrichtet, bei deren Bestimmung indessen mit zu be- 
rücksichtigen ist, dafs das Privilegium hauptsächlich im öffent- 
lichen Interesse ertheilt wird. Personal - Concessionen sind so 
viel, als möglich, iu Realprivilegien umzuwandeln *). Die Inha- 
ber bieten meistens gern die Hand dazu ^). 

1) Es yersteht sich , dafs die Übertragung auch die Zustimmung etwaiger 
hypothekarischer Gläubiger erfordert. 

2) Nach Bley (Entwurf §. 77.) soll für die Concession — worunter er aber 
ein nidit ansschliefsliches Realprivilegium zu verstehen scheint — bei einem Ge- 
schäft von 2000Tlilr. (jährlichen Brutto- ?) Umsatz 1000 Thlr, für ein Geschäft 
von 3000 Thlr. und darüber aber der Betrag eines Jahresumsatzes bezahlt wer- 
den. Die Feststellung soll nach fün^ahrigem Besitze (Betriebe?) erfolgen und 
die Apotheke früher nicht verkäujüch se3m. Man sieht die Gründe für die Gröfse 
dieser Summen nicht ein. Am besten ist wohl in jedem Falle die Abschätzung 
durch Sachverstandige. Aufser den gedaditen Summen will Bley noch, je nach 
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den Umstanden, einen Beitrag Ton bis 100 Tblr. Mi eine G^ülfen - Unterstö- 
Uungs- Gasse ($. 63.). 

8) Im Grorsherzogtham Sachsen -Weimar -Eisenach wird neaerlich nach 
diesen Grundsätzen mit erfrealichem Erfolge verfahren. 

Schürmayer (a. a. O. S. 387.) hält es für zweckmäfslg» t'eisonal- und 
Real '-Privilegien in einer, einander gewissermaafsen das Gleichgewicht haltenden 
Anzahl zu ertheilen. Er erwartet davon den Vortheil, dafs die Real Privilegien 
nicht zu einem übermäfsigen Preise gesteigert werden. lEin solcher Erfolg dürfte 
aber sehr zweifelhaft seyn. 

Vergleiche über diese Angelegenheiten 

Schmid: Die Eigenthumsrechte der Apotheker an den Officinen. Archiv 
der Pharmade XLIIT. Heft 2. 

Wackenroder: Unmaafsgebliches technisches Gutachten über die Frei- 
heits-, Eigenthums- und Erbrechte der Apotheker. Hannover 1846. (Besonde- 
rer Abdruck aus dem Archiv det Pharmacie.) 

Desselben: Umnaarsgeblicfaes Gutachten über die Erfordernisse tut He- 
bung der Deutschen Pharmacie. (Neue Denkschrift. S. 82 flF.) 

§. 150. 
Das Bestehen einer hinlänglichen Anzahl guter Apotheken 
ist aber, der Erfahrung nach, durch die vorstehend empfohLle- 
nen Maafsregeln immer noch nicht möglich. Es wird dazu viel- 
mehr noch manchmal (§. 159.) die Erlaubnifs für die Apotheker 
zur Betreibung von Nebengeschäften und immer die thellweis 
ausschliefs liehe, theilweis mindestens vorzugsweise Zuweisung 
des Handels mit Arzneiwaaren an dieselben nothwendig , welche 
sich zu einem grofsen Theile (§§. 193 ff.) auch aus andern wich- 
tigen mediciiiisch- polizeilichen Rücksichten als sehr zweckraä- 
fsig zeigt. 

Die von dem Apotheker nicht ohne beträchtlichen Aufwand 
zu befriedigenden, norhwendigen Anforderungen der medidni- 
schen Polizei an ihn, machen es ihm unmöglich, die Arzneimit- 
tel zu gleich wohlfeilen Preisen zu liefern, wie Andere, an welche 
- man dergleichen Anforderungen nicht stellt. Diese anderen wür- 
den nun , wären sie im Handel mit Arzneimitteln ganz uneinge- 
schränkt , dem Apotheker unausbleiblich mindestens einen sehr 
bedeutenden Theil des Absatzes entziehen und dadurch entwe- 
der ihm die Möglichkeit nehmen, seinem Zweck gehörig zu 
entsprechen, oder dem Staate , eine hinreichende Anzahl guter 
Apotheken hinzustellen. Daher hat der Staat die Pflicht und 
folglich auch das Recht, den Handelsverkehr mit Arzneimitteln 
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angemessen, d.h. in so weit einzuschränken, als es der Zweck 
wirklich erheischt und als es ohne wesentliche Beeinträchtigung 
anderer, mindestens eben so wichtiger, allgemeiner Zwecke, 
namentlich in Rücksicht auf die unentbehrlichen Bedürfnisse des 
gewöhnlichen Lebens, der Haus^ und Land-Wirthschaft und 
der Gewerbe geschehen kann. Bekanntlich dienen nämlich viele 
rohe und selbst manche in auch pharmaceutischer Form zube- 
reitete Stoffe nicht blofs zu medicinischen, sondern, mehr oder 
minder, wesentlich ebenfalls zur Befriedigung jener Bedürfnisse, 
denen geg^süber die Fürsorge fär die Arzneimittel, als solche, 
bei all ihrer grofsen Wichtigkeit, gewissermaafsen als unter«« 
geordnet erscheint, indem letztere eigentlich und insbesondere 
im Bezug auf die Individuen doch nur als gegen Ausnahme^ 
zustände, die Krankheiten, zielend betrachtet werden können. 
Am Unbedenklichsten ,.»nach diesen Rücksichten, und zugleich 
am Nothwendigsten wegen der erforderlichen Zuverlässigkeit der 
Arzneien , erscheint zuvörderst ein allgemeines Verbot des Han« 
dds mit irgend einem Artikel, — die sogenannten Gebeimmittel 
namentlich unbedingt mit eingeschlossen (§§. 150 ü. 201.) — im 
Rohzustände oder in irgend einer pharmaceütischen Zuberei- 
tung (§• 127.), welcher zu unmittelbarer Anwendung als Arznei- 
mittel bestimmt ist, für jeden Nichtapotheker. Diese Bestim- 
mung wird sich erkennen lassen aus der Natur des Artikels, 
wenn derselbe nämlich zu andern, als arzneilichen Zwecken 
überhaupt oder in der fraglichen Form nicht dient; aufserdem, 
wenn er ausdrücklich zu den gedachten Zwecken verlangt , oder 
feilgeboten wird, oder wenn der Kauflustige irgend ein Geschäft 
nicht ti-eibt, vielleicht nicht einmal treiben darf, zu welchem ein 
fraglicher StoflF erforderlich wäre. Endlich erlaubt noch die 
Menge, in wekher man einen solchen, sonst auch zu andern 
Zwecken gebräuchlichen Artikel verlangt , mindestens eine sehr 
dringende Vermuthung. Als Arzneien zum unmittelbaren Ge- 
brauche werden dergleichen Gegenstände nämlich in der Regel 
nur in kleineren Quantitäten angeschaffl. Vornehmlich ist der 
Veikauf von Artikeln nach Recepten von approbirten Medi<anal- 
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personen strenge zu Terbieten, weil es grade dann Torzüglich 
auf Zuverlässigkeit der Mittel ankommt. Ausnahmen von die- 
sen Verboten sind allerdings nothwendig; sie müssen aber aus- 
drücklicher StaatsgenehmigUDg vorbehalten, und diese darf nur 
für solche Fälle und nur in so weit ertheilt werden , wo und als 
das wesentliche Bedürfnifs der Arzaeibedürftigen durch die Apo- 
theker nicht gehörig befriedigt werden kann (§§• 119 u. 157.)- 

Nach allem Diesem wird es sich rechtfertigen^ wenn man 
selbst bei Artikeln , welche auch zur Befriedigung anderer Be- 
dürfnisse dienen 9 den Handel in solchen kleinen Quantitäten, 
wie sie zu andern; als arzneilichen Zwecken nicht angeschafiR: 
zu werden pflegen , zu Gunsten der Apotheker ebenfalls be- 
schränkt. 

Die Gränzen des verbotenen Kleinhandels sind nach Ge- 
wichtsbestimmungen vorzuzeichnen und. diese je nach der Ei- 
genthümlichkeit der in Frage kommenden Artikel zu bemessen. 

Schlielslich scheint kein Grund vorhanden zu seyn , nicht 
jedem Apotheker, schon als solchem, den Grofshandel mit Arz- 
neimitteln nach eigner Convenienz zu gestatten. 

£a ist nicht zn billigen , wenn , zumal bei Artikeln , weldie auch za nicht 
arzneilichen Zwecken dienen, nur eine einzige Gewichtsmenge — gewöhnlich 
ein Pfund — als Granze vorgeschrieben wird. Denn für manche Gegenstände 
ist ein Pfund schon eine so exorbitante Menge, dafs nicht einmal der Apothe- 
ker so viel auf ein Mal anzukaufen pflegt , z. B. Moschus , den man doch auch 
zu Parfümerieen gebraucht. 

Vgl. das k. Sächsische Mandat vom 9. July 1830. Funke a. a. O. S. 196 ff. 

Von Seiten der Apotheker wird neuerlich häufig sehr lebhaft auch der 
Handel mit Tieharzneien in derselben Ausdehnung in Anspruch genommen, wie 
der Handel mit Arzneien für Menschen. Selbst bei den günstigsten Gesinnun* 
gen kann man ihnen aber hierin nicht beipflichten. Das Thierheilwesen ist näm- 
lich in dieser Beziehung aus völlig verschiedenen Gesichtspuncten zu betrach- 
ten. Vor Allem mufs man berücksichtigen, dafs Thiere lediglich Vermögens- 
stücke ihrer Eigenthümer sind, denen sogar ihre Tödtung nach Belieben frei- 
steht. Dem Staate wohnt daher kein Recht bei, für die Herstellung kranker 
Thiere gegen den Willen ihrer Besitzer oder über denselben hinaus zwangs- 
weise zu sorgen. Ziehen die Viehbesitzer, wie jetzt noch meistens, vor, den 
Arzneibedarf för ihre kranken Thiere nicht aus der Apotheke zu beziehen ; so 
hat der Staat kein Recht, sie durch Zwangsmaafs regeln daran zo hin- 
dern. Für die Apotheker steht hierbei nicht sowohl ein Verlust, den man ih- 
nen zumuthet, in Frage, als ein Gewinn, den man ihnen, so weit, als mög- 
lichy gern gönnt. Denn nirgends hat man ihnen wohl für Vieharzneien ein gleich 
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* auschliefsliches Verkan&recht eingeräomt , wie für M enschenmittel. Vermöch- 
ten die Apotheker überhaupt nicht ohne Verbesserung ihrer Einnahmequellen zn 
bestehen, so müfste diese in anderer Richtung bewirkt werden. 

Wunderlich ist die Forderung (Schneller und von Würth a. a. O. 
§. 64.) , dafs Niemand ohne besondere Erlaubnifs irgend ein einfaches oder zu- 
sammengesetztes Arzneimittel , z. B. Pflaster , Salben , Essenzen , selbst dann, 
wenn c^s Mittel in ^iner öJBfentlfchen Apotheke bereitet worden , solle als Ge- 
schenk oder Wohlthätigkeitsspende an Andere verabreichen und daraus ein Ge- 
schäft (?) machen dürfen. Dadurch soll zugleich den „Gurpfuschereien** ge- 
steuert werden. (Vgl. J. 117.). 

b) Von der Fürsorge für die Möglichkeit eines gehörigen 
Geschäftsbetriebs im Besondern 

a) hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Arzneimittel. 

§. 151. 

Die Zuverlässigkeit der Arzneimittel hängt eines Theils ab 
von der Beschaffenheit der Droguen (§. 127.), andern Theils 
von der Art und Weise ihrer Zubereitung und Zusammensetzung. 
Der Erfahrung nach reiclit auch der vollkommenste Besitz phar- 
maceutischer Kenntnisse nicht aus , um Zweifel über die Güte 
der Ar2}iieimittel in Qualität und in absohiter oder relativer Quan- 
tität privatim zu verhüten und zu schlichfen. Hierzu ist viel- 
mehr ein Einschreiten der medicinischen Polizei nothwendig ^ sie 
mufs, so weit als es möglich und erforderlich, diejenigen Eigen- 
schaften vorschreiben, welche die in den Apotheken geführten 
Mittel ^) und die bei ihrer Zubereitung and Verabreichung an- 
zuwendenden Gewichte und Maafse ^) haben, und wie die Mittel 
gesammelt, bezogen, aufbewahrt und zubereitet werden sollen* 
Diese Vorschriften sind nach dem Gutachten der polizeilichen 
Medicin zu ertheilen, welches, des beiderseitigen speciellen In- 
teresse wegen, von Ärzten und Apothekern gemeinschaftlich, 
nach Umständen unter Zuziehung von Naturforschern von Fach, 
ausgearbeitet werden mufs. Den Inbegriff jener Vorschriften 
nennt man P h arniacopöe. Eine solche bezweckt zugleich die 
Gleichartigkeit der Mittel in den verschiedenen Apotheken und 
ist selbstredend auch nothwendige Vorausbedingung einer Arz- 
neitaxe (§. 167.). Die Pharmacopöe mufs von Zeit zu Zeit 
mit Rücksicht auf die Fortschritte der Wissenschaft und Kunst 
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verbessert werden« Die iü dieselbe aufzunehmenden Vorschrift 
ton in einer Landessprache abzufassen, geht darum nicht föglich 
an, weil in diesen theils ftir den nämlichen Gegenstand , ins- 
besondere für die nämh'chen Naturkörper, nicht selten verschie- 
dene , nur örtlich bekannte, genau verständliche Bezeichnungen 
bestehen , theils in verschiedenen Gegenden mit demselben Na- 
men verschiedene Gegenstände belegt werden , so dafs man bei 
der Anwendung solcher Bezeichnungen in der Pharmacopöe 
leicht zu gefahrlichen Mifsverständnissen Veranlassung geben 
könnte. Einzelne Gegenstände haben aber in manchen, zumal 
ungebildeteren lebenden Sprachen gar keine Bezeichnung. Dazu 
kommt, dafs die Pharmacopöe nicht blols für den Staat, in wel- 
chem sie als Gesetz gilt, Sondern auch mehr oder weniger für 
die V^issenschaft und Kunst überhaupt und für die Arzte in 
Staaten mit andern Sprachen eine Bedeutung liat. Denn wenn 
man die Erfahrungen würdigen will, \^elche mit den, nach den 
Vorschriflen einer gewissen Pharmacopöe bereiteten Mitteln von 
andern Ärzten gemacht worden sind, niufa man sich ifber die 
Beschaffenheit jener Mittel genau unterrichten, also die Phar- 
macopöe verstehen können. Das Nämliche gilt schon für die 
Arzte eines und desselben grofsen Reichs mit verschiedenen Lan- 
dessprachen in den einzelnen Provinzen , z. B. in Österreich, 
Rufsland, Preulsen u. s. w. Es ist daher ein mindestens sehr 
zweckmäfsiger Gebrauch, die geselzlichen^) Pharmacopöen in 
der, den Ärzten und Apothekern fast aller Länder verständh- 
chen, lateinischen^) Sprache abzufassen. 

1) Wackenroder (Neue Denkschrift S. 88.) bemerkt , in besonderem 
Hiablick aaf die sechste Ausgabe der Preufsischen Pharmakopoe, mit Recht, die 
Herausgeber einer gesetzlichen Pharmacopöe seyen durchaus unbefugt, nur die 
ihnen convenirenden Medicamente zu berücksichtigen, die aufserdem von Ärz- 
ten and vom Publicum beständig verlangten aber zu ignoriren und somit der- 
jenigen Willkühr preis zu geben , welcher eben eine Phamiacopöe steuern solle. 
Wenn einem solchen Verfahren auch das Bestreben zu Grunde liegen möge, den 
Apothekern eine Erleichterung zu verschaffen, so komme dagegen in Betracht, 
dafs sich die Anwendung gewisser H^ihnittel weder den Ärzten noch dem -Pu- 
blicum vorschreiben lasse. 

2) Das gesetzliche Apothekergewicht ist bedauerlicher Weise sogar noch 
in verschiedenen Deutsdien Staaten verschieden. So gehen z. B. auf einen Gran 
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österreichischen Medicinalgewichts 72,92 Milligramnienrw^reiid der Gran Meck- 
lenburg > Schwerinschen Apothekergewichts nnr 60,88 Milligrammen enthalt. 
(P h o e b o s : Handbuch der Arzneiverordnungslehre. 3. Ansg. Berlin 1842. 
1. Theil S. 90.) Ähnlich verhalt es sich mit den Maafsen. In beiden Bezie- 
hungen wäre eine Ausgleichang sehr wünschenswerth, denn bei stark wirkenden 
Mitteln kann der Unterschied sehr belangreich werden. 

3) Es giebt bekanntlich auch Privat- Pharmacopö'en. 

4) Schürmayer (a. a. 0. S. 388.) erklärt Dieses fiir ganz unnöthig und 
in mancher Hinsicht sogar für unpractisch ; jedenfalls müfsten die Pharmacopö'en 
nebenbei auch .in der Landessprache ahgefafst seyn, was um so nö'thiger ex^ 
scheine, um das oft schlechte Küchenlatein gehörig verständlich zu machen. 
Die Glassicität der Sprache der Pharmacopöe ist aber nicht Hauptzweck, son- 
dern sichere Verständlichkeit nnd bis auf die unvermeidlichen nene- 
rea technischen Ausdrücke läfst sich denn doch auch eine Pharmacopöe in recht 
gutem Latein schreiben. Dicf Kürze und Bestimmtheit der lateinischen Sprache 
möchte in einer lebenden Sprache schwer zu erreichen seyn. 

Am eben angeführten Orte bedauert Schürmayer — wie manche An- 
dere — dafs es noch nicht zu einer allgemeinen Deutschen Pharmacopöe ge- 
kommen ist. (Vgl. Harlefs: Vorschlag und Aufforderung an die Medicinal- 
behörden und Ärzte Deutschlands, zur Gründung und Einführung einer allge- 
meinen Deutschen National - Pharmacopöe. Bamberg 1816. und Wildb*erg: 
über den Nachtheil der verschiedenen Pharmacopöen in Deatschen Ländern. 
Annalen der Staatsarzneikunde VII. S. 92 If.) 

Abgesehen von der grofsen, vielleicht aber doch überwindlichen practischen 
Schwierigkeit der Ausarbeitung einer solchen allgemeinen Deutschen Pharmaco- 
pöe und ihrer zeitgemäfsen Abänderungen — es wäre dazu eine Central - Gom- 
mission unter dem Bundestage nothwendig — stellen sich der Einführung einer 
solchen Pharmacopöe auch noch andere wichtige Bedenken entgegen. Bei Ab- 
fassung eines derartigen Werkes müfste man entweder mit unstatthafter Will- 
kühl* (s. §. 151. Anm. 1.) verfahren, oder alle in Deutschland gebräuchlichen 
Mittel und die in den verschiedenen Pharmacopöen enthaltenen Vorschriften 
darüber aufnehmen. Denn nur bei genauester Kenntnifs der Mittel haben die 
Mittheilungen über damit gemachte Erfahrungen WertjL Die Pharmacopöe würde 
aber dadurch sehr voluminös und kostspielig. Der erwartete Nutzen ist in der 
That nicht erheblich. Er wird auch durch Privatwerke der Art genügend ge- 
sichert. 

§. 152. 

Manche Mittel sind als solche nur dann für zuverlässig zu 
erachten , wenn sie genau nach einer bestimmten Vorschrift be- 
reitet werden , weil ihre physicalischen und chemischen Kenn- 
zeichen allein eine hinlängliche Bürgschaft nicht gewähren« Der- 
gleichen rohe Mittel mufs der Apotheker nothwendig entweder 
in der eignen Apotheke anfertigen oder aus einer apdern Apo- 
tl^eke entnehmen, für welche die nämlichen Bereitungsvorschrif- 
ten gelten. Seinem Personal darf er Bereitungen von Arznei- 
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mit lein nur nach Maafsgabe seiner Wahrnehmungen über dessen 
individuelle Zuverlässigkeit und in keinem Falle über die des- 
falisigen gesetzlichen Gränzen hinaus gestalten. 

§. 153. 

Die approbirlen Beistandspersonen dürfen in der Wahl ihrer 
Mittel nicht beschränkt werden. Deshalb mufs der Apotheker 
gehalten seyn, auf ihr Verlangen die Mittel, welche sie gebrau- 
chen wollen, nach desfallsiger besonderer Vorschrift genau zu 
beschaffen. Den gedachten Beistandspersonen kommt es zuwei- 
len wesentlich darauf an, sich von der Beschaffenheit eines Mit- 
tels vor dessen Verordnung selbst zu überzeugen. Dem Apo- 
theker ist deshalb zur Pflicht zu machen , dafs er ihnen dabei 
allen nöthigen Vorschub bereitwillig leiste. 

§. 154. 

Die Hauptquellen der TJnzuverlässigkeit der ArzneiraiUel 
sind sonst noch Verunreinigung, quantitative und qualitative 
Verfälschung und Verwechselung. Es ist deshalb strengstens 
auf Reinlichkeit und gehörige Ordnung, Aufstellung^ Bezeich- 
nung, Catalogisirung und Verwahrung der Mittel und beider 
Zubereitung auch auf Abhaltung jeder Störung zu sehen. We- 
gen des häufigen Eintritts neuer Gehülfen aus einei' Apotheke 
in die andere müssen , damit sie sich alsbald gehörig finden 
können , die Einrichtungen in den Apotheken möglichst gleich- 
förmig seyn. 

§. 155. 

Der Apotheker kann nur dann vor auch unabsichtlicher Ver- 
abreichung minder zuverlässiger Mittel völlig sicher seyn, wenn 
er dergleichen gar nicht iuhrt. Daher sind nur durchaus vor- 
schriftsmäfsige Mittel in den Apotheken zu dulden und der Apo- 
theker, als dafür strenge verautwortlfch , mufs sich, bevor er 
irgend ein Mittel zur Verwendung als Arznei aufnimmt, von 
seiner Güte überzeugen*), deshalb sich aber auch immer im 
Besitze der zur Prüfung erforderlichen Requisite befinden*). 

1) Sind gute Apotheken in gehöriger Anzahl vorhanden, so scheint es bei 
obiger Vocschrift nnwöthig , importirte Arzneien in Bezug auf ihre Äditheit an 
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den Granzzollstatten einer Untersachimg zo unterwerfen, (Vgl. im BetreflF Öster- 
reichs Müller a. a. O. III. }. 518.) Andi die Kräutersammler brauchen dann 
nicht besonders controlirt zu werden. (Müller ebendas. §. 527.) 

2) Vorzugsweise gehören hierher die zu chemischen Prüfungen erforderli- 
chen Reagentien und Geräthschaften. 

S. 156. 

Auch die Beistandspersonen können dem Apotheker Ver- 
anlassung zur Verabreichung unzuverlässiger, ja schädlicher Arz- 
neien geben, wenn sie nämlich fehlerhaft oder undeutlich ver- 
ordnen. £s ist ihnen das zur Verhütung solcher Unstatten Er- 
forderliche streng vorzuschreiben. 

Noch besonders zu bestimmen, dafs die Quantitäten mit ausgeschriebenen 
Worten, nicht mit Zahlen "auszudrücken seyen, sdieint überflüssig; denn man 
kann Worte eben so undeutlich schreiben, als Zahlen, und diese eben so de«t- 
lich als jene. Man kann hierbei sorglos zu Werke gehen, wie dort. Auch Ver- 
sehen sind gleich leicht möglich. Dagegen rechtfertigt sich das Verbot des 6e« 
brauchs der chemischen Zeichen auf den Becepten, weil sie in der That leicht 
mit einander verwechselt werden können. 

§. 157. 
Wie schon oben (§. 144.) bemeriLt wurde, gilt bloCs fiir die 
}etzt herrschende, sogenannte allöopatliische Heilmethode un- 
beschränkt, dafs möglichst zuverlässige Arzneiitiittel nur au» 
den gewöhnlichen Apotheken bezogen werden können, eine 
gehörige Einrichtung und Verwaltung der letzteren vorausge- 
setzt. Es sind aber andere Heilmethoden , nach deren Grund- 
principien dieses in Abrede fallt, nicht allein denkbar, sondern 
es ist bekanntlich eine solche, die sogenannte homöopathische 
Methode, neuerlich wirklich ^^vorgetreten und zu einer gewis- 
sen Ausbreitung gelangt. Da nun jede approbirte Beistand&per- 
son mit den Kranken , welche ihr Vertrauen in sie setzen, einen 
unabweisbaren Anspruch hat auf die nöthige Staatsunterstätzung 
zur Erlangung möglichst zuverlässiger Arzneien , so darf man 
sie nicht zwingen, dieselben von daher zu entnehmen, wo, nach 
richtiger Folgerung aus den «igenthümlichen Grundsätzen ihrer 
Methode, an der Zuverlässigkeit der Mittel erhebliche Zweifel 
bestehen. Diese Ausnahme rechtfertigt sich aber selbstredend 
nur in so weit, als jene Zweifel sich als wohl begründet erwei- 
sen, worüber jedoch eben nur die Grundansichten der fraglichen 

Vo^i^el System d. med. Polizei. 9 
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Heilmethode allein als maafsgebencl angesehen werden können. 
Denn nur die Erfahrung vermag über den wahren Werth einer 
Heilmethode xn entscheiden» Wenigstens wii*d es für die me- 
dicinische Polizei immer am Gerathensten seyn, sich nicht in 
die Streitigkeiten der Ärzte über den Werth von Heilmethoden 
ohne dringende Noth zu mischen. Bisher giebt es noch keine 
allgemeine Heilmethode, welche allen Anforderungen ent- 
spricht. So lange eine Heilmethode sich noch nicht als wirklich 
schädlich erwiesen hat, so lange haben ihre approbirten Beken- 
ner, als öfientlich anerkannte und verpflichtete Personen, die 
Vermuthung richtigen und gewissenhafte» Handelns für sich, und 
der Staat darf sie den für irgend eine andere Methode berech- 
neten Einrichtungen nicht weiter unterwerfen, als es die Natur 
der neuen Methode verträgt. Verfahrt der Staat anders, so er- 
wächst daraus leicht eine der Vervollkommnung der Heilkunst 
schädliche Despotie der Ansichten dei*jenigen Ärzte, welche grade 
einen bestiminenden Einflufs auf die Staatsregierung ausüben. 
Durch Zufall , z. B. in der Stellenbesetzung bei den höchsten 
Behörden, würde dann heute verfolgt werden, was morgen als 
das wahre Heil erschiene. Aufserdem wird der wahre Werth 
einer Heilmethode um so schneller und sicherer erkannt, je freier 
sie sich bewegen kann. Es kommt dann nicht zu Parteileiden- 
schaftlichketten. Endlich geräth die Staatsregierung auf andern 
Wegen leicht in oft uoauflösliche Verwickelungen und compro- 
roittirt ihr Ansehen um so gewisser, je weniger sie zuletzt ihren 
Widerstand durchzufuhren im Stande ist. Denn sie hat das 
gute Recht gegen sich. Für den Apotheker kann freilich dar- 
aus ein grofser pecuniärer Nachtheil entspringen. Dieser läfst 
sich aber nicht abwenden ; er gehört zu den, jedem Beruf ei- 
genthümlichen Unglücksfällen. Wie übel ist nicht auch 55. B. 
ein Arzt daran , dem sein Gewissen die Anwendung einer allge- 
mein Mode gewordenen neuen Heilmethode nicht erlaubt? Auch 
er leidet Einbufsen, wogegen ihn der Staat nicht schützen kann. 
So wenig der Staat dem Apotheker helfen kann, wenn der viel- 
leicht einzige Arzt am Orte seine Kranken ohne alle Arzneien 



Von der Fflrsorge för die erforderlichen sachKeheil Mittel, i^l' 

behandelt (Magnetismus, Wasserheilkunst), eben so wenig kann 
er durch andere Methoden herbeigeführte Schmälerung de3 Arz- 
neiabsatzes hindern. Im Übrigen ist der Apotheker zur Beför- 
derung, nicht aber zur Beeinträchtigung der Heilkunst vorhanden. 
Will der Apotheker die wegen der Zuverlässigkeit der von 
einer neuen Heilmelhode geforderten Arzneimittel nothwendigen 
besondern Einrichtungen nicht treflFen und mag man ihn aus 
Rücksichten des Rechts oder der Billigkeit nicht dazu zwingen, 
so mufs man den Bekennern der fraglichen Methode gestatten, 
ihre Mittel selbst zu bereiten und zu dispensiren. Solches darf 
aber erst geschehen,* nachdem sie sich in einer Prüfung über den 
Besitz der desfalls nöthigen besonderen pharmaceutischen Kennt- 
nisse und Geschicklichkeiten ausgewiesen haben. — Der Arzt hat 
nur iiir seine eigenen Kranken zu sorgen , darum darf ihm auch 
das ausnahmsweise Recht nur für diese zugestanden werden, und 
es mufs bis auf die für gewisse Fälle allen Beistandspersonen 
nothwendig einzuräumende Befugnifs des Selbstdispensirens 
(§. 161.) sofort aufhören, wenn der Apotheker den wesentlichen 
Anforderungen der neuen Methode vollständig entspricht. 

Nach diesen Principien ist man neaerlidi im GroCsherzogtfaum Sachsen- 
Weimar ~ Eisenach hinsichtlich der homöopathischen Methode verfahren, und sie 
haben sich bis jetzt practisch gut bewährt. Bei der Berathang der desfallsigen 
Verordnung vom 11. September 1846 sind mehrere angesehene ßekenner der 
genannten Methode zugezogen worden. Die Verordnung bestimmt 

1) dafs Medicinalpersonen , welche im Grofsherzögthame zum Verordnen in- 
nerer Arzneien berechtigt sind, hinsichtlich der Bereitung und Verabrei- 
chang der dritten, vierten nnd weitern Verreibnngen fester, so wie der 
zweiten, dritten nnd weitem Verdünnungen flüssiger homöopathischer 
Arzneien von dem sonst gesetzlichen Verbote des Selbstdispensirens ent- 
bunden werden können ; 

2) dafs solchermaarsen befreite Medicinalpersonen nicht gehalten seyen, die 
ihnen zu den oben bezeichneten Zubereitungen nothwendigen Urstoffe, Ur- 
tincturen und Verreibungen oder Verdünnungen niedern Grades aus einer 
gewöhnlichen Apotheke zu entnehmen ; 

3) dafs die Verabreichung von dergleichen freigegebenen Arzneien ohne alle 
Ausnahme nur für die eigenen Kranken und nur vollkommen unentgeltlich 
Sttatt finden dürfe; 

4) dafs jede Medidnalperson , welche diese Dispensirfreiheit zu erlangen 
wünscht, dieselbe besonders auswirken müsse und dafs die Ertheilubg von 
dem Nachweise der erforderlichen Kenntnisse nnd Fertigkeiten in einer be^ 
sondern Prüfung abhänge, %yelche keinem Bewerber erlassen werden dürfe, 

9* 
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der nicht die homöopathische Heilart mindestens schon seit fiiaf Jahren 
von dem Datum der in Rede stehenden Verordnung angewendet hat; 
5) dafs die ertheilte Dispensirfreiheit jederzeit widerruflich sey und erlösche, 
sobald an dem Wohnorte der damit beliehen en Medicinalperson ein Apo- 
theker eine nach dem ausgesprochenen, dem concessionirten Arzte bekannt 
gewordenen Urtheile der Ober - Medicinalbehörde allen wesentlichen Anfor- 
derungen der homöopathischen Heilart entsprechende, sogenannte rein ho- 
möopathische Apotheke eingerichtet hat. 
Mit der unter 3. vorgeschriebenen. Unentgeltlichkeit der Verabreichung hat 
sich Verf. niemals einverstehen können, indem er nicht einsieht, weshalb der 
Arzt seine Auslagen , seine Zeit und seine Mühe hierbei nicht vergütet erhalten 
soll* Die Maafsregel zielt auf Verhütung von Mifsbräuchen. Allein der rechtliche 
Arzt wird sich dergleichen nicht zu Schulden kommen lassen und der unehrliche kann 
die Vorschrift sehr leicht umgehen. Die Entdeckung allenfallsigen Mifsbrauchs 
ist aber um nidits schwieriger, als die Entdeckung von solchen Umgehangen. 



.Tittmann: die Homöopathie in staatspolizeirechtlicher Hinsicht. M ei- 
fsen 1829. 

Dr. J. H. Schmidt: Protocolle dfer arztlichen Conferenz in Berlin. S. 30. 
und die weiteren Verhandlungen S. 33 fF. 

Kaiisch: Materialien etc. 2. Heft. S. 22ff. 

Schürmayer a. a. O. 354. Anm. 

ß) Hinsichtlich der rechtzeitigen Erlanguiif; der Arxneimittel. 

S. 158. 

Es wäre freilich am Besten, wenn jeder Arzneibedürflige 
die ihm nothwendigen Mittel jederzeit sofort zur Hand haben 
könnte. .Die Unmöglichkeit hiervon leuchtet indessen ohne 
Weiteres ein. Mankann, hingesehen vornehmlich auf die -we- 
gen der Zuverlässigkeit der Arzneien erforderlichen Maafsregeln, 
nicht mehr ihun , als dafür sorgen , dafs — auläer in seltenem 
Ausnahmefällen — jeder die ihm nöthige Arznei rechtzeitig, 
d. h. ohne wesentlich nachtheiligen Zeitverlust , zu erlangen im 
Stande sey. 

Hierzu gehört hauptsächlich eine möglichst grofse Anzahl 
wohl verlheilter, leicht aufzufindender, stets zugänglicher, mit 
den nöthigen, wohlgeordneten, bezeichneten und catalogisirten 
Vorräthen an Arzneien und Geräthschaften , so wie niit dem zu 
rechtzeitiger Abfertigung der Entnehmer erfordeplichen Personal 
versehener und dazu auch sonst zweckmäfsig eingerichteter und 
verwalteter Apotheken. 
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Es liegt im Beruf und Zweck der Apotheker, auch solche ihrer Natur nach 
dazu geeignete Arzneimittel, deren Yorräthighaltung nicht gesetzlich namentlich 
vorgeschrieben ist, schleunigst und gut anzuschafien und zu führen, wenti eine 
approhirte Medicinalpersön dieselben anwenden will. Dieses ist auch ziemlich 
überall durch entsprechende Bestimmungen anerkannt. In Österreich weicht man 
hiervon ab. (Müller a.a.O. IIL §.414.) Dort ist der Apotheker nicht ver- 
pfliditet, Mittel anzuschaffen, welche sich nioht in der PharmacopÖe verzeichnet 
finden , „weil sonst ihre Pflicht keine Gränze hätte.'* Aber der Arzt darf dort 
solche Mittel auch nicht selbst dispensiren, sondern er mufs sieh einen Apothe- 
ker suchen, der sie freiwillig besorgt. In praxi wird sich die Sache wohl mei- 
stens gütlich erledigen. 

§. 159. 

Zum gehörigen Bestehen einer Apotheke mit reinem Me- 
dicinalg/eschäft ist in der Regel mindestens eine Zahl von 7000 
bis 9000 Umwohnern erforderlich (§. 145. Änm.). Befinden 
sich diese, wie z.B. in Städten, dicht bei einander, so können 
sie 9 das deshalb sonst Nothwendige vorausgesetzt, die Arznei* 
mittel in der bei Weitem gröfsten Mehrheit der Falle schnell 
genug erlangen. Wo aber seJbst eine schon mittlere Bevölke- 
rungs - Dichtigkeit von 2000 bis. 5000 Seelen auf die Quadrat- 
meile kommt, würden die Bewohner von drei bis vier Quadrat- 
meilen an eine und dieselbe Apotheke gewiesen werden müssen. 
Läge letztere auch grade im Mittelpunkte, so hätten doch die 
Entferntesten mindestens zwei Stunden Wegs dahin und eben 
so viel zurück zu machen. Dazu kommen nun noch, wenigstens 
zuweilen , Terrain - und Witterung« - Schwierigkeiten und der 
Umstand , dafs sehr oft nur schwache Weiber oder Kinder zur 
Abholung der Arzneien verwendet werden können. Man wird 
demnach nicht zweifeln , dafs es namentlich für das platte Land 
unmöglich fällt, das Bediu*fnifs schon allein durch Apotheken 
mit reinem Medicinalgeschäft zu befriedigen. 

§. 160. 

Man wird daher zur Errichtung von Apotheken mitNebeh- 
geschäflen seine Zuflucht nehmen müssen. Aber selbst diese 
werden zumal in armen ^ dünn bevölkerten Gegenden nicht in 
ausreichender Anzahl geschaffen werden können, wenn man 
auch nur eine Stunde Wegs als zulässige Entfernung vom Kran- 
ken bis zur nächsten Apotheke annimmt. Für solche Fälle muis 
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man noch eine Stufe tiefer hinabsteigen und Apotheken ohne 
Laboratorien , aber mit Nebengeschäften gestatten , deren Ver- 
walter gewisse polizeilich -medicinisch zu bestimmende Roh mit- 
tel nur aus inländischen vollständigen Apotheken entnehmen 
dürfen. Dergleichen sind , als bleibende Anstalten , den soge- 
nannten Filialapotheken, welche man zu gleichem Zweck 
vorgeschlagen hat , vorzuziehen. Unter letzteren versteht man 
nämlich solche Zweiganstalten schon bestehender Apotheken, 
in welchen aus der Mutterapotheke möglichst weit zubereitete 
Vorräthe der nöthigsten Mittel nur noch vor ihrer Verabreichung 
nach Recepten oder für den Handverkauf die letzte Gestalt be- 
kommen. Sie sollen unter Aufsicht des Vorstandes der Mutler- 
apotheke von einem Gehülfen verwaltet werden. Dieses ist aber 
immer bedenklich, denn einem blofsen Gehülfen kann man nicht 
wohl eine solche doch immer ziemlich ausgedehnte Selbständig- 
keit zugestehen. Er müJGste wenigstens deshalb erst geprüft und 
besonders verpflichtet werden. So gering übrigens nun auch 
allerdings die Kosten der Einrichtung und des Betriebes einer 
FiUalapotheke seyn mögen, so dürften sie doch wenigstens in 
der Regel immer noch zu bedeutend ausfallen , als dafs , grade 
unter den erwähnten Verhältnissen , welche eine Filialapotheke 
erfordern möchten, ein gehöriger Betrieb der letzteren ohne 
Schaden des Eigenthümers wohl denkbar wäre. Befinden sich 
Filialapotheken gar an Orten ohne Arzt und ohne Behörden- 
und Markt -Verkehr, so würde auf einen irgend erklecklichen 
Waarenumsatz nicht einmal im Handverkauf gerechnet werden 
dürfen. Tüchtige Gehülfen werden überhaupt in das leidige 
Exil einer Filialapotheke nicht leicht gehen, minder zuverlässige 
können nicht gehörig beaufsichtigt werden. In der That schei- 
nen bleibende Filialapotheken bis jetzt wenig Anklang gefunden 
zu haben. Dagegen sind sie, vorübergehend, z. B. in Fällen sehr 
ausgebreiteter Seuchen in von Apotheken sehr entfernten Ort- 
schaften empfehlenswerth. 

Fischer und Tromsdorff: über FUialapotheken (Henke's Zeit- 
schrift. 8. Ergänzangsheft S. 151 ff.). 



Von der Fürsorge für die erforderlichen saehlichen Mittel. 125 

F. Abi: über Erriditung yoq Filialapothekea und über ^te darüber erb»'^ 
seaen Gesetee der versdiiedenen Deutschen Staaten (Archiv der Phurm^oie 
Septbr. und Octbr. 1850.). 

§. 161. 

In so weit die im Vorstehenden angegebenen Wege nicht 
zum Ziele fuhren , aber auch mir in so weit , miifs man es den 
Beistandspersonen nicht nur gestatten , sondern sogar zur 
Pflicht machen, dafs sie die Arzneibedürftigen mit Mitteln^ 
welche sie zu diesem Behufe bei sich zu fiihren haben , selbst 
versehen, selbst dispensiren, wie man sich auszudrücken 
pflegt. Der Zuverlässigkeit der dazu bestimojten Mittel und der 
Rücksicht auf die Existenz der Apotheken halber müssen aber 
die Arzneien von der Beistandsp^rson stets möglichst weit zu- 
bereitet aus einer benachbarten inländischen Apotheke entnom^ 
men *) und dürfen nur an eigne Kranke verabfolgt werde». Die 
polizeiliche Medicin hat zu erörtern , welche Mittel überhaupt 
von den Beistandspersonen dispenslit werden sollen^ Lediglich 
die Gefahr des Verzugs für den Kranken, in keinem Falle aber 
etwa Bequemlichkeits- Rücksichten können hierbei Maafs ge- 
ben. Mifsbräuche der Dispensirfreiheit sind strenge zu vei** 
pönen*). Vgl. übrigens §§.119 u, 157, 

1) Wenn Dieses geschieht, ist es im Allgemein en nicht nöthig und, weil es 
leicht zu ungebührlicher Ausdehnung des Selbstdispensirens fuhrt, auch nicht zu 
gestatten, dafs Beistandspersonen zu Letzterem pharmaceutische Gehülfen hal- 
ten. In ganz besondem Fallen, namentlich bei sehr grofser Entfernung der 
nächsten Apotheke, mag ausnahmsweise Erlaubniüs dazu ertheilt werden. 

Die im Jahre 1849 in Berlin zusammenberufene ärztliche Conferenz war der 
Ansicht , dafs der Arzt nur dispensiren , nicht laborireii oder prapariren dürfe 
(Protocolle der zur Berathnng der M edicinalreform versammelten ärztlichen Con- 
ferenz. Berlin 1849. S. 28.). Indessen wird man doch das Präpariren nicht durch- 
aus yerbieten können. Sicherlich wird man z. B. Brechweinstein und Brech- 
wurzel unter die zum Selbstdispensiren gestatteten Mittel aufnehmen müssen. 
Eben so sicher wird man zuzulassen haben, dafs jedes dieser beiden Mittel als 
Fairer für sich yorräthig gehalten werde. Nicht weniger gewils wird öfters die 
Mengnng beider Mittel und zwar in sehr verschiedenen Quantitäten erfarderlich. 
Soll nun der Arzt eine solche Mengung nicht vornehmen dürfen? 

2) Man hat zur Verhütung und leichtem Entdeckung von mifsbränchHchem 
Selbstdispensiren verschiedene besondere Maafsregeln vorgeschlagen, die aber, 
obschon zum Theil sehr lästig, doch den beabsichtigten Erfolg nicht einmal in 
der Regel verbürgen, weil der Pflichtvergessene sie leicht umgehen oder ver- 
eitehi kann, während sie für den Pfltchttnsuen onnö'thig sind. Hierher gehört 
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nameDtlich die Vorschrift, dafs über jede selbstdbpensirte Arznei dem Empfan- 
ger, wenigstens auf dessen Verlangen, ein förmliches Becept eingehandigt wer- 
den soll, femer die Bestimmung (J. Schneller und von Würth a. a. O. 
}. 58. 3.), dafs über die ans der Apotheke entnommenen Mittel ein eigenes Bach 
mit Bescheinigungen des Apothekers rücksichtlich jeder einzelnen Post zu fah- 
ren sey. 

§. i62. 

Zur Beförderung möglichster Schnellerlaugbarkeit der Arz- 
neimittel aus den Apotheken ist es nothwendig, dafs diese leicht 
aufzufinden seyen. Sie dürfen daher nicht versteckt liegen und 
müssen als solche leicht erkennbar bezeichnet werden. Hierzu 
dienen die bekannten Bilder und Schilder, Die Apotheken müs- 
sen femer stets leicht zugänglich seyn , auch des Nachts , wes- 
halb man dem Apotheker das Halten einer als solchen deutlich 
bezeichneten und in das Auge fallenden Nachtklingel zur Pflicht 
zu machen hat« 

Wird eine neue Apotheke errichtet, so ist deren Eigenthü- 
mer zur vollständigen Herstellung binnen möglichst kurzer Frist 
strenge zu verpflichten. Verstreicht diese vergeblich und sind 
dafür triftige £ntschuldigungsgründe oder sonstige Bedenken 
nicht vorhanden, so lalst man das Fehlende sofort auf Kosten 
des Säumigen ergänzen, zu welchem Ende man gleich Anfangs 
die Niederlegung einer Geldcaution bedingen mag. 

§. 165. 

Die Anfertigung von Arzneien nach Recepten approbirter Bei- 
standspersonen mufs in der Regel jedem andern Geschäft vorgehen 
und es ist für jede Art von Recepten ein desfallsiges Zeitmaximum 
vorzuschreiben. Unter solchen Recepten gebührt denjenigen, wel- 
che von dem Verordner als eilig oder gar eiligst bezeichnet wor- 
den sind , ein entsprechender Vorzug. Arzneien mit der letz- 
tern Bezeichnung mufs der Apotheker ohne Ausnahme auch 
ohne sofortige Bezahlung Verabfolgen. Denn in solchen Fällen 
ist nicht, wie in andern, die Möglichkeit vorhanden, das nö- 
thige Geld immer alsbald aufzutreiben , und es kann sonst der 
bedeutendste Schaden an Leben oder Gesundheit entstehen. 

Den Beistandspersonen ist der Mifsbrauoh der Dringlich- 
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keits-Bezeichnungen strenge zu untersagen. Auch ist ihnen nicht 
zu gestatten 9 dafs sie ihre Recepte, etwa nach Beendigung ihrer 
Krankenbesuche^ haufenweise in die Apotheke senden oder dort 
erst verschreiben. Es ist dieses ohnehin wegen der Nachtheile, 
die eine leicht mögliche Gedächtnifsuntrene herbeifuhren kann, 
bedenklich. 

Ferner sind, umRückfiragen unddadui*ch entstehenden Zeit- 
vedust zu vermeiden, die Beistandspersonen anziihalt^, dals 
sie ihre Recepte stets deutlich und vollständig schreiben (vgl. 
§. i56.). Aus Gründen der Zeiterspamifs für die Arzneibedürf- 
tigen, wie der Existenz des Apothekers (§. 146.) ist es auch 
räthlich, Apotheken immer nur an Orten anlegen zu lassen, 
wo ein Arzt regelmälsig seinen Wohnsitz hat. 

Nach einem Bescheid des königlich Preafsischen Ministerionis der Medicinal- 
Angelegenheiten vom 31. May 1842 sind die ihm untergebenen Apotheker zum 
Arznei - Creditiren nicht rerbunden , so weit sie es nicht in ihrer Gonvenienz 
finden. 

§. 164. 

Kein Apotheker darf, aufser in Nothfallen, sein Geschäft 
eigenmächtig auch nur zeitweilig ganz schliefsen, oder auch nur 
auf längere Zeit verlassen, ohne für seine genügende Vertretung 
gesorgt zu liaben. Ob dieselbe hinreiche,, das hat die Aufsichts- 
behörde zu bemessen. Befindet sich eine Apotheke , etwa auch 
durch längere Krankheit oder durch den Tod ihres Vorstandes, 
ohne geeignete selbständige Verwaltung, so hat die Orts -Poli- 
zei -Behörde das dieserhalb Erforderliche ungesäumt wahrzu- 
nehmen und zu verfügen. 

Ohne Zustimmung der Medicinal- Polizei darf auch von 
Gerichts wegen über keine Apotheke oder über einzelnes Zube- 
hör derselben dergestalt verfügt werden, dafs für das arznei- 
bedürflige Publicum ein wesentlicher Nachtheil dadurch ent- 
sfünde. In der Regel wird die Zustimmung nur an Orten erfol- 
gen können, wo noch wenigstens eine andere Apotheke vor- 
handen ist. 

Die Vorschrift; , dafs jede Apotheke stets unter der Leitung eines dazu be- 
rechtigten Pharmacenten stehen solle, ist leider, namentlich bei Apotheken, die 
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vielleicht nicht einmal einen GehtUfen oder Lehrling haben, nicht immer strenge 
durchfuhrbar. Man kann doch den Apotheker nicht darin festnageln! 

§. 165. 

Alles was die Wohlfeilheit der Arzneimittel befördert, dient 
meistens zugleich auch mit zu ihrer Schnellerlaugbarkeit. 

Y) Hinsichtlicli der Wohlfeilheit d^r Arzneimittel. 

§. 166. 

lodern man für möglichste Schnellerlangbarkeit der Arznei- 
mittel florgt, befördert man schon zugleich mit auch deren 
Wohlfeilheit. Denn man erspart dadurch Zeit und Mühe, die 
immer auch ihren Geldwerlh haben. Die Maa£sregeln zur £r- 
zielung zuverlässiger (§§• J51 £F.) Mittel vermindern zwar auch die 
Gui*kosten im Ganzen, weil solche Mittel, versteht sich bei rich- 
tiger Anwendung, zur schnellern Beendigung der Cur wesent- 
lich beitragen; indessen wird durch die Behufs der Zuverläs- 
sigkeit erforderlichen, mehr oder minder kostspieligen Einrich- 
tungen der Arznei -Preis an und für sich — und um diesen 
handelt es sich gegenwärtig — doch eher gesteigert. Zu ge- 
denken ist hier übrigens noch, dafs die Wohlfeilheit der Curen 
zu einem großen Theile in den Händen der Beistandspersonen 
liegt, indem von diesen die Wahl der Mittel abhängt. Sie wer- 
den zwar in der Regel auch verpflichtet, sich möglichster Wohl- 
feilheit zu befleilsigen. Dazu gehört aber genaues Studium der 
Arzneilaxe (§. 167.), mit welcher sich Privatärzte selten bekannt 
machen. 

§. 167. 

Man darf die Bestimmung der Preise so wichtiger und^ all- 
jgemein unentbehrlicher Bedürfnisse, wie die Arzneimittel, nicht 
der Privatwillkühr unbeschränkt überlassen. Jedoch darf auch 
hierbei die natürliche Freiheit nicht weiter eingeengt werden, 
als es die Nothwendigkeit wirklich mit sich bringt , und dieser 
wird durch gesetzliche Feststellung eines bei Strafe niemals zu 
überschreitenden Preismaximums für jede zu verabreichende 
Arznei -^ die deshalb vorkommenden Arbeiten und Auslagen 
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an GePafsen u. s. w. mit inbegrifTeri — hinlänglich Genüge ge- 
leistet. 

Die Arzneitaxe ist von der polizeilichen Medicin mit 
Rücksicht auf die §. 144» angegebenen Bedingungen der Mög- 
lichkeit der Existenz einer genügenden Anzahl guter Apotheken 
auszuarbeiten und mufs wegen der öfteren Schwankungen in 
den Handelspreisen der Mittel und des sonstigen Materials, auch 
weil von Zeit zu Zeit neue Mittel und neue Bereitungsweisen 
auftreten , mindestens alljährlich revidirt und angemessen abge- 
ändert werden. Selbst in den Zwischetizeiten könüen sich Ab'^ 
änderungen und Zusätze nöthig machen. Man vergleiche im 
Übrigen §. U4. 

Der Verkauf unter der Taxe, wogegen man noch immer so häufig «fert, 
schei&t dagegen in der That anbedenklich, ja dessen Yerbot unstatthaft. 

Besonders von Seiten der Apotheker wird auch noch neuerlich vielfach leb- 
liaft darauf bestanden , dafs , mit Ausnahme des Handverkaufs, der Verkauf un- 
ter der Taxe nicht gestattet werden solle. (S. u. A. Neue Denkschrift S. 12.) 
in Preufsen mid in Bayern hat man ihn wirklich verböten (August in a. a. O. 
in. 8.70. und Döllinger a.a.O. LS. 49.). In Österreich (Müller a.a:0. 
III. §.507.), im Königreich Sachsen (Funke a. a. O. S. 155.) und u. A. auch 
im Orofsherzogthum Sachsen - Weimar - Eisenach (Gesetz vom 2. October 1842) 
ist er dagegen den Apothekern unbenommen. Die Gegner dieser Maafsregeln 
besorgen , dafs der Apotheker die fragliche Freiheit mifsbrauchen könne , um 
seinen Gewerbsgeno&sen mittelst niedrigerer Preise Kunden zu entziehen und sich 
nach Befinden durch schlechte Waare oder geringeres Gewicht zum Nachtheil 
des Publicums schadlos zu halten. Beides ist möglich und mag auch in einzel- 
nen Fällen wirklich vorkommen. Daraus folgt aber nicht, dafs man das Publi- 
cum des Vortheils wohlfeilerer Preise aucji dann berauben müsse , wenn solide, 
gewissenhafte Apotheker solche gewahren wollen, was nach meiner Erfahrung 
nicht ganz selten geschieht. Nur gewissenlose Apotheker — und diese sind 
denn doch nur -seltenere Ausnahmen — gehen schlechte Wege. Sie finden aber 
Mittel ^ur Bevortheilnng des Publicums und ihrer Berufsgenossen auch bei streng- 
st«- Aufrechthaltnng der Taxe, indehi sie namentlich den Taxpreis nehmen und 
doch scblechte oder zu leichte Waare liefern. Die Entdeckung solcher Ver- 
gehen ist um Nichts leichter, als die Entdeckung des gefürchteten Mifsbrauchs 
der Befugnifs des Verkaufs unter der Taxe. Warum aber einzelner, unwürdiger 
Mitglieder wegen einen ganzen hochachtbaren Stand verdächtigen, wie es denn 
doch durch die fragliche Beschränkung seiner natürlichen Freiheit offenbar ge- 
schieht? Die Verfasser der Nenen Denkschrift bemerken (S. 12.) mit Recht, dafs 
feste Taxpreise keineswegs einen für alle Apotheker gleichmafsigen Gewinn be- 
dingen. Weshalb soll man nmi hindern, dafs ein Apotheker seinen, durch 
besondere günstige Verhältnisse vielleicht beträchtlichem Gewinn menschen- 
freuncQich, besonders mit dürftigeren Mitbürgern theile? Nicht aufser Acht 
ist zu lassen, dafs das befürchtete wtredlidie Kundenentziehen hauptsächlich nar 
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fürjsolche Orte einige Bedeutung hat, wo sich mehrere Apotheken beHndeu. 
Die meisten Orte haben aber nur eine einzige Apotheke und die Arzaeibediirf- 
tigen werden in der Regel durch etwas geringere Preise nicht bestimmt werden, 
sich an mne ihnen unbequem gelegene Apotheke zu wenden. Sehi- beträcht- 
liche Preisvermindenmgen könnten allenfalls diese Wirkung haben und dann 
wäre einer aufmerksamen Medicinalpolizei Veranlassung gegeben, sich zu ver- 
sichern , dafs nicht etwa ein Mifsbrauch Statt finde. Ein solcher kommt aber 
auch ohnedem meistens bald zur Kenntnifs des Publicums, und der schuldige 
Apotheker erleidet dann , durch Kundenverliist , auch die natürliche Strafe sei- 
nes Vergehens. Das wissen die Apotheker recht gut und darin liegt das i^irk- 
samste Mittel gegen derartige Mifsbräache. Im Übrigen mag nicht unbemerkt 
bleiben , dafs diejenigen Gesetzgebungen , welche den Verkauf unter der Taxe 
verbieten, die sogenannten Minuslicitationen für Arzneilieferungen aber unbe- 
dingt nachlassen, in einem principiellen Widerspruche mit sich selbst stehen. 

Rabatt geben heifst im Grunde nichts Andres, ab unter der Taxe verkau- 
fen. Dasselbe gilt von den sogenannten Minuslicitationen, d. h. von der Über- 
tragung von Arzneilieferungen an den Mindestfordemden. Der Staat, der doch 
dafür zu sorgen hat, dafs die Apotheker gehörig esistiren können, so wie die 
Ortsbehörden und öffentliche Anstalten überhaupt, sollten sich, weil ihnen das 
Gemeinwohl, welchem der Apotheker dient, am Herzen liegen mufs, streng- 
stens jeder unbilligen Rabattforderung , geschehe sie. unter diesem Namen oder 
auf dem iudirect zwingenden Wege der Minuslidtation , enthalten. UnbiUig ist 
aber eine jede solche Forderung, wenn sie aufser dnem gehörigen, von der 
Medicinalpolizei auf Gutachten der polizeilichen Medicin zu bestimmenden Ver- 
hältnisse zu der dargebotenen Vermehrung des Arzneiabsatzes und der in der 
Regel prompteren Bezahlung steht« Privatpersonen gegenüber kann man aber 
dem Apotheker vöUig freies Spiel lassen, auch schon, weil dabei nicht leicht 
Lieferungen in Frage kommen, welche die Existenz eines Apothekers gefährden 
und ihn dadurch auf unrechte Wege bringen könnten. 

Glaubt der Staat, dafs die Apotheker einen Rabatt geben können, der oben 
als unbillig hoch bezeichnet wurde, so^ mufs er eigentlich die Taxe herabsetzen, 
damit derVortheil allen Arzneibedürftigen zu Gute komme; (Schneller ond 
von Würth a. a. O. §. ö3.) 

Die Ebengenannten (a. a. O. $. 54.) wollen den Apotheker verpflichten , den 
Ärzten, Wundärzten und Thierärzten, welche Hausapotheken führen, einen 
Rabatt von 25 Procent zu geben, weil dieselben nur Rohwaaren und Präparate 
in gröfseren Quantitäten auf Ein Mal nehmen, der Apotheker daher die beim 
Dispensiren im Kleinen sich ergebenden Arbeiten und Verluste erspare. — Das 
sind Billigkeitsgrunde für den Apotheker, die er schon im eignen Interesse nadi 
Gebühr walten lassen wird. Ein Zwang, grade immer 25 Procent zu gewähren, 
scheint nicht gerechtfertigt, zumal bei der grofsen quantitativen Verschieden- 
heit des Absatzes. Die fraglichen Käufer können ihren Abnehmern ja auch 
die Taxpreise voll anrechnen. 

Eine gesetzlich — wie z. B. im Grofsherzogthum Sachsen -Weimar -Eise- 
nach, wo die Apotheker je nach der Einwohnerzahl ihre* Ortes, einen Rabatt 
von 6 — 15 Procent an öffentliche Gassen zu gewähren haben -^ schon längst 
bestehende Rabattabgabe braucht nicht aufgehoben zu werden; denn der Apo- 
theker nimmt bei Berechnung des Kauf- oder Pacht - Preises einer Apodieke 
schon darauf Rücksidit, wenigstens kann und soll er das. 
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Nach Bley (Entwurf §. 92.) soll der Terkaof anter der Taxe nur beim 
Verkauf nach ärztlichen Becepten verboten werden. Indessen wurden damit 
Kranke , die ohnehin schon den Arzt bezahlen ' müssen , noch mehr gedrückt. 
Gegen die weitere Bestimmung (Ebendaselbst §. 95.) : im Handverkauf ist der 
Apotheker Kaufmann und hat die Preise sich selbst zu entwerfen «— wäre ein- 
zuwenden , dafs dann der Apotheker , zumal wenn er , wie meistens , der ein- 
zige seines Berufs am Orte wäre, das Publicum denn doch besonders beim Ver- 
kaufe solcher Mittel, welche im Kleinen zu verkaufen ihm allein gestattet ist, 
nicht wenig übernehmen könnte. 

Zu den auch schon wegen ihres sehr zweifelhaften Erfolgs verwerflichen 
Mitteln zur Erzielung wohlfeilerer Arzneipreise gehören alle diejenigen zum 
Theil sehr complicirten Maafsregeln, welche durch directe Einmischung der 
medicinischen Polizei in die Bestimmung der Kauf- und Pacht-Preise der Apo- 
theken eine zu hohe Steigerung der letzteren verhindern sollen f^). Alle solche 
Maafsregeln lassen sich unschwer umgehen. Sie beschränken die natürliche 
Freiheit aller Apotheker um einzelner etwa Gewissen - oder Einsichtsloser willen. 
Die Begünstiger von dergleichen Maafsregeln übersehen, dafs nicht immer die- 
selbe Sache für verschiedene Besitzer den nämlichen Werth hat , sondern für 
manchen, z. B. für den Betriebsamem, einen hohem. Im Übrigen ist es eine 
alte Erfahrung, dafs sich bei völliger Verkaufsfreiheit der Preis aller Dinge in 
der Begel am Angemessensten herausstellt. 

Schneller und von W ü r t h (a. a. O. §. 30.) verlangen , dafs Apotheker, 
welche bereits einmal eine Apotheke aufgegeben haben , nicht mehr berechtigt 
seyn sollen , sich um eine neu zu errichtende Apotheke zu bewerben. B 1 e y 
(Entwarf §. 84.) will angenommen wissen, dafs wer seine Apotheke verkauft, 
dadurch auf die Erlangung einer neuen Goncession verzichte und nur mit Ge- 
nehmigung der obersten Medicinalbehörde eine andere — (aber die frühere von 
Neuem?) — Apotheke durch Kauf erwerben dürfe. 

In grofsen Staaten dürfte wohl eine Provinzial - Medicinalbehörde für dieses 
Geschäft passender seyn. Tn der zuerst angeführten Schrift wird Verhinderang der 
Apotheken-Errichtung auf Speculation als Zweck der verlangten Bestinunung ange- 
geben. Ist denn aber eine solche Speculation schon an und für sich ein Übel ? 
Sollte man nicht vielmehr ann^men , dafs ein Mann, der die Einrichtung neuer 
Apotheken zu seinem Beruf macht, darin Besseres werde leisten können, als der 
Unerfahrenere? Mifsbräuchen ist durch die Forderang, dafs jede Apotheke die 
nothwendigen Eigenschaften haben müsse, bei gehöriger Wachsamkeit der Be- 
hörden genugsam vorgebeugt. Will man Übervortheilun'g der Apothekenkäufer 
verhüten? Was berechtigt den Staat zur Annahme, dafs eine solche in der 
Regel beabsichtigt werde? was za solcher Bevormundung? 

a) S. Grundzüge der Medicinalordnnng fAr das Königreich Hannover. Haimover 
1650. S* 64. §. 14- : Der Verkauf und die Verpachtung einer Apotheke ist nor unter Cre- 
nehmifong der Landdrostei ( Berghauptniannschaft ) gestattet. Die Kauf- und Pacht- 
Contracte unterliegen der Präfang und Erm&fsigung derselben. Eine ähnliche Bestim- 
inang Ist aber, wenn ich nicht sehr irre, auch schon in der jetzt noch gältig«n Hanno- 
verschen Appthekerordnung befindlich. 

Bley (Entwurf §. 83.): Der Verkauf einer Apotheke kann nur nach Vorlegung der 
Kanfbedingangen und Genehmigung derselben von der obersten MedicinalbehSrde (wel- 
che Belästigung derselben in grofsen Staaten !) Statt finden. Der letzte Kaufpreis , ge- 
machte Verbesserungen, Veränderung der sonstigen Verhältnisse und der mehijährige 
darchschnittUche Umsatz siijid bei dem Gutachten der ITnterbehörden mir in Betracht zu 
ziehen. 
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B. Von der Fürsorge zur Erzielang und Erhaltung eines gehörigen 
Wollens bei den Apothekern. 

§. 168. 

Gewissermaafsen wird das Wollen von dem Können mit be- 
dingt. Namentlich lähmt Existenznoth leicht den guten Wil- 
len. Im Übrigen kommt das Meiste darauf an , dafs man den 
Eintritt unzuTcrlässiger Personen in den Apolhek erstand , yor- 
nehmlich als selbständiger Venvalter einer Apotheke thunlichst 
verhütet und sich deshalb durch glaubwürdige Zeugnisse verge- 
wissert, durch Vereidigung den Antrieb zu pflichtmäfsiger Er- 
füllung des Berufs schärft , eine gehörige Disciplin einfuhrt und 
handhabt und auch sonst das Nämliche beobachtet, was oben 
(§. 122.) in ähnlicher Beziehung hinsichtUch der Beistandsperso- 
neu empfohlen worden ist. Nur ist dabei nicht zu übersehen, 
dafs der Apotheker bei Ausübung seines Berufs bei Weitem nicht 
denjenigen persönlichen Gefahren ausgesetzt ist, als die Bei- 
standpersonen z. B. durch Ansteckung und Strapatzen, 

Die Apotheker werden zwar in manchen Beziehungen sehr 
wirksam schon durch das Publicum und durch die Beistandsper- 
sonen controlirt; thells zur Beförderung dieser Conlrole, theils 
zur Vervollständigung derselben sind aber noch besondere Maafs- 
regeln möglich und nothwendig. Hierher gehört namentlich die 
zugleich auch zu einer Gontrole der Beistandspersonen dienliche 
Vorschrift, dafs jedes fiecept stets deutlich, in der Regel mit 
Tinte geschrieben seyn, das Datum, die Gebrauchsanweisung 
und die Unterschrift des Verfassers enthalten und dafs der Apo- 
theker darauf die Taxe speciell nach den einzelnen Ingredienzen, 
Arbeiten, verwendeten Gefafsen ü. s. w. und dann in Summa 
bemerken, auch dasselbe, nach erfolgter Bezahlung, an Quit- 
tungsstatt, oder neben einer besondern Quittung zurück ge- 
ben, es bis dahin aber sorgfältig aufbewahren müsse. Auf den 
Etiketten der nach Recepten verabreichten Mittel ist stets die 
Gebrauchsanweisung vollständig anzugeben , auch der Name des 
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ADferHgers zu bezeichnen , wean schon man denselben meistens 
aus der Handschrift zu erkennen vermag. 

Die Gebrauchsanweisang kann , wegen der oh .dabei za benicksichtigenden 
Eventualitäten, nicht immer ausführlich seyn. Dann genügt 4ie Signatar „nach 
Vorschrift", „nach Bericht" u. dergl. 

§. 170. 

Das wichtigste Mittel zurControledesÄpothekenbetriebs sind 
die Revisionen. Diese können, in so weit sie sieb auf Gegen- 
stände beschränken, zu deren richtiger Beurtheilung. besondere 
pharmaceutische Sachkunde und Erfahrung nicht erforderlich 
ist, also in so weit sie z. B. nur Reinlichkeit, Ordnung, äufsern 
Geschäftsbetrieb angehen, fiiglich vom Physicus vorgenommen 
und öfters wiederholt werden. 

Dagegen müssen sogenannte Hau ptre Visionen, welche 
den Zustand eines Apothekergeschäfts in allen seinen Theilen 
ausmitteln sollen, stets, wenigstens zugleich mit durch eigent- 
liche Sachverständige von anei^kantitem Rufe Statt finden. Hat 
man die Auswahl — was freilich öfters der Fall nicht ist — so 
ziehe man Pharmaceuten, welche nicht als Apotheker thätig sind, 
aber das Apothekerwesen auch practisch vollständig kennen, z. B. 
dergleichen Vorsteher oder Lehrer an phantiaceutischen Instituten, 
zu Revisoren vor. Ausübende Apotheker stehen den von ihnen 
zu revidirenden CoUegen , zumal benachbarten , mit welchen sie 
sich leicht in besonders freundlichen oder in gespannten Verhält- 
nissen befinden, weniger frei und unbefangen gegenüber. Wo es 
sich um Befolgung von , dem ganzen Apothekerstande unange- 
nehmen Vorschriften handelt, wird ein College, als Revisor, zur 
Nachsicht leichter geneigt seyn, oder scheinen. Und zieht man 
endlich in Betracht, dafs sowohl der erforderlichen möglichsten 
Gleichmäfsigkeit der Revisionen, als auch der nöthigen Geschäfts- 
routine wegen , jedem Revisor thunlichst viele Apotheken zuge- 
wiesen werden müssen, dafs dieser deshalb , wenn er Vorstand 
einer Apotheke ist, seine Officin alljährlich entweder ununter- 
brochen auf längere Zeit, oder auf kürzere Zeiten öfters, zu-- 
Weilen, in dringenden Fällen, vielleicht grade dann verlassen 
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niufsy wenn man seine Anwesenheit, am wenigsten entbehren 
kann, wodurch entweder, wenn er einen tüchtigen Provisor 
hält, sein Aufwand und damit nothwendig die ihm für die Re- 
yision gebührende Entschädigung wächst, oder leicht Mängel in 
seiner eignen Apotheke hervorgerufen werden , die sein Ansehen 
als Revisor gefährden: — zieht man alles Dieses in Betracht; so 
wird man im Allgemeinen die Benutzung ausübender Apotheker 
zu Revisoren minder geeignet finden. 

Man nimmt die Revision am zweckmäfsigsten im Frühjahr 
vor, weil dann der Sommer schickliche Zeit zu etwa nothwen- 
digen gröfseren Veränderungen z. B. Baulichkeiten giebt ^). 
Aufserdem ist es am zweckmäfsigsten, die Revisionen ganz an- 
vermuthet anzustellen und sich dabei hauptsächlich von den Wahr- 
nehmungen über den Zustand der einzelnen Apotheken leiten zu 
lassen. Kein Apotheker darf sich zu irgend einer Zeit vor einer 
Revision sicher halten. Hiemeben wird zweckmälsig ein gewis- 
ser Zeitturnus *) zu bestimmen seyn , binnen welchem jedesmal 
sämmüiche Apotheke^ revidirt werden müssen. Das Revisions- 
geschäft ist so öJSTentlich, als es ohne Sachstörung geschehen kann, 
imm^r aber in Gegenwart wenigstens eines Mitgliedes der Orts- 
polizeibehörde und des Physicus , wo möglich der auch der an- 
dern ausübenden Arzte des Ortes zu vollziehen. Dem tüchtigen 
Apotheker sind die Zeugen erwünscht, dem pflichtvergessenen 
ein Sporn. 

Während der Revision ist ein genaues ProtocoU aufzuneh- 
men. Etwaige Reclamationen oder sonstige Bemerkungen des 
Apothekers dürfen aus demselben nicht zurückgewiesen wer- 
den. Dieses ProtocoU ist der vorgesetzten medicinisch -poli- 
zeilichen Behörde zur Kenntnifsnahme, zur Entscheidung et- 
waiger Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Revisor und 
dem Revidirt en und zum Behuf sonst etwa noch uöthiger Verfü- 
gungen vorzulegen. Die Übersicht wird sehr erleichtert, wenn 
diese ProtocoUe immer die nämliche äufsere Form und innere 
Einrichtung haben 3). 

Besteht der Apotheker bei der Revision zur Zufriedenheit; 
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so ist kein stichhaltiger Grund vorhanden, ihm die Revisionsko- 
sten anzusinnen. Aulserdem mag er sie, nach Befinden neben 
einer Strafe, bezahlen. Schmaosereien, auf Unkosten des Apo- 
theker£[^ wie sie ehedem ziemlich allgemein übhch waren , sind 
unwürdig und deshalb unstatthaft« 

1) Andere ziehen den Herbst daza vor, weil dann die Jahresvorräthe haupt- 
sächlich angeschafft seyen. Bas scheint mir aber von minderem Belange , denn 
die Revisionen erfolgen in der Regel höchstens nar alle 3 — 5 Jahre, und auf die 
Beschaffenheit ond Hinlänglichkeit des ursprünglichen Jahresrorraths wird man 
aus dem Befunde in der Regel mit genügender Si(:herheit zurüdL scfaliefsen 
dürfen. 

2) Um stets mit Sicherheit zu bestimmen , welche Apotheken zu einer ge- 
gebenen Zeit zunächst revidirt werden müssen, führe man eine Tabelle, in welcher 
immer das Datum der in Folge einer Revision ergangenen letzten Verfügung be- 
merkt werden mofs. 

3) Sehr empfehlenswerth sind die von Wackenroder im Druck heraus» 
gegebenen Protocollnetze. Dritte Aufl. Jena 1852. Sie enthalten zugleich einen 
guten Leitfaden fdr den Revisor, damit er nichts Wichtiges übersehe. 

S. auch 

J. F. Niemann: Anleitung zur Visitation der Apotheken. Leipzig 1810. 
2. Aufl. 

J. F. Ebermaier: practische Anleitung zu einem zweckmäfsigen Verfah- 
ren bd der Visitation der Apotheken. Leipzig 1819* 

Ed. Kreutzburg: die Apothekenrevision und der Medicamenten - Apparat 
für die verschiedenen Apotheken. Als Anweisung und ProtocoUfoimular bei dem 
Geschäft der Apothekenvisitationen. Erfurt 1842. 

W. M. S t r e i n z : Anleitung zur Untersuchung der Apotheken etc. Prag 1825. 

Franz Bref eld: Grundrifs der Apotheken Visitation. (Auch als ProtocoU- 
Formular). Münster 1840. 

FreufsischeMinisterialinstructionen vom 21.0ctober 1819« und vom 13. Mars 
1820. (Augustin a. a. 0. HL S. 46 ff.) 

K. Sächsische Instructionen yom 25. April 1839. (Funke a. a. O. S. 54.) 

§. 171. 
Findet in Folge der Revision die obere Behörde nöihig, den 
Apotheker zu Abstellung von Mängeln, oder zur Bewirkung von 
Verbesserungen anzuweisen; so geschiebt solches in einer desfall-« 
sigen Verfiignng an die betre£Pende Polizeibehörde, zur EröfF« 
nung an den Apotheker. Geeigneten Falles sind für die Vollzie- 
hung der Auflagen Fristen zu bestimmen , unid dann mufs man 
sich durch Nachrevisionen überzeugen , ob die Befehle gehörig 
voUs^ogen worden sind. Nach Umständen bedrohet man den 
Unterlassungsfall mit Ordnungsstrafe oder, z. B. wenn Gefahr im 

Vofel System d. med. PoUiet |0 
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Veraoge oder offenbarer übler Wille Toriianden ist, mit VoUsiLe-» 
huDg des Befohleii€n an Statt und auf Kosten des Apothekers. 
Da NaehroTisioneo immer darck Pflicbtwidrigkeitfn des Apothe- 
kers ycnirsacht Verden^ bat dieser bilUg auch inuner die Ko- 
sten zu tragen. 

§. i7f. 
Hinsichtlich der gegen den Apotheker vorkommenden Fal- 
les zu verhängenden Strafen hat man sich stets wohl vorsusehen, 
dafs sie nicht zugleich das Publicum mit betreffen, was z. B. na- 
mentlich bei einer Schliefsung der Apotheke leicht geschieht, 
zumal wenn sie über die eiusige Apotheke eines Ortes yerhängt 
wird. Auch gröfsere Geldstrafen können mifslich werden, wenn 
sie dem Apotheker die Mittel zum gehörigen Betriebe seiuea Ge- 
schäfts entziehen. 

§. 173. 
Für ihr Personal müssen die Apotheker selbstredend mit 
verantwortlich seyn, doch darf man diese Verantwortlichkeit straf- 
rechtlich nicht über die Fälle von eigner Absicht oder Fahrläs- 
sigkeit ausdehnen. Ultra posse nemo obligatur. 

2. Von der Fürsorge hinsicbtlich dar übrigen 
Heilmittel. 

§. 174. 

Auch bei diesen Heilmitteln kommt es auf möglichste Zu- 
verlässigkeit, rechtzeitige Erlangbarkeit und Wohlfeilheit (§. 125.) 
an. Es sind hier namentlich in Betracht zu ziehen die chirurgi- 
schen und geburtshulflichen Instrumente, Maschinen, Apparate 
und Verbandsiücke, die Blutegel, diesüTsen Wässer, das Meer- 
wasser, die natürlichen utid die künstlichen vorzugsweise soge- 
nannten Mineralwässer* 

Sofern die hierher gehörigen Mittel , wie z* B. chirurgische 
und geburtsbülfliche Instrumente, nur von sachverständigen Bei- 
standspersonen angewendet und entweder für sich, zmn Ge- 
brauch bei verschiedenen Kranken , oder für einen bestimmten 
Kranken angesehafil zu werden pflegen, mag diesen Beistandsper-* 
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sanen die Beurtheilung ihrer Güte ohne Weiterea überlassen blei^ 
ben. Was die Schnellerlangbarkeit der Mittel angeht; so müsse]» 
wenigstens alle diejenigen, welche häufig und schleunig nothweu* 
digsind, von jedem zu ihrer Anwendung Befugten stets in gehö- 
riger Anzahl Yorräthig und bereit gehalten werden. Damit Letz- 
tere dieses können, ist in der Gebührentaxe (§. 114.) billige Rück- 
sicht auf ihre desfallsigen Unkosten zu nehm^. Von selbst versteht 
sich, dafs für Mittel, welche aus einem in dem Kranken oder in 
dessen Verhältnissen liegenden Grunde, z. B. durch seine Unge- 
berdigkeit, durch Ansteckung u. s. w., unbrauchbar werden, von 
ihm billige Vergütung geleistet werden mufs, wobei aber eine 
etwaige luxm*iöse Beschaffenheit des Mittels nicht mit in Anrech- 
nung kommen darf, weil eine solche in der blofsen Wlllkühr 
des Eigenthümers liegt und^em Kranken zu irgend einem we- 
sentlichen Vortheil niemals gereicht. 

Manche derjenigen Mittel, welche allein von Sachverständi- 
gen angewendet zu werden pflegen , finden jedoch nur selten 
und nicht leicht plötzlich Anwendung und sind überdem ziem- 
lich kostspielig, z. B. der Inslrumentenapparat zum Steinschnilt 
und zur Steinzermalmung. Man kann daher ihre Anschaffung 
und Bereithaltung zwangsweise den einzelnen Beistandspersonen, 
von denen die Meisten ihrer vielleicht niemals bedürfen, billig nicht 
ansinneh. Solche Mittel müssen- vielmehr durch einen Verein 
von Sachverständigen auf gemeinschaftliche, oder besser, weil — 
au« nahe liegenden Gründen — sicherer, auf Öffentliche Ko- 
sten angeschafft und an gelegenen Orten zur Darleihung an die 
ihrer bedürftigen Beistandspersonen bereitgehalten werden. Letz- 
tere haben bezüglich daiEür ein Billiges zu entrichten. Für Arme 
ist die Benutzung unentgeltlich. 

$. 175. 

Ein anderer Theil der hier fraglichen Mittel , «. B. einfache 
Binden, Spritzen u. s. w. , erfordert zu seiner richtigen Anwen- 
dung keine besondere Sachkunde , vielleicht aber zur Beurthei- 
lung seiner Güte. Nur in sofiBrn Letateiea d^ Fall ist^ bedarf es 
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einer medicinisch - polizeilicheo Beschränkung des freien Gewerbs- 
verkehrs damit und zwar dei^estalt, dals der Verkauf nur von des- 
halb geprüften und approbirten Personen geschehen darf. 
Königlich Prenfsische Gewerbeordnung von 17. Januar 1845. §. 45. 

S- 176. 
Zu welcher der gedachten Klassen das eine oder das andere 
Mittel zu rechnen sey, das hat die medicinische Polizei nach dem 
Gutachten der polizeilichen Medicin zu bestimmen, 

§. i77. 

Die Blutegel sind in manchen gefahrlichen und schnell ver-. 
laufenden Fallen, z«B. in Krankheiten kleiner Kinder, einunent- 
behi'liches Mittel. Man muß sie daher immer gut, — und die- 
ses zu beurtheilen, ist nicht Jedermanns Sache — , möglichst schnell 
und wohlfeil haben können. Zu diesem Behuf ist die beste Maals- 
regel,,dais man den Apotheker zu ihrer Bereilhaltung verpflich- 
tet, wenngleich sie kein Arzneimittel sind und also, strenge ge- 
nommen, aufserhalb seines Berufs liegen. Daneben mag man 
geeignete B^istandspersonen, namentlich solche, welche sich be- 
rufsmäfsig mit dem Anlegen der Blutegel befassen, insbesondere 
also Chirurgen, an Orten ohne Apotheke zum Vorräthighalten 
dieser Thiere, auch zum Verkauf, allenfalls durch Prämien auf- 
muntern« Es wird den Zweck befördern , wenn man diejenigen 
Nichtapotheker, welche sich zur Bereithaltung Fon Blutegeln 
fortwährend verbindlich machen , zur Kenntnifs des Publicums 
bringt^). Auch sie dürfen die Taxe nicht überschreiten. 

NeuerUch sind die Blutegel in manchen Gegenden £ist un- 
erschwinglich theuer geworden , und es hat sich deshalb auch 
schon die Privatspeculation auf Vermehrung derselben gerichtet. 
Diese mufs nach Erfordernifs kräftig unterstützt, die Blutegelver- 
schwendung möglichst verhütet, die Einfuhr der Blutegel z. B. 
durch Zollerleichterungen thunlichst gefördert werden*). 

1) Schürmay er (a.a.O. §.362. Anmerkung) aufsert zu unbestimmt und 
ohne Weiteres , dafs entweder und am zweckmafsigsten die Wundärzte allein, 
oder auch die Apotheker zum Blutegelhaken zu verpflichten seyen dürften. Nach 
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Umstandeo könae es aber auch angemessea seyn, die Apotheker vorzi^dweise 
daza anzuhalten. 

Nach einer Ministerialentschliefsung vom 28. May 1834. sind in Bayern so- 
wohl die Apotheker, als auch sämmtliche Landarzte, Ghimrgen und chirurgische 
Bader yerpfliehtet, Blutegel zu haltea and zu verkaufen. Döllinger a. a. O. 
I. S. 80. 

In Österreich dürfen die Wandarzte ohne Unterschied Blutegel verkaufen. 
Müller a. a. O. IIT. §.520. 

2) Dieser Angelegenheit hat man besonders von Seiten der königlich 
Preufsischen Staatsregierung grofse Aufmerksamkeit zugewendet. S. unter andern 
die desfallsigen Verfügungen bei August in a. a. O. VI. S. 142 ff. 

B. W. Seiler: Über die Zucht und Aufbewahrung der medicinischen Blut- 
egel. Auf Anordnung der k. Sächsischen Landesdirection bekannt gemacht. Dres- 
den 1834. 

von Egidy : Die Blutegelzucht nach den Ergebnissen der Erfahrung darge- 
stellt. Zittau 1844. 

Scheel: Der medicinische Blutegel in naturgeschichtlicher, ttiercantilischer 
und oconomischer Hinsicht , nebst Anweisung über die zweckmäfsigste Einrich- 
tung der Blutegelfortpflanznng. 2. Aufl. Breslau 1844. 

$. i78. 

DersüfsenWässer, des Meerwassers and der natürlichen und 
künstlichen Mineralwässer ^) bedient man sich bald an ihren Fand- 
stellen, bald in gröfserer oder geringerer Entfernung davon und 
tfaeils zumTrinken» theils zum fiaden, Iheils zu Einspritzungen. 

Ob besondere Vorkehrungen nothig sind, um das Publi- 
cum von ihrer Güte zu versichern, das hängt je von ihrer 
Eigenthümlichkeit ab« In der Regel sorgt in dieser Beziehung 
schon das Interesse der Besitzer und der Arzte zur Genüge. Bei 
dem diätetischen Gebrauche des sülsen und des Meerwassers 
kommt es hauptsächlich nur auf dessen Reinheit an und darüber 
kann Jedermann urtheilen. Eher sind polizeiliche Maalsregeln 
erforderlich, um Denjenigen , welche sich dieser Mittel bedienen 
wollen, jederzeit ihre Erlangung in gehöriger Reinheit und son- 
stigen Güte möglich za machen, z. B. umUnreinigkeiten aius den 
zum Baden benutzbaren Flufsst eilen fem zu halten. 

Auch für Schnellerlangbarkeit und Wohlfcilheit soi^ mei- 
stens hauptsächlich schon das eigne, wohlverstandene Interesse 
der Besitzer. Sie müssen viel und nachhaltigen Absatz suchen, 
und diesen finden sie nur durch möglichste Zufriedenstellang des 
Publicttms. Wollte der Eigenthümer eines unentbehrlichen na- 
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lürlichen Wadser« dessen gehörige Benutzung zu Heilzwecken 
ganz oder tbeilweUe verhindern; so wäre nach Befinden mit sei- 
ner £xpropriation toreuscbreiten. Die Verwerther naiürlioher 
und künstlicher Wasser zu Heilzwecken bedüifen dazu stets einer 
Conoession, und an diese kann man die etwa dienlichen Bedingun- 
gen knüpfen*). 

1) Die Nachbildung von Mineralwässern überhaupt, so wie die Einfuhr künst- 
licher Mineralwasser ist in Österreich verboten (Müller a. a. O. Tit. §. 542.]. 
Gewifs eine nicht zu l)illigende Beschränkung der Arzte in der Wahl ihrer Mit- 
tel ! — In Preufsen erhielt dagegen eine Anstalt zur Bereitnag künstlicher RG- 
neralwässer ein Patent auf 10 Jahre (Bekanntmachung des Handelsministeriums 
vom 15. May 1823. Augustin a. a. O. IV. S. 590.) Im Königreich Sach- 
sen ertheilte man dem bekannten S t r n v e ein ausschliefsliches Privilegium und 
erstreckte dasselbe nach dessen Tode auf seinen Sohn (Ministsrialverordnung 
vom 27. April. 1841. Fu nke a. a. 0. 8. 384.) — Es versteht sich, dafs künst- 
liche Mineralwässer nicht ftir natürliche ansgegeben werden dürfen. 

2) Mit Unrecht hat man &) geglaubt , dafs man das Publicum im Betreff der 
versendeten Mineralwässer am besten sichere , wenn man den Weiterverkauf aus- 
schliefslich an die Apotheker überwiese. Drese können in der That für die Güte 
des W&aBcn , welches ihnen immer ni wohlverwahrten Flttschea zukonniit , die 
sie nicht aUe zu untersuchien im Stande sind, nicht weiter bürgen, als jeder andere 
Handelsmann. Unvermeidlich wird immer einmal eine verdorbene Flasche mit 
lik^terlaufen und eine solche braucht der Käufer nicht wi behalten. Überdem 
sind Minekalwässer keine ArAieimittel ($. 127.);, fiar dieren BescSiaBlmg der Apo* 
theker doch eigentlich nur berufen ist. Es läfst sich daher nicht rechtfertigen, 
dem Apotheker das mit dem Mineralwasser - Handel doch immer verbundene Ri- 
sioo anfzohalsien. Eben so wenig ist aber eSki Grund vorhanden , ihnen diesen 
Handel zu verbieten. Verfahrt man nach diesen Grundsätzen , sq wird man oft 
schon durch Concurrenz für Wohlfellheit sorgen. Letztere kann man aber auch 
noch durch Transport- rnid Zoll - Erleichterungen befördern. 

In österreidi ist besondere Concession zum Mineralwasser -HaAdel erfor- 
derlichj und diese wird nur dann ertheilt, wenn ein Polizeiarzt bezeugt , dafs der 
Keller des Verkäufers geeignet sey, in jeder Jahreszeit das Wasser gut zu erhal- 
ten und Att ver\^ren(Mü Her a. vt. O. ilf. $. 538.). Auch soll dort itt Haupt- 
städten jede Fuhre auf der Mauth., in Kreisstädten . vom Kreisphysiais , in Städ- 
ten, wo ein Stadtarzt wohnt, von diesem noch vor dem Verkaufe, in den übri- 
gen Ortschaften vom Kreisarzte gelegentlich untersnctit werden (fibendas. 
4. 540. la der That übei^ssig ! Wer sichert vor dem Verkauf Ttüf^oaet 
Waare?) 

a) Miemann a. a. O. §. 448. 

Die früher den Wiener Apotheken verliehene BefttgniTs s«« AHeiarerkaaf 
der Mineralwässer ist schon im Jahre 1783. wieder aufgehoben worden. (M.ü 1 - 
1er a.a.O. iTI. §. 536.). 
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5) Von der Fürsorge für die nötbigen Httlfsnittel. 

§. i79. 

Die Terschiedenen Hetlmtttel können nicht immer unt^ den 
gewöfanlickai Lebet^TerbäUoMsen der ihiBs Gebr&acks Bedürf- 
tigen mit d^n w&nschenswerlhen und möglieben Erfolge an- 
gewendet werden; es sind dazu yielmehr oft besondere iüti- 
staiteo und Einrichtungen erforderlich. Als solche kennt man 
Krankenhäuser *-^ für körperlich, für geistig Kranke, für 
einxelne Arten dieser oder jener, für Hetlbaro, fiir Unl^ilbare, 
fiir Kinder, für verschiedene Stande (Civil- und Militair) *--^, 
ferner Enthindungshäuser, dann Brunnen- und Bade -Anstal- 
ten, endlich Anstalten zur Rettung plötzlich Verunglückter 
und Anstalten zur Verhütung des Lebendigbegrabens (Leichen- 
häuser), 

$• d80. 

Die medicinische Polizei hat dafiir zu sorgen , dafs es -^ so- 
weit Privatpersonen, sey es aus Erwerbs -*) oder ausWohlthä- 
tigkeits- Gründen, dem Bedürfnisse nicht abhelfen — an zweck- 
mäfsigen Anstalten dieser Art nirgends gdbrecfae and dals auch 
minder Bemittelte sie ohne unverhältnifsmäfsige Opfer benutzen 
können« Krankenhäuser für Arme gehören zunädist, was ihre 
Errichtung und Unterhaltung betrifil, zum Ressort der Ar- 
muthspoiizei. Eben so hat diese die Mittel au&ubringen, dals 
Arme an den sonstigen Staatsanstalten Theil nehmen können 
(§. 18* Anm« 1.)« Das gröfsere Publicum wird sich der ö^nt- 
lichen Anstalten der fraglichen Art gern bedienen, wenn in 
ihrer Einrichtung und Verwaltung aucli den Anforderungen 
der Humanität Rechnung getragen wird. Je nach den Umstän- 
den ist auf die verschiedenen äufseren Verhältnisse «der Pfleg- 
linge billige Rücksicht zu nehmen und ihnen, je' nachdem sie 
CS bezahlen können und wollen, eine bessere Kost, Wohnung 
und Wartung zii gewähren. Aber auch dem Ärmsten darf es 
am wti*klich Nothwendigen nicht mangeln. So viel man kann, 
hat man Einrichtungen zu ti>effen, dafs die ärmeren Pfleg- 
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linge nicht durch den Unterschied, den man zwischen ihnen 
und den Wohlhabenderen machen mufs, schmerzlich berührt 
werden. 

Das zur Erfüllung je ihres Zweckes vom medicinisch- tech- 
nischen Gesichtspunkte aus Erforderliche hat die polizeiliche Me- 
dicin anzugeben. Wie dieses in baulicher Hinsicht am Geeig- 
netsten auszuführen, das ist mit Bau verständigen zu berathen« 
Dann sind die Kosten für die Anlage und Ausstattung an Perso- 
nal und an Realien , demnächst auch für die jährliche Unterhal- 
tung und Verwaltung^ so wie für die Pflege und Cur der aufzu- 
nehmenden Kranken, Schwangeren u. s« w. zu veranschlagen, 
und endlich ist für Beibringung der noth wendigen Geldmittel zu 
sorgen. ' 

Ob die Direction biofs einem Arzte zu übertragen, oder zwi- 
schen diesem und einem Verwaltungsbeamlen zu theilen ist und 
wie, das hängt von der Eigen thümlichkeit und dem Umfange 
der Anstalt ab. Unter Umständen kann es auch zweckmälsig 
seyn , einem Yerwaltungsbeamten die obere Direction anzuver- 
trauen. Nur müssen die Einrichtungen immer 90 getroffen wer- 
den, dals das ärztliche Wirken nicht imgebührlich eingeengt 
werde. 

Davon, dafs die Öffentlichen Anstalten dieser Art sich fort- 
während in gehörigem Stande befinden und zweckmälsig verwal- 
tet werden , hat man sich durch regelmäfbige und durch gele- 
gentliche Revisionen zu überzeugen. Man nimmt die Ersteren 
am Zweckmäfsigsten nach dem Eintreten der wärmeren Jahres- 
zeit vor, weil man etwa nöthige bauliche Reparaturen dann bald 
ausführen kann. Aufserdem erhält man sich durch zu gewissen 
Zeiten einzureichende Berichte und Tabellen über die Leistungen 
der Anstalt in Kenntnifs. 

Auch Privatanstalten sind nothwendig medicinisch-polizei- 
hcher Aufeicht unterworfen. Indessen wird sich diese nicht ohne 
Weiteres in derselben Maafse äufsern dürfen , wie über öffent- 
liehe Jnstitute. Vielmehr werden in der Regel vor einem Ein- 
schreiten Beschwerden abzuwarten seyn« Bei Priyatanstalten^ 
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als Erwerbsmitteln / liegt es im Interesse ihrer Unternehmer, 
dieselben gut zu halten <)• 

1] Im ADgemeineQ ist es Yom medicinisch- polizeilichen Standpunkte ans* 
gewifs unbedenklich, auch nichtärztlichen Pmatpersonen die Anlage und Ver- 
waltung von Kranken- und Entbindungs- Anstalten zu gestatten. Man findet bei 
ihnen die nämlichen Garantieen, wie bei den Verwaltern öffentlicher Anstalten. 
Die Erfahrung hat auch schon dafür entschieden. Nur bedürfen Nichtärzte noth- 
wendig einer besondem Goncession, welche bei approbirten Ärzten, Geburtshelfern 
U.S. w. in medicinisch - polizeilicher Rücksicht unnöthig erscheint.' 

2) Gegen > etwaigen Mifsbrauch, namentlich der Irrenhäuser zu yerbrecheri- 
sehen Freiheitsberaubungen, hat die Sicherheitspolizei und die Strafgesetzgebung zu 
sorgen. 

G. W. Stark: Plan zur innem Einrichtung und Verwaltung einer öd'ent- 
lichen Krankenanstalt. Erlangen 1839. 

Stein: Das Krankenhaus der Diaconissen - Anstalt Bethanien zu Berlin. 
Berlin, ßeimarus. 

Die Friedenslazarethe der k. Preufsischen Armee. Berlin 1852. (Ein auch 
in Be^ug auf Civilkrankenhäuser höchst empfehleaswerthes officielles Werk.) 

Niemann a. a. O. S. 749£P. 

Schürmayer a. a. O. S. 410£F. 

T. Nostitz und Jänckendorf: Beschreibung der k. Sachs. Heil- und 
Verpflegungs- Anstalt Sonnenstein. 2Theile in drei Abtheilungen* Dresden 1829. 

Esquirol: Des ^tablissemdns des ali^nds en France. Par. 1819« 

Görgen: Privatheilanstalt für Gemüthskranke. Wien 1820. 

Desportes: Programme d'un h<$pital consacr^ au traitement de Tali^na- 
tioo mentale. Paris 1824. 

Roller: die Irrenanstalt nach allen ihren Beziehungen. Garlsruhe 1831. 

Jacobi: über die Anlegung und Einrichtung von Irren -Heilanstalten. Ber- 
lin 1834. 

Angustin a. a. O. VII. S. 214 ff. 

J. G. G. Jörg: Was hat eine Entbindnngsschule zu Idsten und wie mufs 
sie organisirt sejn? Leipzig 1829. 

Regulative für die verschiedenen Anstalten s. bei Augn^tin a. a. O. 

§. 181. 

Hinsichtlich der Badeanstalten gilt, in so fern sie als noth^ 
wendig betrachtet werden mögen, Ähnliches, wie im BetreflFder 
Krankenanstalten ^). 

Mit Recht beschränkt man das Reisen nach ausländischen 
Bädern» wenn wesentlich gleiche im Inlande vorhanden sind« 
Penn damit vermehrt man den Besuch und das Emporkommen 
der Letzteren*). Freilich wäre auch der Fall denkbar, wiewohl 
nicht leicht zu besorgen, dafs durch solche beschränkende Maafs- 
regel ein inländisches Bad überfüllt würde. 
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M ohl a. a. O, f. 8. 220. nacht aaf die Verwickelaag aufmerksam, ia wel- 
che der Gegenstand dadurch geratheu ist, daüs wenigstens manche Badeorte 
nicht blofs zn Gesnndheitszwecken , sondern fast noch mehr als üppige Vergnü> 
gungsplätze benutzt werden. Fär die ans dem letzten Umstände entspringenden 
finanziellen Rücksichten hat jedoch nicht die medicinische Polizei zn sorgen, wie- 
wohl sie die erspriefsenden Yortheile auch für ihre Zwecke benutzen und, je nach 
der Wichtigkeit des Bronnens oder Bades , verhüten mnfs , dafs die finanziellen 
Zwecke den medidnischen einen wesentlichen ISmtrag thun. 

Bei Badeanstalten sind meistens nodi sicherheits- und sitten - polizeiliche 
Vorkehrungen nothig, die die medicinische Polizei direct nicht angehen, auf 
weldie aie aber einen Binflufs mit Fug und Redit in Ansprach oduBen kann. 

2) Verfügung des K. Preufsischen Ministemnns der Medicmal - Angeiegei^- 
heiten vom 21. Februar 1828. (Augustin a. a. O. V. S. 69.) 

Xhnliche Beschränkung für Österreich s. bei Müller a. «. €K ITX. $. 545. 

F. Osann: ^physicalisch-^ medicinische Darstdlung der'bdcaanten Heilquel- 
len der vorzüglichsten Lander Europa'«. Zweite Aufl. I. Berlin 1839. S. 421 fl. 

A. Vetter: theoretisches und practisches Handbuch der Heilqnellenlehre. 
% Ansg. Berlin 1845. 1. Banrd. 

Kiemann a. a. O. 8. 666*- 713. 

Reglements für Badeanstalten s. bei August in a. a. O. 

§. 182. 

Die sogenannleo Kinderkrippen, Kinderbewahranstallen und 
Findelhäuser, ja selbst die Waisenanstalten fallen 2war auch in 
den Bereich der medicinischen Polizei, ihrem slretig wissenschaft- 
lichen und weitesten« jedoch nicht ihrem gewöhnlichen practischen 
BegriflFe nach ($. 3.)« 

von Mohl a. a. 0. I. S. 391 ff. 

§. 183. 

Lebendig begraben werden eu können, ist eine forchterhche 
Möglichkeit, derentwegen man vielfache mehr oder minder geeig- 
nete Vorkehrungen getroffen und vorgeschlagen hat. Haupt- 
sächlich ist strenge darauf zu halten, dafs Niemand vor dem Er- 
scheinen untrüglicher Kennzeichen des Todes an seinem Körper 
beerdigt werden dürfe. Es ist deshalb eine Leichenschau durch 
dazu hinlänglich Befähigte überall nothwendig. An gröfseren 
Orten wird diese am Sichersten in sogenannten Leichenhäu- 
sern erzielt, mit denen man 2weckmäfsig Vorkehrungen zur 
Rettung Scheintodter verbindet* Leichenhäuser gewähren zu- 
gleich und vielleicht hauptsächlichst dein Vortheil, Leichen bald 
aus den, zuknal bei Ärmeren, oft sehr beschränkten Wohnräu- 
men Lebender zu entfiamen. 
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C6chWa]be! das Xiiekheflilaiis in W«HZtir* Nebst «iiigen Woxteii aber 
den Scheintod nad mehrere jetzt bestehende Leichenhäoser , so wie über die 
zweckmäfsigste Einrichtung solcher Anstalten im Allgemeinen. Mit drei Knpfer- 
tafehi. Lc^g 183^ 

Dainit die genaDoten Aostalteti möglichst diensam benutzt 
werden können^ sind ihr Zweck und die Bedifigiingen ihres 6e-^ 
brauchs öfifeuliich bekannt zu machen. 



Zweiter Abschnitt 
Von det Abwehr von Schädlichkeiten« 



Erstes €apiteL 

Allgemeine Betrachtungen. 

Alh SdiädUehkeiten bestehen entweder in Handlangen des 
Gefährdeten selbst *-— z« B. übermäfsige Befriedigung der G«'- 
schlechtslust'^, oder Anderer, oder sie werden wenigstens dareh 
Handlungen oder Unterlassungen de§ Geföfardeten «erst wirksam, 
indem er die Schädlichkeit entweder selbst mit siqh in Beriih^ 
rUiig bringt^ e.B. eine giftige Substanz geniefst, oder mdem 
«r nicht die erforderliche Thätigkdt anwendet, um eine posi* 
tiv-e Schädlichkeit^ z» B* einen heftigen Schlag, einen Anste" 
ckungsstoff, TOB sich abzuhalten, oder einer negativen Schäd- 
lichkeit , d. u dem Mangel an einem Bedürfnisse für Leben oder 
Gesundheit, abzuhelfen. Man kann sich selbst daher nur durch 
richtiges Handeln oder Unterlassen schützen« Dazu gehört aber 
der rechte Wille und genügsame Fähigkeit. Der Erstere ist bei 
richtiger Würdigung der Schädlichkeit gewöhnlich vorhanden 
und dämm in der Kegel vorauszusetzen. ' An Letzterer, die nö- 
diigen Mittel mit inbegriffen, fehlt es dagegen mehr oder ttiiu'- 
der oft und häufig. DieStatthaftigkeit, die Richtung und die Art 
und Weise des mtdicinisch- polizeilichen Einschreitens ergiebt 
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äich hieraas. Soll Jemand vor einer Schädlichkeit bewahrt wer- 
den, so muls man ihn, je nach Umständen, entweder bestim- 
men, dafs er selbst das Erforderliche thue, oder unterlasse, oder 
man mufs anstatt Seiner handeln, wenn und in so weit Jenes den 
gewünschten Erfolg rechtzeitig nicht verspricht. Von selbst 
leuchtet ein, dafs man hiermit bis zur Gewifsheit des Eintre- 
tens der schädlichen Wirkung um so wenigerwarten darf, jegrö- 
fser die zu besorgende Gefahr erscheint. Je bedeutender die letz- 
tere, desto mehr rechtfertigt auch schon eine blofse Wahrschein- 
lichkeit das polizeiliche Einschreiten. Indessen hat die medici- 
nische Polizei grade, wenn es sich um Schutz gegen Schädlich- 
keiten handelt, die principiellen Bedingungen ihrer Wirksam- 
keit (§§• 1 1 ff.) um so aufmerksamer im Blick zu behalten , da 
man , namentUch auch von Seiten der Ärzte und selbst mancher 
ärztlicher medicinisch- polizeilicher Aatoritäten, gar zu geneigt 
ist, sie zu übertriebener Bevormundung des Publicams, zu einer 
Masse von Maafsregeln, insbesondere von unnöthigen, unnützen 
oder vexatorischen Verboten hinzureifsen, die das obrigkeitliche 
Ansehen gefährden« Man hat allzuhäufig aulser Acht gelassen, 
dafs der Staat nichts vorschreiben soll, was ohnehin in der Re- 
gel Jeder schon aus eigenem Interesse thut oder unterlälst ^ dals die 
Polizei auch als Schutzmacht nur ausnahmsweise mit ihren Mitteln 
einschreiten dürfe, wo die Kraft der Gefäht-deten selbst ausreicht; 
dals sie sich auf dasDurchfuhi*bareundNothwendige ohne Über- 
schätzung des blofs Wünschenswerthen zu beschränken und dafs 
sie den Vortheil und Nachtheil jeder Maafsregel, vor ihrer Ergrei- 
fung, nach allen Beziehungen und zwar nicht blols einseitig, son- 
dern UD(;ter gebührender Mitwirkung der verschiedenen andern 
Zweige der Polizei, hier besonders der Sitten -, Handels- und Ver- 
kehrs-Polizei, nicht weniger unter gehöriger Theilnahme anderer, 
etwa interessirter Zweige der Staatsgewalt gewissenhaftest abwägen 
und sich zu bescheiden habe, dafs das medicinische Interesse 
nicht grade immer ho th wendig überwiegen müsse. Man be- 
denke, dafs Vieles, was dem Leben und der Gesundheit schäd- 
lich, in andern Beziehungen sehr nützlich «eyn kann, und dafs 
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der Nutzen am so weniger beeinträchtigt werden darf, je gröfser 
er sich im Verhältnisse zur Schädiiohkeit ausweist. 

Die negativen Schädlichkeiten sind schon im ersten Ab- 
schnitte des zweiten Theils berücksichtigt« £s handelt sich da- 
her hier nur noch um positive Schädlichkeiten. 

In der That liefse es sich in einem Staate katsm aushsdten , wo man nach 
den Anforderangen , z. B. des sonst auch am die medicinische Polizei so hoeh" 
verdienten J. P Frank oder eines Wildberg, regieren wollte. Die medici- 
nische Polizei würde da so ziemlich Alles regeln und controliren , was die Bür- 
ger in den 24 Standen des Tages nnr immer vornehmen möchten. 

Nicht ganz mit Unrecht sagt Schön a. a. O. S.209: „In Hinsicht auf die 
zufälligen Ereignisse, welche die Privatsicherheit unterbrechen können, mufs die 
Regierung wohl bedenken, dafs sie hier mit Zufällen in den Kampf tritt, 
sobald sie Wasser, Feuer und Krankheit in der Quelle verstopfen will. Wer 
mufs 'nicht erschrecken, wenn er einen Krügelstein drei Bande über Feuer- 
polizei, einen R ö s s i g fast eben so viele über Wasserpolizei und einen Franko) 
noch einmal so viel über MedicipalpoÜzei anfülleUx sieht ? Leider wurden die Le- 
gislatoren allenthalben zu einem Wüste von Gesetzen verfahrt , die kein Mensch 
beächtet und deren Übertretung sie nicht verpönen können , weil die Aufsicht 
auf ihre Befolgung unmöglich ist. Man würde darüber lachen , wenn nicht eine 
Verschwendung von Zeit, Kraft und Geld daran geknüpft wäre." 

a) In Besog aaf diesea ist freilich äbersehea worden, dafs der grttfste Theil seines be- 
rfihmten Werkes aus , besonders für die damalige Zeit , httchst verdienstlichen polizeUich- 
medicfnischen Abhandlungen besteht. 

§. 186. 

Wie bei allen Dingen überhaupt , so s^tzt auch bei dem le- 
benden, gesunden oder kranken menschlichen Organismus ins- 
besondere, das Zustandekommen jedweder Veränderung, folg- 
lich auch die Herbeiführung des Todes, oder irgend einer Krank- 
heit, oder einer Verschlimmerung derselben unläugbar Dreier- 
lei gleich wesentlich voraus, nämlich 
1)* die Fähigkeit, auf die fragliche Art verändert zu werden (die 

sogenannte Anlage, Disposition); 

2) das Yorhandenseyn eines £twas , das diese Veränderung bei 
einem gewissen Zusammentreffen mit der Anlage hervorruft 
(die Schädlichkeit) und 

3) dieses gewisse Zusammentreffen selbst (die Gelegenheit). 
Da diese Bedingnisse gleich wesentlich sind, so genügt es zur 

Verhinderung der schädlichen Wirkung , wenn man auch nur 
Eins derselben beseitigt. Gegen welches man mit sicherster Aüs-^ 
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licht auf den gewünschteo Erfolg Torzag$weiseauopertren habe, 
dos bestimmt sich nach d^ Natur des gegebenen Falles und nach 
den zu Gebote stehenden Mitteln. Zuwdlen kann und muls 
man gegen zwei, ja gegen alle drei Bedingnisae ankämpfen, ohne 
dennoch den Zweck ganz vollständig, ^u erreichen , wenn man 
nämlich jedes derselben nur zu sehwäehen, nicht aber völlig auf- 
s^uheben vermag. 

Bei der Wahl der Mittel vermeide man möglichst solche, 
welche aus Furcht vor ihnen leicht zu Verheimlichungen der 
Schädlichkeit, z.B. einer ansteckenden Krankheit, fuhren« Auch 
deshalb lasse man sich nicht ohne dringende Nothwendigkeit zum 
Ergreifen von Maafsregela bestimmen, wekhe mit bedeutenden 
Gewerbsalörangen verknüpft sind. 

Mohl a. a. O. I. S. 136. meint, man dürfe zu den Mitteln, weldie zwar 
den Grand des Übels ungeschwacht lassen , allein den einzelnen Menschen melw 
oder weniger vollständig für seine Person in Schatz nehmen , also zu den Mit- 
teln gegen Anlage und Gelegenheit (J. 187.) nur dann greifen , wenn die Ver- 
suche gänzlicher Zerstörong dn Krankheitsursachen mifslungen seyen ; und stets 
blieben sie nur ein Nothbehelf. Man kann aber nicht Immer ahbald wissen , ob 
und m wie weit jene Versuche glücken , und mufs daher öfters sicherheitshalber 
sofort auch gegen eins der andern Befugnisse, zuweilen gegen beide zugleich 
einschreiten. Ein Nothbehelf bleibt oin solches Verfahren nur dann, wenn es,, 
was allerdings bis jetzt meistens der Fall ist, nicht Gewifsheit des Gelingens 
Tttrbürgt. Denn jede Wirkung ist unmöglich, wenn aach nur ein» der au ihrer 
Henrorbnngung nothwendigen drei Momente vollständig fehlt. 

Man vergleiche meine : Grundlehren der ärztlichen Praxis in ihrem gesamin- 
ten Umfange. Jena 1832. §. 57 ff. 

§. 187. 
Die Mittel und das Verfahren gegen Scbädlichkeiten sind je 
naeh der £}genthünilichkeit dieser letztern mehr oder weniger 
verschieden. Sie erfordern zu ihrer zweckmäfsigen Anwendung 
öfters besondere technische, z. B. chemische, Kenntnisse und dann 
die Zuziehung von Sachkundigen. Nicht selten erweisen sich 
die Mittel, über welche die medicinisohe Polizei direct oder indi- 
rect ohne Weitei'es gebietet, als <inxulangKch und sie mafs die 
Untentütxung nicht nur anderer Zweige der Polizei, vornehm- 
lich der Unterrichts-, Sitten-*, Armnths-- und allgemeinen Sicher- 
heits-Polizei, sondern sogar der andern Staatsgewalten, der Ju* 
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stiz, der Finanz- (und zwar nicht blofs zurErltoigiing von Geld- 
mitteln, sondern auch, wiewohl seltener, z.B. zur Abhaltung 
schädlicher Handelsgegenstände, durch die GxänzzoUwäcbtei^ und 
der Militairgewalt, ja zuweilen den Beistand der Kirche, z. B. zur 
Verhütung schädlicher Ehen, gesundheitswidriger Taufen u^s.w«, 
in Anspruch nehmen« 

Die Anlage kann, als ein dynamischer Zustand, stets auch 
blofs durch dynamische Mittel bekämpft werden, worüber die 
medicinische Polizei nur mittelbar, verfögt, indem sie entweder 
dieBedroheten, unter geeigneter Belehrung, zur Selbstanwendung 
(z. B. diätetischer Vorschriften) auffordeii:, oder die Mittel durch 
Sachkundige anwenden läfst, wie z«B. bei der Kuhpockenein- 
impfung* 

Zur Verhütung der Gelegenheit, des Zusammentreffens 
einer Schädlichkeit mit einer Anlage bedient man sich, sofern 
dabei auf Menschen eingewirkt werden mufs, aller derjenigen 
Mittel, welche in Beziehung auf die erforderlichen Handlungen 
und Unterlassungen ein zweckmälsiges Können und Wollen er«- 
zielen, ein zweckwidriges Können und Wollen aber verhindern. 
Diejenigen Mittel dazu, welche physische Hindernisse in den Weg 
legen, kann man im Allgemeinen fuglich mit dem Namen S p err«-« 
mittel bezeichnen , wiewohl man von der Anwendung sol- 
cher Mittel, von Sperrmaafs regeln, gewöhnUch nur hinsieht«^ 
lieh der Abhaltung von Ansteckungsstoffen zu sprechen pflegt« 
Die Sperrmaafsregeln erstrecken sich von einem einfachen Ver* 
Schlüsse, wozu z.B. auch das Vergraben von Schädlichkeiten, 
z. B. von Leichen, und die Beschlagnahme (Confiscation) gehört, 
bis zur Bildung selbst militairischer, ausgedehnter sogenannter 
Gordons, mit der BefugniCs, ja Verpflichtung der augenblick« 
liehen Tödtung widerspenstiger, sogar nur muthmalslicher Schäd- 
lichkeitsträger. 

$. 188. 

Vorkommenden Falles h^t sich die medicinisdbe Polizei durch 
die polizeiliche Medicin über folgende Fragen Aufklärung zu vor** 
schaffen und nach deren Ergebnisse zu verfahren; 
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i) Ist überhaupt eine Schädlichkeit vorhandea? 
8) Welches ist ihre Natur? 

3) Welches sind ihre Wirkungen in quaUtativer und quantita- 
tiver Hinsicht? und zwar letzteres sowohl dem Grade, als 
der Verbreitung nach? 

4) Welches sind die Bedingungen ihrer Wirksamkeit hinsicht- 
lich der Anlage und der Gelegenheit? 

5) Kann man gegen die Natur, die Anlage und die Gelegen- 
heit mit Erfolg wirken^ .und wodurch? 

$. 189. 
Manche Lebens- und Berufs -Verhältnisse, z.B. das Kin- 
desalter, gewisse Gewerbe, z. B. Fabrikarbeiten , Hüttenarbei- 
ten , der Militairstand , der Seemannsstand , sind mit SchädL'ch- 
keiten im Allgemeinen oder im Besonderen mehr verknüpft 
oder machen in höherem Grade dafür empfanglich und erfordern 
deshalb eine vorzugsweise, durch die Eigen thümlichkeit der ge- 
dachten Verhältnisse theils erleichterte, therls erschwerte Für- 
sorge. Es versteht sich , dafs die durch sie erforderten M aa(s- 
regeln immer den wesentlichen Zweck solcher Berufsarten ge- 
hörig berücksichtigen müssen. Man darf z. B. keine Gesund- 
heitsmaalsregeln ergreifen, die den Zweck des Militairstandes, die 
Kriegführung, wesentlich stören könnten. An und für sich sind 
dieMaalsregeln einander in allen Fällen wesentlich gleich, sie sind 
nur zu modificiren. 



Zweites Capitel. 

Von der Abwehr von besondern Schädlichkeiten. 

S- 190. 

Eine specielle erschöpfende Betrachtung aller schon bekann- 
ten einzelnen Schädlichkeiten ist wegen deren grofsen Mannich— 
faltigkeit und wegen der unendlichen Verschiedenartigkeit und 



Von der Abwehr voa besoiidern Schäiüiehkeiten. Itl 

Veränderlichkeit der zu berücksichtigenden Verhältnisse ^ohne 
eine sehr leidige Casuistik und ohne liäufige Wiederholungen 
gradeza unmöglich, aber auch unnöthig. Man wird im Betreff 
der meisten keine erhebliche Scl\j^ierigkeit finden, die allgemei- 
nen Grundsätze richtig anzuwenden. Erleichtert wird dieses 
noch durch Zuratheziehung einschlagender Gesetze und Verord- 
nungen gut verwalteter Staaten. So folgt denn im Nachstehen- 
den auch nur die specielle Abhandlung derjenigen wichtigeren 
Schädlichkeiten, welche mehi' oder weniger eigenthümliche, einer 
besondem Erläuterung bedürftige Maafsregein erfordern. 

Ygt. die besseren Handbücher der allgemeinen Pathologie nnd der Hygieine, 
z. B. C. W. Stark; allgemeine Pathologie. 2. Aufl. Leipzig 1844. öster- 
len: Handbach der Hygieine. Tübingen 1851. 

1. Von der Abwehr schädli-cher Speisen und 
Getränke. 

§. 191. 

Zufall, Fahrlässigkeit und böse, vornehmlich gewinnsüchtige 
Absicht geben den Speisen und Getränken häufig eine der Ge- 
sundheit, ja dem Leben schädliche Beschaffenheit. Dieses zu 
verhüten, stehen der medicinischen Polizei selten wirksame Mit- 
tel zu Gebote. Sie kann unter Umständen zweckmäfsige Vor- 
schriften über die Zubereitung und Aufbewahrung (z. B. in den 
Mühlenordnungen, Brauordnungen) ertheilen, auch die Anwen- 
dung und den Verkauf von schädlichen Dingen, z. B. von der- 
gleichen Geschirren, oder von Substanzen, deren man sich ziii- 
Bereitung, oder Aufbewahrung von Speisen und Getränken be- 
dient, in gewisse Schranken bannen. Deir Habsucht, als häu- 
figer Quelle der Erzeugung schädlicher Genufsmittel, kann man 
öfters durch Vermeidung hoher Steuer» und Zölle vorbeugen. 

Mehr vermag die medicinische Polizei zur Verhinderung des 
Genusses nachtheiliger Speisen, und Getränke zu leisten und sie 
mufs hierauf unx so ei&iger und strenger Bedacht nehmen, je 
mehr ein fraglicher Gegenstand allgemeines Bedürfnis ist, je 
weniger leicht die Gefährdeten selbst die schädliche Beschaffeixheit 
entdecken können und in je höherem Grade die Gefahr drohet. 

Vogel System d. med. Polizei. 1 1. 
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AU Regel wird angenommen werden dürfen, dafs die Pro- 
ducenten die Güte ihrer Erzeugnisse binlänglioli beurtheilea kön-« 
nen. Dasselbe gilt, wenn scbqp in minderer Ausdehnung , Ton 
den Verkäufern, selten Ton den Consamenien, sofern sie nicht 
etwa zugleich auch Erzeuger des fraglichen Artikels selbst, oder 
gleichartiger Gegenstände sind, oder damit bandeln. Die Thä- 
tigkeit der medicinischen Polizei wird sich demnach vorzugsweise 
darauf zu richten haben, dafs schädliche Speisen /und Getränke 
nicht an das Publicum verkauft werden. Sie hat die Feilhaltnng 
bei Confiscation und sonstiger angemessener Strafe, insbeson- 
dere bei Verlust de^ Handelsrechts zu verbieten und sich von der 
Befolgung des Verbots durch fleifsige Überwachung des Nah- 
rungsmittel-Handels Gewifsheit zu verschaffen. Hierzu dienen 
imablässige Aufsicht und öftere, theils regelraäfsige, theils über- 
raschende Untersuchungen dck'aHim Verkauf bestimmten Gegen- 
stände durch verpflichtete Sachverständige, zumal sobald ein 
Verdacht obwaltet. Sehr erleichtert wird die Aufsicht und die 
Untersuchung, wenn möglichst daraufgehalten wird, dafs die 
Feilhaltung nur an bestimmten Orten , in bestimmten Localifäten 
und zu bestimmten Zeiten Statt finde« Dieses ist namentlich bei 
solchen Artikeln leichter ausfuhrbar, welche sidi ohne erheb-* 
liehe Unbequemlichkeit des Publicums zum Marktverkehr ver- 
weisen lassen. Je kleiner die Ortschaften sind , um so weniger 
pflegen darin Gegenstände verzehrt zu werden , deren Beschaff 
fenheit da$ Publicum nicht zu beurtbeilen vermochte, um so we- 
niger sind daher auch in diesen polizeiliche Vorkehrungen des* 
falls nothwendig. 

Belehrungen und W^arnungen des Publicums gewähren nur 
ausnahmsweise, besonders wenn dasselbe bereite inspecielle Be- 
sorgnifs gerathen ist, den gewünschten Erfolg. Sie bleiben mei- 
stens grade von Denjenigen unbeachtet, wdchen sie am nöthig«« 
sleo sind. 

Besondere Erwahnang verdient die sogenannte Fleischschan, d.h. eine 
Untersnehung des zur roenachlichen Consamtion bestimtettn Fleisdies dnrch be^ 
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sondere äachverstaiidige » ohne deren Erlanlmirs kern Stiick Vidi aosgescUadi«- 
tet, kein Fleisch verkauft werden darf. Man hat dieselbe in manchen Staaten, 
z. B. in manchen österreichischen Provinzen (Muller a. a. O. II. {{. 226 £F.), 
seibist anf die Dorfer ausgedehnt* In kleinen Ortschaften därfte sie sich aber 
nur dann ohne unverhaltnifsmafsige Bdästigong durchfuhren lassen , vrenn'ohne« 
hin Schlachtsteuern bestehen. 

Auch von Mohl (a. a. O. I. S. 155.) scheint im Allgemeinen zu weit zd 
gehen, indem er verlangt, dafs jedes zu schlachtende Stück sowohl lebendig 
vorgeführt» al» nach dem Schlachten vorgezeigt werden solle. 

Wünschenswerth, wiewohl oft schwer durchführbar ist die von dem genann» 
ten Antor nnd von Schürmayer (a. a. O. $. 100.) geforderte Beanfsichtigung 
der' sogenannten Garküchen, vorzüglich -der geringem. Am meisten fruchtet hier 
die Ertheilung der Concession nur an rechtliche, 'zuverlässige Personen und dftt 
sofortige Entziehung der Conoession , wenn damit Miläbranch getrieben wird. 



A. Dttflos: die wichtigsten Lebensbedürfnisse, ihre JLcbtbeit und Gate« 
ihre zufälligen Yerunretnigungen und ihre absichtlichen Verfälschungen, mit gleich* 
zeitiger Berücksichtigung der in der Haushaltung, den Künsten und Gewerben be- 
nutzten chemischen Gifte. Zweite Aufl. Breslau 1846. $$. 10 — 74. 

J. B. Friedreich: Handbuch, der Gesundheitspotizei der Speisen, Getränke 
und der zu ihrer Bereitung gebräuchlichen Ingredienzien. Nebst einem Anhange 
über die Geschirre. Zweite AufL Ansbach 185t. 

II. Von der Abwehr von Schaden diurch gefährliche 

HeilmitieL 

Manche Heilmittel können , unrichtig angewendet , mehr 
oder weniger leicht bedeutenden l^achtheil fiir das Leben , oder, 
mindestens fiir die Gesundheit Desjenigen herbeiführen, auf wel- 
chen sie einwirken. Welche Mittel hierzu zu rechnen sind, das 
hat die medicinische Polizei nach dem Gutachten der polizeilichen 
Medicin zu bestimmen und möglichst dafür zu sorgen , dafs sie 
als Heilmittel von Unkundigen weder fü.r sich selbst ^ noch für 
Andere gebraucht werden. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, 
dafs mehrere solche Artikel aucli zu nicht mediciniscben wichti- 
gen Zwecken, namentlich: zu Gewerbszwecken nothwendig sind 
und dafs letztere nicht wesentlich gestört weixlen dürfen. 

§. IM. 

Dienen dergleichen Mittel blols als Ai^zneimittel-, so dürfen 
sie, ohne besondere, nur an zuverlässige Personen ^*) und' — wie 
der -Verkauf von Arzneimitteln überhaupt, wegen Unnaöglichkeit 
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gehöriger Beau&ichtigung — Biemals an Hausirer zu ertheilende 
Erlaubnifs, aiisschlierslich von den Apothekern geführt werden, 
auch dürfen andetey zum Handel damit Goncessionirte sie nur an 
gleichmäfsig Berechtigte oder an Apotheker verkaufen oder 
sonst ablassen. Letztem allein ist ihr Verkauf an das Publicum, 
jedoch auch nur auf jedesmalige vorschriflsmälsige Receptc von 
approbirten Medicinalpersonen , je nach deren Befugnifs, also 
niemals ihr sogenannter Handverkauf^), ^u gestatten« 

1) Es yenteht sich, dafs Beistandspersoneo, m sofern sie selbst dispessiren 
dürfen (§$. .157. ond 160.) , hferzu gehören. 

• 2) 'So nennt man den Verkauf ohne arztHche Verordnung, and es versteht 
sich, dafs die Freiheit des Apothekers zum Handverkauf nicht ohne Noth be- 
schränkt werden darf. Selbstredend hat er aber zum Anrathen von Mitteln 
gegen Krankheiten kein gröfseres Recht, als jeder andere, dazu nicht Ap- 
probirte. 

§. 195. 

Diejenigen gefährlichen Mittel, welche auch fiir andere er- 
laubte Zwecke unentbehrlich sind, dürfen weder von den Apo- 
thekern, noch von den aufserdem zum Handel damit Befugten 
jemals in solchen kleineren Quantitäten , oder in solchen Zube- 
reitungen verabfolgt werden, wie sie nur zu Heilzwecken dienen. 
Das deshalb Erforderliche ist je nach der Eigenthümlichkeit der 
verschiedenen Artikel und ihres Gebrauchs genau vorzuschreiben. 
Zu verbieten ist die Verabfolgüng an Personen , welche ein Ge- 
werbe, zu welchem ein fragliches Mittel erfordert wird, nicht 
betreiben, wenn sie nicht sonst als hinlänglich zuverlässig dem 
Verkäufer bekannt sind, oder sich desfalls durch ein genügen- 
des Zeugnifs ausweisen. 

$. 196. 

Um Entwendungen gefährlicher Mittel, auch Verwechselun- 
gen derselben mit andern Mitteln, ferner zufällige Verunreini- 
gungen dieser mit jenen, zu verhüten , müssen die Ersteren so- 
wohl in den Apotheken, als in den Läden und Niederlagen son- 
stiger Verkäufer abgesondert , gehörig geordnet und bezeichnet 
und um so sicberer verwahrt werden, je heftiger sie wirken.- 
Aufserdem sind fiir sie stets besondere, deutlich bezeichnete Ge- 
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räthschafteD, als z. B. Waagen, LöfiFel, 'Seihetücher, Siebe, Mör- 
ser u. s. w. , zu gebrauchen. 

§• 197. 

Bedenkliche Mifsgriffe können ferner bei der Zubereitung 
von Arzneien in den Apotheken vorkommen. Deshalb ist strenge 
zu verbieten, dafs unzuverlässige Personen, wohin in der Regel 
Lehrlinge zu rechnen seyh vrerden, Recepte anfertigen, in wel- 
chen sich gefährlich« Mittel verordnet finden. 

$. 198. 

Gefährliche Folgen können weiter aus undeutlich geschrie- 
benen oder fehlerhaften oder unvollständigen Recepten hervor- 
gehen. Auch hiergegen ist möglichste Vorkehrung zu treffen. 
Einmal mufs deshalb den Medicinalpersonen zur Pflicht gemacht 
werden , ihre Recepte aufmerksam und deutlich zu schreiben *), 
dann ist den Apothekern die Anfertigung undeutlicher oder 
fehlerhafter oder unvollständiger Recepte zu verbieten, zumal 
wenn darin gefährliche Mittel vorkommen. 

Die gefährliche Natur der hier hauptsächlich in Betracht zu 
ziehenden Mittel äufsert sich in der Regel erst, wenn sie in 
Quantitäten über ein gewisses Gewicht hinaus auf den lebenden 
Menschen einwirken. Theils um die verordnende Medicinalper- 
son zu besonderer Aufmerksamkeit anzuregen , theils um ver- 
zögerlichen Rückfragen des Apothekers wegen ihm vielleicht zu 
grofs scheinender Gaben eines Mittels vorzubeugen, ist es zweck- 
raälsig, für jedes gefährliche Mittel eine äufserste Dosis zu be- 
stimmen, welche der Apotheker verabreichen darf, ohne dafs 
der Verordnende seine wirkliche Absicht , grade die verschrie- 
bene Gabe anzuwenden, durch ein unzweideutiges Zeichen auf 
dem Recepte kund gethan hat *)• 

1) Id manchen Staaten ist vorgeschrieben , dafs die Ärzte sich auf ihren 
^Recepten der in der Landespharmacopöe gebrauchten Namen der Arzneimittel 
bedienen sollen. Eine solche Vorschrift ist allerdings zar Verhütung von Ver- 
wechselungen geeignet. W^enn jedoch die Fharmacopöen die Namen der Mittel 
so oft wesentlich vorändem , wie z. B. die Preufsische Pharmacopö'e ; so kann 
man die Befolgung jener Vorschrift zumal von alteren, viel beschäftigten Ärzten 
billig kaum fordern. 

2) Bekanntlich enthält die Preufsische Pharmacopöe dn Verzcichnifs von 
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Mitteln, welche in gröfsere*, $\s bei jedem einzelnen Mittel angegebenen D<Meo 
nur yerabreicht werden dürfen , wenn der Arzt denselben auf dem Reoept ein ! 
hinzugefugt hat. 

Findet der Apotheker ein Recept bedenklich , so darf er es 
in der Regel nicht anfertigen , sondern mufs den Verordner zur 
Hebung des Bedenkens veranlassen. Nur wenn es sich um ei- 
nen blofs die Form betreffenden und vom rein pharmaceutischen 
Standpunkte aus unzweifelhaft richtig zu beseitigenden Fehler 
handelt, sey eine Ausnahme hiervon gestaltet* Kann die Me- 
dicinalperson y von welcher das bedenkliche Recept heriührt, 
nicht schnell genug, oder gar nicht aufgefunden werden, so 
mag der Apotheker versuchen, seine Zweifel von einer andern 
Medicinalperson gleicher Gategorie lösen zulassen, deren pflicht- 
mäfsigem Ermessen dann anheira zu stellen Ist, ob und in wiefern 
sie die Angelegenheit erledigen will. Schlägt der Versuch fehl, 
so mufs das Recept unangefertigt bleiben. Wer den Fehler be- 
gangen hat, der hat dann die Folgen hiervon zu verantworten 
und der Kranke wird so wenigstens nicht der Gefahr aasgesetzt, 
eine vielleicht ganz unpassende Arznei zu erhalten. 

In Österreich (Müller a. a. O. flf. $. 423.) ist för den Fall, daüs eine 
geeignete Medicinalperson rechtzeitig nicht zn erlangen wäre nnd data ein Ro^ 
cept sehr heftig wirkende Mittel in einer Art oder in einer Menge enthielte , in 
weicher selbige nach der Überzeugung des Apothekers dem Kranken gewifs 
nachdieiltg werden mufsten , dem Erstem TOrgeschrieben , das Recept so abzii* 
ändern , dafs es den gewölinlichen Verordnungen yemünfltiger Irzte entspreche. 
— Damit schiebt man aber dem Apotheker offenbar ein ihm nicht zustehendes 
Urtheil zn. Wer will ihn tadeln , wenn er sich auf seine Oherzengong beroft ? 

Ge&brliehe Folgen kann auch die Verwechselung von äu- 
fserlichen mit innerlichen Arzneien verursachen* Hiergegen dient 
die Vorschrift an den Apotheker, Diejenigen^ welche das Mittel 
abholen, mit geeigneter Verwarnung zu versehen, welche gc-* 
wohnlich um so leichter beobachtet werden wird, wenn man 
auch bezüglich der Etiketten für die eine oder fiir die andere 
Classe von Mitteln bestimnites, verschiedenfarbiges Papier durch- 
gängig anordnet. Warnungen sind auch für diejenigen Fälle 
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nöthweDclig , wo durch unvorsichtiges Verfahren , 35. B. darch 
Zerbrechen der Gefalse, Schaden entstehen könnte« 

§. 201, 
Sowohl um zu der nöthigen Aufmerksamkeit anzuspornen^ 
als aueh , um vorgekoramene Verschuldungen leichter zu ent* 
decken, mufs befehlen werden, dafs der Verordner des Recepts 
und der Anfertiger der Arznei die Etikette mit dem Datum 
und mit seinem Namen versehe* Besonders bei Apothekenrevi- 
sionen wird die medicinische Polizei ihr Augenmerk darauf zu 
richten haben, ob den im Vorstehenden enthaltenen Voinschrif-» 
ten ordnungsmäfsig nachgelebt werde. 

§• 202. 

Obschon die meisten sogenannten Geheimmittel eigentlich 
keine sind, meistens auch positiv auf die Gesundheit nicht sehr 
schädlich wirken — denn sonst würden sie bald ihrten eignen 
Ruf vernichten -^^ vielmehr hauptsachlich zur Geldprellerei die* 
nen und darum mehr aus dem Gesichtspunkte der Gewerbs- 
und der Eigenthums- Polizei zu behandeln sind, so darf doch 
der Handel damit auch aus medicinisch - polizeilichen Gründen 
selbst nicht den Apothekern nach Maalsgabe ihrer sonstigefi Be- 
rechtigung frei gestellt werden. Denn man weifs von keinem 
Geheimmittel ohne Weiteres sicher, dafs es gefahiüche Sub- 
stanzen nicht enthalte und dals sein innerer Werth seinem Preise 
entspreche. Eine Ausnahme wäre nur statthaft, wenn ein Arzt, 
auf seine Verantwortlichkeit, verlangte, dafs ein Apotheker ein 
fragliches Geheimmittel führe und verabfolge. Denn der Arzt 
darf in der Wahl seiner Mittel nicht beschränkt werden. Au- 
fserdem dürfen aber selbst Apotheker nur solche Geheimmittel 
fuhren , welche von der obersten Landes- Medicinalpolizei - Be- 
hörde desfalls erlaubt worden sind , und unter den von dieser 
^ vorzuschreibenden Bedingungen. Dieses muls aber von der ge- 
nannten Behörde geschehen , damit nicht in verschiedenen Lan- 
destheilen ein verschiedenes Verfahren Statt finde. 

Die DarchführaDg dieser Maarsregela hat aber ihre sehr grofsen Schwierig- 
keiten. Dem Staate fehlen thetl» die nö'thigen Mittel, theOs kann er »ie nicht 
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iäi wenden y weil «elten bestimmte Anzeigen an die Behörden gelangen. Die'.aa- 
gebildete, also gröfs.ere Hälfte des Publicams steht in der Regel aaf Seiten der 
unbefugten Verkäufer» die Einsichtigeren finden wenigstens keinen Beruf, die 
Polizei hierbei zu unterstützen , und selbst die Apotheker , deren Interesse doch 
zunächst mit berührt wird, scheuen sich häufig den^ Angeber zu machen. Alles 
Dieses gilt überhaupt vom unerlaubten Handel mit Arzneimitteln. 

Geheimmitlel nur für das Inland zu verbieten , den Verkauf derselben in's 
Ausland aber zu erlauben, scheint nicht wohl gerechtfertigt. In Bayern (Dol- 
lin g e r a. a. O. I. S. 42.) unterscheidet man zwischen offenbar schädlichen (?) 
und zwischen solchen Geheimmitteln , die je nach Maafsgabe des Gebrauchs ent*- 
weder schädlich oder nützlich wirken können. Der Debit , somit auch die An- 
preisung der ersteren ist für das Inland und Ausland unbedingt untersagt; hin- 
sichtlich der letzteren aber ist der Dpbit für das Ausland unbedingt freigegeben, 
jener für das Inland aber in sofern verboten , als er ohne ärztliche Dazwisdien- 
kunft und aufserhalb der concessionirten Apotheken Statt finden möchte. 

Die Prefsfreiheit,. wonach die Anpreisungen von Geheimmitteln ohne alles 
Hindernifii in den weitesten Kreisen verbreitet werden können, hat neuerlich den 
betrügerischen Geheimmittelhandel enorm gesteigert. Auch die eifrigsten Vei^ 
fechter dieser Freiheit haben sie schwerlich so weit ausgedehnt wissen wollen. 
Freilich braucht sich Niemand zum Ankauf der angepriesenen Mittel verleiten 
zu lassen. Aber der Ungebildete vertraut nun einmal häufig solchen Anpreisan- 
gen, und selbst der Gebildete, greift oft, in seiner Noth hülfesuchend, danach, 
und beide können von Glück sagen , wenn nur ihr Geldbeutel dafür zu bü- 
fsen hat. 

Vgl. Wackenroder: Ansichten über die allein zulässige Art des Ver- 
kaufs der Geheimmittel. (Archiv der Pharmacie. CXXIII. Heft. 2. S. 233 flf.) 

§• 203, 
Aus den nämlicheh Gründen , welche für den Verkehr mit 
geföhrlichen Arzneimitteln gewisse Schranken verlangen, recht- 
fertigen sich auch ähnliche Maafsregeln hinsichtlich anderer 
leicht gefährlicher Heilmittel, z.B. der Bruchbänder, der Bril- 
len. Überhaupt ist das Anratheri und die Anwendung derselben 
bei Andern den Verkäufern, wenn sie nicht, nach einer Prüfung, 
desfallsige ausdrückliche Approbation erhalten haben, ebenso 
wenig zu gestatteö , als den Apothekern das Anrathen und die 
Anwendung von Arzneien. ^ 

III. Von der Abwehr von Schaden durch Gifte. 

$. 204. 
Gift nennt man jede Substanz, welche, auf gewisse, ihrer 
Natur entsprechende Weise mit einem lebenden Organismus in 
Berührung gebracht, aus eigner Kraft schon in sehr kleiner 
Quantität den Tod herbeizuführen vermag. 
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Also nicht durch eine von Aufsen mitgetheilte Kraft, denn sonst wäre z.B. 
ein kleines Schrotkom, das durch die ihm mitgetheilte Propulsivkraft todtet, 
auch ein Gift. Mir scheint grade dieses Merkmal bisher unheachtet gehlfeben 
za seyn; doch kann ich mich hierin leicht irren, denn es existiren so nnzahlige 
Definitionen von „Gift'<, dafs es J. P. Frank (a. a. O. IV. 2.Abth. 1. Ahschn. 
§. 7. Anm.) schon zu Ende des vorigen Jahrhunderts ,,für ekelhaft'^ erklärt, 
„Alles zu lesen, vras von jeher nur über die Frage, was Gift sey, geschrieben 
worden isf Jedenfalls dürfte obige Definition für unsem Zweck genügen. 
Fraglichen Falles hat die polizeiliche Medicin zu bestimmen , ob ein Gegenstand 
als Gift zu betrachten sey oder nicht. 

§. 205. 

Vergiftung erfolgt bald durch boshafte oder fahrlässige 
Handlungen oder Unterlassungen Anderer , bald mit Absicht 
oder aus Fahrlässigkeit des Vergifteten selbst, oder durch Zu- 
fall* Die Möglichkeit des Selbstschutzes gegen Vergiftung ist 
aueh bei bestem Willen sehr geringe, weil eines Theils den mei* 
sten Menschen die hinlängliche Kenntnils der Gifte fehlt , und 
weil andern Theils selbst eine solche Kenntnifs, bei der häufigen 
Unmerklichkeit sogar der schon tödtlichen Gaben, oft nichts 
nützt. Grund genug für die thätigste Fürsorge der medicini- 
schen Polizei. 

§. 206. 

Das sicherste Mittel zur Verhütung von Vergiftungen wäre 
die Ausrottung der Gifte. Allein diese ist einmal wegen ihrer 
sehr grofsen Menge, Verbreitung, Unzugänglichkeit und zum 
Theil fortwährenden Wiedererzeugung, sodann aus Mangel an 
Mitteln nur in sehr beschränkter Maafse möglich , ferner aber 
auch — weil viele, selbst der gefährlichsten Gifte auch, na- 
mentlich für die Heilkunst und für andere Künste und Gewerbe 
einen grofsen Nutzen haben, ja gradezu unentbehrlich sind, — • 
nicht immer thunlich. In so weit aber diese Hindemisse nicht 
entgegen stehen, mufs man die Ausrottung versuchen. Öfters 
kann dieses wenigstens örtlich mit gutem Erfolge geschehen, 
z. B. wo es sich um Giftpflanzen in der Nähe von Wohnun-» 
gen handelt. 

Noch weniger vermag man bis jetzt die Empfänglichkeit 
der Menschen für die verschiedenen Gifte zu vernichten , oder 
auch nur bedeutend abzustumpfen, wenn schon der Einzelne 
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sioh durch den forlgesetzten tnelhodisohen Gebraacb anes Gif- 
tes gegen dessen Einwirkung bis zu ein^m gewissen Grade ab- 
härten kann. 

Im Allgemeinen wird daher die medicinische Polizei ihre 
Maalsregeln hauptsächlich gegen das schädliche Zusammentrefr 
fen Ton Giften mit lebenden Menschen zu richten haben* Hier" 
zu dienen Belehrungen und Warnungen. Zwar können diese 
absichtlichen Vergiftungen dadurch Vorschub leisten, dals der 
Verbrecher erst auf dieses oder jenes Gift iihd seine Natur auf- 
merksam gemacht wird« Indessen ist dieses doch das geringere 
Übel, welches noch dazu nicht ntir durch «ne rorsichtige Fas- 
sung der Belehrungen selbst , sondern auch durch weitere poli- 
zeiliche Maalsregeln sehr yermindert werden kann. Nicht zu 
gedenken, dafs es, wenn man will, nicht eben schwer ist, sicfa^ 
bei einiger Bildung , die Kenntnils der Gifte aus Büchern tmd 
sonst zu verschaffen« Die angedeuteten weiteren Maalsregeln 
sind zugleich von erheblichster Wichtigkeit zur Verhütung fahr- 
lässiger eigner oder fremder Vergiftung. 

$. 207, 
Dergleichen Maafsregeln bestehen Tornehmlich: 

1) in strengen Strafgesetzen gegen Vergiftungen aus Absicht 
oder aus Fahrlässigkeit^ 

2) in der Nichtduldung der Erzeugung und Hegung von 
blols schädlichen Giften durch unzuterlässige Personen^ 

3) in der Nichtduldung irgend eines Giftes, ohne Ausnah- 
me, an Orten, z. B. an öffentlichen Spaziergängen oder an Ge- 
genständen, z, B. Kinderspielsachen, Geschirren u. s. w., welche 
Personen leicht zugänglich sind, bei denen man hinsichtUch der 
grade fraglichen Gifte hinlängliche Vorsicht nicht voraussetzen 
darf. Man wird hiermit um so leichter zum Ziele kommen, 
wenn man zugleich unschädliche Stoffe bekannt macht, welche 
fien von giftigen Substanzen, z. B. von dergleichen Farben be- 
absichtigten Nutzen ebenfalls gewähren^ 

^) die Einschränkung des Giftverkaufs im Kleinen auf die 
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Äpothekei*, weil man von diesen in der Regel die grölsle Vor- 
sicht erwarten darfj 

h) ist die Erlangung und der Gebrauch nützlicher Gifte 
thunlichst nur solchen Personen möglich zu machen , die ihrer 
wirklich bedürfen und auf welche man sich verlassen mag. Des«* 
halb ist auch besonders das Hausiren mit Giften strengstens zu 
verhindern» Nur concessionirten sogenannten EZammerjägern 
ist Solches nicht wohl zu unteisagen. Man muls sie aber, bei 
Verlust ihrer Concession und nach Befinden weiterer Ahndung, 
verpflichten, dals sie ihre giftigen Mittel selbst mit gehöriger 
Vorsicht aufstellen und keinen Vorrath verkaufen« Lelzteres 
liegt ohnehin in ihrem eignen Interesse» Um za verhüten, dals 
sich nicht Unberechtigte mit der Kammerjägerei befassen , mufs 
dieses nicht nur strenge verboten, sondern es raufs audi dar- 
auf gehalten werden, dafs Niemand das genannte Gewerbe an 
einem Orte betreibe, bevor er, nach Vorzeigung seiner, mit ei-* 
ner Personalbeschreibung zu versehenden Concessionsurkunde^ 
durch eine schriftliche £rlaubnils der Ortsobrigkeit, etwa durch 
ein Visum auf jener Urkunde, ausdrückliche £rlaubnifs dazu 
empfangen hat. 

$. 208. 

Was den Verkehr mit Giften anbelangt , die lediglich als 
Arzneimittel nützen , wie zur Zeit z. B. Stechapfel, Tollkirsche, 
Bilsenkraut 1) u. s. w.3 so sind die §§. 193 if. hinsichtlich des 
Verkehrs mit heftig wirkenden Arzneimitteln angegebenen Maafs-* 
regeln, }edoch in gröfster Strenge, nothwendig *). 

i) niese und andere ohne chemische Zabereitong starkwirkenden Gifte .wach«- 
sen bekanntlich auch in unserem Himmelsstriche , auch erzeagt sich z. B. Grün^ 
span nicht selten aaf leicht zugänglichen kupfernen Gefafoen. Sollte diefs von 
Mohl anbekannt gewesen seyn? ' Er sagt a. a. O. Ilf. S. 231.: „da wenigsten» 
in unserem Himmelsstriche starkwirkende Gifte ohne chemische Bereitung glicht 
zu finden smd.<< 

2) Nur für diese Art von Giften pafst die von Mohl a. a. 0. llf. S. 231. 
für alle empfohleoe Maafsregel, wonach den Apothekern bei schwerer Verant- 
wortung untersagt werden soll, giftige Stoffe anders abzugeben, als auf ein 
förmliches ärztliches Recept und nach gena\^er Eintragung aller Umstände in ein 
besonderes Yerzeichnifs. 
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§. 209. 
Gleiches gilt von der Aufbewahrang aller andern Gifte, 
gleichviel ob in den Apotheken oder irgendwo sonst. Bei Per- 
sonen, welche Gifte lediglich zu ihrem eignen Privat verbrauch fuh- 
ren , ist eine desfallsige Gontrole nur bei besonderem Verdacht 
statthaft; bei Allen aber, welche einen Handelsverkehr mit Gift 
oder giftigen Dingen treiben, mufs die Befolgung der deshalb be- 
stehenden Vorschriften so genau und so strenge, auch durch 
Visitationen überwacht werden , als es ohne Ghicane nur irgend 
geschehen kann. Die Überwachung und die £ntdeckung von 
Übertretungen und darum auch die Verhütung der letzteren 
wird sehr erleichtert, wenn man anordnet: 

1) dafs an, als durchaus zuverlässig dem Verkäufer nicht 
bekannte Personen kein Gift, kein giftiger Gegenstand anders, 
als gegen einen, da nöthig mit einer Personalbeschreibung zu 
versehenden, in der Regel nur für ein Mal, ausnahmsweise je- 
doch bei Personen, die das fragliche Gift zu ihrem Gewerbe 
fortgesetzt bedürfen , auf längere, bestimmte Zeit gültigen, po- 
lizeilichen Erlaub nifsschein verabfolgt werden darf; 

2) dafs über jedes Gift der Empfänger ohne Ausnahme ei- 
nen eigenhändig, oder bei Unkenntnifs des Schreibens, in seiner 
Gegenwart von einem unbescholtenen Zeugen mindestens unter- 
schriebenen, die Art und die Menge des Giftes genau bezeich- 
nenden Empfangschein ausstellen mufs; 

3) dafs die Erlaubnifs- und Empfang -Scheine in ein von 
jedem Giftverkäufer zu haltendes, besonderes, foliirles , sorg- 
fältig zu verwahrendes Buch , in welchem nichts unleserlich ge- 
macht oder gar herausgerissen werden darf, jedesmal unver- 
weilt nach folgenden Rubriken eingetragen werden müssen: 

a) fortlaufende Nummer, mit jedem neuen Kalenderjahr neu 
beginnend, 

b) Datum, 

c) Name, Stand und Wohnort des Käufers, bezüglich auch des 
etwaigen, das Gift für 3iesen Abholenden, 
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d) Name ] 

e) Gewicht und [ des Giftes; 

f) angeblicher Gebrauch | 

4) dafs die Scheine selbst^ mit der entsprechenden Nummer 
des Giftbuchs versehen , in ihrer Reihenfolge nach Jahrgängen 
zusammen geheftet und mindestens fünf Jahre lang wohlver^ 
schlössen aufbewahrt und dann verbrannt werden müssen. 

Schliefslich ist hauptsachlich zur Verhütung unabsichtliche]^ 
Vergiftung vorzuschreiben, dafs jedes verabfolgte Gift möglichst 
vorsichtig verpackt und als solches leicht kenntlich bezeichnet 
werde. Sofern es ^hne wesentliche Störung des Zweckes , den 
man mit dem Gifte erreichen will, angeht, wie z.B. wenn es 
nur zur Vertilgung von Ungeziefer diienen soll , ist es rathsam, 
dem Gifte eine Beschaffenheit zu geben, wodurch es Menschen 
von seinem Genüsse abschreckt. Man erzielt dieses am Besten 
dui*ch geeignete farbige Beimischungen, z. B. von Kienrnfs« 

Wildberg a. a. O. §.460. verlangt aufserdem noch, dafs der Käufer nar 
in Anwesenheit einer von der Gesetzgebung dazu bestellten Person das Siegel der 
Papierkapsel, mit welchem der Apotheker das Gift verwahrt hat, erbrechen und 
das Gift anwenden darf , dafs das allenfalls übrig bleibende sogleich wieder ver- 
sieget, mit dem Namen des Käufers bezeichnet und dann d^m Apotheker zur 
Verwahrung in dem Giftschranke wieder zugesandt werde. — Eine undurch- 
führbare und vexatorische Maafsregel ! 

M. J. r f i 1 a : allgemeine Toxicologie. Nach der 3. Originalausgabe deutsch 
herausgegeben von 0. B. Kühn. 2 Bde. Lpz. 1839. 
Fonke a. a. 0. S. 201 ff. 

IV. Von der Abwehr von Ansteckungsstoffen. 

§. 210. 

Manche Krankheiten entwickeln in der Regel — z. B. Po- 
cken, Masern, Scharlach, Syphilis, Krätze u. s.w. — , manche 
nur unter besondern Umständen , als bei grofser Heftigkeit des 
Übels, bei Überfüllung eines Raums mit gleichartigen Kranken, 
durch epidemische oder endemische £inflüsse , einen Stoff, der, 
unter gewissen Bedingungen mit einem lebenden Menschen in 
Berührung komm.end, in diesem die nämliche Krankheit zu 
erzeugen vermag. Solche Krankheiten heifsen ansteckend 
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und jener Stoff: Änsteckungsstoff, Gontagiam* Von 
manchen Krankheiten ist es noch ungewils , ob sie in der Regel 
anstecken y oder nicht, z«B« von der asiatischen Cholera. Ei- 
nige Gontagien werden selbst durch die Luft in geringerer oder 
gröfserer Entfernung wirksam verbreitet (flüchtige Gontagien) ; 
andere nur< durch unmittelbare Berührung des Kranken selbst^ 
oder sonstiger fester oder tropfbar flüssiger Gegenstände, wel- 
che von ihm herrühren, z.B. Blut, Eiter, Speichel u.s.w., oder 
auf irgend eine Weise mit dem Ansteckungsstoffe behaftet wor- 
den sind , z; B. Wolle , Haare, Federn u.s«w; (fixe Gontagien). 
Manche ansteckende Krankheiten verbreiten sich immer nur 
durch ein Contagium , z.B. Syphilis; andere können sich zu- 
gleich auch auf andere Weise, z.B. durch epidemische und 
endemische Einflüsse verbreiten« Die Bösartigkeit einer und 
derselben ansteckenden Krankheit und daher die Gefahrliöh- 
keit ihres Ansteckungsstaffesr ist endlich zu verschiedenen Zei- 
ten, überhaupt je nach den Umständen , öfter» sehr verschie- 
den: -^ was bei Bestimmung der dagegen zu ergreifenden Maafs- 
regeln, besonders hinsichtlich ihres Umfangs und ihrer Strenge 
niemals aufser Acht gelassen werden dar£ 

Verschiedene Gontagien kann man sicher zerstören, z. B« 
das syphilitische Gift durch Verbrennung; von andern, z.B. dem 
Contagium des Scharlachs , ist dieses wenigstens noch unsicher. 
Manche Gontagien, z^B. Pocken, Scharlach und Masern^ zerstö* 
ren die Empfänglichkeit für sich selbst durch einmaliges, voll- 
ständiges Überstehen des durch sie hervorgerufenen Krank- 
heitsprocesses. Für andere Gontagien, z. B. das Typhusconta- 
gium , kann man die Anlage durch ein gewisses Verhalten we- 
nigstens mindern. Nur hinsichtlich einer einzigen ansteckenden 
Krankheit ist es bis jetzt gelungen, die Anlage, m der bei Wei- 
tem gröfsten Mehrzahl der Fälle mindestens auf eine ziemlich 
länge Zeit künstlich sicher zu vernichten, nämlich hinsichtlich 
der Menschenblattern durch die Kuhpockenimpfnngs. 

Bei diesen Umständen und da selbst bei denjenigen Gonta- 
gien, deren Zerstörung unter gewisse^ Bedingungen sicher mög- 
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lieh ist, ihre WiedererzeagUDg nur. durch Verminderung und 
thunlichst schnelle Beendigung der sie hervorbringenden Krank** 
heitsfalle einigerraaarsen beschränkt werden kaun; so wird in 
der Regel das Hauptaugenmerk auf Yerfainderting das wirksa- 
men Zusammentreffens des Contagiums mit der Anlage um so 
mehr zu/rlchten seyn, als man in der That hierzu über Mit* 
tel gebietet, die einen, wenn auch nicht durchaus absolut 
sidbern, doch sehr- häufig, besolsders bei Krankheiten, die sich 
ledigFich durch Gontagien, zumal durch fixe oder weniger flüch- 
tige Ansteckungsstoffe verbreiten, immer höchst dänkenswer-f^ 
then Erfolg gewähren« 

$. 2H. 
Man begreift die polizeilichen Vorkehrungen gegen die Ge-: 
legenheit ($• iB6.) bei ansteckenden Krankheiten unter dem Na«^ 
men Sperrmaafsregeln (§, 187.), Diese setzen Absperrbar- 
keit selbstredend voraus und dürfen, wie alle polizeilichen 
Maafsregeln überhaupt, gröfsere Übel, uls das abzuwendende, 
nicht herbeißihren , namentlich nicht unverhältnifsmäisige Hem- 
mungen des Handels und Verkehrs« Denn es ist, grell aus- 
gesprochen, gewifs nicht vernünftig, Tansende dem Tode durch 
Verarmung und Hunger in die Arme zu ftihren , um Tielleicht 
einige Hundert vor dem Tode durch eine ansteckende Krank-^ 
heit zu schützen. Dazu kommt, dafs, wie bereits erwähnt, 
umfangreii^he Sperrmaafsregeln, selbst bei wachsamster Strenge, 
doch nicht durchaus sicher schützen. Eine Flocke Wolle mit 
Pestcontagium, durch den Wind oder durch Vögel über den 
Cordon hin weggeführt , kann — es ist wenigstens denkbar — ' 
denselben völlig unnütz machen* Aufserdcm ist wohl zu bp-* 
denken, dafs man durch sehr strenge Maafsregeln überhaupt 
leicht Widersetzlichkeiten , ja Ä^ufruhr hervorruft , denen maq 
freien Lauf lassen mufs, wenn man sie nicht durch möglicher-* 
weise auch erfolglose Grausamkeitßn unterdmcken kann oder 
wilK 

Sind dergleichen Bedenken-nun schon in denjenigen Fällen, 
wo über die Existenz und Natur dnes Ansteokuiigsstöffes irgend 
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ein Zweifel nicht obwaltet, oft sehr peinlich, wenn es aaf Ent- 
schliefsangen hinsichtlich der seinetwegen zu ergreifenden Maals- 
regeln ankommt^ so können sie leicht wahrhaft qualvoll werden, 
wenn bei einer sehr gefahrlichen Krankheit erhebliche Zweifel aber 
jene Existenz oder Natur bestehen. Freilich bleibt dann nichts 
übrig, „als denjenigen Wfeg einzuschlagen, welcher voraussicht- 
lich den geringsten Schaden bringt und namentlich kein zu spä- 
tes Bedauern veranlassen kann^^; aber die Anwendung dieser 
Regel ist im gegebenen. Falle zuweilen mit ungemeine Schwie-^ 
rigkeit und mit einer leicht niederdrückenden Verantwortlichkeit 
auch vor dem eignen Gewissen verknüpft« 

Von. Mo hl a. a. 0. I. S. 139. Der Unterschied, den dieser SchriftsteUer 
(a. a. 0. J. S. 175 n. 185.) and nach ihm S chü rm a y er (a. a. O. §§. 303 ff. und 
316.) zwischen den Maafsregeln gegen contagiöse Krankheiten im Auslande oder 
im Inlande macht , besteht bezüglich der Sperrmaafsregeln niemals in qoalitatf- 
Ter , ja nicht einmal nothwendig in quantitativer Hinsicht. Denn die zu schü- 
tzende Landesgränze kann kleiner seyn, als der Umfang einer abzusperrenden 
Provinz. 

§. 212. 

Die Sperrmaafsregeln an und für sich modificiren sich 1) qua- 
litativ je nach der £igenthümlic}ikeit der abzusperrenden Gegen* 
stände, wobei es namentlich wesentlich mit darauf ankommt, ob 
und in wiefern letztere einer wilikührlichen Ortsveränderung fähig 
sind, wie z.B. lebende Menschen und Thiere, oder nicht^wie alle 
leblosen Dinge. 2) In quantitativer Hinsicht ist die Gefährlichkeit 
eines grade fraglichen Ansteckungssto£fes und seine räumliche 
Verbreitung , dann aber auch die Willfährigkeit des Publicums, 
sich selbst zu schützen oder doch schützen zu lassen , in An- 
schlag zu bringen. -Ferner ist, besonders bei einzelnen, anste- 
ckenden Kranken , ihre und ihrer Angehörigen Zuverlässigkeif, 
selbst zu verhüten, dafs Niemand angesteckt werde, in Betracht 
zu ziehen. Ähnliches gilt hinsichtlich der Vermeidung von An- 
steckung durch Hausthiere oder andere Vermögensgegenstände« 
Nach allem Diesem ist zu bemessen, ob Belehrungen und War- 
nungen, allenfalls Strafandrohungen ausreichen, oder ob zu wirk- 
lichen Zwangsmaafsregeln geschritten werden müsse, und zu 
welchen. Sie steigern sich, je nach den Umständen, van einen» 
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einfachen Verschlasse des ansteckungsverdächtigen Gegenstan* 
des 9 — wozu unter Anderem auch das Vergraben desselben 
(Leichen) gehört, welches man durch Umhegung des Platzes 
noch unterstützen kann — , bis zu militairischer Bewachung, 
mit dem Befehle , etwa widerspenstige Personen nöthigen Falles 
sofort zu tödten. -In manchen, wiewohl selteneren Fällen, z.B. 
bei wutbkranken Thieren , ist die Absperrung des Ansteckungs-i> 
trägers, oder sonstige Beseitigung desselben, z.B. durch Töd- 
tung, nicht abbald möglich. Dann sind die Gefährdeten von 
solchen Orten , wie z.B. von den Strafsen, zurück zu halten^ 
wo die Gefahr drohet. 

§. 313. 

Sofort bei Anordnung jeder Absperrung von Personen ist 
aufmerksame Fürsorge zu treffen, dafs es ihnen an nothwen- 
digen Bedürfiiissen niemals und selbst an entbehrlicheren Din- 
gen nicht weiter fehle, als es der Zweck der Maafsregel un- 
abwendbar mit sich bringt. Durch ein solches und überhaupt 
möglichst humanes Verfahren, verbunden mit passenden Auf- 
klärungen über den Zweck und die Nothwendigkeit der Ab- 
sperrung, erzielt man am Ersten die so sehr wünschenswerthe 
Fügsamkeit der Betroffenen. 

§. 214. 

Um möglichst sichere Entschlielsung darüber fassen zu 
können, ob und welche Maafsregeln wegen einer gewissen 
Krankheit hinsichtlich deren Verbreitung durch Ansteckung zu 
ergreifen seyen? hat sich die medicinische Polizei von der por 
lizeilichen Medicin folgende Fragen gründlich und ausfiöhrlich 
beantworten zu lassen: 

1) Ist die fragliche Krankheit überhaupt so bedeutend, dafs 
sie besondere polizeiliche Maafsregeln erheischt? Fällt die Ant- 
wort bejahend aus, so fragt es sich ferner 

i) verbreitet sich die Krankheit lediglich durch Ansteckung, 
oder zugleich auch auf andere Weise? auf welche? und in 
welchem quantitativen Verhältnisse zur Verbreitung durch An- 
steckung? 

Vogel Syetem d. med. Polixei. \^ 
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3) wicf geschieht die Amteekuog? innerhalb welcher Eni'* 
fernang^)? wekfaes sind die Träger des Ansteckutigsstoffefi? 

4) weiches ist die Natur des Austeokuiigssf offes an und für 
sich? kann derselbe eerstöü;, oder abgesperrt werden? und 
wodureh ? 

5) setzt die i%nsteckaag eine besondere Empfänglichkeit 
(Anlage) yomus? ist diese weit terbreitet, oder nur auf gewisse 
lÄdifidüeti oder Classen beschränkt uild auf welche? womus 
kann man die Anlage eik:cnnen? kann man sie aufheben oder 
doch erheblich abstumpfen? und wodurch? 

6) wie lange dauert es höchstens, ehe ndch einel: Anste- 
ckung der Ausbruch der Krankheit erfolgt*)? 

1) Wonadi sich der tib2Mst)err«iad« lUnm b«stiMmt. 

2] Zar Bestimmanj; der Dauer der Absperroog. 

M. W. M a D d t : practische Darstellung der wichtigsten ansteckenden Epi- 
demieen «md Epi^ootieen in ihrer Bedeutung für die medicinische Poliseü Ber- 
lin 1828. 

Schlegel: Beitrage zur Begründung einer ai\geinessenen sanitats - poli- 
2e(lidien Behandlung der ansteckenden Krankheiten inRustS Magazin für die 
gesaiÄmte Hsilkonde XiX. 64 311 dT. 

Köttigl. Preufik Re^ulatir über dae sanitats- polizeilichen Vorschnften bei 
den am häufigsten vorkommenden ansteckenden Krankheiten j vom 8. August 
5896. 

§. 215. 
Gewisse ansteckende Krinkheilen bedingen mehr oder we- 
niger eig^ntfaümliehe und in »o weit einer blondem ]|etrach- 
tung bedürftige Maafsregeln. Daeu gehören Tomebmiicb Se 
pestartigen Krankheiten, die Menschenblatteri» , die Syphilis 
und dm Wmkkrankheit {Hundswuth). 

i. Pestartige Krankheiten. 

§. «16. 
Pestartig heilsen alte ansteckenden Krankheiten , wenn sie 
sehr bösartig sind und sich sehr leidftt verbreiten. Diesiß Eigen- 
schaften hat Tornehfialich die "rorzOgs weise sogenannte (orienta- 
lische) Pest. Auch in der Regel gutartige ansteckende Krank- 
heiten , t. B. Masern , können unter Umständen einen pestarti- 
gen Gharacter annehmen , und es mufs dann polizeilich att«li 
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gegen sie möglichst wie gegen die eigentliefae Pest vepfahivn 
werden. 

S. 217. 

Es leu(;htet leicht ein ^ da^s die Sperrmaafsre^eln grade bei 
pestartigea ]Ejrazikbeiten von grö£jter Wichtigkeit seyn n^^ss^ii^, 
und in der That hat man dieselben namentlich gegen die orien- 
talische Pest zu ihrer höchsten Entwickelung gebracht. Kennt 
man die Vorkehrungen gegen diese in ihrem ganzen Umfiinge 
genau, so wird man auch et\\a nö(hlge. Modificationen vor- 
kommmden Falles upschwfsr bemessep können. Dj^se Mjäa|^-r 
regeln bezwecken völlige Femhaltung alles dessen , was irgend 
ein Träger des AnsteckungsstolFes wirklich ist, oder auch nur 
seyn könnte, von pestfreien Gegenden, so weit dieses durch 
menschliche Mittel sich erreichen läfst, die freilich nicht je- 
4ßm Staate in gleipher Macht zu Gebote steben. Zur Ver«* 
mittelung des Personen -, Brief- und gröfsern Handels- 
verkehrs aus den pestbehafteten oder pestverdächtigen Län- 
dern, Gegenden, Ortschaften u. s« w. dienen die sogenannten 
Quarantaine -*) (Contumaz -) Anstalten , in welchen 
man die Träger des Ansteckungsstoffes so lange abschUefst, bis 
man sich durch den Ablauf einer gewissen Zeit , oder durch ein 
Desinfectionsver&hren, oder durch Beides zusammen die Über- 
zeugung verschafft hat, dafs eine Ansteckung nicht rnehr zu 
besorgen stehe. 

Zupa Behufe des kleinere Verki^hrs» ^ipal n^ den dripr 
gendsten Bedür&issen , errichtet man sogenannte Rast eile*). 

1) Der ^ame QaaniDtame sohreijl^t sich daron her, 4f^^ mao aimahm, ciip 
orientalische Fes^' breche niemals spater als 40 Tage nach der Anste^kun^ gif^ 
imd dafs man daher die DaMer der Gontamaz auf höchstens 40 T»B9 fe^tr 
stellte. 

2) Die gro&artigstea Vorkehmn^n g^en das .Eioschliepp«fi der orieotiili^ 
achen Pest biestehen an der österreichisch * Türkischen Granze. Ihnen Yerdan^ 
ken die Hinterlander ihr Freiblelben von dieser Plage seit mehr als hundert J«^- 
•len. Die ersten Elemente sw jenen Vockehrnngen wujrdep Yß» Kfisw C«rl yi. 
1728 gelegt. Sie sind durchaus nailitairisdb organisirt. 

Nach J. Bernt a. a. O. IL §§.264 ff. und Müller a. a. O. II. §§. 708^ 
hestehen sie hauptsächlich im Folgenden. Längs der Bosnischen, Tnor^eh- 
Crbaiisdien, Serbischen, Walladiischen, Moldaaischen und Bessarabisdien Grün^ 

12* 
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zen halt diese die bewaffnete Macht — in der Begel blofs aas den eigenthüm* 
Hch organisirten sogenannten Granzern bestehend — dergestalt besetzt, dafs 
Menschen, Yieh und Sachen aus der Türkei auf keinem andern Wege, als durch 
die Qnarantaine - Anstalten in den österreichischen Staat gelangen können. In 
der Bukowina, wo die Gränze gegen Bessarabien und die Moldan trocken, 
gebirgig und schwer zu übersehen ist, wird beim ersten Grade der Pestgefahr, 
d.h. wenn yon dem Vorhandenseyn der Pest in der Enropsuschen Türkei nichts 
yerlautet, der Dienst von den Granzern allein versehen; beim zweiten Grade, 
wenn nämlich die Pest in einer entfernten Türkischen Provinz ausgebrochen ist, tritt 
eine Verstärkung der Gränzwache durch Linientruppen der Provinz ein. Im dritten 
Grade aber, wenn die Pest in einer benachbarten Provinz erscheint, werden 
nach Befinden auch aus andern Provinzen Truppen herbei gezogen. Zum Cor- 
dondienste bedarf man beim ersten Grade der Gefahr 5000, beim zweiten 7000 
und beim dritten 11000 Mann täglich. Mittelst Allarmstangen kann man in 
vier Stunden die ganze Gränze allarmiren. ■ In Dalmatien ist die südlichste Spitze 
des Kreises von Cattaro längs der albanesischen Gränze mit einem von Linien- 
trüppen gebildeten Gränzcordon versehen. Zur Erleichterung des Wachdienstes 
werden alle natürlichen Eingatigs - Hindemisse , als steile Berge, Abgründe, 
Flüsse, Seen, Moräste benutzt. Man zieht auch künstliche tiefe und breite 
Gräben , errichtet hohe Verhaue u. s. w. Die Cordonsposten stehen in einiger 
Entfernung hinter der Sperrlinie in solcher Anzahl , dafs einer den andern bei 
Tage sehen , bei Nacht leicht errufen und zur Hülfeleistung ereilen kann. 

Die Contumazanstalten für Menschen bestehen , aufser den Woh- 
nungen für die Beamten, ans einer Kammer zur ersten vorläufigen Besichtigung 
der Reisenden, ans mehreren, einzeln völlig abzuschliefsenden Wohnungen für 
die der Quarantaine unterzogenen Personen , aus Räucherkammern , aus je ei- 
nem, mit Hof, Mauer und Graben dergestalt umschlossenen Hospital für Pest- 
kranke, Verdächtige und Reconvalescenten und ihre Wärter, dafs keine Ver- 
mischung weder unter ihnen selbst , noch mit andern Statt finden kann ; aus 
einer Todtenkammer, einem Begräbnifsplatze , Schuppen und Stallungen; wel- 
ches Alles nebst einem grofsen Hofe von einer gemeinschaftlichen Mauer ond 
einem verpallisadirten * Graben oder Canal umgeben ist. 

Die Rastelle befinden sich an geeigneten Gränzpunkten in hinreichender 
Anzahl. Sie können von der Bewachungs- Mannschaft leicht übersehen werden. 
An eineni geräumigen Platze wird einerseits, für die Gränznachbam , in einer 
Entfernung von 5 — 6 Klaftern, andrerseits, für die Österreichischen Gränz- 
bewohner, je eine dichte und hohej zu beiden Seiten sich in einen Gränzflufs 
oder Gränzgraben senkende Bretterwand errichtet. Jede ist niit einem Thore, 
der daz^schen befindliche, durch ein Geländer in zwei Hälften getheilte Raum 
mit hinlänglichem Wasser, Gefafsen, Tischen und andern Geräthschaften ver- 
sehen. Im jenseitigen Räume nehmen sogenannte exponirte Knechte die in das 
Österreichische bestimmten , nicht giftfangenden Waaren in Empfang , tauchen 
sie in Wasser unter, sondern giftfangende Hüllen davon ab , waschen das ihnen 
ZOT Besorgung zugestellte Geld in Essig und legen die gereinigten Sadien mit- 
telst reiner Gefäfse, Zangen oder Löffel auf die Tische, von wo sie dorch die 
im diesseitigen Rastellraume befindlichen „nicht exponirten*' Knechte den Adres- 
saten übermittelt werden. Selbst Unterredungen diesseitiger Personen mit jen- 
seit^en werden nur am Rastelle, aufser den Markttagen und in Gegenwart ei- 
nes Aufsehers gestattet. Wer dabei oder sonst absichtlich oder zufällig mit 
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verdächtigen Personen oder Sachen in Beruhrang kommt, mnfs sidi der Gon- 
tomaz unterwerfen, bevor er zum diesseitigen freien Verkehr wieder zugelassen 
wird. Rastelle^ in deren Nahe die Pest erscheint, werden zeitweilig geschlossen. 
Den Land-Contumazanstalten ähnlich bestehen aach in den Seehafen Quaraa- 
taine - Anstalten. 

S. das Weitere in den angeführten Werkeq and in 

Hietzinger: Statistik der österreichischen Militairgranze Bd. II. 413 iF. 

2. Die Menschenblätterji, 

§. 218, 

Wie bereits- (§• 210.) erwähnt, sind die Menschenblattern 
bis jetzt die einzige Krankheit , deren Anlage man künstlich 
und zwar in der bei Weitem gröfsten Mehrzahl der Fälle si- 
cher und gefahrlos, mindestens auf geraume Zeit vertilgen 
kann. Dieses geschieht dadurch, dals man den für Menschen- 
pocken noch £mpfänglichen die Kuhblattern gehörig bestehen 
läfst, zu deren Heryörbringung man sich bekanntlict^ ihrer Ein- 
impfung bedient. Nur in dieser Beziehung bieten dieMenschen- 
blattem, vom medicinisch- polizeilichen Standpunkte aus, eine 
besondere, näher zu betrachtende Eigenthümlichkeit dar* 

§. 219. 

Es ist gewifs vernünftig, ein solches, wenn mit der nöthi- 
gen Vorsicht angewendet, kaum jemals erheblich nachtheiliges 
Schutzmittel gegen eine der bösartigsten Krankheiten zu gebrau» 
chen. Die Erfahrung hat aber genugsam dargethan, dals auf 
den guten Willen hierzu bei der grolsen Mehrzahl der freier 
Selbstbestimmung über sich und ihre Angehörigen Fähigen nicht 
gerechnet werden darf. Und da nun auch die meisten Gefähr- 
deten — Kinder und sonstige Unmündige — über sich hierbei 
wirksam nicht selbst verfugen können; da femer auch ein gro- 
fser Theil Derjenigen, bei welchen die gedachten Mängel nicht 
im Wege stehen , den gewünschten Schutz durch die Impfung 
nur um so unvollkommener zu erlangen vermögen, in einer je 
gröfsem Umgebung von Menschenblattern-Fähigen sie leben ^-^ 
denn das Schutzmittel kann (anderer Verhinderungsursachen, 
z; B. Witterung , nicht zu gedenken ) in der Regel frühestens 
erst mehrere Monate nach der Geburt Anwendung finden^-^^; 
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so ist eine zwangsweise £infubrting der Kuhpockenimpfüng si^ 
clierlich gerechtfertigt. In der That erscheinen die Menscheh- 
blattern in Staaten y wo man hierzu geschritten ist und wo man 
auch die weiteren , auf Erziehmg des beabsichtigten Erfolgs ge-^ 
richteten y verbältniismäfsig wenig lästigen Maafsregeln mit un- 
ablässiger Strenge durchgeführt hat y nur sehr einzeln in Folge 
einer Einschleppung von aufsen. 

S* 220. 

Will tnan den Zweck möglichst sitshern, so iät nachste- 
hende Kette Ton Maafsregelki nothwendig : 

I) «in Gebot, wonach jeder Staatsaugehörige ohne Unter^ 
schied, welcher die natürlichen Blattern oder die Kdhpock^i 
noch nicht gehabt hat, mit dieseh binnen einer, im AllgemeineD 
nach dem Gutachten der polizeilichen Medicin zu bestimmenden 
Frist geimpft Werden muls. Letztere ist bur in denjenigen Fäl- 
len , aber immer blofs auf eine genau bestimmte Zeit , zu er^ 
strecken , W6nn ton einem dazu berechtigten Sachyei^tändigen, 
in der Regel wohl eibem approbirten Artiite, bezeugt wird, dalä 
wesentliche Hindernisse vorhanden sind. Manchen Individuen 
fehlt zeitweise oder durchaus die Empfangliehkeit für eihe wirk- 
same Impfung , ohne dafs sich diese Eigenthümlichkeit im Vor- 
aus erkennen lä&t. Solche müssen yob Zeit zu Zeit und zwar 
so oft von Neuem geimpft werden, bis der gewütischte Erfolg 
eintritt (y odehrbisman Gjfund hat, ihre völlige Unempfäoglich- 
ktit anzunehm^i. 

Später ^ird die Impfung nui^ noch für deiä Zuwachs der 
B«V<ölkei^ag durch Geb^urten und Einwanderungen nothwendig 
werdeoi. 

V^tr«klit die Fr^t für ^ib «{nipfung bei -eititem, Ifidivi- 
duuta anbebuüzt, so ist sofort polizeiliche Zwan^simpfn^g des- 
selben zu verfugen (, wenn wegen nah«n Vorh^ndensey^is der 
MensGhiettbliattenü dringende Ge£ihr der Ansteckuk^g drohet. In 
diestai Falle sind überhaupt sämiintliche Gafiihrdete ohne Aück^ 
sidit «üf die g^Mröhnlidie Frist fl»a iiitpfeb, mit «iimg^ Aus- 
nahme IDeijemgeiiy dei^n 4^ändhliitstostaAd di^ y^roafai»^ d«i? 
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Operalioii verbieiteU Ißt eioe dripgf^ude Grfahr »icbi ge^ienwär-r 
lig, so mag »ach frutjJUJkwJei» Ablauf dw er^tea Frist ;?5u»äiphat 
noch eine einmalige, allenfalls ko«t^opfliobtig^ polia^^Iiqbc Eni?'* 
uerung mit Androhung der Zwangsimpfung Stolt finden* 

2) Die Impfung darf nur von geeigneten Sachverptandige» 
vorgenommen werden, nur yon «oloben ausgeßtellten Zeugpjsr 
fieo über einen geborigen Erfolg der I^npfung» oder iibpr die 
ünempfangliobkeit für dieselbe darf nwin GiUtigkeilt beilege», 
Wer mit einem güJtigjen Zengnj^ße nicht versehen irt« ist afe 
ungeimpft zu betrachten. 

S) Um sich zn yergewiseern , dafs j!iißmßnd ahn# gesetz- 
lichen Grimd über die bestimmte JFrwt hinaus ^ngeimpft bl^ib^B, 
mals der Staat in Impfbe?iirke eingetheilt und für >9den ei^i 
Impfarzt amtlich bestellt w^d^n. Welcher Jedep W impfeflt ver^ 
pflichtet ist, der sich nicht dur^ch einen andern dazu qualificir- 
ien Sachverständigen impfen h»»m will, Per Impfinrzt bul zei- 
tig im Voraus für jeden Ort seines Bemkß jibdich feinen oder 
mehrere Tage zu beistimmen, an welchem er daselbst bereit isi^ 
Impfungen vorzunehmen» 

4) Jedem ImpfarÄte^mgl dwr^ die Polizei die ^rfp^derli^hen 
Einwohner -Verzeictnisse zuÄUSlelleii, wonach er, da nothig, 
mit polizeilJch^rHülfe, die Untersuchungen hinsichtlich de.r poch 
zu Impfenden vorzunehmen hat. ipt das Inipfwi^fiM fimmai ge^- 
hörig im Gange, so bedarf es nur der Gebnrtslistc. Die Behufs 
bleibender Niederlassung Einwandernden sind , wenn ihnen ein 
gültiger Impfschein fehlt, besonders zu untersuchen. 

Nach jenen Ver^eiphniwen hat der ppsntliche Jmpfai^t genaue 
ImpfUsten 9&u föhren* J^eder andere Jmpf^:^ ist b^ Strafe ;?h 
irei'pfUcbten^ Jenem hierw binnen fii^ßv bi^slit^mten Fwt /^ßr- 
izieige fo» jeder vn« ihm mmrh4h S^sJ^irkß mit ^rhig m^er- 
nommenm Impfung ^u ^«tatte«. Der iB^^ir^s.-rlqapfarji^t hat 
alljährlich und zwar, wege^ der w tr^elEend^n wi€^ter€^ VrCrfÜT 
gungen und weil die beste Impfa^it im Frühling zu beginnen 
^fleglty am Zwecfcm&iiiig*tc» im J^^iu^r 4^ obe^^jn M^inal- 
£olu^ä)idiörde ein y^erswyicfenifs 4^ ^v^^^r ^h gß^\^)ii^e 2f^ 
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migeimpft Gebliebenen cinziueichen. Diese Bdiorde reifa^ 
daranf das Gerignele an die nntem P<dizeibehdideD und contro- 
Ifft deren Verfahren auf angemessene Weise. In der Regel ge- 
währen auch sehon die nächstjährigen Listen der gesetzwidrig 
nngeimpft Gebliebenen den erforderlichen Nachweis über die 
Thätigkeit der Unterbehörden. Zu fernerer Controle dient 

5) die Anordnung, dafs ohne göhigen Imp&chem kein Eand 
in eine Schole, kein Jüngling in die Lehre genommen werden 
dar£ Blatterfahige Recmten sind nach ihrer Einstellung in das 
Blilitair zu impfen. 

6) ist fiir das stete Vorhand^iseyn zuverlässiger Kuhpo* 
cken- Lymphe in einer hinlänglichen Anzahl von Depots auf 
Staatskosten zu sorgen, Ton wo aus die Impfarzte ihren Be- 
darf unentgeltlich beziehen können. 

$. 2«i. 

Schliefslich ist noch zu bemerken, dals die vor der Ent- 
deckung der Kuhpocken -Schatzkraft übliche und gerechtfer- 
tigte Einimpfung der MenschenUattem durchaus nicht gestat- 
tet werden darf. 

Eichhorn: Bfiaafmgelii/ wddie die R^enmgen Deotsdilaiids znrgana- 
lidien Yerhätoog der BfenscheDblatteni za. ergreifen haben, wobei die Haoser- 
«perre za entbehren ist. Berlin 1829. 

F. S. Plaskal: die Ursachen des Fortbestandes and des allmahlig star- 
kem Wicdenui£lebeDB Tarioloser Spidemieen. Brium 18&1. 

3. Die Syphilis. 

$. 822. 

Diese Krankheit steckt lediglich durch ein fixes ($• 210.) 
Contagium an , welches sich mit seltenen Ausnahmen , wo die 
Ansteckung durch leblose Giftträger erfolgt, durch personUdie 
Berührung einer mit dem Übel b^afteten Person und zwar in 
den bei Weitem meisten Fällen durch geschlechtliche Vermi- 
schung mit einer solchen fortpflanzt. 

$. 225. 

Es kommt hiernach wesentlich darauf an, die geschlecht- 
liche Vermisdiung mit einer syphilitischen Person möglichst zu 
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verhindern. Die meisten Ansteckungen erfolgen durch aufser- 
ehdichen Umgang und indem man diesen überhaupt beschränkt, 
schwächt man zugleich schon die Hauptquelle der Ansteckung. 
Directer fuhrt es zum Ziele, wenn man die Zahl der bereits 
Angesteckten thunlichst vermindert und ihrem Verkehr mit 
Gesunden, namentlich in geschlechtlicher Hinsicht, nach Kräften 
vorbeugt« In der ersten Beziehung ist dahin zu streben , dafs 
jeder Elranke so schnell und sicher, als möglich, geheilt werde. 
In der Regel werden dieselben sich hierzu gern geneigt finden, 
sofern eines Theils Schaam, andern Theils die Furcht vor 
Strafe oder Kosten sie nicht zurück hält. Bei den zu treffen- 
den Maafsregeln sind deshalb diese Klippen sorgfältig zu um<- 
schiffen. Bedenklich erscheint daher im Allgemeinen jede ge- 
setzliche Vorschrift, welche den Kranken, wenn auch nur aus 
Vorurtheii, von dem rechtzeitigen Angehen gehöriger Hülfe 
leicht zurückschrecken kann. Hierher gehört namentlich die 
Vorschrift, wonach die Ärzte ihre syphilitischen Patienten bei 
der Polizei anzuzeigen haben. Nicht viel geringere Bedenken 
stehen einer Vorschrift entgegen , wonach „die Polizeibehörden 
dafür sorgen sollen, dals die Ärzte und Wundärzte, besonders 
die bei den Krankenhäusern angestellten, wenn sie syphilitisch 
angesteckte Personen in die Cur nehmen , auszumitteln suchen 
und der Polizeibehörde anzeigen sollen , von wem die Anste- 
ckung herrühre.'^ (K. Preufs. Regulativ vom S.August 1835. 
§• 69.) Abgesehen davon, dafs dergleichen Vorschriften den 
Ärzten eine ihrem Beruf fremde Pflicht aufdringen , dürfte es 
sich im Allgemeinen nicht einmal empfehlen, die Kranken durch 
wirkliche Polizeibeamte inquiriren zu lassen. Alle solche Vor- 
schriften fuhren , und zwar je genauer man sie befolgt , um so 
sicherer, dahin, dafs die Kranken sich scheuen, alsbald am ge- 
hörigen Orte , zumal in Krankenhäusern , gegen welche ohne- 
hin meist eine Abneigung besteht, Hülfe zu suchen, dafs sie 
diese entweder überhaupt vernachlässigen, oder sich an Unbe- 
fugte wenden Und diesen Schritt an Gesundheit und Vermögen 
oft schwer genug büfsen müssen. Dabei wird die Krankheit, 



186 Zweiter Theil. Zweiter Abscihnitu Zweites Capitei. 

weil UDZwecktuäfsig behandelt , ja tielleicbi au$ GewiiinsuchJt 
absichtlich, gewöhnlich ia die Länge gezogen: und jioniit der An-* 
steck ungsheerd gepflegt« Während approbirte Ar^ie , auf ei-^ 
nem bbhern Standpunkte der Sittlichkeit und der Einsicht, ihre 
syphilitischen Kranken durch eindringliche Ermahnungen und 
sonst geeignete Mittel von einem Verkehr mit Andern , welcher 
diese der Ansteckung aussetzt, miBisteos wirksam zurück halteo 
werden, wozu man sie auch noch ausdrücklich verpfliohtea 
kann, kümmert sich der Pfuscher in der Kegel hierum wenig 
t>der gar nicht , ja er räth wohl manchmal in seiner Uowissen* 
heil gar geschlechtliche Vermischung als Heilmittd an« Darum 
dürfte ^s sich rechtfertigen, nicht tiur Unbe&gteo die Cur Sy-^ 
philitischer, sonderi) auch diesen den Gebrauch eines Pfuschers 
bei empfindlicher Strafe zu yerbieteo; 

Zur Verhütung des gefahrlicheu Verkehrs Angesteckter mit 
Gesunden hat die medicinische. Polizei, außer Strafge^l^eo üir 
absichtliche oder fahrlässige Ansteckang, andei« apgemesseoe 
Mittel, als die angegebenen, im Allgemeinen nicht »n ihrer Ver«^ 
fiigung« Selbst Belehrung und Warnung ist nur in gewissen 
Verhältnissen tinbedenklich , polizeiliche Absperrung des Kroo!^ 
ken, abgesehen von besondes^en Verhältnissen, nur dann, wenn 
Gewifsheit Kider mindestens dringender Verdacht yorliegi, dalß 
-er die nothwetidige Vorsicht zur Vermeidung ^iner Ansteckung 
Aiaderer nicht anwende und auch auf ernstliche Ermahnun^^ uttd 
^drohung nicht anwenden werde. 

Schon obeä findet sich angedtcutet, da& unter gewissen 
Umslöndeo t^t Verpflichtung der ili^zte zur Anzeige ihrer sy^ 
phiTitischen Krünken zweck mä&ig sey^ wenn namüch davon 
cäne Beetotriirhtigung des Hov^tziels; möglicbst schnelle vuid 
«ichere Heilung der Kranken wad möglichste Verhinderung ^«- 
iiies gefährlichen Verkehi» desadUpenV/;^u befiirohten steh^ Es 
giebt nun besondere Veifeältniwe, z.B. im aJiHtair4ie»sle, wel- 
42he noch wieiifcer isu, geben enlaiirt^en m^d «on^entliob ji^elmä&ig^ 
uodi unerwartiete UntersiMohiuigen ouf etwa yorhand^oe Syphilis 
.gestaitten^ die dann um S0 weniger YemadUäasigt w«rdaa ^ür^ 
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fen, da grade Soldaten , meistens junge, kräftige/ tin?erh'eira<; 
thete Leute > sich;dem außerehelichen 6e9chlechtage&usse ohn^ 
Rücksicht auf die Gefahr Hcliveroder passive Ansteckung gern 
hinzugeben pflegen. Hier und in ähnlichen Verhältnissen , wo 
eine Gontrole möglich ist, erscheint auch noch die Bedrohung 
des Kränken mit Strafe für jede, ifvenh auch nur kurze, Ver- 
heimlichung einer Erkrankung an den Geschlechtstheilen zweck- 
mälsig. Endlich schwinden unter solchen Umständen die Be- 
denken gegen die Inqulrlrung der Kranken nach dem Urheber 
ihrer Ansteckung. Indessen sollte mcoi auch hier nicht den 
Arzt zu diesem Geschäft verwenden« 

§• 224. 
Eine sehr ergiebige Quelle der syphilitischen Ansteckung 
sind Weibspersonen, welche aus eigner Unzucht ein Gewerbe 
machen« Jede solche Person ist öfters einer Untersuchung zu 
unterwerfen und wenn sie syphilitisch befunden wird, sofort wo 
möglich in eine öfientliche Krankenanstalt zur Heilung einzulie- 
fern, sonst wenigstens unter sicherer Absperrung einer geeigne- 
ten Giu' zu unterziehen« Auch bei ihnen ist Androhung eiwv 
Strafe für jede verheimlichte Krank eit an ihren Genitalien zw«ck-. 
mäfsig« Am leichtesten ausfährbar sind diese Maafsregeln in Borr 
dellen , deren Inhaber man auch noch besonders vi^rantwortlich 
machen kann, und bei polizeilich eingeschriebenen Freudenmäd? 
chen. In dieser Beziehung ist die Existenz beider vom medici-t 
nisch- polizeilichen Standpunkte aus wünschenswerth« Bei der 
Entscheidung darüber ist jedoch auch die Sittenpolizei sehr we- 
sentlich betheiligt. Der Gegenstand ist nur hinsichllicb der volk^ 
reicheren Städte, aber da von «ehr grofser Bedeutung. Da die zu 
bcorüek^ichtigenden VerbUltnisse it^ehrentheila , aiehr verticbiedea 
sind, »o wM die Ang^c^enbeit iuoter Abwägaiig d^r .bejahe»*» 
den und verneiäendeaa Gründe am fügliobslen liir jeden fniglicbea 
Ort bes<M!Klers m entscheiden sejn« Sdl>6t 'die strevigste Siitenr 
poüü^^wkd irohlfi^eiieUttfl priviiegirteFreudeiniiSdoben dul«^ 
denmüis^en, wo etwa der«» Exiale»« aüob Ol sittUcber lüosicht 
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als das geringere Übel erscheint. Solches kann sogar nur vor- 
übergehend der Fall seyn, z. B. in Kriegszeiten. 

A:.J. B. Parent-Dachatelet: die Sitteaverderbnirs (Pro»tittttiön) des 
weiblichen Geschlechts ia Paris.> Aus. dem Gesichtspunkte der Polizei, öffentli- 
chen Gesundheitspflege und Sittlichkeit. A. d. Franz. von G. W. Becker. 2 Theile. 
Leipzig 1837. 

B ehrend: Die Prostitntion in Berlin und die gegen sie und die Syphilis 
zu nehmenden Maafsregeln. Erlangen 1850. 

Zimmermann: Die Deutsche Polizei im 19. Jahrhundert II. S.' 536 ff. 

Gray eil: Notizen IV. Berlin 1852. S. 759 ff. 

Dr.Lehrs: Über Bordelle ; in Gasper'sVierteljabrschriftB.nX. H.2.S. 197ff. 

4. Die Wuthkraiikheit. 

§. 225. 

Die Wuthkrankheit (Hundswuth, Tollkrankheit, Wasser- 
schea) bietet in der Hauptquelle ihres stets fixen (§. 210.) An- 
steckungsstofiTes, in den Hunden, durch deren Bils sie sich in 
der bei Weitem gröfsten Mehrzahl der Fälle auf Menschen fort- 
pflanzt, besondere in medicinisch - polizeilicher Hinsicht wichtige 
Eigenthümlichkeiten dar. Das Übel ist, obschon im Grunde 
bei Menschen selten und hinsichthch der Heftigkeit und Dauer 
seiner Qualen von manchen andern häufigen Leiden, z. B. gro- 
fser Verletzungen, übertroffen, dennoch fürchterlicher, als diese, 
und zwar vornehmlich wegen der Angst vor ihrer Möglichkeit 
nach jedem Bisse eines zumal kranken Hundes, einer Angst, die 
sich der Gebissenen und seiner Angehörigen auf lange Zeit, viel- 
leicht lebenslang bemächtigt. Deshalb erscheinen zu seiner Be- 
kämpfung die strengsten Maafsregeln gerechtfertigt, sofern sie nur 
zum Ziele fuhren. Die ungemein weit verbreitete Liebhaberei an 
Hunden, legt ihnen indessen grofse Schwierigkeiten in den Weg. 

$. 226. 

Offenbar können desto weniger Hunde von dieser Krank- 
heit befallen werden, je weniger überhaupt vorhanden sind. 
Man mufs daher die Anzahl der Hunde möglichst vermindern. 
Dieses geschieht am Zweckmäfsigsten durch eine hohe Steuer 
auf jeden Hund , dessen Nothwendigkeit von der Behörde nicht 
anerkannt wird. Aufserdem kann man die Tödtung jedes her- 
renlos an öffentlichen Orten betroffenen Hundes anordnen. 
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§.227. 

Um das Entstehen der Krankheit bei nicht angesteckten 
Hunden za verhüten, ist ihren Besitzeiii eine angemessene Be- 
handlung derselben bei Strafe zur Pflicht zu machen. Wird 
ein Hund toll, so ist sein Besitzer desfalls in Untersuchung zu 
ziehen. 

Gegen die Verbreitung der Krankheit durch den Bils toller 
Hunde schützt am Sichersten die strengste möglichste Durchfuh- 
rung einer Vorschrift y wonach, zumal wenn sich ein solcher 
in der Nähe gezeigt, jeder Hund an öffentlichen Orten stets 
mit einem guten Maulkorbe versehen seyn mufs» £ine an- 
dere häufig vorgeschriebene Maafsregel, welche befiehlt, dafs 
bei der Wahrnehmung eines tollen Hundes sämmtliche Hunde 
der Gegend nur an einer Leine geführt werden sollen^ erleichtert 
zwar die Aufsicht und das Zurückhalten des angelegten von an- 
dern Hunden, hindert aber das Gebissenwerden doch nicht völlig 
und ist überdem, weil der Natur des Hundes, welche viel freie 
Bewegung verlangt, zuwider, selbst, wennschon vielleicht nicht 
in hohem Grade, geeignet, die gelürchtete Krankheit hervorzu- 
rufen. Der erstere Vorwurf trifft zwar auch die Maulkörbe sogar in 
gröfserem Maafse, wenn ein toller Hund mit einem Maulkorbe nicht 
versehen ist. Dieses wird jedoch nur seltener der Fall seyn kön- 
nen, wenn man die Vorschrift strenge handhabt, und dafür schützt, 
worauf es doch hauptsächlich ankommt, der Maulkorb vor dem 
Weiterbeifsen und erlaubt die wünschenswerihe freie Bewegung. 
Das gleichfalls bei dem Vorhandenseyn eines tollen Hundes häu- 
fig angeordnete Innebehalten aller andern Hunde, sofern sie we- 
der mit einem Maulkorbe versehen sind, oder an der Leine ge- 
führt werden, ist der Natur des Hundes in der mehrgedachten 
Beziehung unangemessen, es wäre denn, dafs dem Eingesperr- 
ten ein hinlänglicher Baum frei bliebe. Dem sogenannten Knüp- 
pein der Hunde , wobei ihnen ein Stück Holz angehängt wird, 
das sie am schnellen Laufen hindert, steht einmal diese unnatür- 
liche Hemmung der freien Bewegung an und füi* sich, dann aber 



IM Zweiter llieil. Zweiter Absdiaitt Zweites Gap&tei. 

auch entgegen , dafs diese dem Hand die Flucht vor einem tol- 
len Hunde erschwert. 

$. 288. 
Wuthkranke, ingleichen solche Hunde, von denen man wei&, 
oder auch nur mit Grund vermuthel, dals sie von einem tol- 
len Hunde gebissen worden sind, müssen stets sofort getödtet 
werden« Gleiches gilt von jedem andern Thiere, welches die 
Wuihkrankheit weiter zu verbreiten geeignet ist. Nur dann darf 
die Polizei eine Ausnahme gestatten y wenn ein approbirter Arzt 
oderThierarzt an einem derartigen Hund oder andern Thiere Beo- 
bachtungen oder Curversuche anstellen will und solches ohne alle 
Gefahr geschehen kann. Einige Gesetzgebungen, z. B. die öster- 
reichische (Müller a. a. O. II. §• 844.) und die Prenfsische (Re- 
gulativ vom 8. August 1855. $. 06.), bestimmen eine weitere Aus- 
nahme, indem sie verordnen, dafs, wenn ein der Wuthkrankheit 
verdächtiger Hund bereits einen Menschen gebissen hat, ein sol- 
cher Hund, wenn es ohne Gefahr geschehen kann, „zur Auf- 
klärung der Sache und zur Beruhigung der gebissenen Personen'' 
eingefangen und verwahrt werden soll, bis er entweder ganz ge- 
sund wird oder stirbt. Mit dieser Beruhigung ist es aber sehr 
ungewils; sie braucht aufserdem eine Zeit von mehreren Wochen, 
als so viele nämlich möglicher "Weise der Ausbruch der Krank- 
hiiit sich verzögern kann, unddieprophylactische Behandlung des 
Gebissenen mufs mittlerweile nicht minder sorgfaltig Statt finden. 
Die Beruhigung wird total vernichtet, wenn der Hund wirklich 
toll wird und es nicht gelingt, dieses dem Gebissenen zu ver- 
heimlichen. Gilt es aber einmal eine Verheimlichung, so möchte 
man mit der jedesmaligen Versicherung, dafs der Hund nicht toll 
gewesen, mindestens eben so sicher zum Ziele gelangen. Aufser- 
dem erspart man die immer bedenkliche, kaum absolut sicher zu 
bewerkstelligende Verwahrung eines möglicher Weise höchst ge- 
fährlichen Tbieres. 

Zeigt sich ein tolles oder der Wuüikrankheit auch nur 
verdächtiges Thier an öffentlichen Orten, so mufs das Pabliciim 
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davon auf dem kürzesten Wege, durch Ausruf, unter Angabe 
der besondern Kennzeichen warnend benachrichtigt werden. 
Entläuft das Thier, so sind die benachbarten Polizeibehörden 
davon durch Expresse zu benachrichtigen« 

Kreutzer : Grondrifs der gesammten Yeteriaarmedicxii , mit aosfuhrlicher 
Darstellung aller in sanitats- und Veterinär - polizeilicher etc. Hinsicht besonders 
wichtigen KranUieiten. Erlangen 1853. S. 861 ff. 



Alphabetisches Inhaltsyerzeichnils. 



A. beogesdiafte $. 150. 160; Haftpffidit 

Admissionsscliem $. 120. für sem Personal §, 173; Gremien 

Amt (.24; Zwangsredit des Staates nr $. 134L Anm. 2; Gehulle $. 138ff.; 

Übernahme eines solchen {. 47. Ldiriing {. 136 ff. 

Ämterbfldmig }. 25ff. Apothekerordnong. {. 127. Amn. 

Anlage fdr die Einwirkung von Schad- Apotheker - Wissenschaft und Konst 

lichkeitenübahanpt }(. 186. 187 ; von $. 129. 

Anstecknogsstoffen überhaupt f. 210 ; Approbation, durch dieselbe edangte 

Yon Menschenblattergift $.218 ff. rechtliche Tennuthnng {. 120. 

Ansteckung überhaupt $$.210 ff ; bei Sy- Approbationssdiein $. 122. 

philis §. 223. Armnthspolizei }. 18l 

Anstellung $. 49. Arzneimittel $$. 127 ff. ; Begriff $. 128; 

Anzeige ansteckender Kranken $. 101 ; Unterschied : ebendas ; gefährliche 

▼on Verbrechen und Vergehen, eben^ $$.193 ff; ummyerlassige $$.151 £; 

daselbst ; von syphilistischen Kranken homöopathische $$. 143. 157 ; Vor- 

$. 223. rathe $. 147 ; WohlfeOheit $^ 166 Ü. ; 

Apotheke $.143.; deren Anzahl f. 144; Sdmellerkingbarkeit $. 158 ff; Hanr 

deren Ort f. 146 ; Administration und dd damit §. 150 ; för Thiere §. 150. 

Verpachtung $. 141 ; Verkauf $. 167; Anm. ; Handverkauf $. l94. 

mnfs leicht au&ufinden und stets zu- Arzneitaxe $$. 147. 151. 167. 169. 

gangUch seyn §. 162. 164; Schlie- Arzt $$.100. 105. Anm. 1. Sidie Bei- 

fsung $. l64 ; als Staatsanstalt $. 143. Standspersonen. 

Anm. ; soll nicht eine vor der andern Aufsicht $. 74. 

ungebührlich begünstigt werden $. 148 ; 

Visiution $. 170. ; Schmausereien da- B. 

bei $. 14a ; Personen $. 135 ff. Badeanstalten $$. 179. 181. 

Apotheker, Begriff $. 129; Eigenschaf- Bandagen $. 174. 

ten $. 132; AnsbUdung $$. 132. 137; Beamte ${. 24. 39 ff ; fihigennd unfa- 

Fortbfldnng $. 134; Prüfung $$. 132. hige $. 87 ff 

134; gesetzliche Vorschriften für die- Beaugenscheinigung $. 71. 

selben $. 133 ; Greditiren $. 147 ; Bediente bei dner Behörde $. 29. 

Stiaf« $. 172; Existenz $. 144ff.; Behörde $. 24; Bfldnng dersdben im 

Gonoession f. 1^ ; ungebührliche An- Allgemeinen $. 25 ff. ; poliaeOich-me- 

siimen an denselben $. 150. 160; Ne- didnisdie $. 34. 



Alphabetisches Inhalteverzeichnifs. 



193 



Beistand §. 100 ff. ; Zwang zur Annahme 
$. 101. ; in plötzlichen gefährlichen 
Fällen J. 106. 

Beistandspersonen §. 100 ff. ; Eigenschaf- 
ten $. 103; ausländische $. 104; Er- 
kennbarkeit §, 105 ; Classification 
5. 105 ; Anzahl $. 106 ; Mangel J. 107 ff.j 
Vertheilung, Überfüllung und Frei- 
zügigkeit {. 111 ff. ; dürfen ihre Hülfe 
nicht willkührlich versagen $. 113; 
Vertretung §. 118.; Befugnifsüber- 
schreitnng$. 118; Kunstfehler $. 120. 
Anm.; Greditiren §. 116; approbirte 
dürfen in der Wahl ihrer Mittel nidlit 
beschränkt werden $• 153. 

Belehrung §. 76. 

Belohnung §.77. 

Berathungsbehörden $. 34 ff. 

Beschlagnahme $.75u 

Besichtigung §.71. 

Bevolkernngspolizei $. 18, 

Bezirksbehorden §.27. 

Blutegel 5. 177. 

Bordelle §. 224. 



Censurgrade §(. 104. 105. Anm. 3. 

Gentralbehörden $.27. 

Chirurgen §5. lOO. 105. Anm. 2. Siehe 

Beistandspersonen. 
Citation $. 85. 
Commission $. 94. 
Gompetenz §. 92 ff. 
Concession der Apotheker $. 149. 
Gonfination $$. 22. 80. 
Confrontation $$. 22. 71. 
Consoltation §. 113. 
Controle $. 75. 
ContamazansUlt §. 217. 
Credttiren der Apotheker §, 147. ; der 

Beistandspersonen §. II6. 
Criminalrecht §. 17. 
Camnlation yx>n Ämtern $. 122. Anm. 2, 



Delegation §. 94. 
Dennociatioo $§.101.223. 
Deputation §, 94. 

Vogel System d. med. Polizei. 



Disciplin der Beamten $. 48. ; der Bei- 
standspersonen $. 122. ; der Apothe- 
ker $. 168.; des Apothekenpersonals 
§.141. 

Dispensation von einem Gesetze §, 56. 

Dispensiren von Arzneimitteln $. 127« 
Anm. 2. 

Disposition zur Einwirkung einer 6cfaad<* 
lichkeit §$. 186. 187. 

Doctorpromotion $. 108. Anm. 



Ehrenrath $. 122. Anm. 3. 
Endemieen $$. 99. 107. 125. 160. 
Entbindungsanstalt $$. 179. 180. 
Epidemieen $$. 99. iÜfJ. 125. 160. 



Fächer, practische, möglicher Unter- 
schied $.2. 

Fachpolizei $.3. Anm. 

Fähigk«t der Beamten §. 87. 

Fahrlässigkeit §. 119. 

Filialapotheken $. 160. 

Finanzgewalt §, 17. 

Fleischschau §. 192. Anm. 

Formalitäten §. 60. 

Fragen, um weiche es sidi bei Ausübung 
der medidnischen Polizei stets han- 
delt $§. 30. 61; bei ansteckenden 
Krankheiten $.188; bei Schädlichkei- 
ten überhaupt $.214. 

Freizügigkeit der Beistandspersonen 
$.111. 

G. 

GebwUhelfer §. iOO. Siehe Beistands- 
personen. 

Geheimmittel $$. 150. 202. 

Gelegenheit zur Einwirkung rom Sdiäd- 
Uchkeiten $§. 186l 187. 

Gerichtsbarkeit, freiwillige §. 17. 

Gift 5$. 204 ff. ; GifWuich J. 209. ; Gtfk.; 
schein $. 209. 

Gutachten §.71. 



Handverkauf der Arzneimittel $,194^ 



Alpha1)eti$ches Infaaltsverzeichnifs. 



194 

Hauptpersonen bei einer Behörde §. 28. 

Haussuchung JJ. 71. 75. 

Hebammen {§. 100. 103. 105. 112. Siehe 

Beistandspersonen. 
Heilmethoden , ungewöhnliche §. 157. 
Herkommen $.58. 
Hülfsmittel §. 179 ff. 
Hundesteuer $.226. 
Hundswuth §. 225ff. 

L 

Impfung §. 219 ff.} von Menschenblat- 

tem 5. 221. 
Instanz §.27. 
Instrumente §. 174. 
Interpretation §.51. 
Irrenanstalten §§. 179. 180. 
Juden §. 131. Anm.l. 
Justizgewalt §. 18. 



Kinderkrippen $. 182. 
Kleinkinder- Bewahranstalten $. 81. 
Krankenhäuser §§, 179. 180. - 
Krankheiten, pestartige §§.216 ff. 
Kreisbehörden §.27. 
Kunstfehler §. 120. Anm. 1- 

Ladung §.85. 

Lehrbrief der Apotheker $. 135. 
Lehr- und Lemfreiheit §. 103. Anm. 
Leichenhäuser $. 183. 
Localbehörden §.27. 



Maachinen §, 174. 

Medicin, Begriff J. 1. 5 Unterschied von 
der medicinischen Polizei §. 2. ; poli- 
zeiliche §. 7. Anm. 

MedicinalordnuDg §. 54. 

Medidnalpersonen : s. Beistandspersonen 
und Apotheker. 

Medicinalverfassung §. 54. 

Meerwasser §. 178. 

Menschenblattern §. 218 ff. 

Militairgewalt §. 17. 

Müitairgränze , österreichische §. 217. 
Anm. 2. 



Militair-Medicinalpolizei $.17. Anm. 3. 

Mineralwasser, natürliches und künstli- 
ches 5. 178, 

Minuslidtation bei Arzneilieferungen 
$. 167. 

Mittel, polizeiUche §5.21. 22. 68 ff. 

Mittelbehörden J. 27. 

Mittelzwecke der medicinischen Polizei 
5.20. 



Natur der Sache §. 58. 

Naturrecht §. 7. 

Nebenpersonen bei einer Behörde §.28. 

Nothärzte §. 106. 



Oberbehörden §. 27. 
Obrigkeit §. 24. 
Observanz ^ 58. 



Patrimonial- Polizeigewalt J. 93. 

Pension §.48. 

Personiiication der medicinischen Poli- 
zei §. 23. 

Pfuscher §. 117. 

Pharmacie $.127. 

Pharmacopöe $. 151« 

Politik §§. 7. 16. 

Polizei, allgemeine §. 3. Anm. 

Polizei, medicinische, Begriff §§. 1. 3; 
verschiedene Namen §. 4. ; als Sicher- 
heitspolizei und Wohlfahrtspolizei $. 1. 
Anm. ; Unterschied von der Medicia 
J. 2; Wichtigkeit §. 5; Verhältnifs 
zur Kirche §. 15 ; zu andern Zweigen 
der Staatsgewalt §. 17; zu andern 
Zweigen der Polizei §. 18. ; Endzwecke 
und Mittelzwecke derselben $. 20. j 
Verwaltung §.30 ff. 

Polizeiwissenschaft, medicinische §. 6; 
Wichtigkeit J6; Quellen §. 7j Lite- 
ratur $.8; Eintheilung §. 10. 

Praxis, Niederlegung derselben §. 113. 

Principal einer Apotheke $. 128. Anm. 

Privatrecht J. 17. 
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Procentabgaben der Apotheker an Me- 

didnalpersonen §. 148. 
Provinzialbehörden §. 27. 
Prüfung der Medicinalbeamten §, 43 ff. ; 

der Beistandspersonen §. 104 ff.; der 

Gehülfen und Lehrlinge §. 135 ff. ; der 

Arzneien §.155. 

Q. 



Quacksalber § 117 ff. 
Quarantaine §. 217. 

R. 

Rabatt der Apotheker §§. 147. 167. 
Rastell §. 217. Anm. 2. 
Realprivilegien der Apotheker §. 149. 
Recepte §§. 156. 163. 169. 199 ff. 
Recht, öffentliches §.17. 
Rechtsopfer der Staatsangehörigen zu 

medidnisch - polizeilichen Zwecken 

§. 15. 
Revision der Apotheken §. 75. 

S. 

Schädlichkeiten im Allgemeinen §. 185 ff. 
Scheintod §. 183. 
Schlufsfassung §§.70.72. 
Selbstdispensiren der Beistandspersonen 

§§. 157. 161. 
Selbstmord §. 101. Anm. 2. 
Seuchen §§. 99. 108. 125. 160. 
Sicherheitshaft §§. 22. 79. 
Sicherheitsleistung §. 22. 78. 
Sittenpolizei §. 18. 
Sittlichkeit §. 13. 
Sperrmaarsregeln §§. 186. 211 ff. 
Staatsamt §. 24. 
Staatsbeamte §.24. 
Staatsdiener §.24. 
Staatsoberhaupt §.24. 
Staatsphilosophie §. 7. Anm. 2. 
Staatsrecht §.7. Anm. 2. 
Staatswissenschaft §. 7. 
Staatszweck §.13. 
Statuten §.51. 

Stellencnmulation §.122. Anm. 2. 
Steuerfreiheit der Ärzte §. 122. 



Strafe §§.22.82. 

Studienvorschrift §. 103. Anm. 

Subalternbeamte §.28. 

Subject der medicinischen Polizei §. 23 ff. 

Suspensivkraft §.66. 

Syphilis §.222 ff. 

T. 

Taxe für die Arzneimittel §§. 147. 151. 
167. 169. ; Beistandspersonen §. 114 ff. 
Tollkrankheit §.225 ff. 

U. 

Unterbehörden §.27. 
Unterrichtspolizei §. 18. 
Untersuchung §§. 65. 70. 71.; Mittel §. 71. 
Uriaub §. 48. 

V. 

Veranlassung §.63. 

Verfahren , medicinisch - polizeiliches, 
Quellen §§. 50. 58; Art und Weise 
§§. 68 ff. ; wesentliche Stücke dessel- 
ben §. 59 ; tumultnarisches §. 59 ; Ort 
desselben §.67; nichtiges §. 60; Zeit 
§. 62. 

Verhör §. 71. 

Verjährung von Vergehen §. 65 ; von 
Forderungen der Medidnalpersonen 
§. 116; der Apotheker §§. 147. 163. 

Vernehmung §. 71. 

Verordnung §. 51. 

Verpflichtung, der Beamten §.48; der 
Beistandspersonen §. 122; der Apo* 
theker §. 168; der Gehülfen §. 140. 

Verschwiegenheit der Beistandspersonen 
$. 101 ; der Apotheker $. 131. 

Vertrauen zu den Beistandspersonen 
§. 101. 

Vertretung der Beistandspersonen {• 1 19 ; 
der Apotheker §. 164. 

Verwaltung der medicinischen Polizei 
§.30 ff. 

Verweisung §.22.81. 

Vieharzneien $. 150. Anm. 

Visitation der Apotheken §. 71. 75. 

Völkerrecht §.7. 

Vollziehung §§.70.73. 

13* 
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W. Wulhkrankheit §.225 flF. 
Wache J.75. 

Waisenanstaltcn $. 182. ^• 

Wasser, »ufses $. 178. Zeit für Amtsgeschäfte' §.62. 

Wasserscheu §. 225 ff. Zwang $§. 22. 83 ; zur Beistandsannahme 
Weihnachtsgeschenke von Apothekern §• 101. 

an Medidnalpersonen §. 148. Zwischenbehö'rden §. 27. 
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